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G eleitw ort

Wenn regionale Arbeitsmärkte nationale Grenzen überlagern, können Arbeits­
kräfte von ihrem Wohnort zum Arbeiten in ein anderes Land pendeln. Der zwi­
schenbetriebliche Arbeitsplatzwechsel wird dabei auch zu einem Wechsel zwi­
schen institutioneilen Umwelten: Das individuelle und kollektive Arbeitsrecht, 
die soziale Sicherung, das Steuersystem können sich unterscheiden. Es ist das 
Ziel der vorliegenden Dissertation, die Pendelbewegungen in der drei Länder 
umfassenden Region "Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz" zu untersuchen und dabei 
die Verhaltensspielräume und Kompensationsstrategien der Unternehmen zu be­
leuchten. Obwohl eine solche Studie fur das Entstehen und Funktionieren des 
einheitlichen europäischen Binnenarbeitsmarktes von größter Aussagekraft sein 
sollte und für die Unternehmen Wettbewerbsverzerrungen durch ungleiche insti­
tutioneile Umwelten so wichtig werden können, daß sie zu Standortverlagerun­
gen führen, gibt es bislang keine empirischen betriebswirtschaftlichen Studien 
zum Pendeln zwischen grenzüberschreitenden regionalen Arbeitsmärkten. Die 
vorliegende Arbeit betritt also Neuland.

Angesichts des eklatanten Datenmangels und der Schwierigkeit der Modellierung 
oligopolistischen grenzüberschreitenden Wettbewerbs auf Arbeitsmärkten sind 
starke Annahmen nötig, um Erkenntnisfortschritte zu machen. Dazu gehört die 
Vernachlässigung des Steuersystems und der Arbeitsbedingungen. Ruth Böck 
konzentriert sich auf den Lohn und die Sozialleistungen als Einflußgrößen für das 
Pendeln. Bedenkt man, daß die institutionenfreie Untemehmenstheorie häufig nur 
den Lohn oder die Arbeitskosten pauschal betrachtet, aber nicht die Zusammen­
setzung der Kompensation, so ist auch dieses reduzierte Problem noch eine nen­
nenswerte Herausforderung. Sie wird mit Bravour gemeistert, indem zunächst der 
Arbeitsvertrag als relationaler Tauschvertrag interpretiert und die Kosten von Va­
kanzen und der Wiederbesetzung eines Arbeitsplatzes im einzelnen untersucht 
und verglichen werden. Da sozialversicherungsrechtliche Belastungen (und damit 
verbundene Vollzugskosten) den Spielraum von Unternehmen für Lohnprämien 
oder freiwillige betriebliche Sozialleistungen unter sonst gleichen Bedingungen 
einschränken, wird im Vergleich von Deutschland, Frankreich und Luxemburg 
die Kostenbelastung der Unternehmen durch die soziale Sicherung analysiert. Ein 
solcher zielgerichteter Systemvergleich ist außerordentlich schwierig. Nach Ruth 
Böcks Ergebnissen sind die Gesamtkosten der sozialen Sicherung für luxembur­
gische Unternehmen am niedrigsten, für französische Unternehmen am höchsten, 
Deutschland liegt in der Mitte. Empirischer Höhepunkt der Arbeit ist eine Erhe­
bung in 50 Unternehmen - als Teil der Quinter Studie zur Praxis der Personalpo­
litik in Europa (QUIPPE), die beweist, daß sich die untersuchten Unternehmen 
oft nicht entlang von Branchen- oder Betriebsgrößenklassen kategorisieren lassen 
und daß ebensowenig Ländergrenzen alleine Erklärungskraft besitzen. Die übli­
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che Diskussion mit aggregierten Massendaten ist betriebswirtschaftlich oft also 
nicht zu rechtfertigen.

In der personalwirtschaftlichen Literatur wird die Bedeutung von Arbeitsmärkten 
und Absatzmärkten für die Personalpolitik von Unternehmen noch selten expli­
ziert, sie wird fast nie empirisch dokumentiert - und international vergleichende 
Arbeiten sind eine wirkliche Rarität. Daß gleichzeitig Einsichten über die Funk­
tionsweise grenzüberschreitender Arbeitsmärkte in Europa vorgebracht werden, 
zeigt, wozu der institutionenökonomische Ansatz in der Betriebswirtschaftslehre 
taugen kann. Ich hoffe, daß die weiterführenden Arbeiten, insbesondere auch zu 
Standortbewegungen von Unternehmen in grenzüberschreitenden Arbeitsmärk­
ten, rasch und von eben solcher Qualität angegangen werden.

Trier, im Juli 1995

Prof. Dr. Dieter Sadowski
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V orw ort

Die Fertigstellung einer Dissertation gleicht einem Hürdenlauf. Manche dieser 
Hürden kann man alleine meistern. Viele kann man aber nur überspringen, weil 
man Menschen um sich herum hat, die einem fachliche und technische Hilfestel­
lungen, aber auch das notwendige Vertrauen und den erforderlichen persönlichen 
Rückhalt geben.

Prof. Dr. Dieter Sadowski hat mich gelehrt, wie spannend und unerwartbar be­
triebliche Personalpolitik in Theorie und Praxis sein kann. Für seine Bereitschaft, 
mich als Quereinsteigerin in sein Team am Institut für Arbeitsrecht und Arbeits­
beziehungen in der Euopäischen Gemeinschaft (1AAEG) aufzunehmen, und sein 
Vertrauen in meine Fähigkeiten und mein Durchhaltevermögen danke ich ihm 
sehr.

Die ersten Schritte in der sicher nicht immer einfachen Welt empirischen Arbei- 
tens hat mir Prof. Dr. Walter Krug beigebracht. Ihm gebührt ein besonderer 
Dank, denn einerseits hat er wesentlich meinen Mut gefördert, mich auf das 
Abenteuer Dissertation einzulassen, und andererseits hat er als Zweitgutachter 
das Ergebnis meines Zieleinlaufes entscheidend mitbestimmt.

Einen ganz besonders großen Anteil am Gelingen dieser Arbeit hat PD Dr. Uschi 
Backes-Gellner. Mit ihr zusammen habe ich nicht nur die Hürden der Datenge­
winnung, -aufbereitung und -auswertung gemeistert; sie hat mir auch sonst stets 
mit Rat und Tat zur Seite gestanden und war kritische Beraterin und Mutma­
cherin in allen Lebenslagen. Ihr Einsatz und ihr Ansporn haben diese Arbeit we­
sentlich geprägt.

Ohne die Hilfe unseres wissenschaftlichen Nachwuchses R alf Kuhn, Dietmar 
Volkemer, Guido Sauerborn, Peter Gladel, Achim Krings und Margit Rapp lägen 
die Details der sozialen Sicherungssysteme immer noch im Dunkeln und die zu­
grundeliegenden Daten wären sicher weniger gut erhoben und aufbereitet. Für 
den Fleiß, die Ausdauer und die vielen Ideen und Hilfestellungen ihnen allen ein 
herzliches Dankeschön.

Schließlich verbinden mich mit Dipl.-Kffr. Stefanie Decker, Dr. Musewa M'Bayo 
und Dr. Karl-Heinrich Bruckschen nicht nur die Freuden und Leiden einer ge­
meinsamen Promotionszeit, sondern auch eine Freundschaft, die mich mehr als 
einmal wieder aufgerichtet hat, wenn ich glaubte, die Hürden seien zu hoch, um 
mein Ziel je zu erreichen.

Trier, im Juli 1995

Ruth Böck
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I. E in le itu n g: D ie S uche nach A nsatzpunkten zu r  B eein flu s­
su n g  gren zü b ersch reiten d er Pendelw anderungen

1. G renzüberschreitende Pendelwanderungen: ein viel diskutier­
tes, aber w enig erforschtes Phänomen

„Mehrere tausend Arbeitnehmer arbeiten im grenznahen Ausland und wohnen in 
Deutschland“ (S T E H R  1993: 6). Solche Pressemeldungen waren vor einigen Jah­
ren noch sehr selten; heute ist Grenzgängertum dagegen ein viel diskutiertes Phä­
nomen politischer und wirtschaftlicher Akteure in Grenzregionen und immer 
mehr auch auf europäischer Ebene.

Während die einen von einer Erosion ganzer Regionen und dem Verlust von 
Steuereinnahmen sprechen und deshalb vehement fordern, der Abwanderung ent­
gegenzutreten (vgl. o.V. 1993b, o.V. 1993c), prognostizieren andere den Zusam­
menbruch des heimischen Arbeitsmarktes, wenn die Grenzgänger ausblieben 
(vgl. T e l e n  1993).1 A uf europäischer Ebene ist eine Diskussion darüber entfacht, 
ob Grenzgängern ein Sonderstatus eingeräumt werden soll. Während einerseits 
zur Vermeidung von Ungleichheiten der Idee eine strikte Absage erteilt wird, 
weist man andererseits dennoch darauf hin, daß Grenzgängern eine besondere 
Funktion zukommt, weil sie bei den Bemühungen um die Abschaffung der 
Binnengrenzen an vorderster Front stehen“ (EUROPÄISCHES PARLAM ENT 1993: 
13). A uf europäischer Ebene steht das Ziel eines möglichst hohen Arbeitskräfte- 
austauschs im Vordergrund, wodurch man sich einen Abbau regionaler Dispar­
itäten2 und eine bessere Integration der Kapital- und Gütermärkte verspricht3 
(vgl. F R E ISL  1991: 8). Auf regionaler Ebene sieht man sich aber bislang einer 
Einbahnstraße “ grenzüberschreitender Mobilität und den daraus resultierenden, 
zuvor angedeuteten Problemen gegenüber. Allen Akteuren gemeinsam ist deshalb 
der Wunsch nach Möglichkeiten zur Beeinflussung des Wanderungsverhaltens

1 E in  G rund dafür ist, daß die N achfrage der Unternehmen nach v.a. qualifizierten Fachkräf­
ten  n ich t alle ine  durch das einheim ische A ngebot gedeckt w erden kann. Ü ber eine solche 
A bhängigkeit von G renzgängern berichtet auch LEIMGRUBER (1987: 259, 261) für die 
Schw eiz.

2 E inen E indruck von den regionalen D isparitäten zwischen verschiedenen europäischen 
R egionen ve rm itte lt d ie KOMMISSION DER EG (1991a: 17ff.).

3 O b m ehr A rbeitskräftem obilitä t tatsächlich Disparitäten verringern hilft, ist allerdings frag­
lich. BÖRSCH-SUPAN (1990: 69) w iderlegt näm lich z.B. für die B undesrepublik D eutsch­
land, daß regionale  und sektorale A rbeitslosigkeit durch höhere M obilität reduzierbar ist. 
D ijk  e t al. (1989) zeigen dem gegenüber m it D aten für die USA und die N iederlande, daß in 
beiden  Ländern  W anderungen zu einem  nicht geringen Teil durch A rbeitslosigkeit ausge­
lö s t w erden  und o ft m it einer W iederbeschäftigung enden. Sie konstatieren außerdem  einen 
erheblichen E influß  von A rbeitsm arktinstitutionen, die job-m atching fördern.
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der Arbeitnehmer. Ein erster wichtiger Schritt in diese Richtung wurde bereits 
sehr früh mit dem Art. 48 Abs. 3 EWG-Vertrag sowie durch Festschreibung des 
Rechts auf Freizügigkeit4 in der Verordnung Nr. 1612/68 getan. Diese Regelung 
räumt allen Arbeitskräften das Recht ein, in einem anderen Mitgliedstaat eine Be­
schäftigung zu suchen und diese unter den gleichen Bedingungen wie die dort 
beschäftigten Arbeitnehmer auszuüben. Systematische Statistiken internationaler 
Wanderungsbewegungen, die den Erfolg dieser Gesetzgebung messen könnten, 
sind jedoch selten. Das Defizit an solchen Daten ist auch ein Grundproblem der 
Diskussion über grenzüberschreitende Pendelwanderungen. Aufgrund der man­
gelhaften statistischen Erfassung muß man Quellen unterschiedlicher Qualität 
und Zuverlässigkeit miteinander kombinieren, um überhaupt Grunddaten zu 
grenzüberschreitenden Pendelwanderungen Z u s a m m e n t r a g e n  zu können.

Im Gegensatz zu der tendenziell rückläufigen Entwicklung der Migration5 steigt 
das Ausmaß grenzüberschreitender Pendelwanderungen im Zeitverlauf stetig an

4 G renzüberschreitende M obilität bzw. Freizügigkeit von A rbeitskräften um faßt im w eitesten 
Sinne sowohl d ie (legale) Im - und Em igration zw ischen Ländern der Europäischen G e­
m einschaft sowie zwischen D rittstaaten und Ländern der Europäischen G em einschaft als 
auch d ie grenzüberschreitenden Pendelwanderungen (vgl. WHITTING/PENNY o.J.: 1). „The 
European C om m ission defines a  frontier w orker as any person w ho is em ployed as a  sala- 
ried o r a  non-salaried w orker in one M em ber State and is resident in another M em ber State, 
w here he/she retum s a t least once a  w eek“ (E c o t e c  1992: 1). Im  G egensatz dazu w ird bei 
M igration sowohl der A rbeitsort a ls auch der W ohnort gewechselt.

5 W ährend in den 50er und 60er Jahren eine „large-scale“ M igration zu beobachten war, die 
anfangs noch überw iegend von K riegsflüchtlingen und V ertriebenen, bald aber schon von 
Gastarbeitern v.a. aus den südlichen M ittelm eerländern getragen wurde, ist eine zw eite 
Phase A nfang der 70er Jahre durch Stagnation der M igrationsbew egungen und erste R ück­
w anderungsw ellen gekennzeichnet (vgl. LEBON/FALCHI 1980: 545). In der heutigen dritten 
Phase des europäischen M igrationsprozesses sind die M ittelm eerländer nach ihrem B eitritt 
zur Europäischen G em einschaft selbst zu Einwanderungsländern v.a. fü r M igranten aus 
Drittländern gew orden (vgl. dazu PUGLIESE 1992); ausserdem  kom m t es verm ehrt zu  W an­
derungen aus osteuropäischen Ländern (vgl. z.B . SAMORODOV (1992); K w o k /L e la n d  
(1982); GRUBEL/SCOTT (1971)) FRANZ (1993) geht insbesondere auch a u f  Aus- und Ü ber­
siedler ein. M an kann jedoch länderspezifische Entwicklungen feststellen. W ährend in v ie­
len Ländern der R ückgang ausländischer Beschäftigter offensichtlich ist (B elgien, D äne­
m ark, D eutschland, Frankreich), ist in anderen EG -Staaten ein m ehr oder w eniger starker 
A nstieg zu verzeichnen (v.a. in Irland und G roßbritannien, aber auch in Italien, Luxem burg 
und den N iederlanden). Prognosen über die zukünftige Entw icklung der M igrationen zw i­
schen den einzelnen M itgliedstaaten gehen jedoch insgesam t von einem  w eiteren Rückgang 
d ieser Form der A rbeitskräftem obilität aus (vgl. u.a. M a RTIN/HÖNEKOPP/Ul lm a n n  1990: 
592ff.). A ber nicht nur das Ausm aß, auch die Q ualifikationsstruktur der W andernden ver­
änderte sich stark: W ährend bis in die 70er Jahre v.a. arbeitslose und geringqualifizierte 
A rbeitskräfte aus den M ittelm eerländern in die zentral- und nordeuropäischen Staaten w an­
delten (vgl. PENNINX 1986: 951ff.), w ird die M obilität heute stärker von jüngeren  und qua­
lifizierteren A rbeitnehm er getragen (vgl. WALWEI/WERNER 1991: 76). D iese Entwicklung 
resultiert größtenteils aus den veränderten Qualifikationsanforderungen von U nternehm en 
(vgl. auch KRAMER 1993), die ihrerseits w ieder eine Folge von Strukturw andel, technologi­
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(vgl. F a b m a n n /M ü n z  1993: 16; M a r t i n /Hö n e k o p p /U l l m a n n  1990: 598).6 
Gab es 1975 250.000 Grenzgänger innerhalb der Europäischen Gemeinschaften, 
so waren es 1990 bereits ca. 400.000 (vgl. RlCQ 1981: 206; ECO TEC 1992: 1), 
wobei

„[...] der G renzgängerstrom  zwischen Frankreich und D eutschland [...] über ein 
V iertel der G esam tzahl aus[m acht]. An zweiter Stelle stehen d ie G renzgängerbe­
w egungen zw ischen Belgien, Frankreich und D eutschland nach Luxem burg“ 
(E u r o p ä is c h e s  P a r l a m e n t  1993 :12 ).7

Diese Pendelwanderungsbewegungen beschreiben zugleich auch die Großregion 
Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz. Das Gebiet (vgl. Abbildung 1) umfaßt das Bun­
desland Saarland, die Region Lothringen mit den vier Departements Moselle, 
Meurthe et Moselle, Meuse, Vosges sowie Luxemburg (Großherzogtum) und 
Trier/Westpfalz. Letztere ist die einzige Teilregion, die nicht mit vorhandenen 
Verwaltungseinheiten übereinstimmt. Zu ihr zählen der Regierungsbezirk Trier, 
die Landkreise Birkenfeld, Pirmasens, Kaiserslautem und Donnersbergkreis so­
wie die kreisfreien Städte Zweibrücken, Pirmasens und Kaiserslautem (vgl. 
S t a t i s t i s c h e s  L an d esam t S a a r la n d  1 9 9 0 :8 ).

schem  Fortschritt, V erstärkung des Dienstleistungsbereichs und einer zunehm enden In ter­
nationalitä t der U nternehm en sind (vgl. SALT/FlNDLAY 1989; M a n z  1989). So ist eine 
zeitlich  befriste te  Entsendung von v.a. jüngeren und qualifizierteren M itarbeitern ins A us­
land fu r v iele international tätige Unternehmen heute bereits Bestandteil einer zukunfts­
orientierten  betrieblichen Personalpolitik (vgl. BÖCK. 1993).

6 „D ie zahlenm äßigen K enntnisse über Grenzgänger sind - sofern überhaupt vorhanden - um ­
so ungew isser, als sie grenzüberschreitend sind. Genauere Verfahren für die [...] verschie­
denen Param eter, d ie den G renzgänger kennzeichnen, sind sozusagen nicht vorhanden. A lle 
d iese  statistischen Schw ierigkeiten regionaler, nationaler oder europäischer A rt zeigen 
deutlich , w ie heikel es ist, das Grenzgänger-Phänomen in Zahlen zu fassen und es vo r allem 
zu beschreiben  oder etw a a u f  G rund abgestufter Kriterien eine allgem eine Typologie auf­
zuste llen“ (R IC Q  1981:205).

7 E ine Sam m lung von Inform ationen über Grenzgängerzahlen zw ischen anderen R egionen 
findet m an fü r die 80er Jahre auch bei Ke s s l e r  (1991a).
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Abbildung 1: Die Region Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz

Quelle: Statistisches Landesam t Saarland et al. (1990: 6)



25

In dieser Großregion gab es in 1990 insgesamt etwa 60.500 Grenzgänger.8 Wäh­
rend die Region Saar-Trier/Westpfalz9 ebenso wie Luxemburg einen positiven 
Pendlersaldo aufweist, ist dieses in Lothringen negativ.Von allen Grenzgängern 
der Großregion pendelten 1990 64,4% von Lothringen in die Region Saar-Trier/ 
Westpfalz. Im Vergleich zu den Vorjahren ist die Zahl französischer Grenzgänger 
im Saarland leicht rückläufig.10 Die sektorale Verteilung der französischen 
Grenzarbeitnehmer im Saarland zeigt eine eindeutige, wenn auch im Zeitverlauf 
leicht rückläufige Dominanz des Verarbeitenden Gewerbes. Eine wesentlich ge­
ringere, im Vergleich zu anderen Sektoren aber zunehmende Bedeutung, kommt 
dem Dienstleistungsbereich zu. Die Pendelwanderung von den deutschen Regio­
nen nach Lothringen haben in 1990 demgegenüber einen Anteil von nur 6,6% an 
allen grenzüberschreitenden Pendelwanderungen der Großregion. Von allen 
Grenzgängern in Lothringen machen die deutschen jedoch mit 48,9% in 1990 den 
größten Anteil aus, gefolgt von luxemburgischen mit 45,7%. Hauptziele sind 
Thionville und Longwy, über die sektorale Verteilung ist nichts bekannt (vgl. 
T lB E SA R  1992: 8).

Im Gegensatz zu den wenigen luxemburgischen Auspendlem (0,82% aller 
Grenzgänger der Großregion) findet Grenzgängertum nach Luxemburg in relativ 
großem Umfang (20,1% aller Grenzgänger der Großregion) und mit bemerkens­
werten Steigerungsraten statt (vgl. o.V. 1992c: 9; T i b e s a r  1993: 6). Im Durch­
schnitt sind ca. 17% der Grenzgänger nach Luxemburg Deutsche und ca. 45% 
Franzosen.11 Die Zahl deutscher Grenzgänger hat zwischen 1980 und 1987 um 
das 2,66-fache zugenommen, bei den französischen Grenzpendlem um das 1,98- 
fache (vgl. T lB E SA R  1993: 8). Dieses Ergebnis spiegelt sich auch in der Entwick­
lung der neueingestellten Ausländer wider: Waren Anfang der 80er Jahre erst 
24% der neueingestellten Ausländer in Luxemburg Grenzpendler, betrug der ent­
sprechende Anteil 1990 bereits 59,2%. Beschäftigt werden Grenzgänger unab­
hängig von ihrer Herkunft v.a. im luxemburgischen Banken- und Versicherungs-

8 D ie nachfolgenden A ussagen beziehen sich überw iegend a u f  A ngaben in den jew eiligen 
S ta tistischen Jahrbüchern der Regionen bzw. Länder sowie a u f  D aten der Inspection 
G énérale  de la Sécurité Sociale in Luxemburg, die z.T. von TlBESAR (1993) aufbereitet 
w urden , jed o ch  der A utorin ebenfalls zur Auswertung zur V erfügung gestellt wurden. D ie 
zugrundeliegenden D aten sind im Anhang 1 ausgewiesen. A bw eichende Q uellen sind ange­
geben.

9 In der h ier verw endeten Datengrundlage (ECOTEC 1992) werden nur Länder, n icht R egio­
nen ausgew iesen . Es w ird in der vorliegenden Arbeit deshalb unterstellt, daß Pendelw ande­
rungen  zw ischen Deutschland und Frankreich v.a. das Saarland, zw ischen D eutschland und 
L uxem burg  v .a. d ie R egion Trier/W estpfalz betreffen.

10 Info rm ationen  über die soziodemographische Verteilung der französischen G renzgänger 
faß t VERNIER (1993: 69-73) zusam m en.

11 Insgesam t lieg t die Zahl der französischen G renzgänger in Luxem burg über der Zahl der 
franzö ischen  G renzarbeitnehm er in Deutschland.



bereich, im Handel und im Baugewerbe. Französische Grenzgänger findet man 
zudem relativ häufig im Bergbau, deutsche dagegen im Transport- und Kommu­
nikationswesen.

Insgesamt kann somit die Region Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz als eine domi­
nierende Grenzgängerregion in Mitteleuropa identifiziert werden. Dabei handelt 
es sich bei den Regionen Saar-Trier/Westpfalz und Luxemburg um Einpendelre­
gionen, wobei jeweils der Anteil an Franzosen dominiert. Während das Grenz- 
gängertum nach Deutschland rückläufig ist, steigt das Pendeln nach Luxemburg 
stetig an. In Deutschland werden Grenzgänger überwiegend im Verarbeitenden 
Gewerbe beschäftigt, während der Dienstleistungsbereich gering besetzt ist; in 
Luxemburg ist dies eher umgekehrt.

Lassen die statistischen Grunddaten noch generelle Aussagen über das Ausmaß 
und die Struktur grenzüberschreitender Pendelwanderungen zu, so wird über die 
zugrundeliegenden Motive und potentiellen Beeinflussungsmöglichkeiten meist 
nur noch spekuliert.12 Genauere Informationen darüber könnten aber nicht nur 
erklären, warum grenzüberschreitende Pendelwanderungen sich im Zeitverlauf 
trotz einheitlicher Freizügigkeitsregelungen anders entwickelten als Migrationen. 
Vielmehr könnten sie auch Ansatzpunkte für mögliche Eingriffe zur Steuerung 
von Arbeitnehmermobilität aufzeigen, was auch vom E u r o p ä i s c h e n  P a r l a ­

m e n t  (1993: 13) angestrebt wird:

„Es w äre nützlich, über eine genaue A ufschlüsselung der w irtschaftlichen Fakto­
ren zu  verfugen, die für die A ufnahm e einer B eschäftigung jenseits  der G renze 
sprechen, da je  nach den Gründen [...] unterschiedliche V orkehrungen fiir ver­
schiedene G ruppen von Arbeitnehm ern erforderlich sein können. A us diesem  
G rund w ird die Kom m ission im Entschließungsantrag aufgefordert, eine sehr viel 
eingehendere U ntersuchung des Phänom ens der G renzgänger zur V ertilgung zu 
stellen.“

Auf welche Weise die vorliegende Arbeit einen Beitrag zur Steigerung der 
Transparenz im Hinblick auf mögliche Determinanten und damit Einflußmög­
lichkeiten von grenzüberschreitenden Pendelwanderungen leisten will, wird in 
der nachfolgenden Beschreibung des Forschungsstandes sowie der Skizzierung 
des zugrundeliegenden Forschungsdesigns deutlich gemacht.

26

12 D ieses Problem  verschärft sich noch, w enn man die W anderungsm otive n icht generell, 
sondern fü r bestim m te Erwerbspersonengruppen untersuchen m öchte, w as SADOWSKI/ 
Sc h ie b e n  (1991) und SADOWSKI (1993) für den Bereich der Ä rzte und des Pflegepersonals 
betonen.
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2. M otive von Pendelwanderungen: Erkenntnisse bisheriger For­
schungsarbeiten

Ja n s e n /T öpfer  (1974: 95) konstatierten bereits vor zwanzig Jahren,

„[...] daß eine um fassende und fundierte U ntersuchung über die Struktur und die 
B estim m ungsgründe der Pendelwanderungen, also eine em pirisch gehaltvolle 
„Theorie der Pendelwanderungen“, noch fehlt

Seitdem sind verschiedene Studien zu diesem Themenkreis durchgefiihrt worden; 
jedoch beschäftigen sich nur wenige speziell mit grenzüberschreitenden Pendel­
wanderungen.13

2.1 Grenzgänger: Arbeiten im grenznahen Ausland und Wohnen im In­
land14

Um die Grundüberlegungen bisheriger Forschungsarbeiten zu diesem Thema zu 
charakterisieren, eignen sich insbesondere zwei ausführliche Studien zu grenz­
überschreitenden Pendelwanderungen zum einen zwischen Frankreich und der 
Schweiz (vgl. M ey er  1986) und zum anderen zwischen Deutschland und der 
Schweiz (vgl. M ohr  1986).15

13 D ie  geringe Zahl entsprechender Arbeiten w ird angesichts der oben zitierten A ufforderung 
an  d ie K om m ission w eniger m it einer m angelnden Bedeutung fü r w issenschaftliche For­
schung zu erklären sein, als vielmehr m it einer unzureichenden D okum entation von G renz­
gängerdaten. Für diese These spricht, daß die w enigen Studien zu grenzüberschreitenden 
Pendelw anderungen sich a u f  Länder beziehen, in denen es offizielle R egister und S tatisti­
ken  darüber gibt. A uch HOLTMANN (1989: 51) bem ängelt nach eingehender B eschäftigung 
m it der Problem atik  der Arbeitskräftemobilität in der Europäischen G em einschaft die 
schlechte D atenlage insbesondere auf M ikroebene und kom m t zu dem  Schluß, daß „[...] 
in ternationale Arbeitskräftewanderungen [...] sich auch in Z ukunft als großes und dankba­
res G ebiet sozialw issenschaftlicher Forschung erweisen [werden].“

14 N ich t besprochen w erden rein deskriptive Veröffentlichungen über das (geschätzte) A us­
m aß  an und d ie Struktur von grenzüberschreitenden Pendelw anderungen (vgl. 
COCHER/WAGON (1991); COCHER 1991; WAGON 1991; OECD 1990b).

15 D ie  Studie von MEYER basiert auf der Grundlage einer aus am tlichen M eldebögen gezoge­
nen  S tichprobe. Datengrundlage der A rbeit von MOHR sind am tliche Statistiken aus 
D eutschland (V olks- und Arbeitsstättenzählung) und der Schw eiz (Zentrales A usländerre­
g ister) sow ie eine von der Allgemeinen O rtskrankenkasse (A O K ) zur V erfügung gestellte, 
anonym isierte  L iste der zur Arbeitslosenversicherung gem eldeten Pendler. A ußerdem  stan­
den  G renzgängerkarteien der einzelnen K antone zur A usw ertung und zur Stichprobenzie­
hung fü r eine schriftliche Grenzgängerbefragung in 1984 zur V erfügung. Schließlich w ur­
den noch eine V ielzahl von Experteninterviews m it V ertretern von Betrieben, 
G ew erkschaften  und verschiedenen anderen Institutionen geführt.
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Beide Autoren studierten nach eingehender Betrachtung der Rahmenbedingun­
gen, des Ausmaßes und der sozioökonomischen Struktur16 von grenzüberschrei­
tenden Pendelwanderungen auch deren Motive und Wirkungen. Als Gründe für 
die Arbeitsaufnahme im Nachbarland werden von den Grenzgängern i.d.R. Ursa­
chenbündel genannt: Ein Viertel der Befragten führt an, daß sie keinen Arbeits­
platz in der Herkunftsregion gefunden haben, knapp 23% geben finanzielle Vor­
teile an. Auch höhere Arbeitsplatzsicherheit und ein besseres Arbeitsklima in der 
Nordwestschweiz sowie traditionelle Bindungen werden genannt. Die abschlies­
sende Analyse der Wirkungen grenzüberschreitender Pendelwanderungen kon­
zentriert sich auf das Einkaufsverhalten, die Nutzung von Dienstleistungsangebo­
ten, Infrastrukturaus- und -belastung, Wohnraum und soziale Kontakte.

Stärker arbeitsmarkttheoretisch orientiert sind Arbeiten von W E R N E R  (1992, 
1993) und E c o t e c  (1992), die Vorteile und Problembereiche von grenzüber­
schreitenden Pendelwanderungen in den Mittelpunkt stellen. Sie beschreiben 
Gründe und Hemmnisse für das Pendeln insbesondere zwischen Frankreich und 
Deutschland und sprechen auch die Bedeutung von Kooperationen der Arbeits­
verwaltungen beiderseits der Grenzen an. Neben den Vorteilen, daß man Immo­
bilienbesitz nicht aufzugeben braucht, der Ehepartner seinen Arbeitsplatz behal­
ten, die Kinder in ihrem Schulsystem verbleiben können und die Sprachprobleme 
meist relativ gering sind, wird insbesondere auch die finanzielle Besserstellung 
aufgrund günstigerer Besteuerung oder Sozialversicherungsregelungen erwähnt. 
Als gravierende Problembereiche werden Schwierigkeiten bei der Anerkennung 
von Aus- und Weiterbildungsabschlüssen, Informationsdefizite und mangelnde 
Transparenz auf dem ausländischen Arbeitsmarkt oder Unsicherheiten über die 
soziale Absicherung der eigenen Person und der Familie angesprochen. Schließ­
lich stellen die Autoren fest, daß die bereits bestehenden Kontakte und Koopera­
tionen zwischen den Arbeitsverwaltungen nur der Anfang einer weiter zu intensi­
vierenden Zusammenarbeit sein können und es eine „[...] general insufficiency of 
detailed information (particularly on the quantitative level) on a number of 
aspects related to frontier labour migration“ (ECO TEC 1992: 16) gibt.

Versteht man grenzüberschreitende Pendelwanderungen als eine spezielle Form 
von Pendelwanderungen allgemein, dann mögen auch die in größerer Zahl vor­
handenen Arbeiten zu Pendelwanderungen zwischen Regionen eines Landes An­
satzpunkte für eine Analyse grenzüberschreitender Pendelwanderung liefern.

16  H ier w urde ausführlich Pendelraum , G eschlecht, A lter, Fam ilienstand sowie Schul- und B e­
rufsabschluß der G renzgänger dokum entiert. Ebenso ist a u f  den ausgeübten Beruf, d ie be­
schäftigende Branche und Unternehm ensgröße eingegangen worden.
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2.2 Intranationale Pendelwanderungen: Arbeits- und Wohnort inner­
halb eines Landes17

Studien zu intranationalen Pendelwanderungen können einerseits nach ihrer theo­
retischen Fundierung und andererseits anhand ihrer empirischen Datengrundlage 
typisiert werden. Zu unterscheiden sind demnach Arbeiten, deren theoretisches 
Konzept eher individuums- oder untemehmensbezogen ist und die zur empiri­
schen Prüfung entweder auf Sekundärstatistiken zurückgreifen oder Primärdaten 
verwenden (vgl. Übersicht 1).

Übersicht 1: Typisierung von Studien zu intranationalen Pendelwanderungen

Theoretisches Modell/ 
Em pirische Datengrundlage

individuumsbezogen unternehmensbezogen

sekundär 1 III
p rim är II IV

Das quantitative Ausmaß vorhandener Untersuchungen sinkt vom Feld 1 bis zum Feld IV.

Q uelle : E igene Erstellung

Als Beispiel für eine eher individuumsbezogene Arbeit auf Basis von sekundär­
statistischen Daten kann die von J a n s e n /T ö p f e r  (1974) genannt werden. Sie le­
gen den Schwerpunkt ihrer Arbeit auf die Bestimmung der oberen Grenze zumut­
barer Pendelentfemung und untersuchen den Zusammenhang von kritischer Pen- 
delentfemung und gruppenbildenden Merkmalen, wie Alter, Ausbildungsniveau, 
berufliche Stellung sowie Geschlecht. Die Ergebnisse deuten auf eine höhere Mo­
bilität bei jüngeren und männlichen Arbeitskräften hin und belegen eine mit dem 
Ausbildungsniveau zunehmende Wanderungsbereitschaft. Vor dem Hintergrund 
dieser Ergebnisse ziehen die Autoren die Schlußfolgerung, daß anstelle eines 
stabilen Pendlerraums vielmehr ein nach Alter, Qualifikation und Geschlecht 
unterschiedlich weit gefaßter Raum betrachtet und somit auch von unterschiedli­
chen kritischen Pendelentfemungen je nach Gruppenmerkmal ausgegangen wer­
den muß. Auch die Arbeiten von Pe s c h e l /H a a s s /W a d e h n  (1977) und 
P e s c h e l /H a a s s  (1978) basieren auf sekundärstatistischen Daten, heben sich 
aber deutlich durch ihre entscheidungstheoretisch fundierte und modellierte 
Analyse der Ursachen von Pendelwanderungen ab. Ausgehend von den typischen

17 A uch h ie r w ird  von einer B etrachtung einer Vielzahl an A rtikeln abgesehen, die d ie E rgeb­
n isse  aus dem  M ikrozensus und den verschiedenen Volkszählungen w iedergeben, jedoch 
w enig  analytisch geprägt sind (vgl. z.B . ROMPEL 1990, 1992; HEIDENREICH 1988; WEDEL 
1991). Ebenso unberücksichtigt bleiben einige Studien zur „O st-W est-M obilität“ , d ie ganz 
besonderen  Rahm enbedingungen unterliegt und w eniger geeignet erscheint, bei der B eant­
w ortung  der h ier gestellten Frage behilflich zu sein (vgl. z.B. SCHEREMET/SCHUPP 1991; 
DIETZ/GOMMLICH/KARR 1992; WAGNER 1992).
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Entscheidungsaltemativen eines rational agierenden Erwerbstätigen - keine Mo­
bilität, Wanderung, Pendeln - bilden sie drei Determinantengruppen: Erwerbs­
situation, Wohnattraktivitätssituation und ökonomische Distanz.18 Mit Datenma­
terial aus den Jahren 1970 und 1971 beschreiben sie die Mobilitätsstruktur für 
den Raum Mittelholstein und nehmen eine Klassifikation in Migrations- und Pen­
delströme vor. Die Ergebnisse von Diskriminanz- und log-linearer Regressions­
analyse zeigen, daß die Erwerbssituation die Mobilitätsentscheidung an sich de­
terminiert, die Form der Mobilität - Pendeln oder Wandern - dann aber durch die 
Wohnattraktivitätssituation und die ökonomische Distanz bestimmt wird.

Exemplarisch für individuumsbezogene Studien auf Basis von Primärerhebungen 
sind die von O t t  (1990a, 1990b, 1990c) und O t t /G e r l i n g e r  (1992). Sie analy­
sieren Pendelwanderungen zwischen der Region Fulda und dem Rhein-Main- 
Gebiet mit dem Ziel, die Zusammensetzung der Gruppe der Berufspendler sowie 
die Gründe für diese Mobilitätsform und die Auswirkungen auf die Betroffenen 
zu untersuchen. Die Auswertung von 308 Fragebögen diente vorwiegend der Be­
schreibung der sozioökonomischen Struktur der Pendler. Bei der Ursachenana­
lyse ergaben sich als Gründe für die Beibehaltung des Wohnortes in der Region 
Fulda Familienbindung, Lebensqualität, Freunde/Bekannte, Immobilienbesitz 
und soziale Integration. Dem stehen als Gründe für das Arbeiten im Rhein-Main- 
Gebiet v.a. die schlechte Arbeitsmarktlage in der Wohnregion, bessere berufliche 
Chancen und höheres Einkommen gegenüber. Vor dem Hintergrund dieser Er­
gebnisse werden wirtschafts- und strukturpolitische Handlungsbedarfe abgeleitet 
(z.B. Kompensation langer Pendelzeiten, flexiblerer Arbeitzeitgestaltung, Ver­
besserungen der regionalen Verkehrsinfrastruktur). Insgesamt präsentiert diese 
Studie zwar vielfältige Befragungsergebnisse einer Querschnittserhebung, man 
vermißt jedoch einen theoretischen Bezugsrahmen.

Die Studie von A r n o l d  (1986) repräsentiert den dritten Typ (untemehmensbe- 
zogene, auf Sekundärstatistiken beruhende Studien). Der Autor analysiert mit 
Hilfe der Berufspendlerstatistik des Österreichischen Statistischen Zentralamts 
insbesondere auch die Bedeutung betrieblicher Variablen auf die Herausbildung 
von Pendelwanderungen sowie auf die Größe der Pendelfelder (Pendeldistanz). 
Die Daten belegen einen Einfluß des Betriebsalters und zeigen auch, daß mit zu­
nehmender Betriebsgröße der Anteil der Nahpendler abnimmt und der der Fem- 
pendler ansteigt. Ebenso lassen die Zahlen darauf schließen, daß es unterschiedli­
che Pendelbereitschaften nach Branchen gibt. So kann man Branchen mit hoher 
Lokalbindung, in denen nur wenige (Nah-)Pendler zu finden sind (z.B. Textil­
branche), von solchen unterscheiden, die hohe Pendlerquoten und einen weiten

18 Erstere um faßt z.B. das zu erzielende Einkom m en und die A rbeitsplatzqualität. M it 
W ohnattraktivitätssituation sind die allgem einen regionalen W ohn- und Lebensbedingun­
gen, m it ökonom ischer D istanz die Fahrt- und Opportunitätskosten von Pendelw anderun­
gen zu einem Indikator zusam m engefaßt.
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Pendlereinzugsbereich haben (z.B. Metall- und Elektroindustrie). ARNO LD  

schließt daraus, daß ältere Betriebe einen relativ geschlossenen und loyalen Mit­
arbeiterkreis haben; oft ist hier der (erweiterte) interne Arbeitsmarkt dominant, 
d.h., die Betriebe versuchen, Arbeitskräfte an sich zu binden. Jüngere Unterneh­
men, die sich in der Nähe von Traditionsuntemehmen ansiedeln, bekommen in­
folgedessen Rekrutierungsprobleme auf dem lokalen Arbeitsmarkt und müssen 
deshalb ihr Pendeleinzugsgebiet ausweiten. Je größer außerdem ein Unternehmen 
und damit sein Arbeitskräftebedarf ist und je  weniger dieser durch das lokale Ar­
beitsangebot befriedigt werden kann, desto weiter entfernt müssen Arbeitskräfte 
angeworben werden.

G ER LA CH /STEPH A N  (1992), die für den vierten Typ von Studien zu intranationa­
len Pendelwanderungen stehen, untersuchen mit Hilfe der Daten des Sozio-Öko- 
nomischen-Panels (SOEP), inwieweit die Wegezeiten eines Pendlers sein Ar­
beitseinkommen beeinflussen. Sie argumentieren, daß mit zunehmender Entfer­
nung sowohl die Zeit- als auch die Geldkosten der Pendelwanderung steigen und 
behaupten, daß ein Arbeitnehmer nur dann seine Arbeitskraft anbietet, wenn 
diese Wegekosten kompensiert werden. Deshalb vermuten die Autoren erstens 
eine positive Korrelation zwischen Wegezeiten und Löhnen und gehen zweitens 
davon aus, daß Unternehmen, die einem qualitativ und/oder quantitativ unzurei­
chenden Arbeitsangebot auf dem lokalen Arbeitsmarkt gegenüberstehen und des­
halb auf ein größeres Arbeitseinzugsgebiet angewiesen sind, durch Anheben der 
Löhne auch räumlich weiter entfernte Arbeitskräfte mobilisieren können. Die 
Datenauswertung bestätigt eine positive, insbesondere in großen Unternehmen 
vorhandene, Korrelation von Pendelzeiten und Löhnen.

Festgehalten werden kann, daß eine Vielzahl von Arbeiten überwiegend die 
Entwicklung und Struktur von (grenzüberschreitenden) Pendelwanderungen be­
schreibt. Wenn die Frage nach möglichen Ursachen aufgegriffen wird, werden 
diese nur relativ selten auf Untemehmensebene gesucht. Auffällig ist insbeson­
dere, daß der potentielle Einfluß personalpolitischer Entscheidungen stark ver­
nachlässigt ist. Empirisch sind Sekundärstudien in der Mehrzahl; vorhandene 
Primärstudien verwenden im allgemeinen Individual-, nicht jedoch Betriebsdaten.
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3. Das Untersuchungsdesign dieser Studie

3.1 Betriebliche Kompensationspolitik als Möglichkeit zur Beeinflus­
sung grenzüberschreitender Pendelwanderungen: Eine Forschungs­
skizze

Auch wenn grenzüberschreitende Pendelwanderungen ein Phänomen darstellen, 
das letztlich auf individuelle Entscheidungen zurückzuführen ist, so greift ein 
Ansatz, der sich nur auf den individuellen Entscheidungsfindungsprozeß bezieht, 
zu kurz, um sinnvolle Ansatzpunkte zur Mobilitätsbeeinflussung zu liefern. Wenn 
nämlich - wie es sich in einer Vielzahl bisheriger Studien herauskristallisiert hat - 
grenzüberschreitende Pendelwanderungen wesentlich durch ökonomische Fakto­
ren und insbesondere durch Einkommensvorteile geleitet werden, dann stellt sich 
die Frage, woraus eben diese finanzielle Besserstellung resultiert. Sind es die 
anfangs angesprochenen Verordnungen, Richtlinien und Programme auf europäi­
scher Ebene, die finanzielle Unterstützung oder Erleichterung im Falle von 
grenzüberschreitender Mobilität gewähren? Wohl kaum, denn dann müßte auch 
die Zahl an Migranten insgesamt zunehmen. Viel naheliegender ist es, daß Un­
ternehmen in Grenzregionen durch ihre personalpolitischen Entscheidungen ins­
besondere im Bereich betrieblicher Kompensationspölitik jeweils unterschiedli­
che Anreize zu grenzüberschreitenden Pendelwanderungen setzen. Die beobacht­
baren Grenzgängerströme legen die Vermutung nahe, daß Unternehmen in Re­
gionen mit negativem Pendlersaldo keine Anreize setzen, die die Arbeitnehmer 
zum Verbleib in den bzw. zum Wechsel in die dort ansässigen Unternehmen ver­
anlassen. Demgegenüber scheinen Unternehmen in Regionen mit positivem 
Pendlersaldo gezielt eine Mobilitätsbeeinflussung zu praktizieren. Wenn dies so 
ist, dann drängt sich die Frage auf, warum Unternehmen differierende Kompen­
sationspolitiken betreiben und das individuelle Mobilitätsverhalten systematisch 
unterschiedlich steuern.

Ausgehend von der Erkenntnis bisheriger Forschungsarbeiten, daß Einkommens­
unterschiede die individuelle Entscheidung zu (grenzüberschreitenden) Pendel­
wanderungen beeinflussen (push-pull-Faktor), wird bei den Unternehmen ange­
setzt, die diese Einkommen letztlich auszahlen, und deren betriebliche Kompen­
sationspolitik explizit in den Vordergrund der Arbeit gestellt. Mit der Konstruk­
tion eines Modells betrieblicher Kompensationsentscheidungen wird der Sicht­
weise S t r a u b h a a r s  (1986: 835) gefolgt, daß

„international m igration flow s are dem and-determ ined [...]. The dem and for im m i- 
grants in the destination country is the decisive condition for the phenom enon o f  
international labor m igration, and the supply o f  m igration-w illing w orkers is only 
a necessary condition.“
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Grundsätzlich wird in dem Modell davon ausgegangen, daß man zwei Pole eines 
Spektrums betrieblicher Kompensationspolitiken unterscheiden kann: einerseits 
eine Anreizstrategie, mit der Unternehmen aktiv und gezielt versuchen, durch die 
Realisierung eines überdurchschnittlichen Kompensationsniveaus das Mobilitäts­
verhalten von Arbeitnehmern zu beeinflussen, und andererseits eine Stillhal- 
testrategie, bei der sich Unternehmen eher passiv verhalten und lediglich eine 
Mindestkompensation anbieten. Unter der grundlegenden Annahme, daß den un­
terschiedlichen betrieblichen Strategien einzelwirtschaftliche Entscheidungen 
zugrundeliegen, die sich an ökonomischen Rationalitäts- und Rentabilitätskrite­
rien orientieren, wird das Problem der Mobilitätsbeeinflussung als ein Transak­
tionskostenproblem formuliert und die möglichen Kompensationsstrategien als 
zwei alternative Lösungswege dieses Problems interpretiert. Dabei wird unter­
stellt, daß die Entscheidung für die Anreiz- oder die Stillhaltestrategie wesentlich 
durch drei Faktoren determiniert ist: durch die Wahrscheinlichkeit, daß überhaupt 
grenzüberschreitende Mobilität stattfindet, und durch die beiden Kostenblöcke 
Koordinations- und Motivationskosten. Dabei stehen erstere für die Kosten der 
(Wieder-)Besetzung eines Arbeitsplatzes im Falle von Wanderung und letztere 
für die Kosten der gezielten Mobilitätsbeeinflussung. Weiter wird modelliert, daß 
rational handelnde, effizienzorientierte Unternehmen sich für die Kompensa­
tionsstrategie entscheiden, die c.p. die geringsten Kosten verursacht. Diese all­
gemeine Entscheidungslogik läßt die Frage offen, warum es in der betrachteten 
Grenzregion systematische Unterschiede in der betrieblichen Kompensationspo­
litik von Unternehmen gibt. Zur Ermittlung möglicher Ursachen wird das allge­
meine Modell auf die Entscheidungssituation grenznaher Unternehmen übertra­
gen und bestimmte marktmäßige und institutioneile Rahmenbedingungen als De­
terminanten der Entscheidungsparameter herausgestellt. Dabei wird angenom­
men, daß die Wettbewerbssituation der Unternehmen am grenzüberschreitenden 
regionalen Arbeitsmarkt die Mobilitätswahrscheinlichkeit bestimmt, der wirt­
schaftliche Erfolg des Unternehmens die (Wieder-)Besetzungskosten beeinflußt 
und die Regelungen des sozialen Sicherungssystems die Kosten der gezielten 
Mobilitätsbeeinflussung determinieren. Abbildung 2 faßt den beschriebenen Wir­
kungszusammenhang von grenzüberschreitenden Pendelwanderungen und be­
trieblichen Kompensationsentscheidungen nochmals schematisch zusammen.

Die Überprüfung des so formulierten Modells betrieblicher Kompensationspolitik 
von Unternehmen in Grenzregionen und ihrer Auswirkungen auf grenzüber­
schreitende Pendelwanderungen setzt Datenmaterial auf Untemehmensebene 
voraus. Da ein großes Defizit an solchen Daten besteht, wurde die Quinter Studie 
zur Praxis der Personalpolitik in Europa (QUIPPE) entwickelt. Diese stellt Daten 
zu arbeits- und absatzmarktlichen Rahmenbedingungen ebenso zur Verfügung 
wie Informationen über die Kompensationspolitik von Unternehmen in ausge­
wählten Branchen und regionalen Arbeitsmärkten in Deutschland, Luxemburg, 
Frankreich und Großbritannien.



Abbildung 2: Der Zusammenhang zwischen grenzüberschreitenden Pendelwande­
rungen, individueller Mobilitätsentscheidung und betrieblicher 
Kompensati onspolitik

Grenzüberschreitende ^  
Pendelwanderungen y

Wettbewerbsdruck Wirtschaftlicher Soziales
am Arbeitsmarkt Erfolg Sicherungssystem

Quelle: Eigene Erstellung

Damit liefert sie sehr gute Voraussetzungen für die angestrebte Analyse betriebli­
cher Kompensationspolitik im Länder- und Firmenvergleich und stellt somit auch 
eine Basis für die Formulierung von Ansatzpunkten zur Mobilitätsbeeinflussung 
dar.

3.2 Besonderheiten und Restriktionen der gewählten Herangehensweise
- eine Einordnung in die ForschungsJandschaft

3.2.1 Charakteristische Merkmale des zugrundeliegenden Forschungs­
designs

„Die W anderungsforschung der vergangenen Jahre brachte eine große Fülle em pi­
rischer U ntersuchungen über Determinanten interregionaler W anderungsverflech­
tungen hervor. Internationale W anderungsm odelle liegen dagegen bisher in w e­
sentlich geringerem  U m fang vor“ (FEITHEN 1985: 14).
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Die vorliegende Arbeit zeichnet sich vor diesem Hintergrund durch Neuerungen 
in mehrfacher Hinsicht aus.

Modellierung betrieblicher statt individueller Verhaltensmuster

Im Unterschied zu bisherigen Studien ist die Deskription und Struktur (grenz­
überschreitender) Pendelwanderung nur Ausgangspunkt, nicht aber Fokus der Su­
che nach Erklärungsfaktoren für grenzüberschreitende Pendelwanderungen. Auch 
stehen keine angebotsseitigen Variablen im Vordergrund; sie sind eine mögliche, 
aber keine hinreichende Erklärungsbasis. Vielmehr ist es erklärtes Ziel dieser 
Studie, die Nachfrageseite in das Analysemodell einzubeziehen. Indem die Be­
deutung betrieblicher Kompensationsstrategien für grenzüberschreitende Pendel­
wanderungen untersucht wird, thematisiert die vorliegende Studie die bislang 
eher fehlende Betrachtung der Wechselwirkungen zwischen regionalem Arbeits­
angebot und regionaler Arbeitsnachfrage.

Berücksichtigung institutioneller Rahmenbedingungen statt Beschränkung a u f die 
Analyse von Marktbedingungen

Im Gegensatz zu neoklassischen Ansätzen, die „[...] the firm in technological 
(mainly production function) rather than in contractual/organizational terms“ 
( W i l l i a m s o n  1990: 62)19 sehen, werden zwei Perspektiven der Neuen Institutio­
nenökonomie in das betriebliche Entscheidungsmodell einbezogen. Die Institu­
tionenökonomie stellt Vertragsbeziehungen in Organisationen in den Vorder­
grund und fragt nach verhaltensprägenden Wirkungen unterschiedlicher Institu­
tionen. Diese Arbeit hebt sich insofern von typisch neoklassischen Beiträgen ab, 
als sie einerseits betriebliche Kompensationspolitik als institutionelles Arrange­
ment interpretiert und andererseits die Bedeutung unterschiedlicher Institutionen 
sozialer Sicherung auf diese betriebsinteme Institution analysiert. Damit geht sie 
einen Schritt weiter als viele andere institutionenökonomische Arbeiten, die den 
Einfluß unterschiedlicher externer, meist marktmäßiger Institutionen - gegeben 
ein und denselben verfassungsmäßigen Rahmen - untersuchen.20 Hier wird neben

19 A ls G ründe dafür, w arum  Vertragselemente von neoklassischen A nsätzen ignoriert werden, 
gib t WILLIAMSON folgende an (1990:62) „[...] (1) the boundary o f  the firm  w as taken as gi­
ven [...], (2) property rights w ere assumed to be w ell-defined, and (3) disputes, i f  any, were 
assum ed to  be costlessly  [...]“ . Die hier angesprochene „O ld Theory o f  the F irm “ sucht le­
diglich nach Optimalitätsbedingungen der Kom bination von Produktionsfaktoren und ver­
nachlässig t dabei, daß diese nicht nur von W irtschaftssystem  und U ntem ehm ensverfassung 
abhängen, sondern daß Unternehmen einerseits unterschiedlichem  institutionellen Druck 
ausgesetzt sind und andererseits selbst versuchen, Institutionen zu beeinflussen. D ie dahin­
terstehenden betrieblichen Handlungsabläufe werden von der N eoklassik nicht gesehen, sie 
behandelt U nternehm en als black box (vgl. SCHNEIDER 1985). SCHREYÖGG (1988: 151) 
spricht in diesem  Zusam m enhang auch von der „O rganisationslosigkeit“ der N eoklassik.

20 „A s institutional aspects are m ore or less invariant w ithin countries, the im pact o f  institutio­
nal factors on regional labour markets can only be effectively analysed by  a cross-national 
approach“ (FlSCHER/NlJKAMP 1987:25).



36

diesem „ökonomischen“ Zweig der Neueren Institutionenökonomie (institutional 
arrangement) auch der „ordnungspolitische“ einbezogen, indem sowohl markt­
mäßige als auch institutioneile i.S.v. ordnungspolitischen Institutionen (institutio­
nal environment) modelliert werden.21

Hypothesenprüfung anhand von Fallstudien anstatt aggregierter Massendaten

Aber nicht nur im Hinblick auf die theoretische Fundierung ist die Studie anders 
als andere. Hervorzuheben ist insbesondere, daß der empirischen Prüfung erst­
mals international vergleichbare, funktional äquivalente Betriebsdaten auf Regio­
nalebene zugrundeliegen.22 Diese resultieren aus der Quinter Studie zur Praxis 
der Personalpolitik in Europa (QUIPPE), die von der Autorin zusammen mit drei 
weiteren Forscherinnen eigens durchgeführt wurde. Auch wenn keine repräsenta­
tiven Massendaten zur Verfügung stehen, kann dadurch, daß die konkrete Praxis 
der Personalpolitik von Unternehmen in den Vordergrund gerückt wird, von dem 
in der betriebswirtschaftlichen Forschung bislang aufgrund der mangelnden Ver­
fügbarkeit geeigneten Datenmaterials noch immer vorherrschenden Konzept der 
„repräsentativen Firma“ Abschied genommen werden. Es ist insbesondere zu 
betonen, daß es bislang noch nicht möglich war, disaggregierte Aussagen über 
betriebliches Verhalten auf regionalen Arbeitsmärkten, insbesondere auch in 
Grenzregionen, zu formulieren.

Formulierung politischer Schlußfolgerungen statt Beschränkung aufDeskription

Durch das explizite Einbeziehen institutioneller Rahmenbedingungen wird es 
auch möglich sein, auf Basis des Modells und seiner empirischen Überprüfung 
Aussagen über den Einfluß politischer Entscheidungen auf das Verhalten regio­
naler Arbeitsmarktakteure zu machen. Dadurch kann nicht nur ein Beitrag zur

21 SADOWSKI (1991: 128) bezeichnet dies als „Realität“ der U nternehm en und them atisiert die 
bisw eilen fehlende Beriicksichtung des Zusam m enhangs von U nsicherheit a u f  den 
Produkt- und Arbeitsm ärkten, von Arbeitsrechtsregeln und unternehm erischer Personalpo­
litik [...]“ als eines der w esentlichen ökonom ischen D efizite bei der Erforschung von Per­
sonalpolitik.

22 D am it kann man diese Studie den „spatial disaggregated m odels“  der R egionalforschung 
zuordnen (vgl. An sel in /M a d d en  1990: 14f.), die z.B. T ransportproblem e a u f  sektoraler 
oder betrieblicher Ebene betrachten. Ein anderes Zuordnungskriterium  zu regionalökono­
m ischen Forschungsrichtungen ist die Zahl der betrachteten R egionen. Die vorliegende 
Studie gehört deshalb außerdem  zu den „m ulti-regio-m odels“ (vgl. ANSELIN/Ma DDEN 
1990: 11, 16ff.). D iese M odelle betrachten v.a. die Interaktion zwischen zwei oder m ehre­
ren Regionen, wobei neben G üteraustausch und Inform ationsvernetzung besonderes A u­
genm erk au f M igration und Pendelw anderungen gelegt w ird (vgl. FiSCHER/NiJKAMP 1987: 
4).



internationalen Personalökonomie geleistet, sondern es können auch - was bis­
lang ebenfalls selten geschehen ist23 - Politikempfehlungen abgegeben werden.

Die so angestrebte mikroökonomisch fundierte, empirische Institutionenanalyse 
lehnt sich damit an die „ N e w  Economics of Migration“ an, die nach STA RK / 

Bloom  (1985: 173) wie folgt charakterisiert sind:

„A t a  theoretical level, m igration research has expanded the dom ain o f  variables 
that seem  to  im pinge upon and are affected by spatial labor supply decisions; it has 
h ighlighted the role o f  w ider entities and interactions w ithin them  in conditioning 
m igration  behavior; it has identified new linkages between m igration as a  distinct 
labor m arket phenom enon and other labor market and non-labor m arket pheno­
m ena; and it has contributed to our understanding o f  the processes o f  econom ic 
betterm ent and developm ent. A t an empirical level, recent w ork [...] has confirm ed 
the usefulness o f  old and well-established models o f  labor m igration. It has also 
p rovided better estim ates o f  key behavioral parameters“ .

Da die hier angestrebte ökonomische Analyse von Wanderungen stark mit Ele­
menten der neuen Institutionenökonomie durchsetzt ist, könnte man auch von den 
„New Institutional Economics of Migration“ sprechen.

Auch wenn die hier präsentierte Projektskizze Erkenntnisgewinne über poten­
tielle Beeinflussungsmöglichkeiten grenzüberschreitender Pendelwanderungen 
verspricht, so müssen dennoch bei der empirischen Überprüfung der modelltheo­
retischen Argumentation einige Einschränkungen in Kauf genommen werden.

3.2.2 Notwendige Einschränkungen

Konzentration a u f ausgewählte regionale Arbeitsmärkte

Die Studie ist begrenzt auf die drei regionalen Arbeitsmärkte,24 die die Großre­
gion Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz bilden: Saar-Trier/Westpfalz, Luxemburg 
und Lothringen. Diese sind nicht homogen, sondern unterscheiden sich hinsicht­
lich ihrer Untemehmensstruktur und ihrer regionalen Problemlagen. Diese Aus­
wahl bot sich deshalb an, weil diese Region die größte sog. „Euregio“ ist und die 
Möglichkeit bietet, drei verschiedene institutionelle Rahmenbedingungen einzu-
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23 So beklagen z.B . ANSELIN/Ma ddeN (1990:2): „[...] the lack o f diffusion o f  the  advances in 
regional analyses to  the practice o f  policy and planning. A ll too often current planning 
issues are addressed w ithout the aid o f  the insights offered by  advanced tools o f  regional 
analysis“ .

24 A u f die generelle  Problem atik, überhaupt einen regionalen A rbeitsm arkt zu definieren, 
w eist SENGENBERGER (1993: 314) ebenso hin wie au f das m eist pragm atische V orgehen, 
sich an adm inistrativen Raum einheiten zu orientieren. A u f europäischer Ebene bieten sich 
d ie international anerkannten NUTS-Ebenen an (vgl. zum B egriff und den Abgrenzungen 
C arm ona-S chneider/S C H Ü T T E  1989: 655f.). W eitere Inform ationen der diesem  Projekt 
zugrundeliegenden Regionenauswahl finden sich bei BACKES-GeLLNER/BÖCK/WienECKE 
(1994: 8).



38

beziehen.25 Des weiteren werden hier die meisten grenzüberschreitenden Pend­
lerverflechtungen verzeichnet, weshalb sie sich hervorragend zur Analyse des 
Grenzgängertums eignet. Die Frage, ob die Befunde auf andere Grenzregionen 
problemlos übertragen werden können, ist nicht abschließend zu beantworten.

Schwerpunktsetzung au f einen institutionellen Regelungsbereich

Um die Komplexität der Untersuchung zu reduzieren, wird unterstellt, daß nicht 
alle institutionellen Rahmenbedingungen gleichermaßen für die Entscheidung zur 
Pendelwanderung bedeutsam sind. Es wird weiter eingenommen, daß aus der 
Vielzahl möglicher Bereiche dem der sozialen Sicherheit besondere Bedeutung 
zukommt, weil er noch relativ weit von einer Harmonisierung entfernt ist (vgl. 
van DAM 1991: xvi) und deshalb die Unterschiede noch besonders deutlich sind. 
Bisher gibt es auch noch erhebliche Forschungsdefizite darüber, „[...] ob und in­
wieweit von der Ausgestaltung der sozialen Sicherung überhaupt mobilitätshem­
mende Wirkungen ausgehen bzw. in welchem Ausmaß Mobilität durch soziale 
Sicherung beeinflußt wird“ (S c h m ä h l  1990: 31). Da sich außerdem die meisten 
Klagen von Grenzgängern vor dem Europäischen Gerichtshof auf eben diesen 
Regelungsbereich beziehen, ist damit auch ein europapolitisch sehr aktuelles 
Thema angesprochen.26

25 D ie Teilregionen haben auch einen gem einsamen kulturellen H intergrund: U rsprünglich 
w ar näm lich in dieser Gegend die „Civitas Treverorum  - die Stam m gem einde der T reverer“ 
(INDUSTRIE- UND Ha n d e l s k a m m e r  1991: 9) angesiedelt. M it dem Europäischen B innen­
m arkt wurden verschiedene w irtschaftliche und gesellschaftliche A ktivitäten in G ang ge­
setzt, die d arau f hindeuten, daß hier eine Euregio Saar-Lor-Lux im Entstehen ist. E inige 
B eispiele gibt KRUG (1991: 8).

26 Insbesondere vor dem Hintergrund der in Deutschland geführten D iskussion um eine  neue 
G renzpendlerbesteuerung (vgl. zum R egierungsentw urf KAEFER 1994) w äre auch eine 
K onzentration au f die E inkom m ensbesteuerung in den verschiedenen Ländern denkbar ge­
wesen. D a aber sowohl die Regelungen sozialer Sicherung als auch die E inkom m enssteuer 
das verfügbare Einkom m en aufgrund der A bgabenpflicht reduzieren, ist es vertretbar, nur 
die Ausw irkungen eines Regelungsbereichs genauer zu untersuchen und zunächst einm al zu 
unterstellen, daß Unterschiede in dem anderen Bereich den beobachtbaren Effekt noch v e r­
stärken würden. Eine solche Kom plexitätsreduktion erm öglicht es, den Einfluß eines kon­
kreten institutioneilen Regelungsbereiches zu isolieren und explizite Politikem pfehlungen 
zu form ulieren. Darüber hinaus spricht für die K onzentration au f die sozialen S icherungs­
system e auch, daß die Analyse der G renzgängerbesteuerung sich als besonders schw ierig  
erw eisen dürfte, weil sie au f europäischer Ebene nicht geregelt und deshalb sehr kom plex  
ist: So besteht einerseits das Problem der D oppelbesteuerung; aber selbst w enn D oppelbe­
steuerungsabkom m en zwischen benachbarten Ländern abgeschlossen wurden, gibt es ande­
rerseits keine einheitliche Regelung darüber, ob die Einkom m enssteuer an den W ohnsitz­
oder den Beschäftigungsstaat abgeführt werden muß. D a darüber hinaus noch um fangreiche 
Sonderregelungen zu berücksichtigen sind, wird die Untersuchung des E influsses dieses 
institutionellen Regelungsbereiches a u f  grenzüberschreitende Pendelw anderungen im 
(internationalen) Steuerrecht ausgebildeten Forschem  überlassen (vgl. zu d ieser P roblem a­
tik ZWICK 1986).
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Beschränkung der empirischen Erhebung auf fallstudienartige Querschnittsdaten

Die empirische Bearbeitung anhand der QUIPPE-Daten bringt vielfältige, bereits 
dargelegte Vorteile mit sich. Da es sich aber um Fallstudien und nicht um Mas­
sendaten handelt, ist die Auswertung auf einfache statistische Verfahren be­
schränkt, multivariate Verfahren können nicht angewendet werden. Deshalb kön­
nen zwar einige statistische Aussagen aufgrund von Mittelwertvergleichen ge­
macht und mit Einschränkungen auch Signifikanztests durchgeführt werden, je ­
doch sind keine Hochrechnungen möglich. Eine zusätzliche Restriktion liegt in 
der Querschnittsbetrachtung der Studie, d.h., die Daten beziehen sich auf einen 
bestimmten Erhebungszeitpunkt, was die Gefahr in sich birgt, daß die Angaben 
sich auf ein untemehmensuntypisches Jahr beziehen, was sich aber vor dem Hin­
tergrund bisher völlig unterentwickelter international vergleichbarer Betriebsstu­
dien durchaus rechtfertigen läßt.

Einengung der grenzüberschreitenden Pendelwanderungen a u f die beschäftigten 
Erwerbspersonen

Schließlich bezieht sich die Studie lediglich auf das Pendelverhalten von Grenz­
gängern, die aus einem Beschäftigungsverhältnis in ein anderes wechseln. Unbe­
rücksichtigt bleiben also grenzüberschreitende Pendelwanderungen von zuvor 
Erwerbslosen (Arbeitslose und nicht arbeitssuchende Erwerbslose). Dies liegt 
darin begründet, daß bei diesen Personengruppen eine ganz andere Motivation 
zum Grenzgängertum unterstellt werden kann (stärker Arbeitsplatzchance als 
Kompensationsvorteil). Außerdem können Unternehmen, deren Politik im Mit­
telpunkt der Studie steht, die Entscheidung von Beschäftigten besser beeinflussen 
als die von Erwerbslosen, da ausgehend von der derzeitigen Beschäftigtensitua- 
tion gezieltere Anreize gesetzt werden können als bei Erwerbslosen, über deren 
individuelle Situation i.d.R. nur wenige Informationen zur Verfügung stehen.

Vor diesem Hintergrund gliedert sich die Arbeit wie folgt: Ausgehend von einem 
generellen Modell individueller Wanderungsentscheidungen wird im zweiten 
Kapitel die betriebliche Kompensationspolitik als ein wesentlicher Einflußfaktor 
genauer untersucht. Nachdem die alternativen Kompensationsstrategien zur Be­
einflussung grenzüberschreitender Pendelwanderungen dargelegt worden sind, 
werden die betriebliche Kompensationspolitik als Ergebnis eines Transaktions­
kostenproblems modelliert und die grundlegenden Modellparameter herausgear­
beitet. Dieses mikroökonomische Entscheidungsmodell wird anschließend auf die 
Entscheidungssituation von Unternehmen in Grenzregionen übertragen, wobei 
marktmäßige und institutionelle Einflußfaktoren als relevante Entscheidungsgrö­
ßen hervorgehoben werden. Nach der Formulierung allgemeiner Hypothesen über 
den Zusammenhang von unterschiedlichen Rahmenbedingungen und betriebli­
chem Kompensationsniveau folgen detaillierte Operationalisierungen der Para­
meter, bevor das zweite Kapitel mit einigen Überlegungen zum empirischen For­
schungsdesign schließt.
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Im dritten Kapitel wird eine Analyse der institutionellen Rahmenbedingungen 
betrieblicher Kompensationspolitik in den ausgewählten Grenzregionen vorge­
nommen. Den Mittelpunkt bildet die Beschreibung der nationalen Systeme sozia­
ler Sicherheit, jedoch nicht in ihrer Gesamtheit, sondern in den für die Analyse 
relevanten Dimensionen. Vor diesem Hintergrund läßt sich ein Raster institutio­
neller Belastungen entwerfen, in das dann die befragten Unternehmen hinsicht­
lich des für sie relevanten Institutionenrahmens einsortiert werden können.

Im vierten Kapitel werden dann die weiteren Grundlagen für die Analyse der 
Determinanten unterschiedlicher Kompensationsniveaus geschaffen. Nach einer 
Beschreibung der Datengrundlage QUIPPE folgt eine Charakterisierung und 
Einteilung der befragten Unternehmen hinsichtlich ihrer Wettbewerbssituation 
am Arbeits- und Absatzmarkt. Nachdem so die Firmen nach den institutionellen 
und marktmäßigen Rahmenbedingungen gruppiert worden sind, wird in einem 
letzten Schritt die Untersuchung des isolierten bzw. kombinierten Einflusses die­
ser Faktoren auf die betriebliche Kompensationsentscheidung im Mittelpunkt ste­
hen und Muster praktizierter Lohn- und Sozialleistungsstrukturen beschrieben 
und ökonomisch interpretiert. Zum Abschluß dieses Kapitels wird dann noch der 
Bogen von Markt- und Institutionenunterschieden im Bereich sozialer Sicherung 
über die betriebliche Kompensationspolitik von Unternehmen in Grenzregionen 
hin zum Ausmaß grenzüberschreitender Pendelwanderungen geschlagen.

Das abschließende fünfte Kapitel faßt die Vorgehensweise und die wesentlichen 
Ergebnisse nochmals zusammen und zieht vor diesem Hintergrund einige sozial- 
und regionalpolitische Schlußfolgerungen.
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II. B etr ieb lich e K om pensationspolitik  als E in flu ß fak tor
grenzüberschreitender P endelw and erun gen

1. Theoretische Erklärungsversuche von Arbeitskräftem obilität

1.1 Die push-puIl-Hypothese als genereller Erklärungsansatz

Will man Kausalfaktoren grenzüberschreitender Pendelwanderungen studieren, 
dann kann ein bereits bewährtes Wanderungsmodell als theoretischer Ausgangs­
punkt hilfreich sein. „Einer der bekanntesten und wichtigsten Ansätze, Migratio­
nen einem generellen Erklärungsschema unterzuordnen, ist die „push-pull-Hypo- 
these“ (RÖDER 1974: 156). Sie bietet nicht nur verschiedenen Teildisziplinen der 
Sozialwissenschaften eine fundierte theoretische Grundlage für fokussierte Erklä­
rungsmodelle von Wanderungen, sondern ist aufgrund des allgemeinen Ansatzes 
auch geeignet zur Untersuchung grenzüberschreitender Pendelwanderungen.

Von einigen Vorläufern des heutigen push-pull-Ansatzes abstrahierend, die im­
mer nur Teilaspekte formulierten,27 entwickelte L E E  (1966) ein generelles Erklä­
rungsschema für Wanderungen, indem er die ursprünglichen Theorieansätze 
systematisierte und verfeinerte.28 L e e  hebt vier Faktoren hervor, die die Wande­
rungsentscheidung determinieren. Als die beiden ersten Faktorenbündel nennt er 
„factors associated with the area of origin“ und „factors associated with the area 
o f destination“ ( L e e  1966:50). In jeder Region gäbe es eine Mischung von Fak­
toren sozio-ökonomischer Art, die einen Anreiz bieten, in der Region zu bleiben 
bzw. in die Region zu wandern oder aber die Region zu verlassen bzw. erst gar 
nicht hineinzukommen. Dabei seien Einflußgrößen, die nahezu für alle Personen 
entscheidungsrelevant sind (z.B. Klima), von solchen zu unterscheiden, die nur 
für bestimmte Entscheidungsträger eine Bedeutung haben und für andere gar 
keine (z.B. vorhandenes Schulsystem). Eine Bewertung dieser sog. ,pnsh-pull- 
Faktoren “ sei durch die Individuen aber nur möglich, wenn eine ausreichende 
Transparenz besteht. Man könne davon ausgehen, daß die Informationen über die 
Variablen in der Herkunftsregion umfangreicher sind als über die entsprechenden

27 RAVENSTEIN (1889) und Ha d d o n  (1911) form ulierten als erste die Idee der ökonom ischen 
Vorteilhaftigkeitsabw ägung ökonomischer push-pull-Faktoren als U rsache von W anderung. 
ROSSI (1955) stellte die von ihnen zugrundegelegte A nnahm e vollkom m ener Inform ation in 
Frage und behauptete, daß die verfügbaren Inform ationen über d ie push-pull-Faktoren die 
W anderungsentscheidung wesentlich determ inieren. BOGUE (1959) schließlich betont, daß 
push-pull-Faktoren n icht notwendigerweise nur ökonom ischer A rt sein m üßten, sondern 
durchaus auch nicht-ökonomischer N atur sein könnten.

28 D aß dieses Erklärungsschema keineswegs veraltet ist, sondern in der heutigen Forschung 
im m er noch zur E rklärung von A rbeitnehm erm obilität herangezogen w ird, zeigen A rbeiten 
von W e r n e r  (1990) und Wa l w ei (1994).
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Faktoren in der potentiellen Zielregion. Da der jeweilige Informationsgrad aber 
hochgradig personenspezifisch sei, betont er als drittes Bündel an wanderungs­
beeinflussenden Faktoren deshalb Personenmerkmale, wie Alter, Geschlecht, 
Familienstand oder Qualifikation.

„W e m ust note that it is not so much the actual factors at origin and destination as 
the perception o f  these factors w hich results in m igration. Personal sensitivity , in­
telligence, and aw areness o f  conditions elsew here enter into the evaluation o f  the 
situation at origin, and know ledge o f  the situation at destination depends upon 
personal contacts or upon sources o f  inform ation w hich are not universally 
available“ (LEE 1966: 51).

Die entscheidende Modifikation gegenüber seinen Vorläufern macht LEE jedoch 
mit der Feststellung, daß eine einfache Vorteils-Nachteils-Abwägung der push- 
pull-Faktoren vor dem Hintergrund der vorhandenen personenspezifischen Infor­
mationsgrundlage nicht ausreiche, um eine Wanderung auszulösen, sondern ein 
vierter Faktor entscheidend sei.

„Furtherm ore, between every tw o points there stands a  set o f  intervening obstacles 
w hich m ay  be slight in some instances and insurm ountable in others. The m ost 
studied o f  these obstacles is distance, w hich, w hile om nipresent, is by  no means 
the m ost im portant“ (LEE 1966: 5 1).29

Distanz kann in diesem Zusammenhang als Proxy insbesondere für die direkten 
und indirekten Kosten der Wanderung interpretiert werden, wobei auch diese 
wiederum individuell unterschiedlich sind.30

Das push-pull-Modell von Lee zusammenfassend, ist Wanderung das Ergebnis 
eines individuellen Vergleichs von sozioökonomischen push-Faktoren (+) und 
pull-Faktoren (-) in der Herkunfts- und den potentiellen Zielregionen31 sowie

29 D as Konzept der „intervening opportunities“ geht zurück a u f St o u f f e r  (1940), der die so­
ziologische Theorie von W anderungen um das Problem  der D istanz zw ischen den beiden 
betroffenen R egionen konzeptionell erweitern wollte. „The theory here proposed [...] intro­
duces the concept o f  intervening opportunities. It proposes that the num ber o f  persons 
going a  given distance is directly proportional to  the num ber o f  opportunities a t that 
distance and inversely proportional to  the num ber o f  intervening opportunities“ (STOUFFER 
1940: 846).

30 P e s c h e l /H a a s s /W a d e h n  (1977: 1) definieren in diesem  Zusam m enhang die ökonom ische 
D istanz als einen „Sam m elbegriff für tatsächlich anfallende M obilitätskosten, Inform a- 
tionshem m nisse und soziale Friktionen [...].“ N eben direkten M obilitätskosten sind auch 
indirekte K osten zu berücksichtigen, die aus der Unsicherheit über die Chancen und R isi­
ken der M obilität aufgrund m angelnder Transparenz am Z ielarbeitsm arkt resultieren.

31 „A bstoßende und anziehende K räfte m üssen Z usam m en treffen , um im Einzelfall eine W an­
derung auszulösen. D ie Berücksichtigung allein der abstoßenden Faktoren erklärt nicht nur 
die größte Zahl von W anderungsfällen in m odernen Industriegesellschaften nicht, es kann 
a u f  d iese W eise auch keine Einsicht in die R ichtung der W anderungsström e und die Gründe 
fü r d ie W ahl der Z ielorte gewonnen w erden“ (RÖDER 1974: 158f.).
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neutralen Faktoren (0) unter Berücksichtigung der intervenierenden Hindernisse 
(vgl. Abbildung 3). Dabei kommt den Personenmerkmalen des Entscheidungsträ­
gers eine besondere Bedeutung zu, da sie über den Informationsgrad bestimmen 
und damit die Wahrnehmung und Bewertung der einzelnen Größen beeinflussen.

Abbildung 3 : Regionale Mobilität nach L ee

ORIGIN AND DESTINATION FACTORS AND INTERVENING 
OBSTACLES IN MIGRATION

Orig in Destination

Q uelle: Le e  1966: 50

Dieses allgemeine Wanderungsmodell haben verschiedene Wissenschaftsdiszi­
plinen aufgegriffen, um Mobilitätsprozesse aus ihrer Sicht theoretisch zu erklä­
ren. Einen Anwendungsbereich stellt die sozial-psychologische Interpretation dar, 
nach der Mobilität durch eine Diskrepanz zwischen der (sozialen) Situation am 
Herkunftsort und dem individuellen Anspruchsniveau und der daraus resultieren­
den Frustration und Unzufriedenheit ausgelöst wird.32 Da solche Determinanten 
hochgradig personenspezifisch und kaum operationalisierbar sind, bieten sie auch 
keine geeigneten Ansatzpunkte für eine mögliche Verhaltensbeeinflussung durch 
Unternehmen. Besser geeignet sind humankapitaltheoretische und informa-

32 EISENSTADT (1954) nennt als m ögliche Frustrationsgründe m angelnde G ew ährleistung 
physischer Existenzsicherung, fehlende Möglichkeiten zur Erreichung instrum enteller 
Z iele, geringe B efriedigung der Solidaritätsbedürfnisse und der B edürfnisse nach Identifi­
kation m it anderen Personen und der Gesellschaft sowie m angelnde M öglichkeiten zur V er­
w irklichung e igener W erte und N orm en. Dabei sei es nicht notw endig, daß alle d iese U nzu­
friedenheitssituationen g leichzeitig  auftreten, vielmehr genüge schon die fehlende B efriedi­
gung eines d ieser B edürfnisse zum  Auslösen des W anderungsw unsches. Fehlt bei 
E is e n s t a d t  noch eine A ussage über den kritischen Punkt bzw. die Toleranzschw elle, ab 
der die U nzufriedenheit tatsächlich Wanderung auslöst, so w ird bei M a n - 
GALAM/SCHWARZWELLER (1977) die Bestimmung von Toleranzw erten dadurch erm ög­
licht, daß sie jedem  M enschen eine Werthierarchie unterstellen und behaupten, daß die 
M obilitätsbereitschaft um so höher ist, j e  höher die W erte, die nicht befriedig t werden kön­
nen, in der individuellen W ertehierarchie -angesiedelt sind. H a r l o f f  (1970: 62) w eist 
d a rau f hin, daß es auch noch alternative Frustrationsreaktionen, w ie V erdrängung und A g­
gression, gibt.
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tionsökonomische Ansätze, die konkrete, betrieblich beeinflußbare und empirisch 
prüfbare Parameter benennen.

1.2 Ökonomische Anwendung des push-pulI-Ansatzes: Einkommensvor­
teile und Mobilitätskosten als Determinanten individueller Mobili­
tätsentscheidungen

„One important way that economists have contributed to the understanding of 
geographic mobility is through the development and testing of the human capital 
model o f migration“ ( M c C o n n e l l /B r u e  1992: 381). Wie die traditionellen An­
sätze („Theorie der Lenkungsfunktion von Löhnen“ (M Ü LL ER  1980: 64)), die 
reale Einkommensdifferenzen (Income-Differential-Hypothese) und Beschäfti­
gungsmöglichkeiten (Job-Vacancy-Hypothese) als die zentralen Bestimmungs­
faktoren von Wanderungsbewegungen angesehen haben, gehen auch humankapi­
taltheoretische Ansätze

„[...] in der Regel von rational handelnden Individuen aus, die ihre W anderungs­
entscheidung nach dem Prinzip der N utzenm axim ierung treffen, w obei häufig von 
der A nnahm e vollkom m ener Inform ation ausgegangen w ird“ ( F e i t h e n  1985: 56).

Die Humankapitaltheorie erweitert jedoch das neoklassische Modell um die 
Mobilitätskosten und berücksichtigt auch individuelle Zeithorizonte und Zeitprä­
ferenzraten, wodurch es eine differenziertere Erklärung von Mobilität bietet (vgl. 
M Ü L LE R  1980: 67ff.; S j a a s t a d  1971:460ff.).

„[...] hum an capital consists o f  the incom e-producing skill, know ledge, and experi­
ence em bodied w ithin individuals. This stock o f  capital can be increased by 
specific actions - investm ents in hum an capital - w hich require present sacrificies 
but increase the stream  o f  future earnings over o n e 's  lifetim e“ 
(MCCONNELL/BRUE 1992: 381).

Die Wanderungsentscheidung wird somit als Investitionsentscheidung interpre­
tiert, bei der das Individuum Nutzen und Kosten der Mobilität gegenüberstellt. 
Einen Nutzen hat der Arbeitnehmer dann, wenn das abdiskontierte,33 woanders 
erwartbare zukünftige Einkommen über seinem aktuellen liegt. Dem sind auf der 
anderen Seite direkte und indirekte Mobilitätskosten gegenüberzustellen, wie z.B. 
Umzugskosten oder Provisionszahlungen bei Verkauf bzw. Kauf von Immobilien 
einerseits und Verlust von Senioritätsansprüchen oder „[...] the earnings forgone 
while traveling, searching for, and learning a new job“ ( S j a a s t a d  1971: 463f.)

33  D a es sich um in die Zukunft gerichtete Einkom m ensström e handelt und d ie Investitions­
theorie unterstellt, daß gegenw ärtige Erträge gegenüber zukünftigen präferiert w erden, w ird 
der B arw ert erm ittelt.
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andererseits.34 Informationstheoretische Ansätze, wie das Standard-Such-Modell 
von S T 1GLER (1961), betonen insbesondere die zuletzt angesprochen Suchkosten 
eines neuen Arbeitplatzes und behaupten, daß die Arbeitsplatzsuche so lange 
sinnvoll ist, wie die erwarteten zukünftigen Mehreinnahmen die aktuellen Such­
kosten übersteigen (vgl. S e s s e l m e i e r / B l a u e r m e l  1990: 43).35

Da diese Mobilitätskosten einmalig und i.d.R. am Anfang der Wanderung anfal­
len, müssen sie nicht abdiskontiert werden. Als Entscheidungsregel gilt dann:

„ A  w orker decides to  m igrate if  all the expected future real incom e, discounted 
w ith a  rate reflecting his degree o f  tim e preference over his tim e horizon, is higher 
abroad than in h is hom e country, at least by the costs related to the m igration and 
to the stay  abroad“ (STRAUBHAAR 1986: 844).36

1.3 Außerachtlassung unterschiedlicher betrieblicher Kompensations­
politiken als Einflußfaktor

Insgesamt konnte aufgezeigt werden, daß Wanderungsentscheidungen als äußerst 
komplexe Phänomene zu begreifen sind. „It is easy to see that the decision to 
migrate involves a complex calculation and that the variables that enter this can 
never be known with precision“ (ELLIO TT 1991: 140). Allerdings konnte die 
Realisierung eines Netto-Einkommensvorteils als wesentliche Größe zur Erklä­
rung individueller Wanderungsentscheidung herausgestellt werden. Modelltheo­
retische Beachtung finden jedoch nur die Entscheidungen der arbeitsanbietenden 
Individuen. Alle anderen Akteure, insbesondere die arbeitsnachfragenden Unter­
nehmen stellen nur exogene Größen dar, weshalb in den betrachteten individuel­
len Entscheidungsmodellen Einkommen auch als exogen determiniert angenom­

34 D abei w ird  davon ausgegangen, daß sich die Höhe der Such- und insbesondere der Infor­
m ationskosten  m it der Transparenz über die Arbeitsplatzalternativen verringert. MAIER 
(1987: 201) stellt fest, daß „[...] inform ation costs will be lower for those socioeconom ic 
groups w ho have learned about how  to  gather and handle inform ation. Thus, m igration 
tends to  be selective w ith respect to education.“

35 N ach B e r n in g h a u s /S e ife r t -V o GT (1987: 218) ist eine M obilitätsentscheidung dann opti­
m al, w enn der W andernde in die Region m it dem größten G ittings-Index geht. D ieser Index 
berechnet sich als „[...] the net benefits o f  migration discounted over a  given num ber o f  
periods, divided by the discounted num ber o f  these periods. This calculation o f  coefficients 
has to be done separatly  fo r each potential destination country“ (STRAUBHAAR 1987: 221). 
W esentliches V erdienst dieses A nsatzes ist es, daß eine stochastische Inform ations-V a­
riable d irekt in das M odell einbezogen wird. Diese V ariable gib t den m om entanen Infor­
m ationsstand des W andernden ebenso an w ie seine bisherigen W anderungserfahrungen.

36 Erw eiterungen des Hum ankapitalansatzes haben zahlreiche personenabhängige V ariablen, 
die den G egenw artsw ert einer W anderung beeinflussen können, evaluiert: A lter, Fam ilien­
größe (vgl. MINCER 1978; H a m e r m e s h /R e ES 1988: 189ff.), beruflicher Status und A usbil­
dung (vgl. z.B . BLASCHKE 1982: 114).
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men wird. Wenn man aber unterstellt, daß der Arbeitsmarkt durch Aktion und 
Reaktion der verschiedenen Arbeitsmarktakteure charakterisiert ist, kann man das 
Phänomen grenzüberschreitender Pendelwanderungen letztlich nur erklären, 
wenn man auch die Entscheidungen von Unternehmen über die betrieblichen 
Kompensationspolitiken selbst zum Gegenstand der Forschung macht. Aus die­
sem Grund widmet sich die vorliegende Arbeit insbesondere diesem Aspekt.

2. Betriebliche Kompensationspolitik: Institutionelle Arrange­
m ents zur Beeinflussung von Arbeitskräftemobilität

2.1 Anreiz- und Stillhaltestrategie - zwei Kompensationsalternativen

Prinzipiell haben betriebliche Entscheidungsträger zwei Alternativen zur Beein­
flussung grenzüberschreitender Mobilität von Arbeitskräften. Erstens ist es denk­
bar, daß ein Unternehmen ein Interesse daran hat, Arbeitskräfte von vergleichba­
ren Unternehmen in der benachbarten Grenzregion anzuwerben,37 weshalb es 
eine mobilitätsfordemde Kompensationspolitik betreibt. Diese ist dadurch cha­
rakterisiert, daß eine überdurchschnittliche Kompensation gezahlt wird, die zu­
mindest den angebotenen Alternativen entspricht oder diese sogar übertrifft. In­
folgedessen kann sich bei anderen Unternehmen die Situation ergeben, daß sie 
vermehrt Abwerbungsversuchen ausgesetzt sind und deshalb gezwungen sind, 
eine mobilitätsverhindemde Kompensationsstrategie zu praktizieren.3* Dies wür­
de bedeuten, sie bieten wanderungswilligen Arbeitskräften kompensatorische An­
reize, die die Altemativangebote der Arbeitsmarktkonkurrenz weniger interessant 
machen. Neben einer solchen aktiven „Anreizstrategie“ ist es zweitens aber auch 
denkbar, daß ein Unternehmen kein Interesse daran hat, eine gezielte Kompensa­
tionspolitik zur Steuerung der Arbeitnehmermobilität einzusetzen und deshalb 
nur eine vergleichsweise geringe Mindestkompensation zahlt. Die Strategie, ent­
weder keine Arbeitskräfte mittels Kompensationsanreizen von Arbeitsmarktkon­
kurrenten anzuwerben oder aber keine Maßnahmen zu ergreifen, um Abwer­
bungsversuchen anderer Unternehmen entgegenzuwirken, wird im folgenden als 
„Stillhaltestrategie“ bezeichnet.

37 D abei m uß es sich nicht notwendigerweise um gezielte A nwerbung handeln. A uch die A us­
dehnung der Suchaktion über den lokalen Arbeitsm arkt hinaus durch Stellenausschreibun­
gen w ird hierunter gefaßt.

38 Eine denkbare A lternative dazu wäre auch eine Standortverlagerung. D agegen sprechen 
m ögliche negative A uswirkungen au f Kundenstam m  und Transportkosten und die Tatsa­
che, daß n icht allein die Arbeitskosten, sondern auch andere finanzielle A spekte die Stand­
ortw ahl m itbestim m en (z.B. Subventionen, Steuern).
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Mit der Charakterisierung dieser beiden Extreme ist ein ganzes Spektrum an be­
trieblichen Möglichkeiten, auf Arbeitskräftemobilität einzuwirken, aufgespannt. 
Welche Strategie das einzelne Unternehmen letztlich realisieren wird, hängt von 
dem betrieblichen Entscheidungskalkül und den jeweiligen betrieblichen Rah­
menbedingungen, die dieses beeinflussen, ab. Ein Modell hierzu und eine Über­
tragung auf die spezifische Situation von Unternehmen in Grenzregionen wird im 
folgenden erarbeitet.

2.2 Modellierung der betrieblichen Kompensationspolitik als Lösung
eines Transaktionskostenproblems

Erklärtes Ziel dieser Arbeit ist es, entgegen der Tradition der „Old Theory of the 
Firm“ das Unternehmen nicht als „black box“ zu betrachten, sondern gerade be­
triebliche Entscheidungen zum Forschungsgegenstand zu machen. Um dies zu 
realisieren, wird die Untemehmensentscheidung nun explizit vor dem Hinter­
grund verschiedener Marktkonstellationen und institutioneller Rahmenbedingun­
gen modelliert.

2.2.1 Wahrscheinlichkeit opportunistischen Verhaltens, Koordinations­
und Motivationskosten: Die relevanten Modellparameter

Grundlegender Ausgangspunkt der Modellkonstruktion ist das Verständnis von 
Organisationen als Netze unvollständiger Verträge.39 Daraus resultieren zwei 
prinzipielle Probleme ökonomischer Organisationen

„[...] nam ely those o f  coordination and m otivating the m em bers o f  the organi­
zation to  w ork in w ays that are coherent and advance the com m on interests o f  the 
organ iza tion 's  m em bers“ (MILGROM/ROBERTS 1992: xiv).

Die Problematik und ihre möglichen Lösungen haben wiederum ihre Ursache in 
wesentlichen innerorganisatorischen Merkmalen einer jeden Organisation: Unter­
nehmen sind gekennzeichnet durch einen permanenten Austausch von Gütern 
und (Dienst-)Leistungen zwischen den Organisationsmitgliedem, der als Trans­
aktion bezeichnet wird. Aufgrund unsicherer Erwartungen über zukünftige Ent­
wicklungen können nicht alle Eventualitäten dieser Transaktionen ex ante gere­
gelt werden, woraus Unsicherheiten hinsichtlich des langfristig zu erwartenden 
Verhaltens des Vertragspartners resultieren. Diese Gefahr opportunistischen Ver­

39 V ollständige V erträge zeichnen sich im G egensatz zu diesen unvollständigen bzw. „relatio­
nalen“ V erträgen dadurch aus, daß nicht nur Vertragsbeginn und -ende, sondern auch die 
Leistungen der V ertragsparteien sowie ihre Verfügungsrechte ex  ante einm al ausgehandelt 
w erden und dam it vollständig festgelegt sind (vgl. RICHTER 1991: 407).
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haltens40 des Vertragspartners fuhrt insbesondere bei auf Dauer angelegten Ver­
tragsbeziehungen und partnerspezifischen Investitionen41 zu institutioneilen 
Arrangements,42 die dazu beitragen, diese Unsicherheiten zu reduzieren und 
damit zu kontrollieren.43

Ein solcher Leistungsaustausch bringt jedoch nicht nur beidseitigen Nutzen44, 
sondern verursacht auch Kosten (Transaktionskosten), deren Höhe in Abhängig­
keit von unterschiedlichen Faktoren variiert: Von Bedeutung ist erstens die 
Wahrscheinlichkeit, daß es überhaupt zu opportunistischem Verhalten kommt, 
zweitens die Höhe der ex ante Koordinationskosten, die

„[...] arise from the need to determ ine prices and other details o f  the transaction, to 
m ake the existence and location o f  potential buyers and sellers known to  one 
another, and to bring the buyers and sellers together to  transact“ (M ilg r o m / 
R o b e r t s  1 9 9 2 :29).45

Drittens schließlich determinieren die Motivationskosten, d.h., Kosten, die be­
rücksichtigt werden müssen, um ex post effizientes Verhalten der Organisa­
tionsmitglieder zu gewährleisten, das Ausmaß der Transaktionskosten.

„E x  post costs [...] include (1) the m aladaption costs incurred w hen transactions 
drift out o f  a lignm ent [...], (2) the haggling costs incurred i f  bilateral efforts are 
m ade to  correct ex  post m isalignm ents, (3) the setup and running costs associated

40 WILLIAMSON definiert O pportunism us als (1985: 47) „[...] the incom plete o r distorted 
disclosure o f  inform ation, especially the calculated efforts to m islead, distort, disguise, 
obfuscate o r o therw ise confuse“ ,

41 Partnerschaftliche Investitionen (vgl. SCHENK 1992) oder auch transaktionsspezifische 
Investititionen (vgl. R i c h t e r  1991) charakterisieren Investitionen, die fast ausschließlich 
nur für die spezifische Beziehung zwischen den V ertragspartnern einen W ert haben, deren 
M arktw ert aber gegen N ull geht.

42 R i c h t e r  (1991: 409) spricht in diesem Zusam m enhang auch von „privater Sicherheitsvor­
kehrung“  bzw. davon, daß Institutionen die Interessen der V ertragspartner schützen.

43 SCHENK (1992: 356) betont, daß Quasi-Renten dadurch erzielt w erden können, daß das 
V erhalten des Vertragspartners durch diese institutionellen A rrangem ents beherrschbar 
bzw. erw artbar wird.

44 W enn d ie beteiligten O rganisationsm itglieder keinen N utzen aus einer Transaktion ziehen 
könnten, käm e diese gar nicht zustande. „Indeed, w e assum e that people are equipped with 
m easures o f  their welfare (called utility functions), that they like one situation better than 
another if  and only i f  it gives greater utility, and that their econom ic goal is to  m axim ize 
th is m easure o f  satisfaction“ (M ilg rom /R O B E R T S  1992: 22).

45 GÄFGEN (1983: 7) bezeichnet diese auch als „Ressourceneinsätze zur H erbeiführung und 
D urchführung einer T ransaktion“ . Er verbindet dam it Kosten der Inform ationssuche und - 
Verarbeitung ebenso w ie den aus Verhandlungsprozessen und V ertragsgestaltung resultie­
renden Aufwand.
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w ith the  governance structures [...], and (4) the bonding costs o f  effecting secure 
com m itm ents“ (W ill ia m so n  1985: 21).46

Interpretiert man nun den Leistungsaustausch zwischen Arbeitnehmer und Unter­
nehmen - Arbeitsleistung gegen Kompensation - als Transaktion, dann ist eine 
mögliche Arbeitnehmermobilität als opportunistisches Verhalten in dem Sinne zu 
sehen, daß eine i.d.R. auf Dauer angelegte Arbeitsbeziehung aufgelöst und damit 
die Erwartung des Unternehmens über eine langfristige Zusammenarbeit nicht 
erfüllt wird. Aus Sicht eines Unternehmens ist die Wertschöpfiing, die sich aus 
dem Arbeitseinsatz ergibt, als Nutzen der Transaktion zu interpretieren und die 
Kosten, die zur Erzielung dieses Nutzens gedeckt werden müssen, als Transak­
tionskosten zu deuten. Geht man nun vereinfachend davon aus, daß die Wert­
schöpfung je  Arbeitsplatz gleich ist,47 dann entscheiden die Transaktionskosten 
über die Kompensationshöhe und damit über die betriebliche Kompensationsstra­
tegie. Da die Transaktionskosten im wesentlichen mit den Koordinations- und 
Motivationskosten variieren, stellt sich für ein Unternehmen die Frage, ob es eine 
Stillhaltestrategie praktizieren und die Koordinationskosten in Kauf nehmen soll 
oder eine Anreizstrategie verwendet und damit die Motivationskosten trägt.

2.2.2 Kostenminimierung als Entscheidungskriterium

Organisationen sind nicht nur durch ein Netz von Verträgen zwischen Individuen 
charakterisierbar, ihnen kann auch das Ziel der Maximierung des Gesamtnutzens 
(Effizienz) zugeschrieben werden, weshalb davon auszugehen ist, daß das Effi- 
zienz-Prinzip entscheidend die Lösung von Transaktionskostenproblemen be­
stimmt. In Anlehnung an C o a s e  (1937) formulieren M i l g r o m / R o b e r t s  (1992: 
28f.): „[...] the tendency is to adopt the organizational mode that best economizes 
on these transaction costs“, was sie konkretisieren mit „[...] organizational

46 Ein w eiterer Faktor, der d ie H öhe der Transaktionskosten und dam it auch die N otw endig­
keit eines institutionellen A rrangem ents bestim m t, kann in der Spezifität der partnerschaft­
lichen B eziehung gesehen werden. Da diese im Falle der A rbeitskräftem obilität insbeson­
dere m it der betriebsspezifischen Q ualifikation der Arbeitnehmer einhergeht, diese Studie 
sich aber nur a u f  das m ittlere, branchenspezifisch und nicht betriebsspezifische Q ualifika­
tionsniveau bezieht, kann diese V ariable h ier vernachlässigt werden.

47 D iese A nnahm e ist im Rahm en dieser A rbeit gerechtfertigt, weil entsprechend dem em piri­
schen Forschungsdesign bei der A uswahl der zu untersuchenden U nternehm en sog. 
„m atched pairs“ , d.h., U nternehm en, die sich hinsichtlich Größe, hergestellten Produkten, 
A rt des S tandorts und ähnlichen K riterien gleichen, angestrebt werden (vgl. K apitel II.4). 
A ußerdem  w ürde d ie B erücksichtigung der W ertschöpfung als w eiteren kom pensationsde- 
term inierenden Faktor die K om plexität des M odells erhöhen und die A nalyse isolierter E f­
fekte erschw eren. Schließlich ist zu bedenken, daß die Messung der W ertschöpfung am A r­
beitsplatz schw ierig  ist, weil unterschiedliche Definitionen der W ertschöpfung ex istie ren d e  
nach gew ählter A usgangsgröße sowie Abgrenzung der V orleistungen und A bgabeleistun­
gen (vgl. zum B egriff und den verschiedenen Arten der W ertschöpfung WEBER 1993: 
2174).
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structure and design are determined by minimizing transaction costs Inso­
fern sei also das Entscheidungskriterium für die Bestimmung der effizientesten 
Kompensationsstrategie die Minimierung der Transaktionskosten oder anders for­
muliert die Maximierung der Nettovorteile (vgl. K r e p s  1994: 672). „Specifieally, 
the issue is how to regulate the exchanges between team members in order to 
reduce the costs of regulation and control“ (JONES 1983: 456). Da aber über das 
opportunistische Verhalten, d.h., konkret über die Mobilitätsabsicht eines Arbeit­
nehmers, keine vollkommene Information besteht, sondern allenfalls die Wahr­
scheinlichkeit ihres Eintretens bestimmt werden kann, handelt es sich um eine 
Entscheidung unter Unsicherheit. Infolgedessen ist der Erwartungswert der 
Transaktionskosten als Entscheidungskriterium heranzuziehen.

Macht man diese Überlegungen für das spezifische Problem „Beeinflussung 
grenzüberschreitender Pendelwanderungen“ fruchtbar, kann man die Arbeitneh­
mermobilität als Transaktionskostenproblem und die betriebliche Kompensa­
tionsstrategie als einen möglichen transaktionskostenminimierenden Lösungsme­
chanismus interpretieren und dementsprechend ein Grundmodell betrieblicher 
Kompensationsentscheidung formulieren.

2.2.3 Grundmodell der Wahl des betriebsoptimalen Kompensationsni- 
veaus

Basierend auf der Idee des vorherigen Abschnitts, daß ein Zusammenhang zwi­
schen erwarteten Transaktionskosten und betrieblicher Kompensationsstrategie 
besteht, stellt sich aus betriebswirtschaftlicher Sicht nun die Frage, wie die opti­
male Kompensationsstrategie ermittelt werden kann. Dabei kann es an dieser 
Stelle nicht darum gehen, eine exakte Kompensationshöhe zu bestimmen, viel­
mehr sollen die einzelnen Komponenten erarbeitet werden, die mit darüber ent­
scheiden, ob ein Unternehmen eher eine Anreiz- oder aber eine Stillhaltestrategie 
verfolgt.

Ausgehend davon, daß die Entscheidung für ein bestimmtes Kompensationsni­
veau von der Höhe der Koordinations- und der Motivationskosten einerseits und 
von der Wahrscheinlichkeit opportunistischen Verhaltens andererseits abhängt,

a  =  f (K K o ’ K M o ’s )

wobei: a :  K om pensationsniveau
K k 0 : Koordinationskosten
K m o : M otivationskosten
e: W ahrscheinlichkeit opportunistischen V erhaltens



müssen die Funktionsparameter näher betrachtet und für den Fall grenzüber­
schreitender Mobilität spezifiziert werden.48

(Wieder-)Besetzungskosten: Koordinationskosten grenzüberschreitender Arbeits­
kräftemobilität

Geht man davon aus, daß Unternehmen zur Sicherstellung ihrer Produktion einen 
bestimmten Bestand an Personal realisieren müssen, dann sind offene Stellen 
möglichst schnell zu besetzen. Mit der Neueinstellung von Arbeitskräften sind 
allerdings vielfältige, v.a. quasi-fixe Arbeitskosten verbunden.

„T urnover is costly  to firm s through its direct costs such as form al orientation p ro­
gram s, expenditures to forem an for „breaking in“ new em ployees as w ell as indi­
rect costs such as lowered productivity during the adjustm ent process“ (SALOP 
1979: 118).49

Gegeben einen bestimmten Personalbestand, bringt ein notwendiger Personalaus­
tausch v.a. direkte Kosten des Vertragspartnerwechsels mit sich - nämlich Such-, 
Auswahl-, Einstellungs- und Einarbeitungskosten (vgl. Sa do w sk i/S tengelho- 
FEN 1989: 109).50 Diese sind umso größer, je aufwendiger der Such-, Auswahl- 
und Einstellungsprozeß organisiert ist. Es sind nicht nur unterschiedlich teure 
Suchkanäle denkbar,51 sondern auch Auswahlprozesse, die vom einfachen Sich­
ten der Bewerbungsunterlagen durch einen Verantwortlichen der Personalab­
teilung bis zu mehrstufigen Auswahlverfahren, an denen unterschiedliche Unter­
nehmensvertreter beteiligt sind, reichen.52 Wie teuer die Personalsuche und

51

48 D ie W ahrscheinlichkeit opportunistischen Verhaltens kann m it der W ahrscheinlichkeit, daß 
es überhaupt zur M obilität kom m t, gleichgesetzt werden.

49 STREIM (1982) faßt d ie tum over-costs weiter als die Kosten der notw endig w erdenden Er­
satzbeschaffung und bezieht auch die Kosten einer Fehlinvestition in H um ankapital des 
ausscheidenden M itarbeiters m it ein.

50 R ic h t e r  (1994: 6f.) differenziert in Anbahnungskosten einerseits, un ter d ie er d ie Suchko- 
sten für das A usfindigm achen potentieller Geschäftspartner, die K osten für K om m unikation 
m it diesen sowie d ie Prüf-/Qualitätskontrollkosten faßt, sowie andererseits in V erhand- 
lungs- und Entscheidungskosten. Zu diesen rechnet er K osten für d ie A ushandlung von 
V erträgen, der B eratung und Informationsbeschaffung.

51 D ie K osten und N utzen unterschiedlicher Rekrutierungskanäle von der S tellenanzeige bis 
h in  zum  Personalberater w ägt SCHEIB (1987: 62 ff.) ab. ELIAS/WHITE (1991) stellen fest, 
daß d ie N utzung verschiedener Rekrutierungskanäle v.a. a u f  den unterschiedlichen Besatz 
der Regionen an U nternehm en bestim m ter Branchen bzw. B etriebsgrößen und dam it Q ua­
lifikationsanforderungen zurückzufuhren ist.

52 D ie K osten und N utzen von Verfahren der Vorauswahl, w ie z.B . Stellenanzeigen und 
Screening, im V ergleich zu sequentiellen Suchprozessen, m odellieren und analysieren 
OURS/RlDDER (1992), um so A ussagen über die optim ale Strategie der externen Stellenbe­
setzung ableiten zu können. Sie kom m en auf Basis von M ikrodaten zu dem Schluß, daß es 
für U nternehm en effizienter ist, eine nichtsequentielle A uswahl zu praktizieren und sich 
durch V orausw ahl einen Pool an Bewerbern zu schaffen, w eil dadurch d ie D auer des Se­
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-auswahl53 ist, dürfte einerseits wesentlich von der gesuchten Qualifikation des 
neuen Mitarbeiters und andererseits von der Größe des Bewerberpools abhängen. 
In Unternehmen in Grenzregionen sind die Personalsuch- und -auswahlkosten 
auch deshalb eine kritische Größe, weil die potentiellen Bewerber eher als in 
grenzfemen Gebieten aus unterschiedlichen Bildungssystemen stammen können, 
was die Beurteilung, welcher Arbeitnehmer aufgrund seiner Ausbildung die ge­
stellten Anforderungen am besten erfüllen kann, erschwert. Maßnahmen zur Er­
höhung der Transparenz über die Inhalte und Umfänge verschiedener nationaler 
Ausbildungsgänge und die Vergleichbarkeit von Qualifikationen stellen somit im 
Vergleich zu Unternehmen in grenzfemen Regionen zusätzliche Selektionskosten 
dar. Ebenso sind Kenntnisse über die üblichen Rekrutierungskanäle in anderen 
Ländern nicht notwendigerweise gegeben, was Auswirkungen auf den Erfolg von 
Personalsuchstrategien und damit auf die Größe des Bewerberpools haben kann.54

Die Einstellungskosten variieren darüber hinaus mit den potentiellen Kosten der 
Verhandlungen mit den mitbestimmenden Organen55 sowie mit dem Verwal- 
tungsaufvvand, der notwendig ist, um eine reibungslose organisatorische Einglie­
derung des neuen Mitarbeiters sicherzustellen. Diese Kosten sind umso höher, je  
mehr Verwaltungsbereiche betroffen sind und je mehr vertragliche Einzelheiten 
ausgearbeitet werden müssen. Eine überdurchschnittliche Qualifikationsnachfra­
ge, die sich insbesondere bei innovationsorientierten Unternehmen und beim Ein­

lektionsprozesses erheblich verkürzt w ird und Produktivitätseinbußen aufgrund unbesetzter 
Stellen reduziert werden können.

53 SADOWSKI (1980: 57) form uliert diese Situation als ein personalw irtschaftliches Entschei­
dungsproblem : „Aus einer Vielzahl an Rekrutierungsquellen, Inform ationskanälen und Se­
lektionsverfahren hat das Unternehm en die rentabelsten auszuwählen. D as ist kein triviales 
Problem , w eil V orteile großer Streubreite durch Selektionsaufwand aufgehoben w erden 
können, weil der Zuverlässigkeit eines ständigen Inform ations- und K ontaktnetzes R üst- 
und U nterhaltungskosten gegenüberstehen und endlich w eil die Prognose von A rbeitserfolg 
und Bleibensw ahrscheinlichkeit [...] nur nach differenzierten B edingungsanalysen sinnvoll 
erscheint. Rekrutierungsentscheidungen näm lich sind zweiseitige, m itunter als 
»asym m etrisch« gekennzeichnete W ahlentscheidungen.“

54 Daß z.B. der Rekrutierungskanal „Stellenanzeige“ in Frankreich anders gesta lte t sein sollte 
als in D eutschland, w ird im folgenden klar: „Um zugkräftig zu sein, muß eine A nzeige in 
Deutschland inform ativ, logisch zusam m enhängend, ja  sogar erschöpfend sein. In F rank­
reich muß sie nicht nur den K ontext beschreiben, sondern diesen noch m it Farben, W ort­
spielen und zuw eilen provozierenden Schlagworten bereichern. D ie französische A nzeige 
m uß verlocken, bezaubern, an Phantasie und Schönheitssinn appellieren“ (MOOO 1991: 
226).

55 So hat z.B . nach § 99 Abs. 1 Satz 2 Betriebsverfassungsgesetz der B etriebsrat in U nterneh­
men m it m ehr als zw anzig Beschäftigten ein M itbestim m ungsrecht bei der E ingruppierung 
von M itarbeitern. Dies gilt nach Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts aber n icht nur 
dann, w enn die norm ative W irkung eines Tarifvertrags oder einer B etriebsvereinbarung da ­
durch kontrolliert werden soll, sondern auch, wenn es sich um eine vom  A rbeitgeber selbst 
eingeführte V ergütungsordnung (betriebliche Übung) handelt (vgl. o.V. 1994e: 1575).
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satz neuer Technologien ergibt, erhöht schließlich auch die Einarbeitungskosten, 
weil i.d.R. eine über eine kurze Einweisung hinausgehende Einarbeitung not­
wendig ist, die sowohl die direkten Ausbildungskosten (z.B. Material) als auch 
potentielle Kosten, wie die entgangene Produktivität des Einarbeitenden oder die 
noch nicht erreichte volle Produktivität des Einzuarbeitenden umfassen. Schließ­
lich gehören zu den (Wieder-)Besetzungskosten auch die Kosten der Nichtbeset­
zung eines Arbeitsplatzes, die sich im entgangenen Nutzen konkretisieren. Dem­
nach gilt:

KB = f(Ks ,K w ,Kv ,KQ,Ko)

w obei: K g : (W ieder-)Besetzungskosten
K g: Suchkosten
K \y : A usw ahlkosten
K y : Einstellungskosten
Kq : E inarbeitungskosten
K o :  O pportunitätskosten

Diese direkten und indirekten Kostenkomponenten, die sich daraus ergeben, daß 
eine offene Stelle (wieder-)besetzt werden soll, sind als Koordinationskosten 
eines Unternehmens zu interpretieren.

Anreizkosten: Motivationskosten grenzüberschreitender Arbeitskräftemobilität

A uf der anderen Seite stellen alle Anreize eines Unternehmens, um Arbeitskräfte 
entweder zum Verbleib im Unternehmen zu motivieren oder aber von Arbeits­
marktkonkurrenten abzuwerben, Kosten einer „privaten Sicherheitsvorkehrung“ 
und damit Motivationskosten dar. Als wesentliche Komponenten der Anreizko­
sten können die Lohnprämien/Kompensationsanreize angesehen werden, d.h., die 
(finanziellen) Vorteile, die ein Unternehmen bietet, um sich von vorhandenen Ar- 
beitsmarktkonkurrenten positiv abzuheben. Diese müssen nicht notwendiger­
weise aus direktem Entgelt bestehen, sondern können zu einem mehr oder weni­
ger großen Anteil auch durch lohnäquivalente freiwillige Sozialleistungen ersetzt 
werden.56 Folgt man SADOWSKI (1984) und interpretiert man freiwillige betriebli­
che Sozialleistungen als einen in anderer Form ausgezahlten Lohn, dann kann 
nicht nur von Lohn-, sondern auch von „Sozialleistungsprämien“ eine mobilitäts- 
beeinflussende Wirkung ausgehen. Um aber die Kompensationsanreize gezielt 
einsetzen zu können, bedarf es einerseits Informationen über die Kompensations­

56 In e iner em pirischen Untersuchung analysieren CABLE/JUDGE (1994), w elche Entgeltpara­
m eter die Suche und die W ahl eines A rbeitsplatzes determ inieren. Sie kom m en zu dem  E r­
gebnis, daß  „[...] individuals were significantly m ore attracted to  positions w ith  high pay 
level, individual-based pay, fixed pay, flexible benefits, and job-based pay“ ( C a b l e / J u d g e  
1994: 337). N eben der Entgelthöhe gehören also auch (freiw illige) Sozialleistungen zu den 
w esentlichen Einflußfaktoren.
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politik der konkurrierenden Unternehmen,57 andererseits sind Kompensationsan­
reize wirkungslos, wenn sie nicht für die Adressaten transparent sind. Die Kosten 
der Informationsbeschaffung und der Informationsweitergabe sind somit auch als 
Anreizkosten zu sehen. Sie sind für Unternehmen, die mit Firmen jenseits der 
Grenze um Arbeitskräfte konkurrieren insofern höher als für Unternehmen in 
Binnenregionen, weil nicht notwendigerweise auf übliche Informationskanäle 
zurückgegriffen werden kann. Mangelnde Kontakte zu ausländischen Unterneh­
men und Institutionen (z.B. Kammern) erhöhen ebenso die Informationskosten 
wie mangelnde Sprachkenntnisse beim Studium verfügbarer Publikationen. 
Darüber hinaus können auch Opportunitätskosten im Sinne entgangener Wert­
schöpfung durch einen nicht getätigten Austausch des wanderungswilligen Mit­
arbeiters bzw. die eingeschränkte Auswahl bei gezielter Anwerbung von Arbeits­
kräften als Anreizkosten bezeichnet werden.

KA =f(PL,Ps,K,,K0)
wobei: K ^ :  Anreizkosten

PL

PS
Kl

Lohnpräm ie 
Sozialleistungspräm ie
Inform ationsbeschaffungs- und -weitergabekosten

K0  O pportunitätskosten

Diese verschiedenen, bei der Beeinflussung von Mobilität zu berücksichtigenden 
Anreizkosten sind somit als Motivationskosten eines Unternehmens zu deuten.

Geht man ferner davon aus, daß sich Unternehmen ökonomisch rational verhal­
ten, dann müssen die beiden Kostenkomponenten (Wieder-)Besetzungs- und 
Anreizkosten, gegeben die Mobilitätswahrscheinlichkeit, gegenübergestellt wer­
den. Zur Auswahl der transaktionskostenminimalen Kompensationsstrategie ist 
dann zu ermitteln, welche Kosten geringer sind. Als Entscheidungsregel eines 
effizienzorientierten Unternehmens kann dann formuliert werden: Solange die 
Kosten der (Wieder-)Besetzung eines Arbeitsplatzes die Anreizkosten überstei­
gen, ist eine Anreizstrategie sinnvoller, d.h., eine überdurchschnittliche Kompen­
sation:

> 1 bzw. Kß >
k A

Unter dieser Bedingung ist es für ein Unternehmen, daß mit Abwerbungsversu­
chen der Arbeitsmarktkonkurrenz konfrontiert ist, kostengünstiger, Gegenmaß­
nahmen zu ergreifen, als einen abgeworbenen Arbeitnehmer durch einen neuen

57 G a b e l e  und M o r a w  (1991) zeigen am Beispiel m ittelständischer U nternehm en, w ie 
w ichtig  eine klare V orstellung über die eigenen Konkurrenzsituation zur Entw icklung von 
M arktstrategien ist.
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zu ersetzen. Für Unternehmen, die überlegen, ob sie besser gezielt Arbeitskräfte 
von konkurrierenden Unternehmen anwerben oder aber einen Mitarbeiter aus 
dem Bewerberpool rekrutieren sollen, ist es effizienter, Kompensationsanreize 
zur gezielten Arbeitskräfteanwerbung anzubieten.

Sobald aber die Anreizkosten die Kosten der (Wieder-)Besetzung übertreffen, ist 
eine lediglich die Mindestkompensation gewährende Stillhaltestrategie effizien­
ter:

<  1 b zw . K g  <
k A

D.h., Unternehmen, von denen Arbeitskräfte abgeworben werden, sind dann gut 
beraten, keine Gegenmaßnahmen zu ergreifen und statt dessen eine Neubeset­
zung der Stelle vorzunehmen. Unternehmen, die über die Alternativen Abwer­
bung oder Rekrutierung aus dem Bewerberpool zu entscheiden haben, sollten 
eher auf den Bewerberpool als auf eine gezielte Abwerbung zur Besetzung der 
vakanten Stellen zurückgreifen.

Insofern kann ein trade-off zwischen den Kosten der Mobilitätsbeeinflussung und 
den (Wieder-)Besetzungskosten angenommen werden. Der Punkt, in dem eine 
Anreizstrategie die gleichen Transaktionskosten verursacht wie eine Stillhal­
testrategie, beschreibt dann den Indifferenzpunkt:

^  = lbzw.KB = K A 
K-A

Hier ist es also egal, ob einerseits ein von Abwerbung durch Arbeitsmarktkonkur­
renten betroffenes Unternehmen auf die Abwerbungsversuche reagiert oder 
nicht, und andererseits kommt einem Unternehmen, daß einen Arbeitsplatz zu be­
setzen hat, eine gezielte Anwerbung genauso teuer wie eine Rekrutierung aus 
dem Bewerberpool.

Gegeben diese betriebliche, interregional als identisch angenommene, weil ein­
zelwirtschaftlichen Rationalitätskriterien genügende Entscheidungslogik, stellt 
sich die Frage, wie es zu systematischen Differenzen in der betrieblichen Kom­
pensationspolitik auf benachbarten grenznahen regionalen Arbeitsmärkten kom­
men kann, die sich in eindeutig in eine Richtung gehenden Strömen grenzüber­
schreitender Pendelwanderungen widerspiegeln. Wenn die Entscheidung für eine 
bestimmte Kompensationsstrategie - wie das theoretische Modell illustriert - 
maßgeblich von der Wahrscheinlichkeit des Eintretens der Arbeitskräftemobilität 
einerseits und der Höhe der (Wieder-)Besetzungs- und Anreizkosten andererseits 
abhängt, dann ist nach den Rahmenbedingungen zu fragen, die diese Determinan­
ten betrieblicher Kompensationspolitik beeinflussen. Da die Differenzen in den
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Kompensationsstrategien nicht auf ein unterschiedliches betriebliches Entschei­
dungskalkül zurückzuführen sind, können die besonderen marktmäßigen 
und/oder institutioneilen Rahmenbedingungen auf den benachbarten grenznahen 
regionalen Arbeitsmärkten ursächlich sein.

2.3 Übertragung des Modells auf die spezifische Situation von Unter­
nehmen in Grenzregionen

2.3.1 Die Wettbewerbssituation am regionalen Arbeitsmarkt und die 
Wahrscheinlichkeit grenzüberschreitender Mobilität

Grundsätzlich wird davon ausgegangen, daß die Wahrscheinlichkeit grenzüber­
schreitender Mobilität beschäftigter Arbeitnehmer wesentlich von der Wettbe­
werbssituation am relevanten grenzüberschreitenden Arbeitsmarkt abhängt. Ver­
einfachend wird im folgenden der Zusammenhang zwischen einem moderaten 
und einem starken Arbeitsmarktdruck und der zu erwartenden betrieblichen 
Kompensationsstrategie hergestellt.

Moderater Wettbewerbsdruck au f dem relevanten Arbeitsmarkt

Ein relativ geringer Wettbewerbsdruck ist denkbar, wenn ein Unternehmen ein 
quasi-monopolistischer Arbeitsnachfrager auf dem regionalen Arbeitsmarkt ist. 
Das ist immer dann der Fall, wenn der Betrieb sich entweder mit seiner Produkt­
palette und den notwendigen Produktionsverfahren in einer Marktnische befindet 
oder aber noch als nahezu letztes Unternehmen der Region Produkte nach tradi­
tionellen Verfahren herstellt, die in anderen Unternehmen längst nicht mehr oder 
nur noch mit Hilfe modernerer Produktionsverfahren produziert werden. In bei­
den Fällen bietet das jeweilige Unternehmen Arbeitsplätze an, die es sonst in der 
Region nicht (mehr) gibt. Gleiches gilt für das Angebot besonderer Dienstlei­
stungen, die von keinem anderen Unternehmen dergestalt angeboten werden 
(können), weil sie z.B. an eine bestimmte Infrastruktur oder an besondere Ge­
schäftsbeziehungen gebunden sind. Man kann davon ausgehen, daß in solchen 
Unternehmen die freiwillige Mobilität von beschäftigten Arbeitskräften eher ge­
ring ist, weil sie ihre in diesen Unternehmen erworbene Qualifikation in keinem 
anderen Unternehmen einsetzen können, sie also regional keine adäquate Alter­
native finden können. Entsprechend gering dürfte deshalb auch der Ersatzbedarf 
der Unternehmen sein. Dies hat zufolge, daß die betreffenden Unternehmen keine 
besonderen Anreize zum Verbleib im Unternehmen oder zur gezielten Abwer­
bung von Arbeitskräften aus konkurrierenden Unternehmen setzen (müssen), 
weshalb davon auszugehen ist, daß sie eher eine Stillhaltestrategie praktizieren.
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Unternehmen unter geringem Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt werden des­
halb ein unterdurchschnittliches Kompensationsniveau realisieren.58

Hoher Wettbewerbsdruck a u f dem relevanten Arbeitsmarkt

Unternehmen, die auf dem für sie relevanten Arbeitsmarkt unter starkem Konkur­
renzdruck stehen, sind dadurch gekennzeichnet, daß sie entweder ähnliche Pro­
duktionsverfahren wie einige andere Unternehmen der Region verwenden oder 
vergleichbare Dienstleistungen anbieten. In Folge dessen verfügen ihre Mitarbei­
ter über Qualifikationen, die andere ansässige Unternehmen ebenfalls nachfragen, 
weshalb Abwerbung durch Konkurrenten sehr wahrscheinlich ist. Umgekehrt 
besteht für sie selbst auch ein Anreiz, bereits qualifiziertes Personal von Arbeits­
marktkonkurrenten abzuwerben statt es selbst auszubilden. Wettbewerbsdruck 
kann aber auch daraus resultieren, daß in Unternehmen eher durchschnittliche 
oder gar schlechtere Arbeitsbedingungen herrschen, sie also durch wenig attrak­
tive Attribute gekennzeichnet sind. Dazu können starre Arbeitszeiten ebenso 
zählen wie unterdurchschnittliche Weiterbildungsaktivitäten. Dies kann dazu 
beitragen, daß ein großer Anteil der Belegschaft zur Mobilität bereit ist und der 
Ersatzbedarf in diesen Unternehmen hoch ist. Insofern ist zu erwarten, daß Un­
ternehmen, die sich in einer angespannten Wettbewerbsposition zu Arbeitsmarkt­
konkurrenten befinden, tendenziell eher mobilitätsbeeinflussende Kompensa­
tionsstrategien verfolgen, um entweder gezielte Anreize zur Abwerbung von Mit­
arbeitern konkurrierender Unternehmen zu setzen oder aber vorhandene Arbeits­
kräfte an den Betrieb zu binden.59

2.3.2 Absatzmarktbedingungen und die Kosten der (Wieder-)Besetzung 
eines Arbeitsplatzes

Auch die Absatzmarktbedingungen, unter denen Unternehmen agieren, lassen 
sich in zwei Extreme einteilen. Jede der beiden Wettbewerbssituationen hat ihre

58 M an spricht in der Lohntheorie auch von M onopoltribut, das sich daraus ergibt, daß U nter­
nehm en aufgrund von B esitz an Produktionsfaktoren oder aber e iner K onzentration der re ­
gionalen W irtschaft zu ihren Gunsten eine gew issen M acht erzielen können, d ie es erm ög­
licht, A rbeitskräfte nicht nach dem jeweiligen G renzprodukt, sondern abzüglich eines M o­
nopoltributs zu  entlohnen (vgl. L ing  1982: 26).

59 D aß U nternehm en versuchen, die Fluktuationsneigung von M itarbeitern durch das A ngebot 
e iner über dem  M arkträum ungslohn liegenden K om pensation zu verringern, um dadurch 
Fluktuationskosten zu verm eiden, ist auch die These der V ertreter des Labour-Tum over- 
A nsatzes (vgl. SALOP 1979; SCHLICHT 1978). Ansätze zu kom pensierenden Lohndifferen­
tialen  betonen, daß überdurchschnittliche Entlohnung auch w eniger gute A rbeitsbedingun­
gen zu kom pensieren verm ag (vgl.z.B. ROSEN 1986). A llerdings zeigen die U ntersuchungs­
ergebnisse e iner Studie von Sch e t tk a t (1993), daß gerade in U nternehm en m it schlechten 
A rbeitsbedingungen und unsicheren Arbeitsplätzen auch geringere Löhne und G ehälter ge­
zahlt w erden.
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eigenen Folgen im Hinblick auf die betrieblichen (Wieder-)Besetzungskosten und 
damit auf die optimale Kompensationsstrategie, auf die die folgenden Abschnitte 
näher eingehen.

Am Absatzmarkt erfolgreiche Unternehmen

Unternehmen, die sich am Absatzmarkt gut behaupten können, sind dadurch ge­
kennzeichnet, daß sie über ausreichende finanzielle Ressourcen verfugen, die 
richtig eingesetzt nicht nur den Fortbestand des Unternehmens sichern, sondern 
insbesondere auch Möglichkeiten für Investitionen sowohl in Sach- als auch in 
Humankapital eröffnen. Es wird davon ausgegangen, daß am Absatzmarkt erfolg­
reiche Unternehmen finanzkräftiger sind als eher erfolglose Wettbewerber und 
gerade solvente Betriebe über ein relativ hohes Innovationspotential verfügen, 
was sich in einer hohen Ausstattung mit neuen Technologien im Industriebereich 
und in speziellen Finanzierungsangeboten bzw. der Etablierung in bankspezifi­
schen Marktnischen bei den Kreditinstituten niederschlägt. Infolgedessen stellen 
diese Firmen auch besondere Qualifikationsanforderungen an ihre Mitarbeiter,60 
weshalb sie aufwendige Such- und Auswahlverfahren einsetzen und hohen Wert 
auf intensive Einarbeitung in die untemehmensspezifischen Produktionsverfahren 
bzw. Bankgeschäfte legen. Insgesamt wird also erwartet, daß die (Wieder-)Beset- 
zungskosten wirtschaftlich erfolgreicher Unternehmen relativ hoch sind, und die 
Wahrscheinlichkeit, daß diese über den gegebenen Anreizkosten liegen, wird als 
relativ groß eingeschätzt, weshalb von diesen Unternehmen eher eine Anreizstra­
tegie, d.h., ein relativ hohes Kompensationsniveau erwartet wird.61

Am Absatzmarkt weniger erfolgreiche Unternehmen

Ist demgegenüber ein Unternehmen am Absatzmarkt unterlegen und dadurch 
seine finanzielle Situation eher schlecht, wird davon ausgegangen, daß die ver­
bleibenden finanziellen Ressourcen zur Begleichung von Verbindlichkeiten auf­
gewendet werden müssen und kaum für zusätzliche Innovationen und Investitio­
nen ausreichen. Das Qualifikationsniveau dieser Unternehmen ist deshalb auf 
einem Stand „eingefroren“, der von einer Vielzahl erfolgreicher Unternehmen 
weit überschritten wird, so daß das Potential an geeigneten, durchschnittlich 
qualifizierten Arbeitskräften groß ist. Personalsuche und -auswahl lassen sich

60 Die Qualifikationsanforderungen von Facharbeitern haben sich aufgrund von Strukturw an­
del und der Einführung neuer Technologien verändert. GEER/HIRSCHBRUNN (1994) zeigen, 
daß der Facharbeiter heute neuen A nforderungen gegenübersteht, d ie sich m it Ganzheit- 
lichkeit, Selbständigkeit, Eigenverantw ortlichkeit, M ethoden- und Sozialkom petenz be­
schreiben lassen.

61 Folgt m an dem  A dverse Selection-A nsatz (vgl. z.B. WEISS 1980; YELLEN 1984), dann kor­
reliert der vom  A rbeitsplatzbew erber geforderte M indestlohn, für den er bereit ist, zu arbei­
ten, m it seiner Leistungsfähigkeit und Q ualifikation. U nter dieser A nnahm e kann dann Ent­
gelt auch als (Selbst-)Selektionskriterium  eingesetzt werden.
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außerdem leicht standardisieren, was den Such-, Auswahl- und Einarbeitungsauf­
wand in Grenzen hält. Insofern wird angenommen, daß die (Wieder-)Besetzungs- 
kosten in wirtschaftlich weniger erfolgreichen Betrieben niedriger sind und ten­
denziell unter den Anreizkosten einer Mobilitätsbeeinflussung liegen, da mit den 
Lohn- und Arbeitsplatzangeboten deutlich erfolgreicherer Firmen wahrscheinlich 
nicht konkurriert werden kann. Folglich wird von diesen Unternehmen eher eine 
Minimalkompensation und damit eine Stillhaltestrategie erwartet.

2.3.3 Soziales Sicherungsregime und die Kosten gezielter Mobilitätsan­
reize

Im vorhergehenden Kapitel wurde herausgearbeitet, daß die Kosten der Mobili­
tätsbeeinflussung sich zusammensetzen aus erstens der Differenz der Entgelte 
und freiwilligen Sozialleistungen des eigenen und der konkurrierenden Unter­
nehmen, zweitens den Kosten der Beschaffung von Informationen über die Kon­
kurrenzofferten sowie den Kosten für die Information der vorhanden bzw. poten­
tiellen Mitarbeiter über die eigenen Kompensationsangebote und drittens den 
Opportunitätskosten. Im folgenden stellt sich nun die Frage, wovon die Kompo­
nenten der Anreizkosten ihrerseits abhängen. Zu behaupten, daß das einzelne 
Unternehmen durch Festsetzung der jeweiligen Bruttoarbeitsentgelte und freiwil­
ligen Sozialleistungen sowie durch seine Informationspolitik diese Kosten voll­
ständig selbst bestimmt, scheint etwas kurzsichtig zu sein, wenn man bedenkt, 
daß es vielfältige institutionelle Regelungen sozialversicherungs- wie arbeits­
rechtlicher Art62 gibt, die gerade auf eben diese Anreizkostenbestandteile einwir­
ken und die Unternehmen unterschiedlich finanziell belasten. Art und Struktur 
dieser Rahmenbedingungen sind interregional verschieden, je  nach Ausgestaltung 
der relevanten länderspezifischen Institutionen und je  nachdem, ob die Regelun­
gen sich auf die direkten Entgelte oder die freiwilligen betrieblichen Soziallei­
stungen beziehen. Sie beeinflussen somit die Höhe der Kompensation durch Ent­
gelt sowie die Höhe der Kompensation durch freiwillige betriebliche Soziallei­
stungen und damit letzlich auch das Gesamtkompensationsniveau.

62 D as so beschriebene „soziale Sicherungssystem“ um faßt die G esam theit a ller den Lohn und 
die (freiw illigen) Sozialleistungen betreffenden institutionellen R egelungen. N eben den re ­
levanten sozialversicherungsrechtlichen Regelungen zählen dazu auch A rbeitsgesetze (vgl. 
DÄUBLER 1994: 123) und prinzipiell auch einschlägige tarifliche und betriebliche V erein­
barungen. D a die betrieblichen und tariflichen Institutionen nicht nur von den gegebenen 
institutionellen M öglichkeiten abhängen, sondern v.a. auch von der A ktivität der jew eiligen  
A rbeitnehm ervertretung, ist eine selektive Untersuchung dieses Institutioneneinflusses j e ­
doch schw ierig . D ie gesetzlichen Rahmenbedingungen gelten dem gegenüber fü r alle  U n­
ternehm en unabhängig von Branche, Tirifgebundenhcit oder A ktivität der A rbeitnehm er­
vertretung. Eine K onzentration der Analyse institutioneller E influßfaktoren betrieblicher 
K om pensationspolitik  a u f  die nationalen rechtlichen Regelungen zu r sozialen Sicherung ist
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Relativ hohe finanzielle Belastung durch das soziale Sicherungssystem

Unternehmen können von sozialversicherungsrechtlicher Seite insbesondere 
durch einen weiten persönlichen und sachlichen Geltungsbereich der Sozialversi­
cherungspflicht und umfangreiche Beitragsregelungen zur Sozialversicherung fi­
nanziell belastet werden. Zu letzteren zählen vergleichsweise hohe Beitragssätze, 
eine über das direkte Entgelt hinausgehende Berechnungsgrundlage und relativ 
hohe Beitragsbemessungsgrenzen. Über sozialversicherungsrechtlich induzierte 
Kostenbelastungen hinaus tragen auch extensive arbeitsrechtliche Regelungen 
zum Mindestlohn wesentlich zur Höhe der Anreizkosten bei.63

Schließlich umfaßt das soziale Sicherungssystem neben diesen, mehr das direkte 
Entgelt betreffenden Regelungen auch solche, die sich auf freiwillige betriebliche 
Sozialleistungen beziehen. Umfangreiche Leistungsverpflichtungen des Unter­
nehmens, z.B. bei Einführung bzw. Aufrechterhaltung einer betrieblichen Alters­
versorgung oder einer betrieblichen Krankenversorgung, stellen ebenfalls nicht 
zu unterschätzende finanzielle Belastungen für das konkrete Unternehmen dar. 
Auch Finanzierungsregelungen, die den Arbeitgeber einseitig belasten, sowie 
Bestimmungen zur Unverfallbarkeit und zur Sicherung von Anwartschaften bei 
Insolvenz und Betriebsinhaberwechsel erhöhen ebenso wie regelmäßige Anpas­
sungspflichten die Anreizkosten. Neben diesen Aspekten legen rechtliche Be­
stimmungen auch den Umfang von Dokumentationspflichten von Entgelt und 
(freiwillige) Sozialleistungen fest. Eine umfangreiche Darstellung erzeugt jedoch 
hohe Kosten dergestalt, daß einerseits die Erstellung und Pflege der dazu not­
wendigen Statistiken Zeit- und Personalaufwand erfordern und andererseits die 
Analyse der Dokumentationen komplexer Auflistungen anderer Unternehmen zur 
Gewinnung relevanter, wettbewerbsbestimmender Informationen aufgrund der 
Informationsüberflutung ebenfalls sehr aufwendig ist.

Relativ geringe finanzielle Belastung durch das soziale Sicherungssystem

Dementsprechend belastet das soziale Sicherungssystem Unternehmen finanziell 
weniger, wenn der persönliche und sachliche Geltungsbereich sozialversiche­
rungsrechtlicher Regelungen eng definiert ist, die Höhe der Beiträge insgesamt 
gering einzustufen ist und die Berechnungsgrundlage tendenziell nur aus dem

som it durchaus gerechtfertigt (vgl. zu einem ähnlichen System verständnis, jedoch  bezogen 
a u f  Q ualifizierung B a c k e s - G e l l n e r  1992).

63 Je k leiner die wage drift zwischen M indestlohn und dem durchschnittlichen E ntgelt ist, 
desto geringer ist c.p. der betriebliche Gestaltungsspielraum  für K om pensationsanreize. Da 
die Sozialversicherungsabgaben nur bis zur Beitragsbem essungsgrenze gezahlt w erden 
müssen, steckt die D ifferenz zwischen durchschnittlichem  Entgelt und B eitragsbem es­
sungsgrenze den betrieblichen H andlungsspielraum  nach oben ab. Bei einer niedrigen B ei­
tragsbem essungsgrenze sind überdurchschnittliche K om pensationsanreize für U nternehm en 
w eniger teuer als bei einer hohen Beitragsbem essungsgrenze.
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Bruttoentgelt und weniger aus anderen Einkommensbestandteilen besteht. Auch 
keine oder moderate Dokumentationspflichten schmälern die betriebliche Kosten­
belastung. Ebenso kann von arbeitsrechtlicher Seite her eine fehlende Verpflich­
tung zur Einhaltung eines gesetzlichen Mindestlohns kostenreduzierend sein. 
Eher geringe finanzielle Belastungen ergeben sich für Unternehmen auch, wenn 
die Einrichtung und Schließung von betrieblichen Alters- und Krankenversor­
gungssystemen kaum an Bedingungen geknüpft wird. Auch moderate oder feh­
lende Regelungen zur Unverfallbarkeit von Ansprüchen, zum Insolvenzschutz 
der Anwartschaften oder zur Anpassungspflicht reduzieren die betrieblichen An­
reizkosten. Schließlich können fehlende Publizitäts- und Dokumentationspflich­
ten hinsichtlich Entgelt und Sozialleistungen die Kosten gezielter Verhaltensbe­
einflussung schmälern.

Da die Determinanten betrieblicher Kompensationsentscheidungen von Unter­
nehmen in Grenzregionen nicht nur theoretisch hergeleitet, sondern auch empi­
risch überprüft werden sollen, bedarf es einer Operationalisierung der zuvor her­
ausgearbeiteten Modellparameter, einer Entscheidung über das empirische For­
schungsdesign sowie einer Zusammenfassung der Hypothesen, um in den Kapi­
teln III und IV die angestrebte empirische Analyse durchführen zu können.

3. O perationalisierung der Entscheidungsparameter des spezifi­
zierten M odells

Operationalisierungen dienen dazu, die Parameter des theoretischen Modells 
meßbar und damit die theoretisch formulierten Zusammenhänge überprüfbar zu 
machen.

„W ithout abstraction and intellectual construction, there are no com m on denom i- 
nators betw een the  several objects subm itted to  comparison. Because the concept 
is this very  abstraction, there can be no comparison w ithout concepts“  (DOGAN/ 
Pe l a s s y  1984: 20).

Im m erfall  (1994: 26) weist neben terminologischen Problemen insbesondere 
auf methodische Schwierigkeiten der Operationalisierung bei international ver­
gleichenden Studien hin. Gleichlautende Variablen können in unterschiedlichen 
Ländern verschiedene Sachverhalte einfangen, Fragestellungen, insbesondere zu 
Einstellungen etc., können eine andere Konnotation erhalten, gewählte Indikato­
ren können sich in einem anderen Land als ungeeignet erweisen.64

64 U nterschiedliche B eispiele, die diese Problematik deutlich m achen, finden sich bei 
H o l t /T u r n er  1972: I4ff.).
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„H ow  do w e know  w e are studying „the sam e phenom ena“ in different contexts; 
how  do we know  that our observations and conclusions do not actually refer to 
„quit different th ings“ , w hich we unjustifiably include into the sam e conceptual 
categories? O r i f  they seem to be different, are they really different w ith respect to 
the sam e [...] variable, o r is our conclusion about the difference between them  
scientifically  m eaningless? (N o w a k  1976: 105).

Um fehlerhafte Interpretationen von Ergebnissen, die auf solchen Artefakten be­
ruhen, zu vermeiden, kann man sich entweder auf einen höheren Abstraktions­
grad begeben (vgl. A r m e r  1973: 55)65 oder aber nach funktionalen Äquivalenten 
suchen (vgl. D o g a n /P e l a s s y  1984: 3 Iff.).66 Wie die Modellparameter Mobili­
tätswahrscheinlichkeit, (Wieder-)Besetzungskosten und Anreizkosten für die 
nachfolgende international vergleichende Analyse operationalisiert werden kön­
nen, wird im folgenden dargelegt.

3.1 Mobilitätswahrscheinlichkeit: An- und Abwerbedruck auf dem 
grenznahen regionalen Arbeitsmarkt

Im Modell wurde davon ausgegangen, daß die Wahrscheinlichkeit, daß ein be­
schäftigter Arbeitnehmer das Unternehmen wechselt, wesentlich durch die Wett­
bewerbssituation am Arbeitsmarkt, d.h., durch den An- und Abwerbedruck eines 
Unternehmens determiniert ist.67 Ein Indikator zur Messung des Anwerbedruck 
ist die Häufigkeit der Anlässe in einem Unternehmen, in den vergangenen zehn 
Jahren benötigte Arbeitskräfte bei Arbeitsmarktkonkurrenten angeworben zu ha­
ben. Dabei ist es irrelevant, welche Mittel dazu eingesetzt wurden und ob es sich 
um eine direkte Ansprache eines konkreten Arbeitnehmers oder aber eine ent­
sprechend gestaltete Stellenanzeige handelte. Gab es eher selten solche Anlässe,

65 „Step by step the concrete conditions o f  the relevant countries are elim inated till form u­
lations are finally  found, w hich can be assum ed to be applicable in the sam e w ay to all the 
countries involved in the investigation“ ( LOETSCH 1982: 36).

66 „Functional equivalence is a  concept describing relationships. On the basis o f  th is concept 
com parability  cannot be conceived as an attribute o f  elem ents but as an attribute o f  the 
e lem ents ' relationship to a m ore general point o f  reference“ (NlEßEN 1982: 86). SCHEUCH 
(1968) bezeichnet die Form ulierung funktionaler Ä quivalente als unerläßlichen Schritt im 
Rahm en international vergleichender Forschung.

67 Es sei a u f  die hier verw endete Unterscheidung zwischen A nw erbung und A bw erbung h in­
gew iesen. A nw erbung geht von U nternehm en aus. Abw erbung dagegen ist etwas, von dem 
ein U nternehm en betroffen ist.

In verschiedenen Studien w ird auch die Fluktuationsrate als Indikator verw endet, in die je  
nach D efinition die Personalzu- und -abgänge innerhalb eines bestim m ten Zeitraum es ein- 
gehen. Problem atisch ist jedoch, daß m öglicherw eise auch Zu- und A bgänge aus bzw. in 
N ichterw erbstätigkeit einfließen, was zu verzerrten Ergebnissen bei der A nalyse grenzüber­
schreitender Pendelw anderungen von beschäftigten A rbeitnehm ern führen kann. Deshalb 
wurde a u f  die V erw endung der Fluktuationsrate als Indikator in d ieser A rbeit verzichtet.
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dann ist der Anwerbedruck gering einzuschätzen,68 gab es jedoch häufiger Anlaß, 
diese Art externer Personalrekrutierung zu betreiben, dann wird von einem eher 
hohen Anwerbedruck aus gegangen.

Entsprechend kann auch ein Abwerbedruck, der daraus resultiert, daß eigene Ar­
beitskräfte direkt oder indirekt von anderen Unternehmen abgeworben werden, 
gemessen werden. Ein Indikator ist, ob ein Unternehmen in den letzten zehn 
Jahren überhaupt mit Abwerbeversuchen von Arbeitsmarktkonkurrenten kon­
frontiert wurde. Ist dies nicht der Fall, wird der Abwerbedruck als nicht vorhan­
den eingestuft, anderenfalls wird von einem existierenden Abwerbedruck ausge­
gangen. Da dieser Indikator aber nur den potentiellen Druck messen kann, nicht 
aber dessen Stärke, wird ergänzend ermittelt, ob das Unternehmen auch auf vor­
handene Abwerbungsversuche reagiert hat, um die Entscheidung des abgeworbe­
nen Arbeitnehmers zugunsten des eigenen Unternehmens zu beeinflussen. Wenn 
keine Gegenmaßnahmen, welcher Art auch immer, ergriffen wurden, ist davon 
auszugehen, daß der Abwerbedruck eher moderat war. Wurde auf Konkurrenzan­
gebote mit Gegenangeboten reagiert, wird ein eher starker Abwerbedruck unter­
stellt.

Eher passive Unternehmen, die sich in einem moderaten Arbeitsmarktwettbewerb 
befinden, sind im Rahmen dieser Arbeit also solche definiert, die in den vergan­
genen zehn Jahren nie oder selten Anlaß hatten, qualifizierte Arbeitskräfte von 
Konkurrenten anzuwerben, sowie solche, denen selbst entweder keine Mitarbeiter 
abgeworben wurden oder die bei Abwerbung durch Konkurrenten nicht mit Ge­
genmaßnahmen reagiert haben.

63

68 D abei ist es irrelevant, ob der geringe W ettbew erbsdruck am Arbeitsmarkt a u f  einen gerin­
gen A bw erbungsbedarf der U nternehm en zurückzuführen ist oder aber a u f  Stillhalteab­
kom m en zw ischen den Firm en, in denen sie sich verpflichten, sich Fachkräfte nicht gegen­
seitig  abzuw erben, auch w enn der B edarf vorhanden wäre.
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Übersicht 2: Operationalisierung der Mobilitätswahrscheinlichkeit - Indikatoren 
des Wettbewerbsdrucks am Arbeitsmarkt

Operationalisierung Indikator Auspr 
m oderater W ettbewerb

ägung
s tarker W ettbewerb

An-/Abwerbedruck auf 
dem Arbeitsmarkt

Häufigkeit der Anlässe 
zur gezielten Anwer­
bung von Mitarbeitern 
bei Konkurrenten

keinen/selten Anlaß zur 
Anwerbung von Mitarbei­
tern bei Konkurrenten

regelmäßig/häufig Anlaß 
zur Anwerbung von Mit­
arbeitern bei Konkurrenten

Vorkommen gezielter 
Abwerbung eigener 
Mitarbeiter durch 
Konkurrenten

keine Abwerbungsversu­
che durch Konkurrenten

häufig Abwerbungsversu­
che durch Konkurrenten

Ergreifen von Maß­
nahmen gegen Abwer­
bungsversuche

keine Reaktion auf Ab­
werbung eigener Mitarbei­
ter

Maßnahmen zur Abwehr 
von Abwerbungsversu­
chen

Q uelle: Eigene Erstellung

Aktive, unter starkem Arbeitsmarktdruck stehende Unternehmen sind demge­
genüber dadurch charakterisiert, daß sie entweder selbst regelmäßig oder häufig 
Arbeitskräfte bei Arbeitsmarktkonkurrenten anwerben oder aber auf Abwer­
bungsversuche mit Maßnahmen zur Mobilitätsvermeidung reagieren (vgl. Über­
sicht 2).

3.2 (Wieder-)Besetzungkosten und Indikatoren wirtschaftlichen Erfolgs

In der modelltheoretischen Argumentation wurde ausgefiihrt, daß (Wieder-)Be- 
setzungskosten aus verschiedenen Komponenten bestehen, nämlich aus Such- 
und Auswahlkosten, Einstellungs- sowie Einarbeitungskosten, die ihrerseits mit 
dem wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens stark positiv korreliert sind.

Um den wirtschaftlichen Erfolg und damit die Wettbewerbs-/Konkurrenzsituation 
eines Unternehmens am Absatzmarkt zu messen, bieten sich verschiedene Maße 
an. In einem negativen Betriebsergebnis eines Jahres kann ein Anzeichen für 
mangelnden Erfolg gesehen werden, während ein positives Betriebsergebnis auf 
eine erfolgreiche wirtschaftliche Tätigkeit des Unternehmens schließen läßt. Ein 
weiterer Indikator, der den Vorteil hat, sich nicht auf das Ergebnis eines konkre­
ten Jahres zu beziehen, das zufällig gut oder schlecht sein kann, ist in der Ent­
wicklung des Betriebsergebnisses innerhalb eines bestimmten Zeitraumes zu se­
hen. Zu den eher wettbewerbsschwachen Unternehmen sind dann solche zu zäh­
len, deren Betriebsergebnis in den letzten fünf Jahren zurückgegangen ist. Eher 
wirtschaftlich erfolgreich sind demgegenüber die Firmen, deren Betriebsergebnis 
entweder konstant gehalten werden konnte oder sogar angestiegen ist. Anderer­
seits kann auch die Perzeption der Wettbewerbssituation herangezogen werden. 
Wenn der Konkurrenzdruck als „ruinös“ oder „sehr stark“ empfunden wird, ist
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davon auszugehen, daß es sich um wettbewerbsschwache Unternehmen handelt. 
Schätzt man den Wettbewerbsdruck als „durchschnittlich“ oder gar „faktisch 
nicht vorhanden“ ein, dann seien die Unternehmen wirtschaftlich erfolgreich. 
Schließlich gibt auch der durchschnittliche Umsatz je  Beschäftigten in einem 
konkreten Jahr einen Hinweis auf die betriebliche Stellung am Absatzmarkt. Es 
wird davon ausgegangen, daß ein überdurchschnittlicher Umsatz für wirtschaftli­
chen Erfolg spricht, während ein unterdurchschnittlicher Umsatz eher auf ein 
wirtschaftlich weniger erfolgreiches Unternehmen hinweist. Die möglichen Indi­
katoren zur Messung des wirtschaftlichen Erfolgs eines Unternehmens sind in 
Übersicht 3 zusammengefaßt.

Übersicht 3: Operationalisierung der Determinanten der (Wieder-)Besetzungs- 
kosten - Indikatoren wirtschaftlichen Erfolgs

O perationalisierung Indikator Auspr
erfolglos

ägung
erfolgreich

Wirtschaftlicher Erfolg Betriebsergebnis 1992 negativ oder ausgeglichen positiv
Entwicklung des Be­
triebsergebnisses in 
den letzten fünf Jahren

rückläufig konstant oder prospe­
rierend

Perzeption des Kon­
kurrenzdrucks am 
Absatzmarkt

ruinös oder stark durchschnittlich oder 
kaum vorhanden

Umsatz je  Beschäftig­
ten 1992

unterdurchschnittlich überdurchschnittlich

Q uelle: E igene E rstellung

Wirtschaftlich eher erfolglose Betriebe haben also im Gegensatz zu eher erfolg­
reichen Firmen ein negatives Betriebsergebnis bzw. eines, das sich rückläufig 
entwickelt. Sie schätzen den Konkurrenzdruck am Absatzmarkt als relativ stark 
ein und haben nur einen unterdurchschnittlichen Umsatz je  Beschäftigten zu ver­
zeichnen. Wirtschaftlich erfolgreiche Unternehmen geben ein positives, im Zeit­
verlauf konstantes bzw. ansteigendes Betriebsergebnis an. Sie beschreiben den 
Konkurrenzdruck, dem sie am Absatzmarkt ausgesetzt sind, als eher gering und 
konnten in 1992 einen überdurchschnittlichen Umsatz je Beschäftigten erwirt­
schaften (vgl. Übersicht 3).

3.3 Anreizkosten und relevante Institutionen sozialer Sicherungssy­
steme

Unter der Annahme, daß die (grenzüberschreitende) Mobilitätsentscheidung eines 
Arbeitnehmers wesentlich kompensationsabhingig ist, und die Kompensations­
höhe bei gegebener Wertschöpfung je  Arbeitsplatz wesentlich von den Anreiz­
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kosten abhängt, bestimmt die Differenz zwischen dem eigenen und dem alterna­
tiv angebotenen Kompensationsniveau einen Teil dieser Kosten.

Je mehr Versicherungszweige durch Beitragszahlungen der Arbeitgeber mitfi­
nanziert werden müssen und je  mehr Beschäftigte im Vergleich zu Unternehmen 
unter anderen sozialen Sicherungsregimes versicherungspflichtig sind, desto hö­
her ist die finanzielle Belastung eines Unternehmens, da dadurch die Abgabenbe­
lastung wächst und damit Anreizkosten steigen. Dies gilt auch für vergleichswei­
se höhere Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. Hohe Beitragssätze redu­
zieren das Bruttoarbeitsentgelt eines Arbeitnehmers derart, daß ein Unternehmen 
zur Realisierung eines angestrebten Nettoentgelts bei hohen Beitragssätzen ein 
sehr viel höheres Bruttoentgelt zahlen muß. Eine hohe finanzielle Belastung re­
sultiert aber nicht nur aus den Beitragssätzen selbst, sondern auch aus der Defi­
nition ihrer Berechnungsgrundlage. Je umfangreicher diese anzusetzen ist, d.h., je 
mehr Entgeltbestandteile einbezogen werden müssen, desto höher ist insgesamt 
die Abgabenbelastung und desto weniger kann Entgelt gegen Sachbezüge substi­
tuiert werden.

Es ist unmittelbar einleuchtend, daß ein Unternehmen umso gezielter Mobilitäts­
anreize setzen kann, je  größer sein definierter Handlungsspielraum ist. Eine unte­
re Grenze definieren gesetzliche und kollektiwertraglich vereinbarte, für alle 
Unternehmen gültige Mindestlöhne, die nicht unterschritten werden dürfen. Eine 
Grenze nach oben markieren demgegenüber Beitragsbemessungsgrenzen. Sie ge­
ben den Betrag an, ab dem für jede weitere Entgelteinheit keine weiteren Abga­
ben mehr bezahlt werden müssen. Bei einer niedrigen Beitragsbemessungsgrenze 
belasten höhere Einkommen Unternehmen somit finanziell relativ weniger als bei 
einer hohen Beitragsbemessungsgrenze. Eine vergleichsweise niedrige Grenze 
öffnet somit einen größeren abgabenneutralen Spielraum nach oben.

Freiwillige betriebliche Sozialleistungen, wie z.B. zusätzliche Sicherungssysteme 
gegen Alter oder Krankheit, die neben Entgelt Bestandteil der Kompensation von 
Arbeitsleistung sein können, sind ebenfalls gesetzlich reglementiert. Je stärker die 
Einrichtung solcher Zusatzleistungen vorgeschrieben oder an Bedingungen ge­
knüpft ist, desto weniger Gestaltungsmöglichkeiten hat ein Unternehmen, um da­
durch eine gezielte Mobilitätsbeeinflussung zu betreiben und desto teurer wird es, 
noch „eins oben drauf zu setzten“. Kostenverursachend sind auch Regelungen, 
nach denen Ansprüche aus diesen Zusatzsystemen unverfallbar werden, auch 
wenn der Arbeitnehmer aus dem Unternehmen ausscheidet, sowie Bestimmungen 
zu regelmäßigen Leistungsanpassungen und zum Schutz der Ansprüche im Falle 
von Zahlungsschwierigkeiten oder Betriebsinhaberwechsel. Kostenreduzierend 
kann sich demgegenüber das Recht auswirken, bestimmte Mitarbeiter von diesen 
Systemen ausschließen zu können oder sich nur in geringem Maße an der Finan­
zierung dieser Sozialleistungen beteiligen zu müssen.
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Als weitere Komponente der Anreizkosten wurden die Kosten der Informations­
beschaffung über Kompensationsleistungen anderer Unternehmen einerseits und 
die Kosten der Informationsweitergabe über die eigenen Lohn- und Soziallei­
stungsangebote herausgestellt. Gesetzlich verordnete Publizitäts- und Dokumen­
tationspflichten tragen für die Unternehmen, die darauf zurückgreifen können, zu 
mehr Transparenz bei und helfen somit Informationsbeschaffungskosten zu re­
duzieren. Für die Unternehmen, die diese Dokumentationen im Gegensatz zu 
Unternehmen unter anderen gesetzlichen Regelungen erstellen müssen, verursa­
chen solche Pflichten jedoch erhebliche Verwaltungs- und Erstellungskosten. 
Wenn allerdings solche Angaben veröffentlicht werden müssen, dann verringern 
sich auf der anderen Seite die Kosten der Informationsweitergabe an potentielle 
Mitarbeiter, weil die Kosten sowieso anfallen. Unternehmen, die demgegenüber 
keine Publizitätspflichten haben, haben an dieser Stelle einen zusätzlichen Ko­
stenaufwand.

Insgesamt kann somit verschiedenen sozialversicherungs- wie arbeitsrechtlichen 
Regelungen, die an verschiedenen Komponenten der Anreizkosten ansetzen, eine 
große Bedeutung bei der Kalkulation der effizientesten Kompensationsstrategie 
zukommen. Weitere Einzelheiten der Operationalisierungen und die möglichen 
Indikatoren zur Erfassung der Institutionen sozialer Sicherung finden sich in der 
nachfolgenden Übersicht 4.

Diese Zusammenstellung reduziert die notwendige Analyse der nationalen sozia­
len Sicherungssysteme der betrachteten Länder Deutschland, Luxemburg und 
Frankreich auf ausgewählte Strukturmerkmale, die ihrerseits die Anreizkosten 
und damit die betrieblichen Kompensationsstrategien nennenswert beeinflussen 
(können). Dabei können häufig nicht dieselben Institutionenmerkmale miteinan­
der verglichen werden, sondern teilweise muß mit funktionalen Äquivalenten 
gearbeitet werden.
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Übersicht 4: Operationalisierung der Determinanten der Anreizkosten - Indikato­
ren der finanziellen Belastung der Arbeitgeber aus Regelungen zur 
sozialen Sicherung

O perationalisierung Indikator
Kompensation über Entgelt
Geltungsbereich des Sozialversicherungsrechts • Zahl der einbezogenen Versicherungszweige

• Sozialversicherungspflichtige Arbeitnehmer
Finanzierung der Sozialversicherung • Beitragssätze

•  Bemessungsgrundlage, Bezugsgröße
Handlungsspielraum • Mindestlohnverpflichtung

• Beitragsbemessungsgrenze
K om pensation über zusätzliche Sozialleistungen
Errichtung • Gründungspflichten und -bedingungen

• Anspruchsberechtigte
Sicherung von Anwartschaften • Unverfallbarkeit

•  Insolvenzschutz, Deckung von Fehlbeträgen
• Schutz bei Betriebsinhaberwechsel
• Anpassungspflicht

Finanzierung der zusätzlichen Sicherungssysteme • Beitragssatz, Beitragspflichtige
Kompensation über Entgelt und Sozialleistungen
Informationsbeschaffung und -Weitergabe • Dokumentations- und Publizitätspflichten

Quelle: Eigene Erstellung

Geringe finanzielle Belastungen entstehen, wenn die Sozialversicherungspflicht 
nur für wenige Versicherungszweige und/oder nicht für alle Beschäftigten gilt. 
Außerdem ist ein wenig belastendes soziales Sicherungsregime auch durch relativ 
niedrige Beitragssätze und eine Berechnungsbasis, die nur das direkte Arbeitsein­
kommen berücksichtigt, gekennzeichnet. Es eröffnet durch eine geringe oder 
fehlende Mindestlohnverpflichtung und/oder eine niedrige Beitragsbemessungs­
grenze einen relativ großen Spielraum für die Entgeltgestaltung. Die Einführung 
betrieblicher Alters- oder Krankenversicherungssysteme ist an minimale Voraus­
setzungen gebunden und Regelungen zur Unverfallbarkeit, zum Insolvenzschutz, 
zum Schutz der Anwartschaften bei Betriebsinhaberwechsel sowie zur Anpas­
sung der Leistungen fehlen oder sind schwach ausgeprägt. Außerdem vermißt 
man umfangreiche Dokumentations- und Publizitätspflichten. Finanziell den Ar­
beitgeber stark belastende soziale Sicherungssysteme sind mit den entgegenge­
setzten Merkmalen zu charakterisieren.

3.4 Indikatoren zur Messung des betrieblichen Kompensationsniveaus

Neben der Operationalisierung der unabhängigen Einflußgrößen ist es auch uner­
läßlich, geeignete Indikatoren zur Messung des betrieblichen Kompensationsni­
veaus, bestehend aus direktem Entgelt und freiwilligen Sozialleistungen, und 
damit der praktizierten Kompensationsstrategie herauszuarbeiten. Nur dann er­
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öffnet sich die Möglichkeit, den Einfluß von Markt- und Institutionengegebenhei­
ten in grenznahen Regionen auf die betriebliche Entscheidung über die effiziente 
Kompensationsstrategie empirisch analysieren zu können.

Einerseits kann man sich an der Bruttolohn- und -gehaltssumme orientieren, die 
bezogen auf die Gesamtbeschäftigtenzahl einen groben Hinweis auf die durch­
schnittliche Entlohnung gibt. Ein Maß, daß nicht durch eventuell vorhandene 
Ausreißer-Entgelte einzelner Beschäftigter verzerrt ist, stellt der Modus der 
Bruttomonatslöhne und -gehälter dar, d.h., das Einkommen, das die meisten Be­
schäftigten eines Unternehmens erhalten. Neben dem absoluten durchschnittli­
chen Kompensationsniveau ist auch der Gestaltungsspielraum wichtig, wenn man 
über kompensatorische Anreize zur Mobilitätsbeeinflussung nachdenkt. Als Indi­
kator zur Beschreibung der Möglichkeit einer flexiblen Entgeltgestaltung bietet 
sich der Anteil der Beschäftigten an, deren Entgelt mindestens 25% oberhalb 
oder unterhalb des Lohnmodus liegt.

Wenn ein Unternehmen eine durchschnittliche Bruttolohn- und -gehaltssumme 
ausweist, die über dem Durchschnitt der befragten Unternehmen liegt, oder aber 
das am häufigsten von ihm genannte Einkommen über dem von allen Betrieben 
im Durchschnitt genannten Modalverdienst69 anzusiedeln ist, dann ist dieses Un­
ternehmen mit großer Wahrscheinlichkeit zu den mobilitätsbeeinflussenden Un­
ternehmen zu zählen. Ebenso ist bei Unternehmen, die einen relativ großen Kom­
pensationsspielraum haben, die Wahrscheinlichkeit einer überdurchschnittlichen 
Kompensation größer als bei Unternehmen, bei denen sich die Beschäftigten in 
einer Einkommensklasse konzentrieren. Bei Berechnung der Pro-Kopf-Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme wird die i.d.R. in der Lohnbuchhaltung ausgewiesene 
Summe durch die jeweils angegebene Beschäftigtenzahl dividiert.70 Um den Mo­
dalverdienst zu ermitteln, wurden die Unternehmen gebeten, die von ihnen ge­
zahlten Bruttomonatsverdienste der Vollzeitbeschäftigten in 500 DM-Klassen 
(oder in die in der jeweiligen Landeswährung angepaßten Größenklassen) einzu­

69 A lternativ  dazu hätte m an auch den D urchschnittsbruttoverdienst eines typischen A rbeit­
nehm ers, z.B. eines Facharbeiters oder aber eines K assierers, verw enden können. D a diese 
B erechnung aber aufgrund des Antwortverhaltens (es konnte nicht im m er der genaue Be­
trag  einer bestim m ten Arbeitnehmergruppe für das einzurechnende W eihnachts- oder U r­
laubsgeld sowie für sonstige Gratifikationen erm ittelt w erden) und der daraus resultieren­
den D atencodierung m it rechentechnischen U ngenauigkeiten verknüpft gew esen w äre, w ird 
h ier d a ra u f verzichtet. Ein Berechnungsversuch w ird  jedoch  bei BACKES-GELLNER/ 
BÖCK/WlENECKE (1994: 38) präsentiert.

70 D er Fragebogen w ar von Anfang an so konzipiert, daß sowohl die B eschäftigtenzahl des 
befragten Betriebs w ie auch ggfs. des G esam tuntem ehm ens erfragt wurde. D am it eröffnete 
sich d ie M öglichkeit, Größen, die au f unterschiedlichen A ggregationsniveaus erm ittelt 
w urden, im m er a u f  die korrekte B eschäftigtenzahl zu beziehen, w as B erechnungsfehlern 
vorbeugte.
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teilen und die am häufigsten vorkommende Klasse zu nennen.71 Die Verteilung 
der Beschäftigten auf verschiedene Einkommensklassen bzw. das Ausmaß an 
Konzentration auf eine Klasse, läßt sich dadurch ermitteln, daß man den Anteil 
der Beschäftigten, die weniger als Dreiviertel und mehr als Fünfviertel der oberen 
Modalklassengrenze verdient, addiert. Ein geringer Wert spricht für eine starke 
Konzentration, während ein hoher Wert für einen relativ großen Kompensati­
onsspielraum steht.

Einen ersten Hinweis über das Sozialleistungsniveau liefert die absolute Zahl an 
gewährten Leistungen. Eine andere Maßzahl für den Sozialleistungsumfang ist in 
den Kosten für freiwillige betriebliche Sozialleistungen bezogen auf die Beschäf­
tigten zu sehen. Zur Ermittlung der Zahl angebotener freiwilliger Sozialleistun­
gen wurden die Unternehmen konkret nach verschiedenen Sozialleistungen, da­
runter auch betriebliche Alters- und Krankenversorgung bzw. deren entsprechen­
den funktionalen Äquivalenten, gefragt und ihnen gleichzeitig die Option gege­
ben, noch weitere Leistungen zu nennen.72 Mit den vorgegebenen Antwortalter­
nativen konnten insgesamt sieben Sozialleistungsangebote angegeben werden. Je 
mehr die angegebene Zahl an freiwilligen Sozialleistungen von dieser maximal 
angebbaren Zahl nach unten abweicht, desto geringer ist das Sozialleistungsni­
veau. Um nicht nur einen Eindruck von der zahlenmäßigen Ausstattung der Un­
ternehmen mit betrieblichen Sozialleistungen zu gewinnen, verhilft ein zweiter 
Indikator zu einem Einblick in die Ressourcenbindung durch die freiwilligen So­
zialleistungen. So kann man insbesondere von einem über dem Durchschnitt lie­
genden Anteil der Ausgaben für freiwillige betriebliche Sozialleistungen je  Be­
schäftigten auf ein hohes Kompensationsniveau schließen (vgl. Übersicht 5).

71 In die A usw ertung konnte natürlich nicht die K lasse an sich eingehen, vie lm ehr w urde die 
obere K lassengrenze codiert. Es wurde dabei bew ußt von der üblichen Praxis, die K lassen­
m itte zu verw enden, abgewichen, w eil die befragten U nternehm en m eist keine „pfennigge­
nauen“ A ussagen m achen konnten, so daß zu ihren G unsten eher ein etw as höherer W ert 
angesetzt wurde.

72 Vorgegeben waren den deutschen und luxem burgischen U nternehm en die betriebliche A l­
tersversorgung, betrieblicher G esundheitsschutz, der von der V orsorgeuntersuchung bis 
zum B etriebssport definiert wurde, Betriebskrankenkasse sowie erw eiterte Lohnfortzahlung 
im K rankheitsfall bzw. Zuschuß zum K rankengeld im K rankheitsfall. In Frankreich wurde 
nach Sécurité Sociale supplém entaire selon Art. L 731-1, Code de la Sécurité Sociale con­
tre risques non-prévisibles tels que invalidité, Pension de soutien de survivants e t m aladie, 
A dhésion (volontaire) à une m utuelle (assurance collective ou individuelle), A ssurance 
vieillesse privée com plém entaire (pension de retraite de 1‘ entreprise) und der A ssurance 
m aladie privée com plém entaire gefragt.
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Übersicht 5: Indikatoren zur Messung des betrieblichen Kompensationsniveaus

O perationalisierung Indikator Auspr 
niedriges Kompen- 

sationsniveau

ägung 
hohes Kompensa­

tionsniveau
Entgeltniveau Bruttolohn- und -gehalts­

summe je  Beschäftigten
unterdurchschnitt­
lich

überdurchschnittlich

Modallohn unterdurchschnitt­
lich

überdurchschnittlich

Anteil der Beschäftigten, der 
weniger als Dreiviertel oder 
mehr als Fünfviertel der Mo­
dalobergrenze verdient

gering hoch

Sozialleistungsniveau Zahl angebotener Soziallei­
stungen

unterdurchschnitt­
lich

überdurchschnittlich

Sozialleistungsausgaben je 
Beschäftigten

unterdruchschnitt-
lich

überdurchschnittlich

Quelle: E igene Erstellung

Ein Forschungsdesign, welches den besonderen Anforderungen einer empiri­
schen Überprüfung des so formulierten allgemeinen Zusammenhangs von Ar- 
beits- und Absatzmarktsituation und sozialem Sicherungssystem, Transaktions­
kosten und Kompensationsstrategie grenznaher Unternehmen angemessen Rech­
nung trägt, wird im folgenden entworfen.

4. Zur Notwendigkeit eines passenden empirischen Forschungs­
designs

Aufgrund des Mangels an international vergleichbaren Massendaten auf Be­
triebsebene können die vermuteten Zusammenhänge nicht mit elaborierten stati­
stischen Verfahren untersucht und die Bedeutung der potentiellen Determinanten 
auch nicht an statistischen Parametern festgemacht werden. Um dennoch aussa­
gekräftige Schlußfolgerungen auf Basis kleinerer Fallzahlen über den Einfluß der 
einzelnen Größen machen zu können, bietet sich eine komparative Vorgehens­
weise auf Basis von Untemehmensfallstudien an, die eine systematisch verglei­
chende Illustration von Zusammenhängen, z.B. mit Hilfe von einfachen statisti­
schen Verfahren, wie Mittelwertvergleichen (vgl. P r z e w o r s k i /T e u n e  1970: 36), 
erlaubt.73

73 D iese  Forschungsm ethode ist neben der bereits genannten „statistical m ethod“ , d ie au f 
M assendaten beruht, noch insbesondere von der „experim ental m ethod“ und der „isolated 
clinical case analysis“ zu unterscheiden (vgl. SMELSER 1973: 45-58). D as Experim ent ist 
m eist beschränkt a u f  eine Untersuchungs- und eine K ontrollgruppe, die hinsichtlich be­
stim m ter R ahm enfaktoren vollkom m en identisch sind. N ur die U ntersuchungsgruppe w ird
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„This m ethod is m ost often required in the com parative analysis o f  national units, 
w hich are few, but it m ay also be used in com paring regions, cities, com m unities, 
and o ther sub-national units. Because o f  the restricted num bers o f  cases, the in­
vestigator relies on system atic com parative illustrations“ (Sm e l se r  1973: 51).

Um die unterstellten Zusammenhänge überprüfen zu können, reicht es jedoch 
nicht aus, sich verschiedene betriebliche Kompensationspolitiken beliebig ausge­
wählter Unternehmen in verschiedenen Ländern anzusehen. Vielmehr ist es not­
wendig, die Einzelfallstudien unter ein übergeordnetes, systematisierendes For­
schungsdesign zu stellen.

Folgt man der theoretischen Argumentation, dann muß einerseits analysiert wer­
den, ob länderübergreifende, systemunabhängige Variablen (Arbeits- bzw. Ab­
satzmarktsituation) für die betriebliche Entscheidung über die zu praktizierende 
Kompensationsstrategie verantwortlich sind, und andererseits, ob institutioneilen 
Regimeunterschieden (soziales Sicherungssystem) eine entscheidende Erklä­
rungskraft zukommt. Es ist also sowohl notwendig, die betriebliche Kompensa­
tionspolitik unabhängig von den institutionellen Rahmenbedingungen bei unter­
schiedlichen Arbeits- und Absatzmarktsituationen zu vergleichen, als auch bei 
unterschiedlichen sozialen Sicherungssystemen unabhängig von den jeweiligen 
Marktsituationen.

Dies setzt grundsätzlich ein quasi-experimentelles Forschungsdesign voraus, das 
dadurch hergestellt werden kann, daß man von den relevanten Erklärungsvaria­
blen alle bis auf jeweils eine konstant hält und untersucht, wie unterschiedliche 
Ausprägungen dieser Variable sich auf die abhängige Größe auswirken.

„N ot alw ays, how ever, is it possible to handle the basic condition o f  an experi­
m ent, i.e. the random  assignm ent o f  subjects to experim ental and control con­
ditions. But, also sem i-experim ental m ethods are available allow ing control o f  re ­
levant background variables“ (PESCHAR 1982: 62).

Um nun zu studieren, inwieweit Markteinflüsse die betriebliche Kompensations­
politik determinieren und Systemvariablen irrelevant sind bzw. eine untergeord­
nete Rolle spielen, bietet sich der „most different systems"-Ansatz als For­
schungsdesign an (vgl. Przew orski/Teune 1970: 34ff.). Dieser besagt, daß man 
das zu erklärende Verhalten vor dem Hintergrund möglichst unterschiedlicher 
Systeme betrachten sollte.

einem  Reiz ausgesetzt und dann das Verhalten beider Gruppen m iteinander verglichen. 
„[...] the experim ental m ethod is a species o f  the com parative m ethod; its distinctive feature 
is that the social units being com pared are deliberately created by the investigator“ 
(SMELSER 1973: 46). D ie Einzelfallstudie beschränkt sich a u f  die U ntersuchung genau 
eines Falls hinsichtlich einer konkreten Fragestellung. Es handelt sich dabei also um eine 
intensive, aber unkontrollierte Analyse, die w eder zur H ypothesenüberprüfung noch zur 
G eneralisierung geeignet ist.
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„O pposing tw o strongly contrasting countries is often perceived as a  w ay o f  m ore 
surely appreciating the relations existing between system ic variables; i f  the  sam e 
factor produces the sam e effects in tw o very different situations, its influence 
tends to  be confirm ed“ (DOGAN/PELASSY 1984: 115).

Übertragen auf die vorliegende Fragestellung bedeutet dies, daß man die betrieb­
liche Kompensationspolitik von Unternehmen unter verschiedenen sozialen Si- 
cherungsregimen untersuchen sollte. Wenn man dann unabhängig von den lan­
desspezifischen Regelungen sozialer Sicherheit einen Zusammenhang zwischen 
Markteinfluß und Kompensationspolitik feststellen kann, dann ist dies ein Indiz 
dafür, daß das betriebliche Verhalten nicht auf Institutionenunterschiede, sondern 
auf die jeweilige Marktsituation zurückgeführt werden kann. Wenn die aufge­
stellte Hypothese stimmt, dann dürften also keine systematisch unterschiedlichen 
Kompensationspolitiken zwischen den verschiedenen Ländern, wohl aber in Ab­
hängigkeit von der jeweiligen Marktsituation beobachtbar sein.

Um auf der anderen Seite der Behauptung nachzugehen, daß Systemvariablen, 
also Unterschiede in den sozialen Sicherungssystemen, unterschiedliche betrieb­
liche Kompensationspolitiken hervorrufen, während den länderübergreifenden, 
systemunabhängigen (Markt-)Variablen keine oder eine residuale Bedeutung zu­
kommt, kann der „most similar systems "-Ansatz verwendet werden (vgl. 
P r z e w o r s k i /T e u n e  1970: 32ff.). Hier wird davon ausgegangen, daß „[...] 
systems as similar as possible with respect to as many features as possible con­
stitute the optimal samples for comparative inquiry“, mit der Folge, daß „[...] the 
number of „experimental“ variables, although unknown and still large, is mini­
mized“ (P r z e w o r s k i /T e u n e  1970: 32).74 Nach D o g a n /P e l a s s y  (1984: 118) 
kommt es beim Vergleich relativ ähnlicher Länder darauf an, bestehende Diffe­
renzen möglichst zu neutralisieren, um dadurch die Analyse der als wesentlich 
angenommenen Determinante zu vereinfachen.

Wenn man nun die Marktsituationen der Unternehmen konstant hält und ihre 
betriebliche Kompensationspolitik unter unterschiedlichen sozialen Sicherungs­
systemen vergleicht und feststellt, daß diese variiert, dann spricht dies für eine 
Beeinflussung der Kompensationspolitik durch das soziale Sicherungsregime.75

Unabdingbar für ein solches Andysedesign ist es, daß die einzelnen Fälle sich in 
ein Raster unterschiedlicher Ausprägungen der marktlichen und institutioneilen

74 Ha u s e r  (1991: 195f.) w eist daraufhin, daß Vergleiche sowohl als G rundlage für V erallge­
m einerungen als auch als Basis fir Theorien geeignet sind, w enn m an von Ü bereinstim ­
m ungen in G rundstrukturen ausgelen kann. „Eine vergleichende A nalyse von Ländern, die 
diese V orbedingungen erfüllen, kam sich au f andere U nterschiede in den zu abw eichenden 
Ergebnissen führenden Bestim m uigsfaktoren konzentrieren, z.B. a u f  U nterschiede in den 
System en der sozialen Sicherung cder in A rbeitsm arktregelungen“ (HAUSER 1992: 196).

75 Vgl. zu der U nterscheidung in „rrost different system s“ und „m ost sim ilar system s“  auch 
M e c k s t r o t h  (1975).
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Rahmenbedingungen einordnen lassen, so daß ein paarweiser Vergleich von Fäl­
len bzw. „Fallgruppen“ möglich wird.76

„Dabei werden V ergleichspaare von [...] U nternehm en oder Betrieben in verschie­
denen Ländern so zusam m engestellt, daß sie sich hinsichtlich der bereits bekann­
ten Einflußgrößen m öglichst w enig unterscheiden. [...] D ie im Paarvergleich an­
gew andten A usw ahlkriterien entsprachen den V ariablen, die gew öhnlich als O r­
ganisationsstrukturen erklärende V ariablen angeführt wurden, also B eschäfti­
gungsgröße, Technik, Produkt, A bhängigkeit vom Eigentüm er oder Konzern und 
U rbanisierungsgrad der Um w elt“ (SORGE 1985: 161).

Je konsequenter diese Konzept der „matched pairs“ eingehalten wird, desto eher 
kann man divergierende betriebliche Kompensationspolitiken auf konkrete Ein­
flußvariablen zurückfuhren.

Da in der vorliegenden Arbeit sowohl der Einfluß systemunabhängiger Variablen 
als auch die Bedeutung der sozialen Sicherungsregimes überprüft werden soll, ist 
eine Kombination der skizzierten Forschungsdesigns angezeigt. Vor dem Hin­
tergrund eines most different-most similar systems-Ansatzes77 gilt es nun die zu 
untersuchenden Unternehmen in ein Markt-Institutionen-Raster einzusortieren, 
welches es erlaubt, die Wahl der betrieblichen Kompensationsstrategie gemäß 
den im folgenden zusammengefaßten Forschungshypothesen zu analysieren. Ziel 
ist es, Muster betrieblicher Kompensationspolitik in Abhängigkeit von marktbe­
dingten bzw. institutioneilen Rahmenbedingungen herauszuarbeiten.

5. Zusam m enfassung der Forschungshypothesen

Ausgehend von einem allgemeinen Ansatz zur Erklärung der individuellen Wan­
derungsentscheidung - dem push-pull-Modell - wurde in einem ersten Schritt die 
bis dahin exogen gesetzte betriebliche Kompensationspolitik explizit betrachtet 
und als eine Reaktion auf grenzüberschreitende Pendelwanderungen interpretiert, 
von der ihrerseits wiederum behauptet wird, sie determiniere das Wanderungs­
verhalten.

In einem zweiten Schritt wurde ein mikroökonomisch fundiertes, allgemeingülti­
ges Modell der betrieblichen Kompensationsentscheidung entwickelt und die re­
levanten Modellparameter herausgearbeitet. Dabei wurde die Behauptung aufge­
stellt, daß sowohl marktmäßige Unterschiede als auch divergierende soziale Si­

76 Ein Beispiel für eine Analyse, die diese Konzept der m atched pairs verw endet, findet m an 
in in der Studie von MAURICE/SORGE/WARNER (1980).

77 A u f Basis eines ebensolchen Untersuchungsdesigns und unter V erw endung des gleichen 
Datensatzes, der auch dieser A rbeit zugrunde liegt, untersucht BACKES-GELLNER (1994) 
den Einfluß unterschiedlicher externer Rahm enbedingungen a u f  betriebliche B erufsbil­
dungsstrategien im deutsch-britischen Vergleich.
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cherungssysteme die konkret beobachtbare betriebliche Kompensationspolitik in 
Grenzregionen determinieren.

Je nachdem, wie diese Einflüsse isoliert oder kombiniert betrachtet werden, las­
sen sich unterschiedliche Hypothesen über die effizienteste betriebliche Kompen­
sationsstrategie ableiten.

5.1 Isolation eines Einflußfaktors bei Konstanz der übrigen

Einßuß des Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt bei gegebenem wirtschaftlichen 
Erfolg und Institutionenregime

Hypothese 1: Unter sonst gleichen Bedingungen findet man in Unternehmen, die 
sich in einer moderaten Wettbewerbssituation auf dem Arbeitsmarkt befinden, 
also einem geringen An-/Abwerbedruck am Arbeitsmarkt ausgesetzt sind, ten­
denziell eher eine Mindestkompensation (Stillhaltestrategie), während Unterneh­
men in einer angespannten Wettbewerbssituation eher überdurchschnittliche 
Kompensationen gewähren (Anreizstrategie).

Einfluß des wirtschaftlichen Erfolgs bei gegebenem Wettbewerbsdruck am Ar­
beitsmarkt und Institutionenregime

Hypothese 2: Gegeben den Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt und die institu­
tionellen Rahmenbedingungen, fallen in wirtschaftlich erfolgreichen Unterneh­
men c.p. höhere (Wieder-)Besetzungskosten an als in wirtschaftlich weniger er­
folgreichen Unternehmen, was eine Tendenz zur Anreizstrategie in wirtschaftlich 
erfolgreichen Betrieben und zur Stillhaltestrategie in weniger erfolgreichen Un­
ternehmen bewirkt.

Institutioneneinfluß bei gegebenen Marktbedingungen

Hypothese 3: Je stärker die Regelungen des sozialen Sicherungssystems die Un­
ternehmen finanziell belasten, desto höher sind c.p. ihre Anreizkosten, was wie­
derum eher eine Stillhaltestrategie zufolge hat. Demgegenüber werden weniger 
stark durch das soziale Sicherungssystem belastete Unternehmen sich eher für 
eine Anreizstrategie entscheiden.

Hypothese 3a: Je höher die finanziellen Belastungen aus den entgeltbezogenen 
Regelungen der sozialen Sicherungsregimes sind, desto höher sind c.p. die ent­
geltbezogenen Anreizkosten und desto weniger wird die Kompensation über Ent­
gelt erfolgen.

Hypothese 3b: Je höher die finanziellen Belastungen aus den Regelungen für 
betriebliche Sozialleistungen, insbesondere für Alters- und Krankenversorgung, 
sind, desto höher sind c.p. die sozialleistungsbezogenen Anreizkosten und desto
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weniger wird die Kompensation über freiwillige betriebliche Sozialleistungen er­
folgen.

Während die Hypothesen 1 und 2 testen, ob länderübergreifende, systemunab­
hängige Variablen die betriebliche Kompensationspolitik determinieren und 
Systemvariablen keine oder allenfalls eine residuale Rolle zukommt („institutions 
don't matter“), überprüft Hypthese 3, inwiefern Unterschiede im sozialen Siche­
rungsregime divergierende betriebliche Kompensationspolitiken hervorrufen 
(„institutions do matter“). Wenn Institutionen c.p. einen Einfluß haben, dann 
müßte Hypothese 3 bestätigt werden. Wenn die empirischen Befunde für die 
Gültigkeit der Hypothesen 1 und 2 sprechen, dann ist (auch) von einem Markt­
einfluß auszugehen.

5.2 Kombination des Institutionen- und Absatzmarkteinflusses bei je­
weils gegebenen Arbeitsmarktbedingungen

Wenn man - wie im theoretischen Modell unterstellt - davon ausgeht, daß be­
triebliche Kompensationspolitik das Ergebnis einer Entscheidung ist, in die Mo­
bilitätswahrscheinlichkeit, (Wieder-)Besetzungs- und Anreizkosten eingehen, 
dann muß man über die isolierten Einflüsse hinaus auch den Gesamtzusammen­
hang zu erfassen versuchen und eine These zum kombinierten Einfluß der poten­
tiellen Determinanten formulieren.

Hypothese 4: Je mehr die Anreizkosten unter den (Wieder-)Besetzungskosten bei 
gegebenem An-/Abwerbedruck am Arbeitsmarkt liegen, desto eher wird eine 
überdurchschnittliche Kompensation zu beobachten sein, d.h., desto wahrschein­
licher ist eine Anreizstrategie.

Dabei kann man davon ausgehen, daß die Höhe des Kompensationsniveaus unter 
geringem Arbeitsmarktdruck nur dann in etwa an das Kompensationsniveau bei 
hohem Arbeitsmarktdruck heranreicht, wenn in Unternehmen mit geringer Mo­
bilitätswahrscheinlichkeit die (Wieder-)Besetzungskosten wesentlich die Anreiz­
kosten übersteigen. Die Höhe des Kompensationsniveaus unter starkem Arbeits­
marktdruck wird sich auch nur dann an das Kompensationsniveau bei moderatem 
Arbeitsmarktwettbewerb annähem, wenn in Unternehmen mit hoher Mobilitäts­
wahrscheinlichkeit die (Wieder-)Besetzungskosten wesentlich unter den Anreiz­
kosten liegen. Damit das Kompensationsniveau von Unternehmen bei geringem 
Arbeitsmarktdruck über das von Unternehmen mit starkem Wettbewerbsdruck 
am Arbeitsmarkt steigt, müssen gleichzeitig bei ersterem die 
(Wieder-)Besetzungskosten die Anreizkosten deutlich übertreffen, während bei 
letzterem das Verhältnis umgekehrt sein muß.
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5.3 Hypothesenmatrix als Basis für die empirische Analyse

Der empirischen Überprüfung des theoretisch entwickelten Modells und der ab­
geleiteten Implikationen wird die folgende allgemeine Hypothesenmatrix (vgl. 
Tabelle 1) zugrundegelegt. Vor dem Hintergrund der Vorüberlegungen zum em­
pirischen Forschungsdesign berücksichtigt sie sowohl unterschiedliche Regimes 
sozialer Sicherung als auch verschiedene Absatz- und Arbeitsmarktbedingungen 
von Unternehmen und stellt somit das dort erwähnte Markt-Institutionen-Raster 
dar.

Tabelle 1: Allgemeine Hypothesenmatrix als Prüfungsschema

Soziales Sicherungs­
system

A rbeitsm arktbe­
dingungen

Absatzmarkt*
bedingungen

gering
finanziell
belastend

<KA ge­
ring)

hoch fi­
nanziell 

belastend

(KA hoch)

geringer An-/ Ab- 
werbedruck

wirtschaftlich 
erfolglos 
(Kb  gering)

1/1 2/1 */l */I

(s gering) wirtschaftlich 
erfolgreich 
(K g hoch)

1/2 2 /2 *12

hoher An-/ Abwer- 
bedruck

wirtschaftlich 
erfolglos 
(Kb  gering)

1/3 2/3 *13 */ll .

(e hoch) wirtschaftlich 
erfolgreich 
(K3  hoch)

1/4 2/4 */4

M* 2 /»

Legende: KA; Anreizkosten
K ß: (Wieder-)Besetzungskosten
e: Mobilitätswahrscheinlichkeit

Quelle: Eigene Erstellung

Diese Matrix ist die Grundlage für die später durchzuführenden Hypothesentests. 
Zur Verdeutlichung der notwendigen empirischen Vorgehensweise werden die 
zuvor verbal formulierten Hypothesen nochmals aufgegriffen und mit den ent­
sprechenden Feldbezeichnungen bestückt. Die Hypothesentests werden sich auf 
qualitative Aussagen beschränken; eine Angabe von Elastizitäten wird im Rah­
men dieser Arbeit nicht angestrebt.
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Hypothese 1: Isolation des Arbeitsmarkteinflusses unabhängig von der Absatz­
marktsituation und dem Institutionenregime: Die Werte des Feldes */I müßten 
niedriger im Vergleich zum Feld */II sein.

Hypothese 2: Isolation des Absatzmarkteinflusses unabhängig von der Arbeits­
marktsituation und dem Institutionenregime: Im Feld */l müßten niedrigere 
Werte vorliegen als im Feld *12, ebenso müßten sich im Feld */3 niedrigere 
Werte als im Feld */4 beobachten lassen.

Hypothese 3: Isolation des Institutioneneinflusses bei gegebenen Marktbedin­
gungen: Dies hätte zur Folge, daß die Werte des Feldes 1/* über denen des Feldes 
21* liegen müßten.

Hypothese 4: Kombination des Institutionen- und Absatzmarkteinflusses bei ge­
gebenen Arbeitsmarktbedingungen: Hier müßten je  Arbeitsmarktsituation in Feld 
1/2 bzw. 1/4 immer die höchsten und in Feld 2/1 bzw. 2/3 die geringsten Kom­
pensationsniveaus zu finden sein.

Die empirische Überprüfung der modellierten Zusammenhänge zwischen be­
trieblicher Kompensationsstrategie und marktmäßigen wie institutionellen Rah­
menbedingungen bedarf eines mehrstufigen Vorgehens. Dementsprechend wer­
den im nachfolgenden dritten Kapitel die Institutionen des jeweiligen landes­
spezifischen sozialen Sicherungssystems in ihren relevanten Dimensionen aus­
führlich betrachtet. Das Ziel dieser empirischen Institutionenanalyse ist es, eine 
erste Sortierung der befragten Unternehmen hinsichtlich ihrer finanziellen Bela­
stung durch das soziale Sicherungssystem vornehmen zu können. Im vierten 
Kapitel werden dann anhand der eigens erhobenen QUIPPE-Daten die Arbeits­
und Absatzmarktbedingungen der Unternehmen als Voraussetzung für eine Ein­
teilung nach dem An-/Abwerbedruck am Arbeitsmarkt sowie dem wirtschaftli­
chen (Miß-)Erfolg analysiert. Diese Untemehmensgruppierungen erlauben die 
empirische Bestückung der Hypothesenmatrix, auf deren Basis sich dann die an­
gestrebten Hypothesentests zur Feststellung marktmäßiger vs. institutioneller 
Einflüsse auf die Wahl der betrieblichen Kompensationsstrategie durchführen 
lassen.
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III. Regimes sozialer Sicherung: Der institutionelle Rahmen 
für Arbeitnehmerfreizügigkeit und betriebliche Kompen­
sationspolitik

Ziel dieses Kapitels ist es, eine erste empirische Grundlage zur Erklärung be­
trieblicher Kompensationspolitik auf grenznahen regionalen Arbeitsmärkten be­
reitzustellen. Nur wenn es gelingt, kostenrelevante Unterschiede herauszuarbei­
ten, kann man annehmen, daß Unternehmen in Deutschland andere Anreizkosten 
bei ihrer Entscheidung über eine effiziente Kompensationsstrategie zu berück­
sichtigen haben als Betriebe in Frankreich oder in Luxemburg. Und nur dann 
macht es auch Sinn, die betriebliche Kompensationspolitik auch in Abhängigkeit 
institutioneller Rahmenbedingungen zu analysieren.

Um die Parallelen und Divergenzen aufzudecken, wird nachfolgend die Situation 
der sozialen Sicherungsregimes Anfang der 90er Jahre78 hinsichtlich Organisa­
tion, Finanzierung, Leistungen und Dokumentationspflichten ebenso dokumen­
tiert wie die Merkmale und institutionellen Rahmenbedingungen ergänzender Si­
cherungssysteme sowie die Regelungen zu Mindestlohn. Zu einem besseren 
Verständnis der heutigen spezifischen Situation geht jeder Länderstudie ein kur­
zer historischer Rückblick voraus.

Eine solcheAnalyse, die auch einen Beitrag zur Erklärung grenzüberschreitender 
Pendelwancerungen leisten will, kann aber nicht die relevanten Regelungen auf 
europäischer Ebene außen vor lassen, da diese grundsätzlich Vorrang vor natio­
nalem Reclt haben. Deshalb werden zunächst die vorhandenen Koordinierungs­
regelungen skizziert, bevor die ausführliche empirische Insitutionenanalyse für 
Deutschland Frankreich und Luxemburg vorgenommen wird.

1. Kcordinierungsnotwendigkeit sozialer Sicherungssystem e in 
Eiropa

Vergleicht nan die Mitgliedstaaten hinsichtlich ihrer Sozialleistungsausgaben am 
Bruttosoziaprodukt (vgl. KOMMISSION DER EG 1994: 7) oder der Einnahmen­
struktur deinationalen Sozialversicherungssysteme (vgl. Schm id  1993; SCHULTE 
1986) eineseits und ihrer unterschiedlichen Lösungsmechanismen für ähnliche

78 Es wurdebewußt nicht ein konkretes Jahr, sondern d ieser Z eitraum  gew ählt, w eil die dem 
nächsten Capitel zugrundeliegende U nternehm ensbefragung sich a u f  das B erichtsjahr 1992 
bezieht. Is ist davon auszugehen, daß die dort beobachtbaren betrieblichen H andlungsm u­
ster das irgebnis der Situation vor 1992 sind, w eshalb der Zeitraum  „A nfang der 90er 
Jahre“ d e  hier relevante sein dürfte. W enn aber Inform ationen über Entw icklungen im so­
zialen  Sidierungssystem nach 1992 Vorlagen, wurden diese fallw eise ergänzt.
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Probleme andererseits (vgl. C h a s s a r d  1992: 17f.), dann wird schnell klar, daß 
Koordinationsregelungen notwendig sind, um Nachteile für Personen mit einer 
„gemischt-nationalen Versicherungsbiographie“ (A C K E R  1994: 139) zu vermei­
den.79

„D as internationale Recht der Sozialen Sicherung versucht zu diesem  Zw eck, die 
R echtssystem e der Sozialen Sicherung zw eier oder m ehrerer Staaten zu  koordinie­
ren. Im  Prinzip bedeutet das, daß das internationale Recht der Sozialen Sicherung 
das innerstaatliche Recht der einzelnen Staaten in seinen w esentlichen B estim ­
m ungen n icht ändert, sondern lediglich eine integrale A nw endung zw eier oder 
m ehrerer Rechte erm öglicht“ (BUNDESMINISTER FÜR ARBEIT UND SOZIAL­
ORDNUNG 1990b: 498).

Von ursprünglich nur zwischenstaatlichen Übereinkünften geht der Weg europäi­
scher Koordinierung über die römischen Verträge von 1957 bis hin zu ihrem 
eigentlichen Fundament, dem Art. 51 EWG-Vertrag80 (vgl. SCHELTER 1993: 326- 
330), auf dessen Basis die beiden für die Koordinierung wesentlichen Verord­
nungen Nr. 1408/71 und 574/7281 entstanden sind.82

79 D ie A rgum entation der dadurch entfachten H arm onisierungsdiskussion konzentriert sich im 
w esentlichen au f die G efahr sozialen Dum pings, a u f  W ettbew erbsverzerrungen und M obili­
tätsbeschränkungen durch die unterschiedlichen System bedingungen (vgl. SCHMÄHL 1990: 
25ff.) K ritisch w eist SCHMÄHL (1991: 24ff.) a u f m ögliche A usw irkungen der H arm onisie­
rung sozialer Sicherung a u f  andere B ereiche hin.

80 D ieser hat folgenden W ortlaut: „D er Rat beschließt einstim m ig au f V orschlag der K om m is­
sion die a u f  dem G ebiet der sozialen Sicherheit für die H erstellung der Freizügigkeit der 
A rbeitnehm er notw endigen M aßnahm en; zu diesem  Zweck führt e r insbesondere ein 
System ein, w elches aus- und einw andem den Arbeitnehm ern und deren anspruchsberech­
tigten A ngehörigen folgendes sichert:

a) die Zusam m enrechnung aller nach den verschiedenen innerstaatlichen R echtsvorschrif­
ten berücksichtigten Zeiten für den Erwerb und die A ufrechterhaltung des L eistungsan­
spruchs sowie für die B erechnung der Leistungen;

b) die Zahlung der Leistungen an Personen, die in den H oheitsgebieten der M itgliedstaaten 
wohnen.

81 Vgl. ABI.EG-1971 N r. L149 und AB1.EG-1972 Nr. L74, beide zuletzt geändert durch die 
V erordnung N r. 1945/93 vom 30.06.1993 (vgl. AB.EG-1993 Nr. L I 81). D iese V erordnun­
gen sind unm ittelbar geltendes und einklagbares Recht in den M itgliedstaaten.

82 Im Zuge der V erw irklichung des B innenm arktes wurde zw ar eine Sozialcharta form uliert, 
die 1989 von e lf  Staats- und Regierungschefs als politische W illenserklärung angenom m en 
w urde und zu der die EG -Kom m ission auch ein Aktionsprogram m  vorgelegt hat, es sind 
aber keine w eiteren, verbindlichen R echtsregelungen entstanden. Vgl. zu den Z ielen der 
C harta CHASSARD/QUINTIN (1992: 122), eine kritische B ew ertung geben ADDISON/ 
SlEBERT (1991) ab.
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1.1 Die EWG-Verordnungen 1408/71 und 574/72 als Koordinierungs­
regelungen

Für die Fragestellung wesentliche Bereiche der VO 1408/71 sind neben den 
übergreifenden Regelungen zum Geltungsbereich83 und den Kollisionsnormen,84 
v.a. die Koordinierungsprinzipien und die Detailvorschriften für die verschiede­
nen Leistungsarten.85

1.1.1 Koordinierungsprinzipien sozialer Sicherung

Gleichbehandlungsprinzip

Nach Art. 3 der VO 1408/71 haben alle Personen, die in einem Mitgliedstaat 
wohnen und unter die EG-Verordnungen zur sozialen Sicherung fallen, die glei­
chen Rechte und Pflichten entsprechend der jeweils nationalen Rechtsvorschrif­
ten. Verboten ist nicht nur die offene Diskriminierung durch Gesetze, die für 
fremde Staatsangehörige nachteilige Regelungen vorsehen oder sie von bestimm­
ten Rechten ausschließen, sondern auch eine verdeckte Diskriminierung (vgl. 
D ietrich-Steinmeyer 1992:211).86

Die Wahrung erworbener Ansprüche durch das Leistungsexportprinzip

Art. 10 der VO 1408/71 sichert die Ausbezahlung im Inland erworbener Ansprü­
che ins Ausland. Demnach dürfen Leistungen, wie z.B. Rentenanwartschaften, 
nicht gekürzt oder vorenthalten werden, wenn sich ein Anspruchsberechtigter im 
Ausland aufhält bzw. dorthin seinen Wohnsitz verlagert. D.h., die Wohnsitzklau­

83 W ährend d ie VO  1408/71 die m ateriell-rechtlichen Regelungen um faßt, dient die VO  
574/72 als Durchführungsverordnung. Sie gelten in dem  hier relevanten Zeitraum  fü r alle 
A rbeitnehm er und Selbständige, die die Staatsangehörigkeit eines EG -M itgliedslandes ha­
ben, sowie fü r deren Familienangehörigen und H interbliebenen. D arüber hinaus gelten sie 
auch fü r anerkannte Staatenlose und Flüchtlinge m it W ohnsitz in einem  M itgliedsland. A ls 
A rbeitnehm er bzw. Selbständiger w ird  definiert, w er in einem  Sozialversicherungssystem  
versichert ist (Art. 1 und 2 der V O  1408/71).

84 Bei K ollision europäischer V erordnung m it nationalem  G esetz hat im m er die europäische 
Regelung V orrang (vgl. DlETRICH-STEINMEYER 1992; G a g el  1993).

85 D azu zählen Leistungen bei Krankheit und M utterschaft, Invalidität, A lter und Tod, A r­
beitsunfällen und Berufskrankheiten, A rbeitslosigkeit sowie Fam ilienleistungen und -bei- 
h ilfen und Leistungen für unterhaltsberechtigte K inder von Rentnern und W aisen. Sie gren­
zen zugleich den sachlichen Geltungsbereich der V O  1408/71 ab. N ich t in den V erordnun­
gen erfaßt sind Sozialhilfe, Leistungen für Behinderte und K riegsopfer sowie Sonder­
system e, z.B . für Beamte, und betriebliche Zusatzversorgungen.

86 D ies w äre z.B. dann gegeben, wenn nationales Rentenrecht nur K indererziehungszeiten der 
E rziehung im  Inland anerkennen würde.
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sei einiger nationaler Gesetzgebungen ist nicht länger gültig, Leistungen müssen 
exportiert werden können.87

Die Sicherstellung von Anwartschaften durch das Zusammenrechnungsprinzip

Eine Vielzahl von Leistungen zur sozialen Sicherheit ist an Warte- bzw. Versi­
cherungszeiten gebunden. In verschiedenen, sich auf die konkreten Leistungen 
beziehenden Artikeln der VO 1408/7188 wird sichergestellt, daß in verschiedenen 
Mitgliedstaaten zurückgelegte Wartezeiten bei der Festlegung des Leistungsan­
spruchs zusammengerechnet werden,89 soweit sie zeitlich hintereinander erfolgt 
sind.

Beschäftigungslandprinzip zur Festlegung der anzuwendenden Rechtsvor­
schriften

Art. 13 der VO 1408/71 legt schließlich fest, daß grundsätzlich die Rechtsvor­
schriften des Beschäftigungslandes Einzuwenden sind, also die Gesetze in dem 
Land, in dem der Arbeitnehmer oder Selbständige arbeitet, unabhängig davon, ob 
er auch dort wohnt oder dort auch der Betriebssitz des Arbeitgebers bzw. des 
Selbständigen ist.90

Diese grundsätzlichen Koordinierungsprinzipien finden sich in spezifischen Re­
gelungen für die einzelnen Leistungsbereiche wieder.

1.1.2 Leistungsbesonderheiten nach europäischem Recht

(1) Krankenversicherung und Mutterschaft

Regelmäßig ist der Versicherungsträger in dem Land, in dem der Arbeitnehmer 
oder Selbständige arbeitet und wohnt, sowohl für Sach- als auch für Geldleistun­
gen zuständig. Arbeitet er jedoch in einem anderen Land als er wohnt (z.B. Sai­

87 D ies g ilt aber nicht für alle Leistungsarten uneingeschränkt, w as d ie restriktive Regelung 
des Art. 69 VO  1408/71 fü r den Leistungsexport von A rbeitslosengeld belegt.

88 Dazu zählen Art. 18 (K rankheit und M utterschaft), Art. 38 (Invalidität), A rt. 45 (A lters­
und H interbliebenenrenten), Art. 67 (Arbeitslosigkeit) und Art. 72 (Fam ilienleistungen und 
-beihilfen).

89 D abei sind allerdings A ntikum ulierungsvorschriften zu berücksichtigen. D .h., n iem and soll 
durch das Zusam m enrechnen von Ansprüchen m ehr erhalten, als er bei Zurücklegen der ge­
sam ten V ersicherungszeit in nur einem  Land zu erwarten hätte.

90 Von diesem  Prinzip gibt es Ausnahm en: D auert z.B. eine A rbeitnehm erentsendung w eniger 
als ein Jahr, dann gelten weiterhin die R egelungen des Entsendungslandes (vgl. LANGER- 
S te i n  et al. 1991: 86). W eitere Ausnahm eregelungen bestehen für d ie Personen- und G üter­
beförderung, die gleichzeitige Beschäftigung in zwei oder m ehreren M itgliedstaaten, bei 
grenzgeteilten Betrieben, sowie bei diplom atischen und konsularischen V ertretungen und 
bei H ilfskräften bei den Europäischen Gem einschaften (vgl. BUNDESVERSICHE­
RUNGSANSTALT FÜR ANGESTELLTE 1991b: 6f.).
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sonarbeiter, Konsulatsmitarbeiter), so ist grundsätzlich der Versicherungsträger 
des Beschäftigungslandes zuständig, Sachleistungen der Krankenversicherung er­
hält man jedoch vom Wohnland, als ob man dort beschäftigt wäre. Anders gestal­
tet sich die Regelung für einen Arbeitslosen, der sich zwecks Arbeitsplatzsuche 
in einem anderen Land aufhält. Anspruch auf Sachleistungen hat er dann nach 
den Rechtsvorschriften dieses Landes, Ansprüche auf Geldleistungen jedoch nur 
gegenüber dem zuständigen Träger im Herkunftsland (vgl. K o m m i s s i o n  d e r  EG 
1993a: 32ff.).

(2) Rentenversicherung 

Altersrente

Bei der Berechnung von Rentenansprüchen sind zwei Ansätze möglich. Bei der 
zwischenstaatlichen Pro-Rata-Berechnung (Verordnungsrente) werden die Versi­
cherungszeiten in verschiedenen Ländern zusammengerechnet und daraus ein 
sog. theoretischer Betrag ermittelt, der die Rente umschreibt, auf die der Versi­
cherte Anspruch hätte, wenn er die gesamte Versicherungszeit im Land der An­
tragstellung verbracht hätte. Die tatsächliche Rente wird dann dadurch errechnet, 
„[...] daß die in dem betreffenden Mitgliedstaat zurückgelegten Zeiten zu den ins­
gesamt zurückgelegten Versicherungszeiten ins Verhältnis gesetzt werden“ 
(K O M M ISSIO N  d e r  EG 1993a: 59). Hat ein Arbeitnehmer oder Selbständiger zwar 
Versicherungszeiten in mehreren Ländern zurückgelegt, aber bereits aufgrund der 
Anwendung der Rechtsvorschriften eines der Länder einen Rentenanspruch er­
worben, wird i.d.R. eine innerstaatliche Rentenberechnung vorgenommen. Bis 
1992 erfolgte die Rentenberechnung dann ausschließlich nach der dann geltenden 
nationalen Rechtsvorschrift. Seit 1992 kann auch eine Pro-Rata-Berechnung vor­
genommen werden, d.h., daß die zurückgelegten Versicherungszeiten in den ver­
schiedenen Ländern mitberücksichtigt werden.91

Invaliditätsrente

Aufgrund der vorherrschenden Typen von Invaliditätsversicherungen in Europa 
- Umlage- oder Risikosystem vs. Kapitaldeckungs- oder Aufbausystem - gilt fol­
gende Koordinierungsregel.92

91 D ann g ilt allerdings, daß die höhere der beiden Renten dem B erechtigten zusteht (vgl. L a n -  
d e s v e r s i c h e r u n g s a n s t a l t  R h e i n l a n d - P f a l z  1988: 15). V oraussetzung ist d ie E inhal­
tung  der Antikum ulierungsvorschrift, w onach die obere G renze des G esam tanspruchs aus 
R enten m ehrerer europäischer Staaten sich an dem  höchsten in einem  der Länder erzielba­
ren B etrag mißt.

92 Sie unterscheiden sich v.a. darin, daß bei ersterem  ein Rentenanspruch besteht, w enn der 
Betroffene zum  Z eitpunkt des Eintritts der Invalidität versichert w ar, unabhängig von der 
D auer seiner V ersicherungszeit. Im zw eiten Fall ist die Leistungsgew ährung jedoch  versi­
cherungszeitenabhängig.
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War eine Person ausschließlich in Ländern mit Risikosystemen versichert, dann 
hat er Anspruch auf eine einzige Rente gegenüber dem Versicherungsträger des 
Staates, bei dem er zum Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität versichert war. War 
der Invalide dagegen nur in Aufbausystemen versichert, hat er einen Anspruch 
auf eine Teilrente aus jedem der Versicherungssysteme (Pro-Rata-Berechnung). 
Komplizierter ist die Leistungsermittlung bei Mitgliedschaft in einem Risiko- und 
einem Aufbausystem: War der Invalide zuletzt in einem Aufbausystem versi­
chert, hat er einerseits einen Anspruch auf eine Teilrente aus diesem System, 
außerdem jedoch auch auf eine Teilrente aus dem Risikosystem des vorherigen 
Systems sozialer Sicherung, sofern er die dort geltenden Voraussetzungen erfüllt 
hat. Im umgekehrten Falle besteht ein Anspruch auf vollständige Rentenleistung 
aus dem Risikosystem und einer zusätzlichen Teilrente aus dem Aufbausystem 
des Landes, in dem er vorher in einem Kapitaldeckungssystem versichert war.

Leistungen fü r  unterhaltsberechtigte Kinder von Rentnern undfür Waisen

Bezieht ein Rentner eine nationale Rente, dann ist dieser Staat auch für die Lei­
stungen an die Kinder bzw. Waisen zuständig und zwar unabhängig davon, ob 
die Kinder auch in diesem Land leben. Erhält der Rentner dagegen eine Pro-Rata- 
Rente aus verschiedenen Ländern, dann ist für die Leistungsgewährung an die 
Unterhaltsbedürftigten nur deren Wohnstaat zuständig (vgl. K OM M ISSION DER 

EG 1993a: 62ff.).

(3) Unfallversicherung

Grundsätzlich werden Sachleistungen unabhängig vom Arbeits- und Unfallort 
entweder vom Träger des Wohn- oder des Beschäftigungsstaates gewährt, Geld­
leistungen regelmäßig nur vom zuständigen Träger im Beschäftigungsland. We­
geunfälle gelten in dem Staat als eingetreten, in dem der Arbeitsort liegt. An­
spruchsberechtigt ist jeder, der zum Unfallzeitpunkt versichert war; es besteht 
allerdings kein Anspruch auf Zusammenrechnung von Versicherungszeiten bei 
der Berechnung des Leistungsanspruchs (vgl. L a n g e r -S t e i n  et al. 1991: 121). In 
bezug auf Berufskrankheiten gilt, daß

„[...] G eldleistungen wegen einer Berufskrankheit von dem M itgliedstaat erbracht 
[...] w erden, in dem die Tätigkeit, die ihrer A rt nach geeignet ist, eine solche 
K rankheit zu verursachen, zuletzt ausgeübt wurde. Bei bestim m ten Berufskrank­
heiten m it langer Expositionszeit [...] w erden die Aufw endungen unter den betei­
ligten Staaten geteilt“ ( B u n d e s m i n i s t e r  f ü r  A r b e i t  u n d  S o z i a l o r d n u n g  
1990b: 507).

Die Aufteilung erfolgt dann entsprechend der jeweiligen Versicherungs- oder 
Wohnzeiten.
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(4) Arbeitslosenversicherung

Ist in einem Land die Gewährung von Leistungen im Falle von Arbeitslosigkeit 
von bestimmten Versicherungs- bzw. Beitragszeiten abhängig, dann sind gemäß 
des Zusammenrechnungsprinzips auch die zurückgelegten Versicherungszeiten in 
einem anderen Mitgliedstaat einzurechnen. Jedoch können die Ansprüche immer 
nur in dem letzten Beschäftigungsland geltend gemacht werden. Die Leistungsbe­
rechnung basiert auf dem zuletzt in diesem Land erzielten Entgelt. Grundsätzlich 
ist ein Leistungsexport möglich, d.h., ein Arbeitsloser kann seine Arbeitsplatzsu­
che auch auf einen anderen Mitgliedstaat ausdehnen, ohne den Anspruch auf 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung des letzten Beschäftigungslandes zu 
verlieren. Dies ist jedoch an bestimmte Voraussetzungen geknüpft und auch nur 
zeitlich befristet möglich (vgl. KOMMISSION der  EG 1993a: 42).93

(5) Familienleistungen

Grundsätzlich gelten die Anspruchsregelungen des Beschäftigungslandes, auch 
wenn die Kinder nicht im gleichen Land wohnen. In dem Falle aber, in dem ein 
Eltemteil im Wohnland des Kindes, der andere im Ausland einen Anspruch auf 
Familienleistungen hat, kommt aufgrund der Antikumulierungsvorschrift eine 
Vorrangregelung zur Geltung, nach der das Wohnland der Kinder zur Zahlung 
der Familienleistungen verpflichtet wird. Sind die Ansprüche in diesem Land je ­
doch geringer als die im Beschäftigungsland des anderen Eltemteils, dann hat das 
nachrangige Land für den Differenzbetrag aufzukommen (vgl. L a n g e r - S t e i n  et 
al. 1991:124f.).

1.1.3 Abweichende Regelungen für Grenzgänger

Grundsätzlich gelten für Grenzgänger die gleichen Regelungen wie für andere 
Arbeitnehmer, die im Ausland arbeiten und wohnen. Allerdings sieht die VO 
1408/71 in Teilbereichen der sozialen Sicherung Abweichungen vor.

Wahlmöglichkeit bei Krankenbehandlung

Grenzgängern wird die Möglichkeit eingeräumt, im Krankheitsfall Sachleistun­
gen sowohl im Beschäftigungsland als auch im Wohnland in Anspruch zu neh­
men. Diese Regelung beschränkt sich jedoch auf ihre Person, d.h., Familienange­
hörige müssen die Sachleistungen prinzipiell im Wohnland in Anspruch nehmen. 
Geldleistungen bleiben \on dieser Regelung unberührt. Begründet wird das u.a.

93 In  den R estriktionen sielt \YANKA (1993: 435) einen Schutz gegen M ißbrauch, der sich 
z.B . dadurch ergäbe, daßsich ein A rbeitsloser zu A uslandsaufenthalten ohne konkrete Su­
che nach einem  neuen A üeitplatz m otiviert sähe.



mit der Notwendigkeit, möglichst schnell, d.h., im Extremfall am Arbeitsplatz, 
eine Krankenversorgung problemlos gewähren zu können.94

Wahlmöglichkeit bei Arbeitsunfall/Berufskrankheit

Grenzgänger können entweder ihre Ansprüche gegen den zuständigen Sozialver­
sicherungsträger im Beschäftigungsland oder aber im Herkunfsland richten. Die 
Leistungen werden dann so erbracht, als ob der Grenzgänger dort auch wohnte 
bzw. arbeitete.

Wohnlandprinzip im Falle von Arbeitslosigkeit

Während die Beitragszahlung in jedem Fall in die Arbeitslosenversicherung des 
Beschäfiigtenlandes erfolgt, erhält ein Arbeitnehmer nur im Falle von Kurzarbeit 
auch Leistungen nach den Rechtsvorschriften des Arbeitsortes. Kommt es jedoch 
zur Vollarbeitslosigkeit, dann ist das Wohnland95 für die Zahlung des Arbeits­
losengeldes zuständig und die Ansprüche des Arbeitnehmers sind an die dort gel­
tenden Regelungen gebunden. Begründet wird das damit, daß ein Grenzgänger
i.d.R. eine engere Beziehung zu seinem Wohn- als zu seinem Beschäftigungsland 
hat und sich im Falle von Arbeitslosigkeit dort aufhalten und sich sehr wahr­
scheinlich auch dort zunächst um einen neuen Arbeitsplatz bemühen wird. Nach 
einem Urteil des Europäischen Gerichthofs96 sind jedoch bei der Leistungsbe­
rechnung die letzten Einkünfte des Beschäftigungslandes zugrundezulegen.97

94 In einer Initiative des Europarates w ird eine Änderung d ieser Regelung als notw endig an­
gesehen, w eil d ieser angeblich den G rundsatz der G leichbehandlung verletze. D ies resul­
tiere daraus, daß in den unterschiedlichen M itgliedsländern unterschiedliche V ergünstigun­
gen bzw. Selbstbeteiligungen bestünden, in deren Folge ein B etroffener vielleicht Beiträge 
für Leistungen im Beschäftigungsland zahlt, die er aber im  W ohnland nicht dafür erhalten 
kann, sondern u.U. nochm als bezahlen m uß (vgl. ROSSI 1992: 7).

95 Da auch derjenige G renzgänger ist, der nur einm al pro W oche in den anderen M itgliedstaat 
zurückkehrt, stellt sich die Frage, w as denn eigentlich sein W ohnland ist: D as, in dem  er die 
W oche über arbeitet und „w ohnt“ oder das, in dem seine Fam ilie zu H ause ist. Vgl. zu U r­
teilen des EuG H  zum W ohnlandprinzip und seiner funktionalen Interpretation HENNIG 
(1993: 412f.).

96 U rteil vom  28.02.1980, R echtssache 67/79.

97 A uch h ier sieht der Europarat w ieder die N otw endigkeit einer Veränderung. Es kann durch­
aus sein, daß ein G renzgänger dadurch benachteiligt w ird, daß er bestim m te Leistungen im 
W ohnland nicht erhält, obwohl e r Beiträge dafür im Beschäftigungsland bezahlt hat. Eben­
so besteht eine U ngerechtigkeit gegenüber dem W ohnland, w eil dieses Leistungen erbrin­
gen muß, ohne dafür vorher Beiträge erhalten zu haben (vgl. ROSSI 1992: 4).
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1.2 Regelung der ergänzenden Systeme sozialer Sicherheit

Die ergänzenden Systeme sozialer Sicherheit, allen voran die betriebliche Alters­
versorgung, fallen nicht unter den Geltungsbereich der Verordnungen 1408/71 
und 574/72, was zu einem Verlust der bis dahin erworbenen Ansprüche an be­
trieblicher Altersversorgung fuhren kann. Deshalb erarbeitete die Kommission 
Vorschläge, die eine Verkürzung der z.T. übermäßig langen Unverfallbarkeitsfri­
sten bzw. Wartezeiten vorsehen. Außerdem zielt sie darauf ab,

„[...] daß Personen, die aus einem ergänzenden System  ausscheiden, gesetzlich das 
R echt zuerkannt w ird, d ie in diesem System bis zum  R uhestandseintritt erw orbe­
nen R echte aufrechtzuerhalten, und daß die Leistungen unter B erücksichtigung in- 
fla tionsbedingter V erluste angepaßt w erden“ (KOMMISSION DER EG  1992: 48f.).

Schließlich hat die Kommission auch noch den Vorschlag grenzüberschreitender 
Mitgliedschaft in Rentenkassen gemacht, um so Nachteile aus dem Wechsel der 
Altersversorgungssysteme zu vermeiden.98 Solange diese Vorschläge nicht in 
europäisches Recht umgesetzt werden, bleiben in der Praxis noch recht unter­
schiedliche und nicht koordinierte Regelungen zu ergänzenden Sicherungssyste­
men nebeneinander stehen.

Zusammenfassend gelten die nationalstaatlichen sozialen Sicherungsregimes 
nach wie vor, werden jedoch durch zwingende europäische Regelungen, die ins­
besondere den vier Koordinierungsprinzipien folgen, miteinander verzahnt. Die 
soziale Sicherung in Europa präsentiert sich deshalb weiterhin als ein „recht 
buntes Bild“ (H a i l b r o n n e r  1986: 29). Wie vielfältig dieses Bild Anfang der 
90er Jahre im Vergleich der in dieser Studie interessierenden Länder Deutsch­
land, Frankreich und Luxemburg ist, wird in der nachfolgenden empirischen In­
stitutionenanalyse herausgearbeitet.

2. Soziale Sicherheit in Deutschland

2.1 Charakterisierung des geltenden Sozialversicherungsrechts

2.1.1 Historische Entwicklung der deutschen Sozialversicherung

Die Entstehung des deutschen Sozialversicherungssystems ist eng verbunden mit 
der sog. „sozialen Frage“, die zu einem Hauptpolitikum der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts nicht nur in Deutschland wurde. Aufgrund eines enormen Be-

98 Vgl. die entsprechenden Arbeitspapiere der KOMMISSION DER E G  (1990, 1992), d ie M ittei­
lung der K om m ission an den Rat (1991c) sowie der V orschlag (1991b) und der geänderte 
V orschlag  für eine R ichtlinie des Rates (1993b). Ü ber den aktuellen Stand der Pensions­
fonds-R ichtlinie inform ieren BEYER/LANGOHR-PLATO (1994).



völkerungswachstums und der überwiegenden landwirtschaftlichen Eigenproduk­
tion hatte ein Großteil der Bevölkerung keine ausreichende Lebensgrundlage 
mehr. Die Industrialisierungswelle nach 1850 führte zwar zu einer sich ent­
wickelnden Industrie und einem rasanten technischen Fortschritt, jedoch nicht zu 
einer nachhaltigen Besserung der Lage der Landbevölkerung und der durch die 
Industrialisierung entstandenen Arbeiterklasse. Infolgedessen schienen soziale 
Reformen unabdingbar, zumal auch das überkommene System der sozialen Si­
cherung durch die Hausgemeinschaft bzw. Großfamilie immer mehr aufgelöst 
wurde (vgl. P e t e r s e n  1989: 38-44).

Zwar gab es bereits im Verlauf des 19. Jahrhunderts verschiedene Maßnahmen, 
überwiegend von Arbeiterseite, die sich in Selbsthilfeeinrichtungen, wie Knapp­
schaftskassen (vgl. dazu ZÖ LLN ER  1981: 80ff), zusammenschlossen, jedoch ge­
lang der sozialpolitische Durchbruch erst mit der von BISM ARCK verfaßten 
„kaiserlichen Botschaft“ von Wilhelm I. vom 17.11.1881. A uf ihrer Basis ist in 
den Folgejahren eine umfassende Sozialgesetzgebung, zunächst bestehend aus 
Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung entstanden." Die jeweiligen gesetzli­
chen Grundlagen wurden 1911 in der Reichsversicherungsordnung (RVO) zu­
sammengefaßt und durch das Versicherungsgesetz für Angestellte (ab 1924 An­
gestelltenversicherungsgesetz, AVG) ergänzt.100 Nach einigen Vorläufern im 
Bereich der Erwerbslosenfiirsorge wurde mit dem „Gesetz über Arbeitsvermitt­
lung und Arbeitslosenversicherung“ vom 16.07.1927 dann auch die vierte Säule 
des Sozialversicherungssystems eingeführt.101 Mit dem Handwerkerversorgungs­
gesetz wurde 1938 erstmals der Berufszweig der Selbständigen in die Alterssi­
cherung für Arbeiter und Angestellte einbezogen und damit zumindest ein Teil 
der Sozialversicherung auch für andere soziale Gruppen geöffnet (vgl. W lN - 

TERSTEIN 1980: 38).

In der nationalsozialistischen Zeit wurde dann die Selbstverwaltung der Sozial­
versicherung vorübergehend aufgehoben, gleichzeitig aber in allen Versiche­
rungszweigen der Schutz und die Leistungen wesentlich verbessert. Nach Inkraft­
treten des „Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland“ vom 23.05.1949 
und nach der Wiederherstellung der Selbstverwaltung 1951 sowie der im Grund­
gesetz geforderten Trennung von Verwaltung und Rechtsprechung 1953 (vgl.

99 V erankert sind diese durch das „G esetz, betreffend die K rankenversicherung der A rbeiter“ 
vom  15.03.1883, das „U nfallversicherungsgesetz“ vom 06.07.1884 und das „G esetz, betref­
fend die Invaliditäts- und A lterssicherung“ vom  22.07.1889.

100 D ieses entsprach nach sachlichem  R echt der Invaliden- und H interbliebenenversicherung 
der RVO, sah aber für d ie Angestellten w esentlich günstigere Leistungen (z.B. W itw enren­
ten in jedem  Fall, n icht nur bei Invalidität; R uhegeld bereits m it 65 Jahren, A rbeiter erst m it 
70) vor.

101 W ie schw er die „G eburt“ dieses Teils der Sozialversicherung w ar, m acht FÜHRER (1990) 
deutlich.
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J ä g e r  1987: 52f.; G i t t e r  1986: 13-18) wurde das System der sozialen Siche­
rung in der Folgezeit mehrfach modifiziert, insbesondere im Hinblick auf den 
versicherten bzw. anspruchsberechtigten Personenkreis sowie auf die Leistun­
gen.102

Durch die vielen Änderungen und Erweiterungen wurde das Sozialrecht immer 
komplexer und teilweise auch unstimmiger, weshalb im Mai 1955 in der sog. 
„Rothenfelser Denkschrift“ die Idee einer Kodifikation zur Vereinfachung des 
Sozialrechts formuliert wurde. In der Regierungserklärung von Bundeskanzler 
Brandt vom Oktober 1969 wurde der Gedanke an eine zeitgemäße Sozialgesetz­
gebung wieder aufgegriffen. In einen ersten Schritt wurde 1970 von einer Sach­
verständigenkommission eine zehrteilige Gliederung des Sozialgesetzbuches 
vorgeschlagen, von denen bis heute iber nur ein Teil verwirklicht ist.103

Die jüngste Vergangenheit ist dunh eine Gesundheits-104 und Rentenreform, 
einen (zeitlich befristeten) Solidarbiitrag105 sowie den Beschluß zur Einführung

102 So tra t am 13.11.1954 das „Kindergebgesetz“ in kraft; m it dem „G esetz über die A lters­
h ilfe von Landw irten (G A L)“ vom  27,07.1957 wurde die Sozialversicherung auch a u f  d ie 
selbständigen Landw irte ausgeweitet. Das „Bundessozialhilfegesetz“  (B SH G ) vom  
30.06.1961 garantierte Bedürftigen erstmals einen R echtsanspruch a u f  Sozialhilfeleistun­
gen. 1969 kam en dann noch das „Arbeitsförderungsgesetz“ (25.06.1969) und das 
"Lohnfortzahlungsgesetz" (27.07.1969) hinzu. Ersteres beauftragt die neugegründete B un­
desanstalt fü r A rbeit insbesondere mit der Förderung beruflicher B ildung sow ie der A r- 
beits- und B erufsförderung Behinderter. Letzteres sicherte A rbeitern einen sechsw öchigen 
A nspruch a u f  Lohnfortzahlung im Krankheitsfall.

103 D as sind  der A llgem eine T eil (I. B uch SGB) vom  11.12.1975, d ie G em einsam en V orschrif­
ten (IV . B uch S G B ) vom  23.12.1976, die V erw altungsverfahren (X. B uch S G B ) vom  
18.08.1980/04.11.1982, d ie Gesetzliche Krankenversicherung (V. B uch S G B ) vom  
20.12.1988, die G esetzliche Rentenversicherung (VI. Buch S G B ) vom  18.12.1989 und die 
K inder- und Jugendhilfe (VIII. B uch SGB) vom 26.06.1990. A ls V II. B uch ist das R echt 
der gesetzlichen U nfallversicherung und als IX. Buch das Recht der Sozialhilfe vorgesehen 
( B u n d e s m i n i s t e r  f ü r  A r b e i t  u n d  S o z ia lo r d n u n g  1990b: 29ff.).

104 V erankert ist diese im „G esetz zur Strukturreform im G esundheitsw esen“ vom  20.12.1988 
sowie im „G esetz zur Sicherung und Strukturverbesserung der gesetzlichen K rankenversi­
cherung“  vom  21.12.1992. Sowohl das Gesundheitsreform- als auch das G esundheitsstruk­
turgesetz (G SG ) zielten  a u f  eine Kosteneinsparung im G esundheitsw esen ab  und sollen das 
Kostenbew ußtsein aller A kteure fordern. Einen kom m entierten E inblick in R egelungen des 
G SG  gibt Ca s s e l  (1992).

105 W egen der grundlegenden weltpolitischen V eränderungen v.a. in O steuropa und aufgrund 
der zusätzlichen A usgaben m it dem  Mauerfall w urde vom  01.07.1991 b is zum  20.06.1992 
zeitlich befris te t ein Solidaritätszuschlag in H öhe von 7,5%  der Lohn- und K apitalertrags­
steuer erhoben. A b dem 01.01.1995 wird erneut ein Solidaritätszuschlag erhoben, der j e ­
doch n icht zeitlich befristet gelten wird. Für K leinverdiener und zu r V erm eidung von 
M ehrfachbelastungen bei der Körperschaftssteuer sind besondere Regelungen vorgesehen 
(vgl. S e i f e r t  1994:12).
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einer Pflegeversicherung106 als fünfte Säule des Sozialversicherungssystems ge­
kennzeichnet.

2.1.2 Organisation der Sozialversicherung: das Grundsystem und seine 
Geltungsbereiche

Die soziale Sicherung in der jetzigen Bundesrepublik Deutschland107 beruht im 
wesentlichen auf den Prinzipien des Föderalismus und des Pluralismus sowie den 
Grundsätzen von Solidarität, Subsidiarität (vgl. W INTERSTEIN 1980: 16ff.) und 
Selbstverwaltung.108 Sie umfaßt Anfang der 90er Jahre die vier Versicherungs­
zweige gesetzliche Krankenversicherung, gesetzliche Rentenversicherung, ge­
setzliche Unfallversicherung und Arbeitslosenversicherung. A uf zweiter Ebene 
existieren u.a. ein gegenüber den Leistungen der Sozialversicherung subsidiäres, 
an Bedürftigkeit geknüpftes System öffentlicher Sozialhilfe sowie verschiedene 
Familienleistungen, die zum Teil einkommensabhängig gewährt werden.109

106 D iese w urde schließlich nach langen Debatten und K om prom ißverhandlungen im Frühjahr 
1994 verabschiedet. A b 1995 w ird im Versicherungsfall m onatlich eine feste finanzielle 
H ilfe bis zu e iner H öchstgrenze gezahlt. F inanziert w ird die Pflegeversicherung je  zur 
Hälfte durch A rbeitgeber- und Arbeitnehm erbeiträge, w obei zum  A usgleich der A rbeitge­
berm ehraufw endungen ein gesetzlicher Feiertag abgeschafft w erden soll. D er B eitragssatz 
w ird  zunächst bei einem  Prozent, ab dem 01.07.1996 bei 1,7% der beitragspflichtigen Ein­
nahm en bis zu r B eitragsbem essungsgrenze liegen (vgl. PETZKE 1994). E inen K urzüberblick 
über die G esetzesinhalte liefert auch L e o p o ld  (1994), einige kritische B em erkungen fin­
den sich bei M ü l l e r  (1993).

107 Das Sozialgesetzbuch gilt seit dem 01.01.1991 auch im  beigetretenen Teil D eutschlands. 
V orher gab es dort eine staatlich gelenkte Einheitsversicherung. Für eine Ü bergangsphase 
w urde eine größere A nzahl an Sonderregelungen geschaffen, die sowohl im Einigungsver­
trag  als auch im  SGB selbst festgeschrieben sind. V or allem die B eitragsbem essungsgren­
zen und die G renzwerte, aber auch der Leistungsum fang sind unterschiedlich und w erden 
erst im Laufe der nächsten Jahre angeglichen (vgl. ALLGEMEINE ORTSKRANKENKASSE 
1991c: 4f.).

108 D ie Träger der Sozialversicherung sind rechtsfähige K örperschaften des öffentlichen 
R echts m it Selbstverw altung (§ 29 SGB IV). Die Versicherten und die A rbeitgeber (in der 
A rbeitslosenversicherung auch die öffentlichen K örperschaften) verw alten den jew eiligen  
V ersicherungsträger eigenverantw ortlich, unter staatlicher A ufsicht (durch O berversiche­
rungsäm ter), durch ihre Selbstverw altungsorgane, die V ertreterversam m lung (in  der A r­
beitslosenversicherung V erw altungsrat und Verw altungsausschüsse, Legislativorgan) und 
den V orstand (Exekutivorgan). D iese Organe sind paritätisch m it ehrenam tlich tätigen 
V ersicherten- und A rbeitgebervertretern besetzt, die alle sechs Jahre in den Sozialw ahlen 
gew ählt werden. D ie Leitung der inneren V erw altung und der laufenden G eschäfte über­
n im m t ein von der V ertreterversam m lung a u f  V orschlag des V orstandes gew ählter G e­
schäftsführer.

109 V ollkom m en losgelöst davon besteht eine eigenständige soziale Sicherung für Beam te, 
R ichter und z.T. auch für Angestellte des öffentlichen D ienstes, die aus öffentlichen M itteln 
des Bundes, der Länder, der Gem einden und G em eindeverbände sowie der öffentlich­
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(1) Versicherte und Träger der gesetzlichen Krankenversicherung

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) umfaßt ca. 90% der deutschen Be­
völkerung, ca. 8% der Bevölkerung hat vollen Versicherungsschutz über die pri­
vate Krankenversicherung, aber auch über sonstige Sicherungssysteme (z.B. Un­
fall- und Rentenversicherung, Sozialhilfe, Kriegsopferversorgung, Beihilfe, Heil- 
fursorge von Polizei und Bundeswehr). Die Gruppe der Nichtversicherten hat 
sich ständig verringert und nimmt nur 0,3% der Bevölkerung ein (vgl. B U N D E S­

M INISTER FÜR A R B E IT  UND S o z ia l o r d n u n g  1990b: 70).

Der gesetzlichen Krankenversicherung gehören als Pflichtversicherte alle Arbeit­
nehmer an, die gegen Arbeitsentgelt beschäftigt sind und eine bestimmte Ein­
kommensgrenze (Versicherungspflichtgrenze)110 nicht überschreiten. Ferner sind 
alle Rentner, die eine gewisse Vorversicherungszeit in der GKV erfüllen, Ar­
beitslose sowie unter bestimmten Voraussetzungen weitere Personengruppen 
(z.B. Studenten, Behinderte) pflichtversichert. Familienangehörige, deren Ein­
kommen eine gewisse Grenze nicht überschreitet, sind beitragsfrei mitversichert. 
Nicht versicherungspflichtig sind alle Arbeitnehmer, deren regelmäßiges Jahres­
arbeitsentgelt die Versicherungspflichtgrenze übersteigt. Des weiteren versiche­
rungsfrei sind Beamte, Richter, Soldaten, Geistliche u.a., die beamtenrechtliche 
Ansprüche auf Beihilfe oder freie Heilfürsorge haben, alle Selbständigen mit 
Ausnahme der Landwirte und Künstler sowie Personen, die eine geringfügige 
Beschäftigung111 ausüben. Wer aus der Versicherungspflicht ausscheidet, kann 
sich freiwillig in der GKV weiterversichem (vgl. W eber/L eienbach /D ohle 
1994: 25f.).

Etwa 1.100 Krankenkassen sind für die Durchführung der Aufgaben der gesetzli­
chen Krankenversicherung zuständig. 1991 gab es 268 Ortskrankenkassen 
(A OK), mit einem Versichertenanteil von 41,9%, die regional gegliedert und für 
alle am Ort beschäftigten Arbeitnehmer zuständig sind, die entweder keiner ande­
ren Kasse angehören müssen oder aber keiner Ersatzkasse angehören.112 Des 
weiteren gab es 694 Betriebskrankenkassen (BKK) (Versichertenanteil 12,3%), 
die von einem Arbeitgeber für seine(n) Betrieb(e) unter bestimmten Bedingungen 
errichtet werden können (vgl. Abschnitt 2.2.2). Einen wesentlich geringeren

rechtlichen K örperschaften finanziert w ird (vgl. W e b e r / L e i e n b a c h / D o h l e  1994: 25; 
B u n d e s m i n i s t e r  f ü r  A r b e i t  und S o z i a l o r d n u n g  1990b: 2 4 3 ,255 ).

lio D a s  regelm äßige Jahresarbeitsentgelt d a rf 75%  der B eitragsbem essungsgrenze der R enten­
versicherung n icht übersteigen (vgl. o.V . 1993d: 1878).

i n  D ie ist bei w eniger als 15 Stunden A rbeitszeit in der W oche und unter 480 DM  (1990/91) 
V erdienst im M onat gegeben.

U2 Für d ie  nächste  Z eit ist d ie Zusammenlegung verschiedener A O K 's  geplant oder bereits 
um gesetzt w orden, so z.B . zu einer A OK Rheinland-Pfalz seit dem 01.01.1994, infolgedes­
sen die Zahl der Ortskrankenkassen zukünftig abnehm en wird. Zu dem Trend zur Z entrali­
sierung in der Krankenversicherung vgl. OLDIGES (1994).
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Versichertenanteil weisen 153 Innungskrankenkassen (IKK) (5,5%), 19 Landwirt­
schaftliche Krankenkassen (2,5%), die Knappschaftliche Krankenversicherung 
(2,6%) sowie die See-Krankenkasse (0,1%) auf."3 Neben diesen sog. Primärkas­
sen können auch Ersatzkassen für Angestellte oder Arbeiter Träger der Kranken­
versicherung sein.114 Während man bei den Primärkassen kraft Gesetz versichert 
ist, wenn man zu dem entsprechenden Personenkreis zählt, dürfen Ersatzkassen 
nur Personen neu als Mitglieder aufnehmen, die zu dem in ihrer Satzung festge­
legten Personenkreis gehören. Die Mitgliedschaft bei einer Ersatzkasse befreit 
von der Mitgliedschaft bei der sonst zuständigen Krankenkasse.

(2) Versicherte und Träger der gesetzlichen Rentenversicherung

Die gesetzliche Rentenversicherung (GRV) ist, wenn man die Ausgaben betrach­
tet, das größte soziale Einzelsystem in der Bundesrepublik. Ihre Ausgaben er­
reichten 1989 über 200 Mrd. DM, was fast 30% der gesamten direkten Soziallei­
stungen und rund 9% des Bruttosozialprodukts ausmacht. Für rund 80% der Er­
werbstätigen ist die gesetzliche Rentenversicherung die wesentliche, für einen 
großen Teil sogar die einzige Sicherung gegen das Risiko des Alters und der In­
validität sowie der Hinterbliebenen im Todesfall des Versicherten.115

113 Innungskrankenkassen können von einer oder m ehreren Innung(en) m it Zustim m ung der 
G esellenvertreter errichtet w erden. Ihre Zuständigkeit erstreckt sich a u f  d ie bei den ange­
schlossenen Innungen beschäftigten Arbeitnehm er, sow eit sie nicht von ihrem  Ersatzkas­
senw ahlrecht G ebrauch gem acht haben. Landw irtschaftliche K rankenkassen sind fü r die 
K rankenversicherung der selbständigen Landw irte, deren m itarbeitende Fam ilienangehöri­
ge und d ie B ezieher von A ltersgeld, vorzeitigem  A ltersgeld oder Landabgaberente zustän­
dig  und bei den Landw irtschaftlichen Berufsgenossenschaften und der G artenbau-Berufs- 
genossenschaft angesiedelt. D er See-Krankenkasse gehören die a u f  den Seefahrzeugen fah­
renden Seeleute an.

114 1991 gab es sieben Ersatzkassen für A ngestellte m it einem  V ersichertenanteil von 33,2%  
und acht Ersatzkassen für A rbeiter, die 1,9% der V ersicherten betreuen.

n s  Ü ber die Sozialversicherungszw eige hinaus gibt es in der A ltersversorgung einige obliga­
torische, überbetriebliche Zusatzversicherungen. D ie A lters- und H interbliebenenversor­
gung im öffentlichen D ienst w urde geschaffen, um die U nterschiede in der A ltersversor­
gung zwischen Beam ten, A ngestellten und Arbeitern im öffentlichen D ienst auszugleichen. 
O rganisiert ist diese V ersicherung über die V ersorgungsanstalt des B undes und der Länder 
(VBL). Im  Saarland gibt es die Hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung, eine regionale, 
zusätzliche R entenversicherung au f öffentlich-rechtlicher Grundlage. Ihre heutige A ufgabe 
besteht darin, d ie Lücken zwischen der V ersorgung durch die gesetzliche R entenversiche­
rung und den V orstellungen über eine angem essene A ltersversorgung durch Zusatzrenten 
zu schließen. D es w eiteren gibt es A lterszusatzversorgungen für Seeleute, fü r Bezirks­
schornsteinfegerm eister und in der Land- und Forstw irtschaft, die Zusatzrenten, B eihilfen 
zu Renten oder Ü berbrückungsleistungen gew ähren und ähnlich organisiert sind und fi­
nanziert w erden (vgl. Bu n d e sm in ist er  f ü r  A r b eit  u n d  So z ia l o r d n u n g  1990b: 255- 
270).
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In der GRV werden alle Personen kraft Gesetzes versichert, die als Arbeitnehmer 
gegen Entgelt beschäftigt sind. Die Veisicherungspflicht besteht unabhängig von 
der Höhe des Einkommens. Die Beitragsbemessungsgrenze ist in der Rentenver­
sicherung nicht gleichzeitig eine Versicherungspflichtgrenze, wie in der Kran­
kenversicherung, sondern eine Grenze für die Höhe des versicherten Entgelts, 
d.h., die Beiträge sind nur vom Entgelt bis zur Beitragsbemessungsgrenze zu 
zahlen. Selbständige, die nicht aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu bestimmten Be­
rufsgruppen pflichtversichert sind, können auf Antrag die Versicherungspflicht 
für sich herbeifuhren. Personen, die einem anderen Versorgungssystem (z.B. Be­
amte) angehören, sind kraft Gesetzes ebenso versicherungsfrei wie Personen in 
geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen. Angehörige einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung (z.B. Ärzte, Rechtsanwälte) können sich von der Versi­
cherungspflicht befreien lassen (vgl. BUNDESMINISTER FÜR A R B E IT  UND SO­
ZIALORDNUNG 1990b: 145-152).

Die für die gesetzliche Rentenversicfming zuständigen Träger sind die Bundes­
versicherungsanstalt für Angestellte iBfA) in Berlin (Angestelltenversicherung) 
und die Landesversicherungsanstalten (L VA), die u.a. zuständig sind für die Ar- 
beiterrentenversicherung. Als dritter lentenversicherungsträger ist die Bundes­
knappschaft für die Knappschaftliche Rentenversicherung der v.a. im Bergbau 
Tätigen zu nennen (vgl. FlG G E 1994:35).'16

(3) Versicherte und Träger der gesdzlichen Unfallversicherung

Die gesetzliche Unfallversicherung ist n dem Sinne eine Haftpflichtversicherung 
der Unternehmer, als diese bei einem Unfall eines ihrer Arbeitnehmer in ihrem 
Unternehmen aufgrund des Arbeitsvetrages zu Schadensersatzleistungen ver­
pflichtet wären, sofern sie den Schadei schuldhaft verursacht hätten. Diese Haft­
pflicht wird durch die Unfallversichenng, in der jeder Arbeitgeber Pflichtmit­
glied ist, abgelöst. Die gesetzliche Tnfallversicherung tritt für verschiedene 
Personengruppen, v.a. für alle aufgrud eines Arbeits-, Dienst- oder Lehrver- 
hältnisses Beschäftigten und zwar ohn Rücksicht auf die Höhe ihres Einkom­
mens ein. Ferner sind Schausteller, Areitslose, Kleinuntemehmer, Küstenschif­
fer und die im Unternehmen tätigen Ehgatten sowie Landwirte (landwirtschaftli­
che Unfallversicherung) versichert. Vesicherungsfrei sind dagegen z.B. Beamte 
oder andere Personen, die anderweitipn Schutz vor Arbeitsunfällen besitzen, 
außerdem auch Ärzte, Heilpraktiker, Zanärzte und Apotheker (vgl. M ARSCH N ER 

1993).

116 E s ist außerdem  noch eine Bundesbahnvcsicherungsanstalt zu erw ähnen. D ie V ersiche­
rungsträger haben sich in einem  V erband eu tscher R entenversicherungsträger zusam m en­
geschlossen, der v.a. K oordinationsstelle sw ie  V ertretungsorgan gegenüber Bund und G e­
setzgebung ist. Ein W echsel zw ischen den ^crsicherungsträgcm  ist nur durch eine entspre­
chende Ä nderung des B eschäftigungsstatusnöglich.
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Die gesetzliche Unfallversicherung wird durchgeführt von verschiedenen Berufs­
genossenschaften, 117 Unfallversicherungsverbänden bzw. Unfallkassen sowie den 
Ausführungsbehörden des Bundes, der Länder und Städte. Die Berufsgenossen­
schaften führen die Unfallversicherung in den Unternehmen durch, die zu den 
ihnen zugeteilten Gewerbezweigen gehören. Den Gemeinden, Gemeindeunfall- 
versicherungsverbänden, den Ländern und dem Bund ist über die Unfallversiche­
rung ihrer eigenen Betriebe hinaus die Durchführung der Unfallversicherung für 
bestimmte Personengruppen (z.B. Kindergartenkinder, Schüler und Studenten) 
gesetzlich übertragen. Die Bundesanstalt für Arbeit ist Träger der Unfallversiche­
rung für Arbeitslose (vgl. Bundesm inister  fü r  A rbeit und  Sozialordnung  
1990b: 299ff.).

(4) Versicherte und Träger der Arbeitslosenversicherung

Träger der Arbeitslosenversicherung ist die in Nürnberg ansässige Bundesanstalt 
fü r  Arbeit, eine rechtsfähige Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Selbstver­
waltung. Sie delegiert die Aufgaben an Landesarbeitsämter und lokale Arbeits­
ämter sowie mehrere Zentralstellen für spezielle Aufgaben (vgl. W interstein  
1980: 108). Anders als bei den bisher genannten Trägem gibt es keine arbeitneh- 
mer- oder statusgruppenmäßige Zuordnung der Versicherten. Die Arbeitslosen­
versicherung dient der finanziellen Absicherung gegen das Risiko der Arbeitslo­
sigkeit durch Lohnersatzleistungen. Sie wird über Beiträge finanziert, wobei bei­
tragspflichtige118 Personen solche sind, die als Arbeiter oder Angestellte gegen 
Entgelt beschäftigt sind. Beitragsfrei sind dagegen diejenigen, die eine kurzzei­
tige Beschäftigung (Arbeitszeit von weniger als 18 Stunden in der W oche) oder 
unständige Beschäftigungen (jeweils auf eine Woche begrenzt) ausüben, Arbeit­
nehmer, die das 65. Lebensjahr vollendet haben, Beamte, Richter und Berufssol­
daten sowie Arbeitnehmer, die berufs- oder erwerbsunfähig sind oder denen eine 
Erwerbsunfähigkeitsrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zuerkannt ist 
(vgl. Bundesm inister  fü r  Arbeit  und  Sozialordnung  1990b: 308-310).

(5) Anspruchsberechtigte und Träger von Familienleistungen

Neben direkten Familienleistungen, wie Kindergeld und Erziehungsgeld, berück­
sichtigt das Sozialrecht in besonderem Maße die Lage von Familien und Kin­
dern.119 Die einzelnen Familienleistungen werden von unterschiedlichen Trägem

m  D azu zählen gew erbliche, landw irtschaftliche oder See-Berufsgenossenschaften.

118 Im G egensatz zur Renten- und Krankenversicherung gibt es in der A rbeitslosenversicherung 
keine V ersicherungspflicht, sondern Beitragspflicht. D er G rund für diese abw eichende B e­
zeichnung liegt in der unterschiedlichen gesetzlichen G rundlage (Renten- und K rankenver­
sicherung => Sozialgesetzbuch; A rbeitslosenversicherung => A rbeitsförderungsgesetz).

119 So sind Leistungen der A rbeitslosenversicherung an V erheiratete m it K indern höher als an 
A lleinstehende oder in der GKV sind Fam ilienangehörige beitragsfrei m itversichert.
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gewährt. Für das Kindergeld sind beispielsweise die Arbeitsämter zuständig. Er­
ziehungsgeldstellen können z.B. Versorgungs-, Jugend- oder Bezirksämter sein. 
Anspruchsberechtigt sind je  nach Leistungsart unterschiedliche Personengruppen 
(vgl. Bun desm in ister  für  Fam ilie und Senioren 1992:16ff).120

Alle diese Regelungen gelten aufgrund des sog. „Territorialitätsprinzips“ nur für 
das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland (§ 3 SGB IV). D.h., die Versiche­
rungspflicht bzw. der -schütz betrifft nur Personen, die im Bundesgebiet beschäf­
tigt oder selbständig sind, wobei es irrelevant ist, ob der Beschäftigte oder der 
Selbständige Deutscher oder Ausländer ist, denn entscheidend ist nicht die Per­
son, sondern der Ort der Tätigkeit oder Beschäftigung.

Ausnahmen vom Territorialitätsprinzip bilden die Vorschriften über Aus- und 
Einstrahlung (§§4 und 5 SGB IV). Wird ein Arbeitnehmer im Rahmen eines in 
der Bundesrepublik Deutschland bestehenden Beschäftigungsverhältnisses von 
seinem Arbeitgeber für eine im voraus begrenzte Zeit zur Arbeitsleistung ins 
Ausland entsandt, so besteht der Schutz in der deutschen Sozialversicherung un­
ter bestimmten Voraussetzungen fort (Ausstrahlung) (vgl. BUNDESMINISTER FÜR 
A rbeit  und  Sozialordnung  1990b: 43f.).121

2.1.3 Beitragsfinanziertes Umlageverfahren als Finanzierungsinstrument

Das deutsche, wie auch das französische und luxemburgische Sozialversiche­
rungssystem wird in erster Linie durch Beiträge finanziert und ist somit abzu­
grenzen von sog. Volksrentensystemen, die sich aus Steueraufkommen finanzie­
ren und z.B. in Großbritannien oder Schweden zu finden sind. Die Beiträge wer­
den von Arbeitnehmern und Arbeitgebern nach dem Umlageverfahren getra­
gen.'22 Jedoch leistet auch der Staat zum Teil beträchtliche Zuschüsse, beispiels­

120 U m  die U m verteilungspolitik  so zu gestalten, daß sie der Bedürfhislage von  Fam ilien m it 
unterschiedlicher K inderzahl gerecht w ird, bedient der Staat sich v.a. des Steuersystem s. 
„Insofern gehören M aßnahm en der F inanzpolitik und damit also auch die G estaltung des 
Steuersystem s [...] zu den Instrum enten der sozialen Sicherung, ohne daß dam it gleich die 
S teuerpolitik  als [...] Institution der sozialen Sicherung bezeichnet werden könnte“ 
(W in t e r st e in  1980: 139).

121 D er d ie B eschäftigung begründende Arbeits- oder Ausbildungsvertrag m uß im  B undesge­
biet abgeschlossen sein und w ährend der Beschäftigung im A usland fortbestehen. Zudem  
m uß der B eschäftigte w eiter in den inländischen Betrieb eingegliedert sein und den W ei­
sungen des A rbeitgebers hinsichtlich Zeit, O rt und Art der A rbeitsausführung unterliegen 
(vgl. BUNDESVERSICHERUNGSANSTALT FÜR ANGESTELLTE 1991a). Typische Fälle sind 
z.B . M ontagearbeiten. Für den um gekehrten Fall der Entsendung vom  A usland nach 
D eutschland gelten entsprechende Einstrahlungsregelungen (vgl. BUNDESVERSICHE­
RUNGSANSTALT FÜR ANGESTELLTE 1993).

122 D ie Beiträge zur Sozialversicherung richten sich nach der w irtschaftlichen Leistungsfähig­
keit, d.h., der H öhe des A rbeitsentgeltes des einzelnen Versicherten, von dem  ein bestim m ­
te r P rozentsatz als B eitrag zu zahlen ist (Solidaritätsprinzip). Im G egensatz hierzu w ird z.B.
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weise zur Renten- und Arbeitslosenversicherung, aber auch zur Unfallversiche­
rung (vgl. W EB ER /LE IE N B A C H /D O H L E 1994: 27).123 Zahlungspflichtig ist grund­
sätzlich allein der Arbeitgeber, d.h., er behält bei der Lohnauszahlung die Bei­
tragsanteile der pflichtversicherten Arbeitnehmer ein (Lohnabzugsverfahren) und 
fuhrt sie zusammen mit seinen Arbeitgeberanteilen als Gesamtsozialversiche­
rungsbeitrag an die jeweiligen Versicherungsträger ab (vgl. B u n d e s m i n i s t e r  

f ü r  A r b e i t  u n d  S o z i a l o r d n u n g  1990b: 200).

Ausnahmen von diesem Prinzip bestehen für Arbeitnehmer mit einem Verdienst 
unter der sog. „Geringverdienergrenze“,124 unterhalb derer der Arbeitgeber die 
Beiträge in voller Höhe allein trägt.

Das der Beitragsbemessung zugrundeliegende Arbeitsentgelt123 ist definiert als

„[...] alle  laufenden und einm aligen Einnahm en aus einer Beschäftigung, gleich­
gültig, ob ein Rechtsanspruch au f die E innahm en besteht, unter w elcher B ezeich­
nung oder in w elcher Form  sie geleistet werden und ob sie unm ittelbar aus der B e­
schäftigung oder im Zusam m enhang m it ihr erzielt werden 
(§ 14 A bs. 1 SGB IV )“ .126

Zum Arbeitsentgelt werden jedoch nicht nicht nur Geldzahlungen gerechnet, 
sondern auch Sachbezüge, wie Kost und Wohnung, die der Arbeitgeber dem Ar­
beitnehmer kostenlos oder verbilligt zur Verfügung stellt. Der Wert dieser Sach­
bezüge wird für jedes Kalenderjahr im voraus durch die Bundesregierung nach 
dem tatsächlichen Verkehrswert festgesetzt - einheitlich für Steuer und Sozial­
versicherung (vgl. für 1994 S t r a u b  1994) Insgesamt ist der Begriff des Sozial­
versicherungspflichtigen Arbeitsentgelts also nicht immer deckungsgleich mit 
dem des lohnsteuerrechtlichen Arbeitslohns, es bestehen jedoch vielfach Ver­
knüpfungen zwischen dem Steuerrecht und dem Beitragsrecht der Sozialversiche­
rung (vgl. A l l g e m e i n e  O r t s k r a n k e n k a s s e  1991a: 23 f.).

bei der privaten Krankenversicherung die zu zahlende Präm ie allein entsprechend dem zu 
versichernden individuellen Risikos erhoben (Äquivalenzprinzip) (vgl. ALLGEMEINE 
O r t sk r a n k en k a sse  1991b: 4f.).

123 G erade in den neuen Bundesländern w ar eine „Anschubfinanzierung“ für d ie Sozialversi­
cherung nötig, d ie voll aus B undesm itteln geleistet wurde.

124 D iese lag 1992 und auch 1994 bei 610 DM  m onatlich in den alten und bei 420 D M  in den 
neuen B undesländern.

125 Für Selbständige bildet das Arbeitseinkom m en, der nach dem Einkom m enssteuerrecht 
erm ittelte Gewinn, den sozialversicherungsrechtlichen A nknüpfungspunkt (vgl. BUN- 
d e sm in ist e r  fü r  A r b eit  und  Soz ia l o r d n u n g  1990b: 49f.).

126 D iese D efinition stim m t weitgehend m it der Bestim m ung des steuerpflichtigen A rbeits­
lohns überein (vgl. A llg e m e in e  O r t sk r a n k en k a sse  1991a: 4). „Leistungen, d ie zusätz­
lich zum  Lohn oder G ehalt gew ährt werden, [...] sind dann nicht dem A rbeitsentgelt zuzu­
rechnen, w enn sie lohnsteuerfrei sind“ (BUNDESMINISTER FÜR ARBEIT UND SOZIAL­
ORDNUNG 1990b: 49).
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(1) Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung

Die Beitragssätze der Krankenversicherung sind bei den verschiedenen Kranken­
kassenarten unterschiedlich hoch, was darauf zurückzufuhren ist, daß die einzel­
nen Kassen finanziell autonom sind. Da sie sich allein aus den Beiträgen ihrer 
Mitglieder finanzieren, müssen sie die Beiträge so setzen, daß die Einnahmen und 
Ausgaben (einschließlich Verwaltungskosten) sich ausgleichen. Entscheidend für 
die Höhe des Beitragssatzes einer Krankenkasse ist deshalb deren Risikostruktur, 
d.h., ihr Ausgabenvolumen. Im April 1991 lagen die durchschnittlichen allgemei­
nen Beitragssätze in den alten Bundesländern bei 12,25% (1994: 13,5%), in den 
neuen Bundesländern bei 12,8% (vgl. WEBER/LEIENBACH/DOHLE 1994: 28f.),127 
und wurden paritätisch auf Arbeitnehmer und Arbeitgeber aufgeteilt. Es gibt eine 
Beitragsbemessungsgrenze, oberhalb derer das Arbeitsentgelt beitragsfrei ist, die 
bei 75% der Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung liegt. 1991 lag 
sie bei 4.875 DM  (vgl. A llgem eine Ortskrankenkasse 1991a: 6).128

(2) Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung

Der Beitragssatz für die Pflichtversicherten in der Rentenversicherung der Arbei­
ter und Angestellten beträgt 1991 17,7% (1994: 19,2%) der beitragspflichtigen 
Einnahmen, der der knappschaftlichen Rentenversicherung 23,45% (1994: 
25,6%). Getragen werden die Beiträge im allgemeinen ebenfalls zur Hälfte von 
den Versicherten und dem Arbeitgeber (vgl. WEBER/LEIENBACH/DOHLE: 1994: 
29).129 Die gültige Beitragsbemessungsgrenze wird jährlich durch die Bundesre­
gierung neu festgesetzt und dient als Maßstab für die Definition der Beitragsbe­
messungsgrenze der Kranken- und Arbeitslosenversicherung. 1991 wurde die 
Grenze in der Rentenversicherung auf 6.500 DM festgelegt.

(3) Finanzierung der gesetzlichen Unfallversicherung

Die Finanzierung der gesetzlichen Unfallversicherung geschieht im wesentlichen 
ebenfalls über Beiträge, die jedoch allein von den Arbeitgebern getragen werden 
müssen. Die Beitragssätze werden so bemessen, daß sie die Ausgaben des letzten 
Jahres decken, weshalb sie wie bei der Krankenversicherung von Träger zu Trä­
ger variieren können („Umlageverfahren der nachträglichen Bedarfsdeckung“).

127 D arüber hinaus gibt es noch einen erhöhten und einen erm äßigten B eitragssatz, je  nach 
A usgestaltung des K rankengeldanspruches, welche jedoch von geringerer B edeutung sind.

128 Für 1994 w urde die Beitragsbem essungsgrenze der Rentenversicherung a u f  7.600 DM , die 
der K rankenversicherung a u f  5.700 D M  festgelegt (vgl. o.V. 1993d: 1878). D am it ist auch 
die V ersicherungspflichtgrenze, b is  zu der jemand krankenversicherungspflichtig  ist, deter­
m iniert (1994: 5.700 DM ). Für die knappschaftliche R entenversicherung gelten andere 
W erte (1994: 9.400 D M ) (vgl. o.V. 1994a: 27). Für die neuen Bundesländer galten jew eils  
niedrigere W erte.

129 In der knappschaftlichen Rentenversicherung haben die A rbeitgeber m it 16% jedoch  einen 
größeren A nteil zu  zahlen als die Arbeitnehm er mit 9,6%  (vgl. o .V . 1994a: 27).
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In den gewerblichen Unternehmen und der Schiffahrt werden die Beiträge gestaf­
felt nach den Entgelten der Versicherten sowie der Gefahrenklasse, in die das 
jeweilige Unternehmen eingestuft wird (vgl. HAUPTVERBAND DER GEW ERB­

LICHEN B e r u f s g e n o s s e n s c h a f t e n  1992: 4).130 Als Beitragsbemessungsgrenze 
gilt hier der satzungsmäßig festgelegte Höchstbetrag des jeweiligen Unfallversi­
cherungsträgers.

(4) Finanzierung der Arbeitslosenversicherung

Auch in der Arbeitslosenversicherung wird der Beitragssatz wie in der Renten­
versicherung unmittelbar vom Bundestag beschlossen. Die Beitragssätze liegen 
seit 1992 für Arbeitnehmer wie für Arbeitgeber bei 3,25% des Bruttoverdienstes 
bis zur Beitragsbemessungsgrenze der Rentenversicherung (vgl. BU ND ESM IN I­

STERIUM  FÜR A R B E IT  UND S o z i a l o r d n u n g  1993: 52).

(5) Finanzierung der Familienleistungen

Familienleistungen, wie Kinder- oder Erziehungsgeld, werden in Deutschland 
ausschließlich aus dem Steueraufkommen des Bundes gespeist, d.h., weder A r­
beitnehmer noch Arbeitgeber tragen durch Abführen von Beiträgen zu deren 
Finanzierung bei (vgl. B undesm inisterium  für  Arbeit und  Sozialordnung  
1993: 20).131

2.1.4 Sach- und Geldleistungen der Sozialversicherung

(1) Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung

Krankheit und Mutterschaft

Für Sachleistungen bei Krankheit und Mutterschaft gilt in Deutschland grund­
sätzlich das sog. „Sachleistungsprinzip“, nach dem die Leistungen den Versicher­
ten ohne direkte Zahlungsverpflichtung zur Verfügung gestellt werden.132 Alle

130 D ie Berufsgenossenschaften bew illigen auch Beitragsnachlässe oder erheben Zuschläge 
unter B erücksichtigung der angezeigten A rbeitsunfälle in einem  U nternehm en. In der 
landw irtschaftlichen Unfallversicherung orientieren sich die Beiträge z.B . an dem A rbeits­
bedarf des Unternehm ens, seiner Steuerkraft, dem Einheitsw ert der Grundstücke oder ande­
ren, in der Satzung definierten M aßstäben.

131 Zu erw ähnen ist, daß es auch steuerliche Erleichterungen durch K inderfreibeträge für Fam i­
lien m it K indern gibt.

132 D am it dieses Zahlungssystem  funktioniert, schließen die Krankenkassen m it den L ei­
stungserbringern V erträge ab, die regeln, daß die Behandlungskosten d irekt bei der K ran­
kenkasse abgerechnet werden (vgl. BUNDESMINISTERIUM FÜR GESUNDHEIT 1992: 20). 
Dam it w ird sichergestellt, daß jed e r unabhängig von seinem Einkom m en G esundheits­
dienstleistungen in Anspruch nehm en kann. HOFMANN (1991) diskutiert dieses Sachlei­
stungsprinzip kritisch unter Effizienzgesichtspunkten und w idm et sich der provozierenden 
Frage, ob es „ein überkom m enes R elikt oder eine adäquate O rganisationsform “ ist.
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Versicherten haben Anspruch auf Sachleistungen zur Behandlung von Krankhei­
ten, wie ärztliche und zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung 
mit Zahnersatz, Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln, häus­
liche Krankenpflege, Krankenhausbehandlung sowie medizinische und ergän­
zende Leistungen zur Rehabilitation. Darüber hinaus besteht für maximal 78 Wo­
chen ein Anrecht auf Zahlung eines Krankengeldes nach Ablauf der Lohnfortzah­
lungspflicht des Arbeitgebers.133 Dieses beträgt 80% des im letzten Vorerkran­
kungsmonat erzielten Arbeitseinkommens. Unter bestimmten Umständen wird 
auch eine Haushaltshilfe finanziert. Neben den Leistungen im konkreten Krank­
heitsfall haben die Versicherten auch noch einen Anspruch auf Leistungen zur 
Förderung der Gesundheit, zur Verhütung und Früherkennung von Krankheiten 
sowie auf sonstige Hilfen.134 Darüber hinaus besteht noch ein Anspruch auf Ster­
begeld (Mitglied 2.100 DM, Familienversicherter 1.050 DM)135 und Fahrtkosten 
in Höhe des 20 DM übersteigenden Betrags bei stationären Leistungen, Rettungs­
fahrten und Krankentransporten.

Auch Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft gehören zum Leistungs­
katalog der gesetzlichen Krankenversicherung. Das sind einerseits Sachleistun­
gen, wie ärztliche Betreuung und Hebammenhilfe, Versorgung mit Arznei-, Ver­
band- und Heilmitteln ohne Zuzahlungen, stationäre Entbindung, häusliche Pfle­
ge und Haushaltshilfe, andererseits aber auch Mutterschaftsgeld für sechs Wo­
chen vor und acht Wochen nach der Entbindung sowie weitere Geldleistungen 
(vgl. B u n d e s m i n i s t e r  f ü r  F r a u e n  u n d  J u g e n d  1991:16ff.).136

133 Z usätzlich besteht seit dem 01.01.1992 bei Erkrankung eines K indes bis zum  vollendeten 
zw ölften L ebensjahr auch ein Anspruch a u f  Zahlung von K rankengeld für m axim al zehn 
Tage im Jahr, A lleinerziehende 20 Tage. Es w ird aber vorausgesetzt, daß sonst keine Per­
son im H aushalt vorhanden ist, d ie die Pflege übernehmen könnte. Beide Eltem teile haben 
A nspruch a u f  eine solche Freistellung, insgesam t können aber nicht m ehr als 25 A rbeitsta­
ge gew ährt w erden (vgl. BUNDESMINISTERIUM FÜR GESUNDHEIT 1992: 98).

134 Zum  ersten P unkt gehören Inform ation, A ufklärung und Beratung bzgl. richtigen G esund­
heitsverhaltens und m öglicher Krankheitsrisiken. Der zweite Bereich um faßt z.B. Em äh- 
rungs-, Bew egungskurse, Zahnprophylaxe, medizinische V orsorgeleistungen einschließlich 
K uren, U ntersuchungen insbesondere zur Früherkennung von Herz-, K reislauf- und N ie­
renerkrankungen sowie der Zuckerkrankheit und von Krebserkrankungen. Sonstige H ilfen 
können sein: ärztliche B eratung und V erordnung bzgl. Em pfängnisregelung, nichtrechts­
w idrige Sterilisation und nichtrechtsw idriger Schwangerschaftsabbruch und ggfs. Leistun­
gen zu r künstlichen Befruchtung (vgl. BUNDESMINISTERIUM FÜR GESUNDHEIT 1992: 113).

135 D ieser A nspruch soll durch das Gesundheitsstrukturgesetz jedoch  sukzessive abgebaut 
w erden. D ie angesprochenen Leistungen gelten bereits nur noch für V ersicherte, die am 
01.01.1989 in der gesetzlichen K rankenversicherung versichert waren.

136 A ls B erechnungsgrundlage gelten die letzten drei vom Arbeitgeber vor Beginn der Schutz­
frist abgerechneten K alenderm onate. A ls M utterschaftsgeld w ird dann das durchschnittli­
che kalendertägliche N ettoarbeitsentgelt aus dem Bemessungszeitraum, höchstens jedoch 
25,- D M  für den Kalendertag, gezahlt. D er Erhalt des M utterschaftsgeldes ist an d ie B edin­
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Auch wenn für alle Leistungen i.d.R. das Sachleistungsprinzip gilt, so haben sich 
die Versicherten an den Kosten bestimmter Leistungen zwecks kostenbewußterer 
und verantwortungsvollerer Inanspruchnahme zu beteiligen. Dies sind Zuzahlun­
gen137 zu Arznei-, Verband- (15%, max. 10 DM) und Heilmitteln (10%), Zuzah­
lungen für Krankenhaus- und Rehabilitationsmaßnahmen (10 DM pro Tag für 14 
Tage), Zahnersatz (50% )138 und Fahrtkosten (20 DM). Damit niemand finanziell 
überfordert wird, ist eine vollständige oder teilweise Befreiung von einigen dieser 
Selbstbeteiligungen vorgesehen (vgl. Bundesm inister  für  A rbeit  und  So ­
zialordnung  1990b: 90-99; Bundesm inisterium  für  Gesundheit  1992: 
78ff).

Pflegebedürftigkeit

Mit dem Gesundheitsreformgesetz erhalten Pflegebedürftige einen Anspruch auf 
häusliche Pflege. Pflegende Familienangehörige erhalten für die Dauer eines Er­
holungsurlaubes eine Ersatzkraft gestellt. Außerdem soll bis zu 25 mal im Monat 
die Grundpflege und hauswirtschaftliche Versorgung eines Pflegebedürftigen 
durch eine Pflegekraft für jeweils eine Stunde finanziert werden. Auch wenn 
grundsätzlich die Pflegeleistungen als Sachleistungen zu beziehen sind, kann 
dennoch ein Antrag auf Pflegegeld von 400 DM monatlich gestellt werden (vgl. 
S e f f e n  1989: 16). Neuregelungen in diesem Bereich wird die Pflegeversicherung 
ab 1995 mit sich bringen, nach der es drei Pflegestufen geben wird, die mit unter­
schiedlichen Ansprüchen versehen sind (vgl. SCHNEIDER 1994).

(2) Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung

Die Ausgaben für Renten wegen Alters, Invalidität sowie an Hinterbliebene139 
und Zuschüssen für die Krankenversicherung der Rentner machen mit nahezu 
95% den größten Teil der Gesamtausgaben der Rentenversicherungsträger aus 
und stellen damit die bedeutensten Leistungen der GRV dar.

gung geknüpft, daß d ie Arbeitnehm erin m indestens zw ö lf W ochen in dem Zeitraum  von 
einen M onat vor der Schw angerschaft bis zum fünften Schw angerschaftsm onat versiche­
rungspflichtig  beschäftigt war. Besteht kein A nspruch a u f  M utterschaftsgeld, erhält die 
V ersicherte ein Entbindungsgeld von 150 DM . Ferner w ird eine sog. „Schw angerschafts­
beih ilfe“ nach der Entbindung gezahlt, w enn während der Schw angerschaft neun 
V orsorgeuntersuchungen in Anspruch genom m en wurden.

137 D ie A ngaben beziehen sich a u f  die Regelungen nach der G esundheitsreform ; sie haben seit 
dem 01.07.1993 Gültigkeit.

138 Bei N achw eis regelm äßiger Zahnvorsorge reduziert sich der Eigenanteil a u f  40%  oder w e­
niger. Bei kieferorthopädischen Behandlungen beträgt die Selbstbeteiligung 20%  (vgl. 
B u n d e sm in ist er iu m  f ü r  G esu n d h eit  1 9 9 2 :133f.).

139 Ein kurzer tabellarischer Überblick über die einzelnen Rentenarten, ihre Zugangsvorausset­
zungen und erw artbaren Leistungen gib t die LANDESVERSICHERUNGSANSTALT (1993a).
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Übersicht 6: Voraussetzungen für unterschiedliche Formen der Altersrente in 
Deutschland140

A lte rs re n te n a rt vollendete
L ebensjah re

W artezeit sonstige V orausse tzungen

Regelaltersrente 65 allg. Wartezeit 
(5 Jahre)

Altersrente fü r langjährig Versi­
cherte

63 35 Jahre

Altersrente für Schw erbehin­
derte, Berufs- oder Erw erbsun­
fähige

60 35 Jahre anerkannte Schw erbehinderung, B e­
rufs- oder Erw erbsunfähigkeit

Altersrente w egen Arbeitslo­
sigkeit

60 15 Jahre arbeitslos (mindestens 52 der letzten 78 
W ochen), 8 Jahre Pflichtbeiträge in den 
letzten 10 Jahren

Altersrente für Frauen * ̂  ̂ 60 15 Jahre nach Vollendung des 40. Lebensjahres 
m ehr als 10 Jahre Pflichtbeiträge

Q uelle: E igene Erstellung

Altersrenten

Im Regelfall wird das Altersruhegeld mit Erreichen des 65. Lebensjahres gezahlt, 
wenn eine Wartezeit von mindestens 60 Monaten erreicht ist.142 Abweichend 
davon gibt es Sonderregelungen für langjährige Versicherte, Schwerbehinderte, 
Berufs- oder Erwerbsunfähige, Arbeitslose und Frauen. Die jeweils notwendigen 
Voraussetzungen zum Bezug einer Altersrente sind in Übersicht 6 zusammen­
gefaßt.

Invaliditätsrente

Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit werden als Berufsunfähigkeits­
oder Erwerbsunfähigkeitsrenten ausgezahlt. Berufsunfähig ist, wer in seinem 
oder einem zumutbaren anderen Beruf aufgrund einer Krankheit oder anderer 
Gebrechen nur noch weniger als die Hälfte des Einkommens eines gesunden 
Versicherten mit ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und Fä­
higkeiten erhalten kann. Erwerbsunfähig ist demgegenüber, wer auf absehbare 
Zeit aufgrund von Krankheit oder Gebrechen nicht mehr in der Lage ist, eine Er-

140 D etaillierte Inform ationen b ietet die LANDESVERSICHERUNGSANSTALT (1993b).

141 Zusätzliche Inform ationen zur Frauenaltersrente können SCHMIDT (1992) entnom m en w er­
den.

142 D iese  M indestversicherungszeit von fü n f Jahren bezeichnet m an auch als  allgem eine W ar­
tezeit. A ngerechnet werden nicht nur Pflichtbeitragszeiten, sondern auch sog. 
„Ersatzzeiten“ (z.B. K riegsdienst) und Zeiten aus einem durchgeführten V ersorgungsaus­
gleich. (vgl. B u n d e s m in s t e r  f ü r  A r b eit  und  Sozia lo rd n u n g  1990a: 77f.) Inw iefern 
K indererziehungszeiten, insbesondere auch bei Geburt oder Erziehung im A usland, sich au f 
rentenrechtliche Zeiten ausw irken, stellen IGL/FUCHSLOCH (1993) ausführlich dar.
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werbstätigkeit in gewisser Regelmäßigkeit auszuüben. Neben einer dieser Bedin­
gungen muß die allgemeine Wartezeit (fünf Jahre) erfüllt und innerhalb der letz­
ten fünf Jahre mindestens drei Jahre Pflichtbeiträge gezahlt worden sein. Die 
Rente aufgrund von Erwerbsunfähigkeit ist eineinhalb mal so hoch wie die wegen 
Berufsunfähigkeit; beide werden aber auch nur bis zur Vollendung des 65. Le­
bensjahres geleistet, da anschließend Anspruch auf Regelaltersrente besteht (vgl. 
L a n d e s v e r s i c h e r u n g s a n s t a l t  1993b).

Hinterbliebenenrente

Renten wegen Todes eines Versicherten erhalten die Witwe/der Witwer, die 
Waisen und der frühere Ehegatte von verstorbenen Versicherten. Bei den Hin­
terbliebenenrenten an Witwen und Witwer unterscheidet das Gesetz kleine und 
große Witwen- bzw. Witwerrente. Erstere beträgt 25% der Erwerbsunfähigkeits­
rente des Verstorbenen und wird ausgezahlt, wenn der Verstorbene die allge­
meine Wartezeit erfüllt hat. Anspruch auf große Witwenrente (60% der Erwerbs­
unfähigkeitsrente des Verstorbenen) besteht, wenn die/der Witwe(r) außerdem 
ein noch minderjähriges (oder behindertes) Kind erzieht oder selbst berufs-/ 
erwerbsunfähig ist oder bereits das 45. Lebensjahr vollendet hat. Bei Wiederhei­
rat entfällt der Rentenanspruch. Kinder von Verstorbenen haben Anspruch auf 
Halbwaisenrente (10% der Erwerbsunfähigkeitsrente), wenn noch ein unterhalts­
pflichtiger Eltemteil lebt und sie noch unter 18 Jahren sind bzw. sich noch in der 
Ausbildung befinden, sonst besteht Anspruch auf Vollwaisenrente (20% der Er­
werbsunfähigkeitsrente). Voraussetzung ist auch hier die Erfüllung der allge­
meinen Wartezeit. Schließlich ist auch noch die sog. „Erziehungsrente“ zu er­
wähnen, die allerdings nicht aus der Versicherung des Verstorbenen, sondern aus 
der eigenen Versicherung kommt. Sie greift im Falle geschiedener Ehepartner bei 
Vorhandensein unterhaltspflichtiger Kindern (vgl. L a n d e s v e r s i c h e r u n g s a n - 

STALT 1993 c).

Die Höhe der jeweiligen Rente richtet sich vor allem nach der Höhe der während 
des Versicherungslebens durch Beiträge versicherten Arbeitseinkommens. Für 
die Berechnung der Rente sind nach der neuen Rentenformel ab 1992 vier Fakto­
ren maßgeblich: die Entgeltpunkte143 und die für die jeweiligen Entgeltpunkte 
maßgebenden Zugangsfaktoren (Zeitpunkt des Beginns einer Altersrente),144 die

143 „D as versicherte A rbeitsentgelt des Einzelnen w ird bis zur B eitragsbem essungsgrenze zu­
nächst für jedes  K alenderjahr durch das Durchschnittseinkom m en aller V ersicherten für 
dasselbe K alenderjahr geteilt, w as Entgeltpunkte (EP) ergibt“ (BUNDESMINISTER FÜR 
A r b eit  u n d  So z ia l o r d n u n g  o.J.: 126).

144 D er Z ugangsfaktor beträgt norm alerw eise 1,0. G eht jem and  aber erst nach dem 65. Lebens­
ja h r in Rente, dann „[...] erhöht sich der Zugangsfaktor für jeden  M onat, in dem  die Rente 
noch nicht in Anspruch genom m en worden ist, um 0,005, das sind 0,5%  pro M onat oder 
6%  pro Jahr“ (BUNDESMINISTER FÜR ARBEIT UND SOZIALORDNUNG o.J.: 131 f.). Es werden
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zusammen die persönlichen Entgeltpunkte ergeben. Des weiteren ist der Ren­
tenartfaktor relevant, der der Tatsache gerecht wird, daß mit unterschiedlichen 
Arten von Renten auch unterschiedliche Versorgungsziele erreicht werden sol­
len.145 Schließlich ist auch der aktuelle Rentenwert von Bedeutung, da durch ihn 
die Renten entsprechend der durchschnittlichen Entgeltentwicklung angepaßt 
(dynamisiert) werden. Die Multiplikation dieser vier Faktoren ergibt die Renten­
formel, die der M onatsrente zugrundeliegt (vgl. Bundesm inister  f ü r  A rbeit 
und  So zialordnung  1990a: 124ff).

(3) Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung146

Die Unfallversicherung ersetzt den Schaden, der durch Körperverletzung oder 
Tötung infolge eines Arbeitsunfalls147 entstanden ist. Zu den üblichen Leistungen 
im Krankheitsfalle werden v.a. auch Leistungen zur Rehabilitation gewährt, wozu 
vor allem medizinische Heilbehandlung und berufsfordemde Maßnahmahmen 
(Berufshilfe) gehören. Sie sollen die durch Arbeitsunfälle verursachten Körper­
verletzungen, Gesundheitsstörungen und Minderungen der Erwerbsfähigkeit be­
seitigen oder bessern. Darüber hinaus kann auch Anspruch auf Verletztengeld 
entstehen, das der Verletzte erhält, solange er infolge des Arbeitsunfalls arbeits­
unfähig ist. Im allgemeinen wird in den ersten sechs Wochen Lohnfortzahlung 
durch den Arbeitgeber geleistet und die Verletztengeldzahlung ruht, wie beim 
Krankengeld, für diesen Zeitraum. Die Höhe des Verletztengeldes entspricht 
ebenfalls dem Krankengeld und beträgt 80% des regelmäßigen Arbeitsentgelts, 
darf aber das Nettoarbeitsentgelt nicht übersteigen.

Zu den berufsfördemden Leistungen gehört neben Leistungen zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme, der beruflichen Anpassung, Fortbildung, Ausbildung und Um­
schulung u.a. auch das Übergangsgeld, welches der Verletzte während einer sol-

aber auch B edingungen form uliert, die eine Minderung des Zugangsfaktors zu r Folge ha­
ben, dies g ilt aber erst ab 2001.

145 D a bei A lters- und Erw erbsunfähigkeitsrente eine volle Sicherung angestrebt w ird, bei bei 
B erufsunfahigkeitsrente jedoch  nur eine Zweidrittelsicherung, beträgt der R entenartfaktor 
im ersten Fall 1,0, im  zw eiten Fall dagegen 0,6667. Ä hnlich ergeben sich d ie W erte fü r d ie 
H interbliebenenversorgung.

146 Eine Zusam m enfassung der w esentlichen gesetzlichen Grundlagen ergänzt um  w eitere In­
form ationen g ib t d ie B e ru fsg en o ssen sch a ft  Na h r u n g sm itt el  un d  G a stst ä tt e n  
(1987).

147 Ein A rbeitsunfall ist ein a u f  äußeren Einwirkungen beruhendes, körperlich schädigendes, 
zeitlich eng  begrenztes Ereignis, das m it einer versicherten Tätigkeit ursächlich zusam m en­
hängt. H ierzu gehören Ereignisse innerhalb einer Arbeitsschicht, aber auch das erstm alige 
A bheben (nach A b lau f eines Abrechnungszeitraumes) eines G eldbetrages bei einem  G eld­
institut, an das der A rbeitgeber Lohn oder Gehalt des Versicherten überw eist. D es w eiteren 
W egeunfälle a u f  dem W eg zum und vom  O rt der versicherten Tätigkeit. A nerkannte B e­
rufskrankheiten w erden ebenfalls entschädigt (vgl. HAUPTVERBAND DER GEWERBLICHEN
B e r u f s g e n o ss e n s c h a f t e n  1992:5).
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chen Maßnahme der Berufshilfe erhält, wenn er arbeitsunfähig oder an der Aus­
übung einer ganztägigen Erwerbstätigkeit gehindert ist. Das Übergangsgeld ent­
spricht in seiner Höhe dem Verletztengeld (80%), wenn der Verletzte mindestens 
ein Kind hat oder sein Ehegatte eine Erwerbstätigkeit nicht ausüben kann, weil er 
den Verletzten pflegt oder selbst der Pflege bedarf, ansonsten 70% des regelmäs­
sigen Arbeitsentgelts (vgl. HAUPTVERBAND DER GEWERBLICHEN B ERUFGENOS­

SENSCHAFTEN 1992: 8ff.).

Als weitere Geldleistung besteht ein Anrecht auf Rente, sofern durch einen Un­
fall die Erwerbsfähigkeit erheblich beeinträchtigt worden ist. Voraussetzung ist in 
der Regel eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 20% für mehr als 
13 Wochen. Die Höhe der Rente beträgt zwei Drittel des Jahresarbeitsverdien­
stes, wenn der Verletzte seine Erwerbsfähigkeit verloren hat (Vollrente). Bei 
teilweiser Einschränkung der Erwerbsfähigkeit beträgt die Rente den Teil der 
Vollrente, der dem Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit entspricht (Teilren­
te). Beträgt die Erwerbsminderung mindestens 50%, werden bei Kindern bis 18 
Jahren Zulagen in Höhe von 10% der Rente pro Kind gezahlt. Schließlich zahlt 
die Unfallversicherung im Todesfall auch ein Sterbegeld in Höhe eines Zwölftels 
des Jahresarbeitsverdienstes des Versicherten (mindestens 400 DM), welches je ­
doch das Sterbegeld der Krankenversicherung ausschließt. Außerdem erhalten 
Witwen bzw. Witwer jährlich 30% des letzten Jahresverdienstes des Verstor­
benen. Ab Vollendung des 45. Lebensjahres erhöht sich der Anspruch unter ge­
wissen Voraussetzungen auf 45%. Jedes Kind eines an den Folgen eines Arbeits­
unfalls oder einer Berufkrankheit Verstorbenen erhält eine Waisenrente. Sie 
beträgt jährlich 20%, bei Vollwaisen 30% des Jahresarbeitsverdienstes des Ver­
storbenen. Die Renten aller Hinterbliebenen dürfen zusammen 80% dieses Jah­
resarbeitsverdienstes nicht übersteigen (vgl. BUNDESM INISTER FÜR A R B E IT  UND 

SOZIALORDNUNG 1990b: 288-298).

(4) Leistungen der Arbeitslosenversicherung

Die Arbeitslosenversicherung hat nicht nur die Aufgabe, bei Arbeitslosigkeit zu 
leisten, sondern vor allem auch Arbeitslosigkeit zu verhindern. Hierzu wird Be­
rufsberatung angeboten, werden Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen 
finanziert und für Übergangszeiten Lohnersatz und Zuschüsse an Unternehmen 
geleistet (z.B. Schlechtwettergeld). Diese Maßnahmen haben grundsätzlich Vor­
rang vor den Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit, die darauf ausgerichtet 
sind, finanziellen Schaden, der durch Arbeitslosigkeit entsteht, auszugleichen. 
Hierzu zählen das Arbeitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe.

Anspruch auf Arbeitslosengeld hat, wer arbeitslos ist, der Arbeitsvermittlung zur 
Verfügung steht, eine Anwartschaftszeit erfüllt (360 Kalendertage beitragspflich­
tige Beschäftigung in den letzten drei Jahren), sich beim Arbeitsamt arbeitslos 
gemeldet, Arbeitslosengeld beantragt und das 65. Lebensjahr noch nicht vollen­
det hat. Die Dauer des Arbeitslosengeldbezuges hängt von der Länge der bei­
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tragspflichtigen Beschäftigung innerhalb einer Rahmenfrist und dem Alter ab 
(vgl. S a l o w s k y / S e f f e n  1987: 15,24; W e b e r /L e iENBACH/ÜOHLE 1994: 35). 
Das Arbeitslosengeld beträgt 63% des pauschalisierten letzten Nettogehalts, bei 
Arbeitslosen mit Kind 68%. Das pauschalisierte Nettogehalt erhält man, indem 
man das durchschnittliche wöchentliche Arbeitsentgelt der letzten drei Monate 
vor Entstehung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld um die gewöhnlich anfallen­
den gesetzlichen Abzüge, also Steuern und Sozialversicherungsbeiträge, vermin­
dert. Der Bezug von Arbeitslosengeld ist jedoch zeitlich begrenzt. In Abhängig­
keit von der Dauer der Beschäftigung vor Eintritt der Arbeitslosigkeit und dem 
Lebensalter variierte er 1990 zwischen 78 und 832 Wochentagen.

Danach hat der Arbeitslose Anspruch auf Arbeitslosenhilfe. Dies aber nur, wenn 
er der Arbeitsvermittlung zur Verfügung steht, sich arbeitslos gemeldet und Ar­
beitslosenhilfe beantragt hat, innerhalb der letzten zwölf Monate Arbeitslosen­
geld bezogen oder mindestens 150 Kalendertage beitragspflichtig gearbeitet hat 
und bedürftig ist (Berücksichtigung des Einkommens von Familienangehörigen). 
Die Arbeitslosenhilfe beträgt 56% des pauschalisierten letzten Nettogehalts, bei 
Arbeitslosen mit Kind 58% und wird für längstens ein Jahr gewährt. Danach 
werden die Anspruchsvoraussetzungen erneut geprüft und die Arbeitslosenhilfe 
wird ggfs. weitergezahlt148 (vgl. W e b e r /Le ie n b a c h /D o h l e  1994: 34-36).149

(5) Kindergeld und sonstige Familienleistungen

Als wichtigste Familienleistung wird das Kindergeld gestaffelt nach der Kinder­
zahl üblicherweise bis zum 17. Lebensjahr, bei Schul- oder Berufsausbildung 
maximal bis zum 27. Lebensjahr gezahlt. Es beträgt für das erste Kind 70 DM 
(1992), für das Zweite 130 DM, für das Dritte 220 DM und für jedes weitere 
Kind 240 DM, wobei sich die Beträge ab dem zweiten Kind bei einem Einkom­
men über einer bestimmten Grenze stufenweise verringern (vgl. B u n d e s ­

a n s t a l t  FÜ R A r b e i t  1992: 5ff.). Neben dem Kindergeld gibt es einen steuerli­
chen Freibetrag für Kinder von jährlich 4.104 DM pro Kind (1992). Wer diesen 
Steuerfreibetrag aufgrund niedrigen Einkommens nicht nutzen kann, hat An­
spruch auf einen Kindergeldzuschlag150 in Höhe von bis zu 65 DM für ein Kind 
und bis zu 130 DM für zwei Kinder.

Mütter oder Väter von Kindern, die in der Bundesrepublik Deutschland wohnen 
und sich dafür entscheiden, nicht voll erwerbstätig zu sein, sondern sich der Er-

148 A ktuell diskutiert w urde im Erhebungszeitraum eine Begrenzung der A rbeitslosenhilfe au f 
insgesam t m axim al zwei Jahre.

149 Ferner leistet das A rbeitsam t unter bestimmten V oraussetzungen K onkursausfallgeld bei 
K onkurs des A rbeitgebers und Kurzarbeitergeld bei vorübergehendem  A rbeitsausfall im 
B etrieb .

150 D ieser beträgt 19% des nicht genutzten Kinderfreibetrags (vgl. BUNDESANSTALT FÜR 
A r b e it  1992: 7).
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Ziehung und Betreuung ihres Kindes zu widmen, haben bis zur Vollendung des 
18. Lebensmonats des Kindes Anspruch auf Erziehungsgeld, für Kinder die ab 
dem 01.01.1993 geboren sind, sogar bis zum 24. Lebensmonat.151 Das Erzie­
hungsgeld beträgt 600 DM monatlich je  Kind.152 Ab dem siebten Lebensmonat 
des Kindes wird das Erziehungsgeld gemindert bzw. entfällt, wenn das Einkom­
men des Berechtigten bestimmte Grenzen übersteigt (vgl. Bundesm inister  für 
Fam ilie u n d  Senioren  1992: 9ff.; Weber/L eienbach/D ohle 1994:38).

2.1.5 D okum entationsvorschriften

Das Sozialversicherungsrecht schreibt vor, daß alle Arbeitgeber (ausgenommen 
private Haushalte) verpflichtet sind, für jeden Beschäftigten (getrennt nach Ka­
lenderjahren) Lohnunterlagen zu fuhren und geordnet aufzubewahren. Dies gilt 
für alle Beschäftigten unabhängig davon, ob Versicherungspflicht besteht. Zur 
problemlosen Klärung von Versicherungs- und Beitragsfragen sollen insbesonde­
re Firmen-/Personalstammdaten, Brutto- bzw. Nettolohnabrechnung, Lohnkon­
ten, Be-/Verarbeitungsprotokolle, Stempelkarten und Fehlzeitenlisten aufbewahrt 
werden. Zu den Lohnunterlagen gehören ferner Nachweise, aus denen die Versi­
cherungsfreiheit bzw. Befreiung von der Versicherungspflicht oder die Entsen­
dung ins Ausland ersichtlich ist, Mitgliedsbescheinigungen von Ersatzkassen 
sowie Belege über erstattete Meldungen. Zur Gewährleistung der notwendigen 
Abrechnungstransparenz und als Grundlage für die Beitragsnachweise sind für 
jeden Abrechnungszeitraum alle Beschäftigten in nach Einzugsstellen getrennten 
Listen zu erfassen (vgl. A LLGEM EINE ORTSKRANKENKASSE 1991b: 24f.).

Sozialbilanzen, die z.B. in Frankreich gesetzlich vorgeschrieben sind, gibt es in 
Deutschland nur auf freiwilliger Basis.153 Die vorhandenen Sozialberichte und 
-bilanzen sind jedoch sehr heterogen154 und damit nur schwer vergleichbar.155

151 D ieser Anspruch besteht auch, wenn das Elternteil vorher nicht erw erbstätig  w ar. M om en­
tan w ird überlegt, ob man Eltern d ie M öglichkeit einräum en sollte, ihren E ltem urlaub nach 
zwei Jahren unterbrechen zu können und zu einem  späteren Zeitpunkt das dritte  Jahr zu 
nehm en (vgl. o.V. 1994d: 5).

152 Solange M utterschaftsgeld von der Krankenkasse gezahlt w ird, w ird dieses a u f  das Erzie­
hungsgeld angerechnet, sofern es unter 600 DM  liegt.

153 U nternehm en sind allenfalls nach den V orschriften des Steuer-, A rbeits- und Sozialrechts 
verpflichtet, Einzelpositionen zu erheben und auszuw eisen; es w ird aber nirgendw o eine 
detaillierte und system atisierte D okum entation vorgeschrieben (vgl. SADOWSKI/SCHRÖDER 
1992: 3f.).

154 D er V ersuch einer Standardisierung wurde in den 70er Jahren durch den „A rbeitskreis So­
zialbilanz-Praxis“ erarbeitet, jedoch  halten sich nicht viele U nternehm en an diese 
„R ichtlinien“ (vgl. SCHREDELSEKER/Ko p e t s c h /M a y b Oc h e n  1986: 249ff.).

155 G roße Industrieunternehm en ers te llen  häufig Personal- und Sozialberichte, um hierin  die 
U m setzung der sozialrechtlichen V orschriften sowie eigene sozialpolitische M aßnahm en zu 
dokum entieren. N eben Personalkennzahlen (Personalentw icklung, -bew egung, -S truk tu r)
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2.2 Merkmale und institutionelle Rahmenbedingungen ergänzender Si­
cherungssysteme

2.2.1 Ergänzende Alterssicherungssysteme

Neben der gesetzlichen Rentenversicherung bildet die Betriebliche Altersversor­
gung in Deutschland die zweite Säule156 der Alterssicherung (vgl. A H R E N D / 

R Ö ßL E R  1992a: 20). Aus sozialpolitischer Sicht hat die betriebliche Altersver­
sorgung die Aufgabe einer Aufstockung des Regelsicherungssystems gesetzliche 
Rentenversicherung, um so den Lebensstandard im Alter zu sichern. Es ist anzu­
nehmen, daß sie aufgrund der demographischen Veränderungen und der damit 
verbundenen finanziellen Schwierigkeiten der gesetzlichen Rentenversicherung 
in Zukunft immer bedeutender werden.157

Einem Arbeitgeber steht es frei, eine betriebliche Altersversorgung einzurichten, 
deren Umfang festzulegen und die Gestaltungsform sowie den begünstigten Ar­
beitnehmerkreis zu bestimmen. Hat ein Arbeitgeber eine betriebliche Altersver­
sorgung jedoch zugesagt, unterliegt er dem „Gesetz zur Verbesserung der be­
trieblichen Altersversorgung“ vom 19.12.1974 (Betriebsrentengesetz). Das Be­
triebsrentengesetz kennt grundsätzlich vier verschiedene Finanzierungsformen 
betrieblicher Altersversorgung:158

Die am weitesten verbreitete Form der betrieblichen Altersversorgung ist die 
Pensions- oder Direktzusage, bei der das Unternehmen mit einzelnen oder auch 
allen Mitarbeitern die Zahlung einer Betriebspension oder anderer Versorgungs­

w erden m eist Qualifikationsm aßnahm en (z.B. A us- und Fortbildung), und betriebliches 
V orschlagsw esen (P räm ierung) dargestellt. Des w eiteren w ird  a u f  A rbeitssicherheit, -m e- 
dizin, betriebliche W ahlen und betriebliche Sozialleistungen, N euerungen im Tarif- und 
Sozialrecht und deren Ausw irkungen eingegangen. Zudem versuchen die U nternehm en 
zum eist, ihr Selbstverständnis bezüglich betrieblicher Sozialpolitik und dessen Einbindung 
in d ie Untem ehm ensideologie/-philosophie zu verdeutlichen.

156 Insgesam t sind gegenw ärtig ungefähr 65% der sozialversicherungspflichtig beschäftigten 
A rbeitnehm er in betriebliche A ltersvorsorgemaßnahmen einbezogen. Ca. 36%  der Rentner 
erhalten neben der gesetzlichen Rente derzeit zusätzliche betriebliche V ersorgungsleistun­
gen (vgl. AHREND/RÖßLER 1992a: 21).

157 U m so verw underlicher ist, daß die Verbreitung betrieblicher A ltersversorgungssystem e im 
langfristigen Z eitverlauf tendenziell rückläufig ist. Schließungen von V ersorgungssystem en 
sow ie zögerliche N eugründungen v.a. im Industriebereich und bei G roßunternehm en m it 
m ehr als 1.000 Beschäftigten tragen hauptsächlich zu dieser Entw icklung bei (vgl. B e y e r  
1994; o.V . 1993a: 7). D ie Gründe sind einerseits in der anhaltenden Rezession (vgl. 
HEMMER 1994) und andererseits auch in zunehm enden K osten aufgrund nationaler und in­
ternationaler R echtsprechung au f diesem G ebiet zu suchen (vgl. o.V. 1994c; B e r e n z  
1994).

158 Zudem  ist noch die M öglichkeit einer Höherversicherung in der gesetzlichen R entenversi­
cherung vorhanden, die jedoch kaum verbreitet ist.

I
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leistungen vereinbart. Hierzu muß das Unternehmen Rückstellungen bilden, da es 
die Leistungen aus eigenen Mitteln, also ohne Einschaltung eines weiteren Trä­
gers erbringt. Sie ist für das Unternehmen insofern interessant, als die jährlichen 
Zuführungen zu den Pensionsrückstellungen bei den pensionsberechtigten Mitar­
beitern nicht besteuert werden. Für das Unternehmen sind die Rückstellungen 
dann als Betriebsausgabe abzugsfähig und mindern den steuerpflichtigen Unter­
nehmensgewinn, ohne daß bereits liquide Mittel abfließen. Dadurch bildet das 
Unternehmen für einen längerfristigen Zeitraum zusätzliche frei verfügbare Fi­
nanzmittel (vgl. dazu auch E n g b r o k s / I J r b i t s c h  1993).

Bei den Unterstützungskassen entfallen durch den fehlenden Rechtsanspruch die 
Versicherungsaufsicht sowie die Anlagevorschriften des Versicherungsaufsichts­
gesetzes. Wie bei der Direktzusage wird der Arbeitnehmer durch die Zuwendun­
gen des Trägeruntemehmens an die Unterstützungskasse steuerlich nicht tangiert; 
für das Unternehmen sind sie begrenzt steuerlich abzugsfähig. Erst die Leistun­
gen der Unterstützungskasse an den Versorgungsempfänger gelten steuerlich als 
Arbeitslohn und werden somit genauso behandelt wie die Leistungen aus Direkt­
zusagen. Finanz- und Liquiditätseffekte für das Unternehmen entstehen erst dann, 
wenn eine Wiederanlage der Mittel der Unterstützungskasse im Zuge einer Dar­
lehensgewährung an das Trägeruntemehmen ermöglicht wird.159

Die Pensionskassen, die zweitgrößte Gestaltungsform, werden als Versiche­
rungsvereine auf Gegenseitigkeit gegründet und durch einzelne oder mehrere 
Unternehmen getragen. Die Pensionszahlung wird allerdings untemehmensextem 
finanziert und ausgezahlt. Pensionskassen gewähren einen Rechtsanspruch auf 
ihre Versicherungsleistungen und unterliegen damit auch der Versicherungsauf­
sicht und somit bestimmten Vorschriften zur Plangestaltung und Mittelanlage. 
Für die Betriebserlaubnis und Rechtsfähigkeit einer Pensionskasse ist eine Min­
destzahl von 200 versorgungsberechtigten Personen erforderlich. Damit kommen 
sie nur für größere Unternehmen oder Untemehmensgruppen in Frage. Nachteilig 
ist, daß die Beitragszahlungen für den Arbeitnehmer lohnsteuerpflichtig sind und 
für das Unternehmen aufgrund der Anlagevorschriften Finanzierungs- und Li­
quiditätseffekte nicht direkt erzielbar sind.

Die Direktversicherung (vgl. auch PERA CH  1993) wird von Lebensversiche- 
rungsuntemehmen als Individual- oder Gruppenversicherung auf den Erlebens­
oder Todesfall angeboten. Der Arbeitgeber ist Versicherungsnehmer für die Mit­
arbeiter. Für ihn stellen die Beiträge abzugsfähige Betriebsausgaben (zusätzlich 
gewährter Lohn) dar, für den Arbeitnehmer handelt es sich um steuerpflichtiges

159 D ie Zahl der U nterstützungskassen ist steigend von 1.404 in 1985 hin zu 1.558 in 1991 
(vgl. o.V. 1993f: 47). Sc h a n z  (1993) begründet dies aus betriebsw irtschaftlicher Sicht 
dam it, daß über den gesam ten Planungshorizont hin gesehen, geringere E igenkapitalbela­
stungen bestehen. Pa sc h e k  (1993: 332) bescheinigt den U nterstützungskassen „exzellente 
Zukunftsaussichten“ .
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Einkommen, das bis zu einer Höchstgrenze von 3.000 DM jährlich mit einem 
Pauschalsteuersatz zu versteuern ist. Die Mittelaufbringung liegt in aller Regel 
allein beim Arbeitgeber, jedoch kann auch der Arbeitnehmer zu Beitragsleistun­
gen herangezogen werden (vgl. im einzelnen AHREND/RÖßLER 1992b: 73f.; 
K lÖtzl 1985: 281-284).

Im Betriebsrentengesetz sind nicht nur die Finanzierungsarten verankert, sondern 
auch Anspruchsvoraussetzungen definiert. Im Prinzip können diese in jedem 
Unternehmen frei vereinbart werden, weshalb sie in der Praxis auch oft sehr un­
terschiedlich sind. Einschränkungen gibt es dahingehend, daß der Personenkreis 
dadurch eingegrenzt ist, daß nur diejenigen Personen (und ihre Hinterbliebenen) 
erfaßt werden, die bei dem betreffenden Unternehmen tätig sind. Ein freiwilliger 
Beitritt anderer Personen ist nicht möglich. Dies heißt aber nicht, daß auch immer 
alle Beschäftigten eines Unternehmens eine Zusage erhalten müssen, vielmehr ist 
eine Beschränkung auf bestimmte Arbeitnehmergruppen oder auf das Erreichen 
eines Mindestalters möglich. Ausgeschlossen werden können bestimmte Arbeit­
nehmer auch durch die Festlegung eines Höchstalters bei Diensteintritt oder 
durch Wartezeiten, die bis zur Altersgrenze erfüllt sein müssen. Regelmäßig wer­
den Leistungen von einer Mindestdienstzeit, der sog. Wartezeit, abhängig ge­
macht. Die Wartezeit beträgt im allgemeinen zehn Jahre, sie kann aber auch kür­
zer sein oder ganz entfallen, wenn ein Todesfall oder eine Berufs- oder Erwerbs­
unfähigkeit auf einen Betriebsunfall zurückzuführen ist. Weiterhin wird die Ge­
währung häufig an die Bedingung geknüpft, daß der Arbeitnehmer aus den Dien­
sten des Arbeitgebers ausscheidet (vgl. ABA 1992: 60f.; SCHMIDT 1985: 34).160

Zwingendes Arbeitsrecht wurde bezüglich der Unverfallbarkeit betrieblicher Ver­
sorgungsanwartschaften (§§ 1-4 BetrAVG) geschaffen. Danach behält ein Ar­
beitnehmer, dem eine betriebliche Altersversorgung zugesagt wurde, seine An­
wartschaft unter bestimmten Voraussetzungen auch dann, wenn sein Arbeitver­
hältnis endet, bevor der Versorgungsfall eingetreten ist. So sind die Versorgungs­
ansprüche, unabhängig von der Gestaltungsform unverfallbar, wenn der Arbeit­
nehmer zum Zeitpunkt seines Ausscheidens mindestens das 35. Lebensjahr voll­
endet und 1. entweder die Versorgungszusage für ihn mindestens zehn Jahre be­
standen hat oder 2. der Beginn der Betriebszugehörigkeit zwölf Jahre zurückliegt 
und die Versorgungszusage für ihn mindestens drei Jahre bestanden hat, wobei 
Ausbildungsjahre im Unternehmen mit zur Betriebszugehörigkeit zählen. Die

160 O hne R ücksicht a u f  anderslautende betriebliche V ereinbarungen gleicht § 6 B etrA V G  die 
A ltersgrenze der betrieblichen Altersversorgung der A ltersgrenze der Sozialversicherung 
an. Som it besitzen A rbeitnehm er bereits vor Vollendung des 65. Lebensjahres einen A n­
spruch a u f  die G ewährung betrieblicher Altersversorgungsleistungen, sofern der A rbeit­
nehm er von der M öglichkeit des vorgezogenen A ltersgeldes aus der gesetzlichen R enten­
versicherung G ebrauch m acht, die W artezeit und sonstige Leistungsvoraussetzungen erfüllt 
sind, und ein Leistungsverlangen seitens des Arbeitnehmers vorliegt. Eine w eitere V oraus­
setzung besteht in der N ichtüberschreitung der gesetzlich festgelegten Verdienstgrenze.
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Höhe des aufrechtzuerhaltenden Anspruches entspricht dabei anteilsmäßig der bis 
zum Ausscheiden vergangenen Dienstzeit im Verhältnis zur vollen Dienstzeit bis 
zur Altersgrenze (vgl. SCHMIDT 1985: 32).

Darüber hinaus sichern die Regelungen der §§ 7-15 BetrAVG die Ansprüche von 
Rentnern mit bereits laufenden Versorgungsleistungen und von Arbeitnehmern 
mit unverfallbaren Anwartschaften für den Fall, daß der Arbeitgeber in w irt­
schaftliche Schwierigkeiten gerät, dadurch ab, daß er zur M itgliedschaft beim 
Pensions-Sicherungs-Verein (PSVa.G.) verpflichtet ist.161 Die Mittel für die 
Durchführung der Insolvenzsicherung werden von den beteiligten Arbeitgebern 
durch Beiträge erbracht, deren Höhe sich durch Anwendung des Beitragssatzes 
au f die von der Versorgungsform abhängige Bemessungsgrundlage errechnet. 
A uf der Leistungsseite des PSVa.G. erfolgt eine Begrenzung der Ansprüche au f 
monatlich das Dreifache der im Zeitpunkt der ersten Fälligkeit geltenden Bei­
tragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung (vgl. SCHMIDT 
1985: 35f.; GrÜnbichler  1991: 51-60). Eine weitere Sicherung besteht bei ei­
nem Inhaberwechsel dadurch, daß die Ansprüche der noch beschäftigten Mitar­
beiter bestehen bleiben (vgl. B undesm inister für A rbeit und  Sozia lord­
nu ng  1989: 189ff.).

Schließlich ist noch eine Anpassungspflicht definiert. Bei Gesamtversorgungszu­
sagen162 und Prozentplänen163 liegt der Berechnung der Ruhegeldleistung das je ­
weilige Arbeitseinkommen zugrunde, womit eine automatische Anpassung der 
zugesagten Leistungen an die Lohn- und Gehaltsentwicklung sichergestellt ist. 
Nach § 16 BetrAVG sind laufende Leistungen, für die vertraglich keine Anpas­
sungsregelungen bestehen, alle drei Jahre an die Preisentwicklung anzupassen, 
sofern nicht die wirtschaftliche Lage des Arbeitgebers164 eine volle oder teilweise 
Anpassung ausschließt.165 Pläne, die auf feste Geldbeträge lauten, können vom

161 In diesem  V ersicherungsverein au f Gegenseitigkeit sind alle  nicht-öffentlichen A rbeitgeber, 
die eine betriebliche A ltersversorgung eingerichtet haben, Zw angsm itglied, und zw ar für 
alle  V ersorgungsform en m it Ausnahm e von Pensionskassen und unbeliehenen D irektversi­
cherungen m it unw iderruflichem  Bezugsrecht. D ort kann eine Insolvenz des A rbeitgebers 
die V ersorgungsansprüche bzw -anw artschaften näm lich nicht beeinträchtigen.

162 Das sind Zusagen, daß der A rbeitnehm er regelm äßig 70%  des letzten Entgelts unter A n­
rechnung seiner gesetzlichen Rente als Endleistung erhält, d.h., unabhängig von der H öhe 
der gesetzlichen Rente w ird diese au f 70%  aufgefüllt (A usfallgarantie).

163 H ier w ird  ein fester P rozentsatz des letzten Entgelts ohne A usfallgarantie gezahlt.

164 Zu den Schwierigkeiten der Operationalisierung dieses B egriffs und den M öglichkeiten, 
diese zu überwinden, vgl. S ie b e n  (1987).

165 Das G esetz läßt das Anpassungsverfahren recht unbestim m t und überläßt die E inzelheiten 
der Rechtsprechung. N ach einem  neueren U rteil m üssen Anpassungen, die aufgrund einer 
schlechten w irtschaftlichen Lage nicht vorgenom m en wurden, stets nachgeholt werden. 
Einen Einblick in die notw endigen Schritte einer Teuerungsanpassung geben BODE/
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Arbeitgeber in regel- oder unregelmäßigen Abständen erhöht werden, wobei 
keine gesetzliche Verpflichtung zur Anpassung besteht, da § 16 BetrAVG sich 
nur auf die laufenden Leistungen bezieht. Bei Direktversicherungen erfolgt eine 
Erhöhung der Anwartschaft regelmäßig durch Überschußbeteiligung (vgl. ABA 
1992: 65).

2.2.2 Ergänzende Sicherung bei Krankheit, Unfall, Invalidität

Die betriebliche Krankenversicherung, allgemein als die Betriebskrankenkassen 
bezeichnet, ist eine der Kassenarten im System der gesetzlichen Krankenversi­
cherung (Substitut).166 Sie führt die Krankenversicherung mit dem gleichen ge­
setzlichen Leistungskatalog'61 wie die übrigen gesetzlichen Krankenkassen 
durch, hat jedoch eine Reihe von Besonderheiten. Der Gedanke der Solidarität 
steht auch bei dieser Organisationsform im Mittelpunkt, jedoch ist die Solidar- 
gemeinschaft begrenzt auf die durch den Beruf, die Arbeitsstelle oder den Ar­
beitgeber Verbundenen (vgl. F r ie d e  1987: 17f., 28-32).

Ähnlich wie bei der betrieblichen Altersversorgung liegt die Errichtung einer 
Betriebskrankenkasse grundsätzlich im Ermessen des jeweiligen Arbeitgebers.168 
Das Verfahren zur Errichtung und Erweiterung von Betriebskrankenkassen ist 
nach Inkrafttreten des Gesundheits-Reformgesetzes in den §§ 147ff. SGB V ge­
regelt. Grundvoraussetzung ist ein entsprechender Antrag des Arbeitgebers, der 
zusammen mit einer Satzung der zuständigen Aufsichtsbehörde einzureichen ist.

GRABNER (1993), insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen B A G -U rteile zu r sog. 
„nachholenden A npassung.“

166 A m  01.01.1992 gab es in Deutschland 743 B etriebskrankenkassen m it durchschnittlich 
7.372 M itgliedern. A m  häufigsten findet m an diese Form  der K rankenversicherung in 
N ordrhein-W estfalen  (38,3% ); branchenmäßig dom iniert der M etallbereich (vgl. 
B u n d e s v e r b a n d  d e r  B e t r ie b s k r a n k e n k a s s e n  1992: 61f.). Zu bedenken ist allerdings, 
daß diese G rößenangaben durch die vier großen Betriebskrankenkassen (Bundesbahn, Post, 
V W  und Siem ens), d ie jew eils  mehr als 100.000 M itglieder haben, deutlich nach oben ver­
zerrt w erden (vgl. H a m e r /W a g e n e r  1990: 111). D ie Entw icklung der B etriebskranken­
kassen ist tendenziell rückläufig, was w ie bei der betrieblichen A ltersversorgung vorw ie­
gend rezessionsbedingt begründet wird. A llerdings läßt sich seit Inkrafttreten des G esund­
heitsstrukturgesetzes ein Gründungsboom feststellen, der v.a. a u f  den dort fixierten R isiko­
strukturausgleich zurückgefiihrt wird (vgl. G ie h l e r /K Ö n ig  1993: 91). A ls w eiterer Grund 
für d ie E inrichtung einer Betriebskrankenkasse w ird oft ein geringerer A rbeitgeberbeitrag 
zu r Sozialversicherung genannt. Begründet w ird dies m it einer effizienteren Sachbearbei- 
tung  und einer höheren intrinsischen M otivation der V ersicherten.

167 R eferenzm aßstab  sind die Leistungen der ansässigen O rtskrankenkassen, L eistungserw eite­
rungen sind v.a. im Bereich der freiwilligen Leistungsangebote (G esundheitskurse, Infor­
m ationsveranstaltungen etc.) möglich.

168 D ie Betriebskrankenkasse ist jedoch keine Abteilung des U nternehm ens, sondern eine eige­
ne rechtsfähige K örperschaft des öffentlichen Rechts m it Selbstverw altung (vgl. FRIEDE 
1987: 45f.).
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Die Errichtung einer Betriebskrankenkasse wird i.d.R. dann zugelassen, wenn 
nach § 147 Abs. 1 SGB V sichergestellt ist, daß 1. in dem Betrieb oder den Be­
trieben, für die die Betriebskrankenkasse errichtet werden soll, regelmäßig min­
destens 450 Versicherungspflichtige (seit dem Gesundheitsstrukturgesetz 1.000; 
vgl. C a s s e l  1992: 8) beschäftigt sind, 2. die Leistungsfähigkeit der Betriebskran­
kenkasse auf Dauer gesichert ist,169 und 3. der Bestand oder die Leistungsfähig­
keit der vorhandenen Ortskrankenkasse nicht gefährdet wird (vgl. H a m e r /  

W a g e n e r  1990: 221ff.).170 Des weiteren bedarf die Errichtung einer Betriebs­
krankenkasse nach § 148 Abs. 2 SGB V der Zustimmung der Mehrheit der ab­
stimmenden, im Betrieb beschäftigten volljährigen Arbeitnehmer (vgl. A l l g e ­

m e i n e  O r t s k r a n k e n k a s s e  1989: 35-38). Seit dem 10.01.1993 bedarf es ledig­
lich eines positiven Votums der Mehrheit der Beschäftigten. Nach § 174 SGB V 
sind dann alle Versicherungspflichtigen eines Betriebes, für den eine Betriebs­
krankenkasse besteht, Mitglied dieser Betriebskrankenkasse, soweit sie keiner Er­
satzkasse angehören.171

Auch bei den Betriebskrankenkassen ist die Festsetzung der Beitragssätze so zu 
gestalten, daß sich Beitragseinnahmen und Leistungs- sowie Verwaltungsausga­
ben172 ausgleichen, so daß die dauerhafte Leistungsfähigkeit der Kasse gesichert 
ist. Die Beitragssätze der Betriebskrankenkassen liegen i.d.R. unter denen der 
übrigen Krankenkassen (1991 zwischen 8% und 14,1% vs. 10,4% und 14,9% bei 
den Ortskrankenkassen) (vgl. H a m e r /W a g e n e r  1990: 112ff.).173 Wird eine Be­
triebskrankenkasse aufgelöst oder geschlossen und sind Fehlbeträge entstanden, 
muß der Arbeitgeber die Gläubigerforderung, für die das Kassenvermögen nicht 
ausreicht, befriedigen. Diese Garantieträgerschaft stellt eine Besonderheit der

169 D ies w ird  von der Genehm igungsbehörde anhand von W irtschaftlichkeitsgutachten sowie 
Stellungnahm en der betroffenen O rtskrankenkassen geprüft.

170 Eine G efährdung der Leistungsfähigkeit einer A OK w ird nach einem  U rteil des Bundesso­
zialgerichts regelm äßig erst dann angenom m en, wenn der infolge von M itgliederverlusten 
zu erhöhende B edarfssatz den durchschnittlichen Bedarfssatz der V ergleichskassen um 
m ehr als 20%  überschreitet.

171 N ach der N euregelung des G esundheitsstrukturgesetzes entfallt ab 01.01.1997 d ie substi­
tuierende Funktion der Betriebskrankenkassen für die AO K -V ersicherten, d.h. daß alle 
M itg lieder e iner Betriebskrankenkasse Zugang zu allen Ersatzkassen erhalten. A ußerdem  
w ird die Ö ffnung der Betriebskrankenkassen auch für N icht-B etriebsangehörige fakultativ 
(vgl. C a s s e l  1992; B r is a  1993).

172 Personelle V erw altungskosten der Betriebskrankenkasse sind aufgrund gesetzlicher V or­
schriften vom  jew eiligen  U nternehm en zu tragen. Für die Ü bernahm e sächlicher V erw al­
tungskosten besteht keine V erpflichtung; au f dem K ulanzwege werden d iese zw ar häufig, 
jedoch  nicht regelm äßig vom  U nternehm en getragen (vgl. LESZCZYNSKI 1988: 664).

173 D ie niedrigeren Beiträge werden v .a . au f „[...] das rationelle H andeln und ein gegenüber 
anderen K assenarten solidarischeres Verhalten der BK K -V ersicherten“ (vg l. LESZCZYNSKI 
1988: 664) zurückgeführt.
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Betriebskrankenkassen dar. Ein entsprechender Extremfall ist jedoch aus der 
Praxis nicht bekannt (v g l. FRIEDE 1987: 61f.).

2.3 Lohnrigidität durch gesetzliche Mindestlöhne

Eine gesetzlich festgelegte Mindestvergütung legt die Entgelthöhe fest, die ein 
Arbeitgeber einem Arbeitnehmer mindestens zahlen muß, d.h., sie stellt die un­
terste Grenze der Vergütung dar. Im Gegensatz zu Frankreich und Luxemburg, 
wo ein gesetzlicher Mindestlohn staatlich fixiert ist, gibt es in Deutschland keine 
solche gesetzliche Regelung. Tarifliche Vereinbarungen der in ihren Verhandlun­
gen autonomen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände in Lohntarifverträgen 
bewirken jedoch eine ähnliche Lohnstarrheit nach unten, sofern Tarifgebunden- 
heit nach § 3 TVG besteht.174

„In den B ereichen, in denen es zu keinem  Abschluß von Tarifverträgen kom m t, 
können unter bestim m ten, sehr engen Voraussetzungen im Rahm en des G esetzes 
über d ie staatliche Festsetzung von M indestarbeitsbedingungen A rbeitsbedingun­
gen festgesetzt w erden. Von der M öglichkeit dieses Gesetzes ist bisher aber noch 
in keinem  Falle Gebrauch gem acht worden“ (BUNDESMINISTER FÜR ARBEIT UND 
So z ia l o r d n u n g  1989:274).

Wenn aber Tarifverträge Mindestlöhne festsetzen, handelt es sich immer nur um 
Branchenlösungen. Einen über alle Branchengrenzen hinweg geltender kollek­
tivrechtlicher Mindestlohn gibt es in Deutschland nicht.175

3. Soziale Sicherheit in Frankreich

3.1 Charakterisierung des geltenden Sozialversicherungsrechts

3.1.1 Historische Entwicklung der französischen Sozialversicherung

Die Anfänge des französischen Systems sozialer Sicherheit lassen sich bis in die 
zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts zurückverfolgen, auch wenn der Grundstein

174 Ist eine oder sind beide Parteien nicht tarifgebunden, so kann dennoch zw ischen ihnen die 
Anw endung von Tarifregelungen vereinbart w erden. Allerdings sind die R echte dann nicht 
so geschützt w ie bei einem  Tarifvertrag (vgl. BUNDESMINISTER FÜR ARBEIT UND SOZIAL­
ORDNUNG 1989: 280).

175 SCHÄFER (1994: 131) begründet d ie Tatsache, daß man entgegen der Em pfehlungen der 
EG -K om m ission und des Europaparlam ents keinen nationalen M indestlohn festsetzt, w ie 
folgt: „M it einem  nationalen, branchenübergreifenden M indestlohn w äre dagegen das Ein­
geständnis verknüpft, daß dieses Branchen-Organisationsprinzip bei allen V orteilen auch 
seine G renzen haben kann, w eil es z.B . w egen branchenspezifischer Rahm enbedingungen 
nicht überall einen „gerechten Lohn“ durchsetzbar macht“ .
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zum heutigen französischen System erst 1945 gelegt wurde. Ebenso wie in 
Deutschland versuchte der Gesetzgeber, mit Maßnahmen im sozialen Bereich der 
prekären Lage der Arbeiter entgegenzuwirken, die die Industrialisierung mit sich 
brachte. Man erkannte zwar die Notwendigkeit eines Schutzes gegen soziale Ri­
siken, doch die Sozialgesetzgebung beschränkte sich auf wenige Bereiche: Zu­
nächst wurde der Ausbau der Fürsorge im „Gesetz über die ärztliche Versorgung 
der Bevölkerung“ von 1893 festgelegt, im Jahr 1898 folgte ein „Gesetz über 
Hilfsvereine auf Gegenseitigkeit“.176 Auch wenn das „Gesetz über die Arbeitge­
berhaftung bei Arbeitsunfällen“ aus dem Jahr 1898 auf Industriebetriebe und auf 
durch Maschinen verursachte Unfälle beschränkt war, stellte es einen bis dahin 
nicht gekannten Schutz für zumindest einen Teil der Arbeiter dar. 1910 scheiterte 
der Versuch der Einführung einer Altersversicherung, die die unzulänglichen Be­
triebsrentenkassen ablösen sollte.177 1930 wurde ein Gesetz zum Schutz gegen die 
Risiken Krankheit, Invalidität, Alter und Tod eingeführt, das auch Leistungen für 
den Fall der Mutterschaft vorsah. Den Versicherten stand die Wahl des Versi­
cherungsträgers frei und es erfaßte nur die Personen, deren Lohn einen bestimm­
ten Betrag nicht übertraf. 1932 wurde durch ein Gesetz der im französischen Sy­
stem der sozialen Sicherheit sehr bedeutende Bereich der Familienleistungen ein- 
gefuhrt, dessen Geltungsbereich durch mehrere Dekrete in den Jahren 1938 und 
1939 auch auf die in der Landwirtschaft Beschäftigten und manche Selbständigen 
ausgeweitet wurde (vgl. K a u f m a n n /K e s s l e r  1989b: 233). Familienleistungen 
wurden somit immer mehr vom Lohnsystem abgegrenzt und nicht mehr nur auf 
Arbeitnehmer begrenzt. Nach 1938 waren somit Arbeitnehmer in Frankreich ge­
gen alle „klassischen“ sozialen Risiken versichert.

Neben der allgemeinen Sozialgesetzgebung kam auch entstehenden, berufsstän­
disch gegliederten Schutzsystemen eine wichtige Rolle zu. Selbständige waren 
jedoch, abgesehen von den Familienleistungen, von allen Systemen ausgeschlos­
sen. Wie in Deutschland wurde auch in Frankreich die Arbeitslosenversicherung 
erst später als weitere Säule der sozialen Sicherung im Jahr 1958 eingeführt. Be­
merkenswert ist die vollständige Trennung der Arbeitslosenversicherung von den 
anderen sozialen Sicherungszweigen wie v.a. auch die Tatsache, daß es sich um 
Kollektivverträge zwischen den Sozialpartnern handelt, die periodisch erneuert 
und in das Arbeitsgesetzbuch eingetragen werden müssen.

Die Ordonnance vom 04.10.1945 markiert den Übergang zum heutigen System 
und legte auch zugleich den Grundstein für die Vielfalt des französischen Sy­
stems sozialer Sicherung. Sie sah ursprünglich eine Ausweitung der Sicherheit 
auf alle Einwohner vor, die dann doch nicht verwirklicht wurde, akzeptierte aber

176 V gl. zur Entwicklung dieser und anderer Privatinitiativen zur besseren sozialen Absiche­
rung der B evölkerung SAINT-JOURS (1981: 203-207).

177 W esentlicher Grund für das Scheitern w ar das beabsichtigte Prinzip der A rbeitnehm er- und 
A rbeitgeberpflichtbeiträge.
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die Beibehaltung eines Systems für die Landwirtschaft und das provisorische 
Bestehen von Sondersystemen. In den Folgejahren wurde das soziale Sicherungs­
system durch Veränderungen und Ergänzungen immer komplexer. Eine Or­
donnance aus dem Jahr 1967 trennte die Versicherungszweige organisatorisch 
und finanziell voneinander, sie werden seitdem von verschiedenen Kassen ver­
waltet. Seit 1972 ist die zusätzliche Alterssicherung für alle Arbeitnehmer obliga­
torisch. Weitere Gesetze aus den Jahren 1972 und 1974 zielten darauf, die ver­
schiedenen Sicherungssysteme zu harmonisieren. Ein Gesetz aus dem Jahr 1975 
konkretisierte die Absicht, die soziale Sicherheit auf die gesamte Bevölkerung 
auszuweiten, und ein Gesetz von 1978 hob den Zusammenhang zwischen Be­
schäftigung und dem Bezug von Familienleistungen endgültig auf mit der Folge, 
daß die Familienleistungen sich seitdem auch auf alle nicht Beschäftigten er­
strecken. Eine hervorzuhebende Besonderheit des französischen Systems ist das 
ausgeprägte Schutzsystem gegen soziale Risiken für die Auslandsfranzosen.'78 
Das Gesamtgefüge der sozialen Sicherheit in Frankreich hat sich dem gesteckten 
Ziel und dem Idealniveau der Erfassung der gesamten Bevölkerung angenähert. 
Dennoch ist das Ziel, die gesamte Bevölkerung sozial abzusichem, bis heute noch 
nicht vollständig erreicht, ebenso wenig wie eine Vereinheitlichung des Sy­
stems.179 Vor allem erhalten nicht lohnabhängig Beschäftigte immer noch nicht 
alle Leistungen, die für abhängig Beschäftigte vorgesehen sind (vgl. K a u f - 

M A N N /K e s s l e r  1989b: 233f.).

3.1.2 Organisation der Sozialversicherung: Das Grundsystem und seine 
Geltungsbereiche

Das französische Sozialversicherungssystem gliedert sich in verschiedene Einzel­
systeme, die Régimes, in denen alle Lohn- und Gehaltsempfänger von in Frank­
reich ansässigen Firmen entweder pflichtversichert oder freiwillig versichert sind 
(vgl. L u t z /A p p  1992: 251).180 Das größte des insgesamt aus drei Ebenen beste­
henden sozialen Grundsicherungsregimes besteht aus den obligatorischen gesetz­
lichen Systemen (vgl. K a u f m a n n /K e s s l e r  1989b: 234f.). Innerhalb dieser Sy­
steme kommt dem Allgemeinen System (régime général), das 75% aller Versi­
cherten umfaßt und sich auf die Arbeitnehmer der Industrie und des Handels so­
wie deren Familien unabhängig vom Einkommen erstreckt, die größte Bedeutung 
zu. Eine wichtige Rolle spielen auch die 30 Sondersysteme (régimes spéciaux)

178 D ie  soziale S icherheit der Auslandsfranzosen, die sich freiw illig versichern, w ird durch 
eine besondere K asse, die C aisse des Français de l’Etranger, gew ährleistet (vgl. KAUF- 
MANN/KESSLER 1989b: 236).

179 Zu den Ursprünglichen Ideen vgl. SAINT-JOURS (1981: 232).

180 Z u r Z eit sind d ies 99,8%  der G esam tbevölkerung (vgl. HERMANN 1992: 217).
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für abhängig Beschäftigte in bestimmten Berufsgruppen und Branchen.181 Eben­
falls zu den obligatorischen gesetzlichen Systemen zählen das weniger bedeut­
same landwirtschaftliche System (régime agricole) für Arbeitnehmer in der 
Landwirtschaft, das diese gegen dieselben Risiken, gegen die auch die Arbeit­
nehmer in der Industrie und des Handels geschützt sind, absichert. Selbständige 
Bauern sind jedoch nur gegen das Risiko Alter und Tod geschützt (vgl. K ESSLER 

1990: 215). Schließlich sind noch die autonomen Systeme der Selbständigen 
(régimes autonomes) in Landwirtschaft, Industrie und Handel, Handwerk und in 
freien Berufen zu nennen (vgl. SCHINDLER 1989: 61).

Die soziale Grundsicherung des Allgemeinen Systems, das hier exemplarisch für 
die übrigen gesetzlichen Systeme stehen kann, umfaßt die Versicherungszweige 
Krankenversicherung, Invaliditätsversicherung, Alters- und Hinterbliebenenver­
sorgung, Unfallversicherung sowie Familienleistungen (vgl. Weber/LEIENBACH/ 
D ohle 1994: 56). Oberste Aufsichtsbehörde ist das Ministerium für Soziale An­
gelegenheiten und Beschäftigung, für die einzelnen Aufgaben sind jedoch vier 
verschiedene Nationalkassen zuständig:

• ACOSS, Agence centrale des organismes de sécurité sociale (das zentrale 
Amt für die Sozialversicherungsträger), zuständig für die Koordination der 
Sozialversicherung (außer Arbeitslosenversicherung) und gleichzeitig für den 
Einzug der Beiträge und für das Finanzmanagement;

• CNAM, Caisse nationale d'assurance maladie, die jedoch nicht nur die übli­
chen Leistungsbereiche der Krankenkassen, nämlich Krankheit und Mutter­
schaft umfaßt, sondern darüber hinaus auch zuständig ist für Invalidität, Ar­
beitsunfall und Berufskrankheit. Versichert sind sowohl Beschäftigte als auch 
deren Familienmitglieder, sofern sie kein eigenes Einkommen haben. Außer­
dem sind seit 1987 alleinerziehende Mütter von mindestens drei Kindern bei­
tragsfrei in der Krankenversicherung mitversichert. Zusätzlich werden die 
Personengruppen Studenten, selbständige Ärzte, Heil- und Hilfsberufe und 
Beamte gegen Krankheit und bei Mutterschaft sowie Schüler gegen Unfälle 
geschützt;

• CNAV, Caisse nationale d'assurance vieillesse als relevante Institution für die 
Alters- und Hinterbliebenenversorgung;

• CNAF, Caisse nationale d'allocations familiales, die Familienkasse, die aber 
gleichzeitig auch zuständig ist für die Waisenversorgung, d.h., für Renten an 
hinterbliebene Kinder.

181 Es gib t Sondersystem e für M ilitär- und Zivilbeam te, kom m unale Angestellte, A rbeiter im 
Staatsdienst, A rbeitnehm er der N ationaldruckerei, der Staatsbahnen, der Pariser V erkehrs­
betriebe, der Gas- und Elektrizitätsw irtschaft, M itarbeiter von Banken und V ersicherungen 
sowie B ergleute, Seeleute und andere mehr.
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Diese Nationalkassen haben übergeordnete Planungsfiinktionen sowie Weisungs­
befugnisse gegenüber den Kassen auf regionaler und Bezirksebene. Die Regio­
nalkassen (Caisses regionales d‘assurance maladie) der 16 französischen Regio­
nen sind für die Gewährung der Alters- und Hinterbliebenenrente sowie für be­
stimmte Aufgaben in der Krankenversicherung zuständig. A uf Ebene der Dépar­
tements gibt es dann noch verschiedene Ortskassen:

• 128 Primärkassen (CPAM, caisse primaire d'assurance maladie), die für die 
Gewährung von Leistungen bei Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Arbeits­
unfall und Berufskrankheit zuständig sind. Sie sind direkt den Regionalkassen 
zugeordnet;

• 119 Familienkassen (CAF, caisse d'allocations familiales) für Kindergeld, 
Wohngeld und andere Familienleistungen, die der CNAF zugeordnet sind,

• 105 Beitragseinzugskassen ( URSSAF, union pour le recouvrement des cotisa­
tions de sécurité sociale et d'allocations familiales), die direkt dem zentralen 
Sozialversicherungsamt (ACOSS) unterstehen. Sie ziehen ausschließlich die 
Beiträge für die Kranken-, Invaliditäts-, Unfall-, Familien- und Altersversor­
gung ein (vgl. Schindler  1989: 62).182

Die Arbeitslosenversicherung hat innerhalb der Sozialversicherung in Frankreich 
eine besondere Rolle; sie untersteht dem Minister für Arbeit- und Sozialordnung 
und wird durch Übereinkommen der Sozialpartner ausgestaltet. Eine besondere 
Institution (UNEDIC, union nationale interprofessionelle pour l'emploi de 
l'industrie et le commerce) ist für den Finanzausgleich und die allgemeine Funk­
tionsfähigkeit des Systems der Arbeitslosenversicherung zuständig. Eine andere 
Einrichtung (ASSEDIC, Association pour l'emploi dans l'industrie et le com­
mercé) führt die Versichertenkonten, zieht die Beiträge ein und zahlt die Leistun­
gen aus. Schließlich kommt einer dritten Stelle (ANPE, Agence nationale pour 
l'emploî) insbesondere die Aufgabe der Stellenvermittlung und der Prüfung der 
Erfüllung der Leistungsvoraussetzung zu (vgl. Kaufmann 1994: 165).

3.1.3 Beitragsfinanziertes Umlageverfahren als Finanzierungsinstrument

Auch in Frankreich erfolgt die Finanzierung der Sozialversicherung nach dem 
Umlageverfahren und auch hier werden die Arbeitnehmerbeiträge im Lohnab­
zugsverfahren erhoben und zusammen mit den Arbeitgéberbeitrâgen an die zu­
ständigen Träger abgefuhrt. Als weitere Finanzquelle leistet der Staat Zuschüsse 
zur Arbeitslosenversicherung und finanziert die Arbeitslosenhilfe, den Vorruhe­

182 Bei den R egional- und Prim ärkassen handelt es sich um selbstverw altete K örperschaften 
des öffentlichen Rechts. Jede Kasse hat einen Verwaltungsrat, der im V erhältnis 3:2 m it 
V ertretern der V ersicherten und der A rbeitgeber besetzt ist. D ie N ationalkassen sind in 
einem  V erband zusam m engeschlossen (UCANSS, union des caisses nationales de sécurité  
sociale).
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stand wie auch den gleitenden Übergang in den Ruhestand. Durch Zusatzbesteue­
rungen gesundheitsschädigender oder damit zusammenhängender Tatbestände 
wird auch der Gesundheitsbereich mitfinanziert (vgl. Enderlin  1994: 674).183

Am 01.02.1991 wurde weiterhin ein allgemeiner Solidaritätsbeitrag, „Contribu­
tion sociale généralisée“ von 1,1% auf alle Einkommen erhoben. Er dient zur 
Finanzierung der Sozialversicherung. Als Einkommen gelten z.B. auch Erträge 
aus Vermietungen oder Kapitalanlagen. Der Solidaritätsbeitrag wird auch von 
Rentnern eingefordert und auf den Teil des Arbeitslosengeldes, der über den 
gesetzlichen Mindestlohn hinausgeht (vgl. Kessler  1991b: 11, Incom e  D a ta  
Service 1992: 63).

Die Beitragssätze sind gesetzlich determiniert und können von der Regierung im 
Falle eines Defizits ohne Zustimmung des Parlaments erhöht werden. Allerdings 
werden Defizite zunächst aus den Versicherungszweigen innerhalb eines Systems 
ausgeglichen, möglich sind aber auch Finanzausgleiche zwischen den verschie­
denen Systemen. Die Höhe der Beitragssätze ist grundsätzlich lohnabhängig. 
Berechnungsgrundlage ist das Bruttoarbeitsentgelt, das ggfs. um den Wert von 
„Natural-“/Sachleistungen zu ergänzen ist.184 Der Bruttolohn wird dabei jedoch in 
drei Teile gegliedert. Der Teil A (Tranche A) geht von 0 bis zu einer Bemes­
sungsgrenze, die alle sechs Monate durch Verordnung neu festgelegt wird. Teil B 
(Tranche B) geht von der Bemessungsgrenze bis einschließlich zum Dreifachen 
dieser Bemessungsgrenze. Teil C (Tranche C) ist der Teil des Lohnes, der noch 
darüber liegt (vgl. Kessler  1990:216).

(1) Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung

Die Beiträge zur Krankenversicherung werden gemeinsam von den Arbeitneh­
mern und dem Arbeitgeber erbracht, jedoch lag der Arbeitnehmeranteil 1992 bei 
nur 6,8% gegenüber 12,6% für die Arbeitgeber. Die Beiträge werden ohne Be­
rücksichtigung einer Beitragsbemessungsgrenze vom Einkommen berechnet. Be­
zieher gesetzlicher Altersrenten müssen einen Beitrag in Höhe von 1,4% zahlen, 
Frührentner 5,5% ihrer erhaltenen Leistungen, bei den obligatorischen Zusatzren­
ten sind 2,4% abzuführen (vgl. Kaufm ann /Kessler  1989b: 236).185

183 Steuern werden erhoben z.B. a u f  a lkoholische Getränke, die W erbeausgaben der Pharm a­
industrie und au f Kfz-V ersicherungspräm ien in Höhe von 15%.

184 Für eine M ahlzeiten w ird das garantierte M inim um , für U nterkunft das fünffache des ga­
rantierten M inim um s pro W oche und das zwanzigfache pro M onat berechnet.

185 In 1994 beträgt der Arbeitgeberanteil 12,8%, der Arbeitnehm eranteil 6,8% . D er B eitrags­
satz für R enten aus der Grundversicherung liegt bei 1,4%, für Zusatzrenten bei 2 ,4%  (vgl. 
ENDERLIN 1994: 673f.).
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(2) Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung

Die Beiträge zur Rentenversicherung, zu der Alters- und Hinterbliebenenversi­
cherung zählen, lagen für Arbeitnehmer 1992 bei 6,55% bis zur Beitragsbemes­
sungsgrenze, die 12.150 FF pro Monat betrug. Die Beitragssätze für Arbeitgeber 
lagen bis zur gleichen Grenze bei 8,2% und bei 1,6% für den darüber liegenden 
Lohn. Die Hinterbliebenenversorgung wird nur von den Arbeitnehmern mit 
einem Beitrag von 0,10% finanziert.

(3) Finanzierung der Arbeitsunfallversicherung

Die Arbeitsunfallversicherung wird allein durch die Beiträge der Arbeitgeber ge­
speist. Die Bemessung der Beiträge richtet sich nach dem Risiko der Tätigkeit 
des jeweiligen Unternehmens im Hinblick auf Arbeitsunfälle sowie nach der 
Betriebsgröße. Bemessungsgrundlage ist auch hier der Bruttolohn bis zur Bei­
tragsbemessungsgrenze (vgl. B u n d e s m i n i s t e r iu m  f ü r  A r b e i t  u n d  S o ­

z i a l o r d n u n g  1993: 63).

(4) Finanzierung der Arbeitslosenversicherung

Die Finanzierung erfolgt durch ein Versicherungssystem (ASSEDIC)186 und 
durch ein vom Staat getragenes Solidaritätssystem. Das Versicherungssystem ist 
beitragsfinanziert. Bis zu einer Beitragsbemessungsgrenze von 12.150 FF pro 
Monat (1992) betragen die Beitragssätze 1,67% für die Arbeitnehmer und 3,23% 
für die Arbeitgeber. Bis zu einer Beitragsbemessungsgrenze von 48.600 FF pro 
Monat betragen die Beitragssätze dann schon 2,17% für die Arbeitnehmer bei 
konstanten 3,23% für die Arbeitgeber (vgl. BUNDESMINISTERIUM FÜR A R B E IT  

UND SOZIALORDNUNG 1993: 53).187

(5) Finanzierung der Familienleistungen

Wie bei der Arbeitsunfallversicherung trägt auch hier ausschließlich der Arbeit­
geber die Beiträge, die 1992 bei 5,4% lagen. Bemessungsgrundlage ist der ge­
samte Lohn bis zu einer Bemessungsgrenze. Selbständige entrichten ihre Beiträge 
auf der Grundlage der Steuerabgaben. Der Beitragssatz auf die Löhne wie auch 
auf die Einkommen der Selbständigen beträgt 9,0%. In bestimmten Fällen kön­
nen auch pauschale Familienleistungsbeiträge festgelegt werden. Im Frühjahr 
1993 wurde die Finanzierung allerdings vollkommen umgestellt; sie erfolgt jetzt 
durch eine Steuerabgabe auf alle Einkommen (vgl. K e s s l e r  1994: 200).

186 H ierbei handelt es sich um eine obligatorische Einrichtung der W irtschaft, d ie gem einsam  
von den Sozialpartnern verw altet wird.

187 1 994 lieg t die B eitragsbem essungsgrenze bei 12.840 FF. Bis zu diesem  B etrag beträgt der 
A rbeitgeberanteil 5,34% , der A rbeitnehm eranteil 3,22%, ab der B eitragsbem essungsgrenze 
liegen d ie B eiträge bei 5,47%  bzw. bei 3,86%  (vgl. KAUFMANN 1994: 166).



120

3.1.4 Sach- und Geldleistungen der Sozialversicherung

(1) Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung

In Frankreich sind alle abhängig Beschäftigten, Arbeitslose, Rentner und nahezu 
alle unterhaltsberechtigten Familienmitglieder Mitglied der gesetzlichen Kran­
kenversicherung. Darüber hinaus gehören noch 66% der Bevölkerung zu einer 
der “mutuelles” (vgl. Abschnitt 3.2.2). Weitere 4% der Bevölkerung sind privat 
krankenversichert. Die gesetzliche Krankenversicherung gewährt Sach- und 
Geldleistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Pflegebedürftigkeit, Invalidität 
und Unfällen.

Krankheit und Mutterschaft

Grundsätzlich gilt bei Sachleistungen das Kostenerstattungsprinzip,188 d.h., der 
Versicherte tritt in Vorlage mit der Bezahlung der Kosten der Behandlung und 
bekommt sie, ggfs. nach Abzug der Selbstbeteiligung (ticket modérateur), erstat­
tet. Voraussetzung ist allerdings, daß eine Wartezeit von 1.200 Beschäftigungs­
stunden erfüllt ist. Die Höhe der Selbstbeteiligung variiert in Abhängigkeit von 
den in Anspruch genommenen Leistungen.189 Bei Arzthonoraren,190 einschließ­
lich Zahnarzt, Zahntechnik und Zahnprothesen, liegt der Eigenanteil bei 25%. 
Diese Selbstbeteiligung kann jedoch entfallen, wenn eine von 30 Krankheiten, 
die auf einer Liste von langanhaltenden und kostspieligen Erkrankungen stehen, 
behandelt wird oder aber der Patient Empfänger von Invalidenrenten, Erwerbs­
geminderter oder Unfallrentner ist. Bei Kurzaufenthalten (bis 30 Tage) in Kran­
kenhäusern191 beträgt die Selbstbeteiligung nur 20%, in diesen Prozentsatz ist 
bereits eine obligatorische Tagespauschale, die nicht rückerstattet wird, einge­
rechnet. Für Leistungen von Krankenpflegern und Krankenschwestern ist eine 
Zuzahlung von 25% zu leisten. Die Selbstbeteiligung bei Arzneimitteln beträgt 
30% bzw. 60% bei Arzneimitteln gegen leichtere Erkrankungen. Ausgenommen

188 Im Frühjahr 1991 haben die Hausärzteverbände und die Krankenkassen einen V ertrag un­
terschrieben, der die Einführung des Sachleistungsprinzips vorsieht. D er V ersicherte soll 
nur noch 25%  Selbstbeteiligung zahlen, der Rest des Honorars soll von der K asse d irekt an 
den A rzt gezahlt werden. D iese Regelung w ar Ende 1992 jedoch  noch nicht in kraft.

189 M it einem neu verabschiedeten G esetz zur Krankenversicherung ist die Selbstbeteiligung 
ab dem 01.08.1993 stark angestiegen. Ziel ist es, ein stärkeres K ostenbew ußtsein der Pa­
tienten zu erreichen (vgl. KESSLER 1994: 198).

190 U nter allen approbierten Ärzten besteht freie Arztwahl. D ie Leistungen der Ä rzte werden 
durch E inzelleistungsvergütung honoriert. Die H onorare werden in e iner „Convention“ 
zw ischen den Ä rzteverbänden und den K assen festgelegt. Ä rzte, die d ieser „Convention“ 
nicht beitreten, können beliebig hohe Honorare fordern, deren D ifferenz zu den vertraglich 
vereinbarten Sätzen von den Patienten bezahlt werden muß. Rund ein D rittel a ller französi­
schen Ä rzte rechnet a u f  privater Basis m it den Patienten ab.

191 D er V ersicherte kann außerdem  frei zw ischen den zugelassenen öffentlichen oder privaten 
Krankenhäusern wählen.
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sind chronische Erkrankungen. Bei Hilfsmitteln wie Brillen und Hörgeräten sind 
30% auf die Erstattungssätze und bei physiotherapeutischen Leistungen 25-40% 
auf die vertraglich vereinbarten Einzelleistungsgebühren aus eigener Tasche zu 
begleichen (vgl. W e b e r / L e i e n b a c h /D o h l e  1994: 60).

Unter Sachleistungen für Mutterschaft fällt die volle Kostenübemahme zusätzlich 
einer ärztlichen Betreuung während der vier letzten Schwangerschaftsmonate 
(vgl. B u n d e s m i n i s t e r i u m  f ü r  A r b e i t  u n d  So z i a l o r d n u n g  1993:31).

Neben Sachleistungen besteht auch ein Anspruch auf Geldleistungen gegenüber 
der gesetzlichen Krankenversicherung,192 vorausgesetzt daß der Versicherte bei 
Arbeitsunfähigkeit bis zu drei Monaten zuletzt 200 Stunden in einer Rahmenfrist 
von drei Monaten gearbeitet hat. Bei einer Arbeitsunfähigkeit von über sechs 
Monaten gilt, daß zuletzt in einer Rahmenfrist von zwölf Monaten 800 Stunden 
gearbeitet wurden, wovon 200 Stunden unmittelbar vor der Erkrankung liegen 
müssen (vgl. W eber/L eienbach/D ohle 1994: 62). Wesentliche Leistung ist das 
Krankengeld, das jedoch erst nach Ablauf der Entgeltfortzahlung durch den Ar­
beitgeber, oder, wenn kein Anspruch auf eine solche besteht, ab dem vierten Tag 
der Arbeitsunfähigkeit (drei Karenztage) gezahlt wird. Es beträgt 50% des Brut­
toverdienstes, jedoch höchstens 197,8 FF pro Tag (1992). Hat der Versicherte 
drei und mehr minderjährige Kinder, so erhöht sich das Krankengeld ab dem 31. 
Tag auf 66,6%, jedoch maximal auf 267,8 FF pro Tag. Der Anspruch besteht 
zwölf Monate innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren, bei schweren Erkran­
kungen (Teilnahme an Rehabilitationsmaßnahmen) 36 Monate. Ab dem 181. Tag 
der Arbeitsunfähigkeit werden an Arbeitnehmer mit weniger als drei Kindern 
täglich 41,07 FF und an Arbeitnehmer mit mindestens drei Kindern 45,76 FF ge­
zahlt. Bei Krankenhausunterbringung wird das Krankengeld bis auf 20% gekürzt, 
falls Kinder vorhanden sind, bis auf 50% (vgl. Salowsky/SefFEN 1993: 17f.).

Eine andere Geldleistung der gesetzlichen Krankenkasse ist das Mutterschafts­
geld, das alle erwerbstätigen und arbeitslosen Arbeitnehmerinnen erhalten, die 
mindestens zehn Monate vor der Entbindung versichert waren und 300 Stunden 
Beschäftigungszeit in einer Rahmenfrist von drei Monaten vor der Schwanger­
schaft erbracht haben. Es beträgt 84% des durchschnittlichen täglichen Arbeits­
entgelts des letzten Beschäftigungsmonats, mindestens jedoch 42,09 FF, höch­
stens 352,36 FF täglich (1992). Es wird sechs Wochen vor und zehn Wochen 
nach der Geburt bezahlt, ab dem dritten Kind acht Wochen vor und 18 Wochen 
danach. Außerdem wird ein Stillgeld bezahlt (vgl. W e b e r / L e i e n b a c h /D o h l e  

1994: 62; B u n d e s m i n s t e r i u m  f ü r  A r b e it  u n d  S o z i a l o r d n u n g  1993:31).

192 D as neue G esetz zu r K rankenversicherung lat die bisherigen Regelungen zu G eldleistun­
gen nicht novelliert.
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Pflegebedürftigkeit

In Frankreich gibt es nur sehr geringe finanzielle Leistungen für Pflegebedürftige. 
Von den Kassen wird lediglich ein Pauschalbetrag für die Unterbringung in Pfle­
geheimen und für Krankenhausabteilungen bei Langzeitkranken gezahlt. Außer­
dem werden Pflegekräfte bis zu einer bestimmten Stundenzahl im ambulanten 
Bereich finanziert. Alle anderen Kosten müssen von den Pflegebedürftigen bzw. 
von deren Angehörigen oder der Sozialhilfe getragen werden. Örtliche Gesund­
heitsdienste, die Alterssicherung und die Sozialhilfe gewähren außerdem Haus­
haltshilfen, die von dem Pflegebedürftigen mitfinanziert werden müssen (vgl. im 
Detail Gabanyj/May /Schneider 1992: 70ff.).193

Invalidität

Im Gegensatz zu den meisten anderen europäischen Ländern ist das Invaliditäts­
risiko sämtlicher Lohn- und Gehaltsempfänger in Frankreich auch über die ge­
setzliche Krankenversicherung abgedeckt. Für den Bezug der Invaliditätsrente 
müssen folgende Bedingungen erfüllt sein: Der Versicherte muß vor Eintreten 
des Versicherungsfalls mindestens ein Jahr lang beschäftigt gewesen sein, min­
destens aber 800 Stunden, davon 200 Stunden während des Vierteljahres vor 
Eintritt der Invalidität. Außerdem sollte er unter 60 Jahre alt sein, da sonst die In­
validitätsrente in vorgezogenes Altersruhegeld umgewandelt wird (vgl. K a u f - 

M A N N /K ö HLER 1993: 107).

Die Höhe der Rente hängt von dem Grad der Invalidität ab, der in drei Gruppen 
unterschieden ist. Zu der ersten Gruppe gehören Versicherte, deren Arbeits- oder 
Erwerbsfähigkeit um mindestens zwei Drittel vermindert ist. Dieses ist dann der 
Fall, wenn der Versicherte wegen seiner Invalidität in keinem Beruf - es besteht 
also kein Berufsschutz - in der Lage ist, mehr als ein Drittel dessen zu verdienen, 
was ein Arbeitnehmer in der bisherigen Berufskategorie des Versicherten in der 
gleichen Region normalerweise verdient. Bei der Bestimmung des Invaliditäts­
grades wird nicht nur die physische Beeinträchtigung berücksichtigt, sondern 
auch die persönliche Situation des Betroffenen oder das sozio-professionelle 
Umfeld. Die zweite Gruppe zeichnet sich durch völlige Erwerbsunfähigkeit aus, 
die dritte durch Pflegebedürftigkeit (vgl. Schindler  1989: 75). Invalide der er­
sten Gruppe erhalten eine Invaliditätsrente in Höhe von 30% des Bruttomonats­
verdienstes194 (1990 maximal 39.744 FF jährlich). In der zweiten Gruppe erhöht

193 Aktuell diskutiert w ird die Einrichtung einer besonderen Sozialversicherung für die Pfle­
gesituation. B islang wurden bereits drei G esetzesvorschläge zur Einführung eines Pflege­
geldes erarbeitet, die jedoch noch zu keiner verbindlichen Regelung geführt haben (vgl. 
En d e r l in  1994: 675).

194 Bem essungsgrundlage ist der durchschnittliche beitragspflichtige Jahresverdienst der zehn 
besten Einkom m ensjahre (vgl. CAISSE NATIONALE D‘ASSURANCE VlEILLENESSE DES
T r a v a il le u r s  Sa l a r ies  et al. 1988:15).
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sich der Betrag auf 50% (maximal 66.240 FF jährlich in 1990), die dritte Gruppe 
erhält die Leistung der Gruppe 2 zuzüglich einem Zuschlag von 40%, mindestens 
jedoch 5.160 FF (1992) monatlich. Es gibt keine Zuschläge für Familienangehö­
rige, lediglich das allgemeine Kindergeld wird weiterbezahlt. Unter Fortzahlung 
der Rente wird darüber hinaus die Teilnahme an Rehabilitationsprogrammen im 
eigenen Betrieb oder in einer besonderen Einrichtung bezuschußt.195

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten

Auch die Abwicklung der Unfallversicherung läuft in Frankreich über die gesetz­
liche Krankenversicherung. Neben den bereits im Fall von Krankheit genannten 
Sachleistungen können auch noch unbegrenzt Rehabilitationsleistungen in An­
spruch genommen werden. Im Gegensatz zum Krankheitsfall werden alle Lei­
stungen direkt vom Versicherungsträger übernommen, d.h., das Kostenerstat­
tungsprinzip wird ausgesetzt und es besteht in keinem Fall eine Zuzahlungs­
pflicht.

Bei Vorliegen einer ärztlich bescheinigten, vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit 
wird außerdem ein VerletztengeW bezahlt, das bis zu 28 Tagen nach Eintreten der 
Arbeitsunfähigkeit 50% des letzten Tagesverdiensts (beitragspflichtiges Arbeits­
entgelt) beträgt und ab dem 28. Tag auf 66% angehoben wird. Die Höchstgrenzen 
betrugen 1990 662 FF bzw. 883 FF täglich. Bei Krankenhausunterbringung er­
folgt kein Abzug (vgl. W e b e r / L e i e n b a c h /D o h l e  1994:65).

Eine Verletztenrente wird bei ärztlich attestierter Erwerbsminderung und bei Er­
werbsunfähigkeit gezahlt. Eine Revision der Feststellung ist in den ersten beiden 
Jahren jederzeit möglich, danach in Abständen von mindestens einem Jahr. Be­
messungsgrundlage ist der tatsächliche Bruttoverdienst im Jahr vor dem Unfall, 
mindestens jedoch 6.293 FF und höchstens 55.386 FF monatlich. Der über das 
Doppelte des Mindestbetrags hinausgehende Verdienst wird nur bis zu einem 
Drittel bis zur Erreichung des Höchstbetrags von 648.335 FF im Jahr 1990 be­
rücksichtigt.196 Zur Berechnung der Rentenbeträge wird die Bemessungsgrundla­
ge mit dem Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit multipliziert. Die höchst­
mögliche Rente beträgt daher 100% des ehemaligen Lohns. Eine Minderung der 
Erwerbsfähigkeit unter 50% wird jedoch nur zur Hälfte angesetzt. Die Zuschläge 
für die Pflege betragen 40% der Rente, mindestens aber 5.169 FF monatlich 
(1992). Eine Abfindung wird nur in Fällen einer Erwerbsfähigkeitsminderung

195 A uch ist eine Kum ulation der Invalidenrente m it einer Unfallrente bis zur H öhe des N or­
m alverdienstes eines A rbeitnehm ers der gleichen Berufskategorie m öglich. Bei Ü berschrei­
ten d ieser G renze w ird d ie Invalidenrente gekürzt. W enn die Invalidität a u f  einem  A rbeits­
unfall beruht oder einer Berufskrankheit, w ird nur Unfallrente gewährt. Ein H inzuverdienst 
ist in der ersten Gruppe bis zum Einkom m ensgrenzbetrag für die G ew ährung der Unter­
stützung an ältere A rbeitnehm er m öglich.

196 D ie Invalidenrenten w erden zw eim al jährlich  durch Verordnung angepaßt.



124

unter 10% obligatorisch gezahlt, darüber wird sie u.U. teilweise gewährt. Im To­
desfall eines Invaliden hat sein hinterbliebener Ehepartner unter bestimmten Be­
dingungen Anspruch auf eine Witwen-/Witwerrente aus der Invalidenversiche­
rung in Höhe von maximal 85% der Bemessungsgrundlage (vgl. B u n d e s m i ­

n i s t e r i u m  f ü r  A r b e i t  u n d  S o z ia l o r d n u n g  1993: 63ff.; C a i s s e  N a t i o n a l e  

d ‘A s s u r a n c e  V i e i l l e s s e  d e s  T r a v a i l l e u r s  S a l a r i e s  et al. 1988:16).197

(2) Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung

Altersruhegeld

Die gesetzliche Rentenversicherung unterscheidet als Rentenleistungen das Al­
tersruhegeld sowie die Hinterbliebenenrente. Eine Altersrente kann in Frankreich 
jeder Versicherte beanspruchen, der das 60. Lebensjahr vollendet hat. Versichert 
ist jeder, der mindestens ein Versicherungstrimester, also ein Vierteljahr, versi­
chert war. Es gibt keine Wartezeit. Die Rentenhöhe198 ergibt sich aus dem durch­
schnittlichen beitragspflichtigen Jahresarbeitsentgelt (Grundlage ist der Jahres­
verdienst (E) der zehn besten Versicherungsjahre),199 bereinigt um einen Infla- 
tionskoeffizienten, multipliziert mit einem Steigerungssatz (S) und einem Quo­
tienten aus der Versicherungsdauer (V) in Versicherungsvierteljahren, dividiert 
durch 150 (Höchstversicherungsdauer).200

Bei dem Jahresentgelt (E) werden nur die beitragspflichtigen Arbeitsjahresentgel­
te berücksichtigt, Verdienste über der Beitragbemessungsgrenze von 12.150 FF 
monatlich (1992) werden nicht eingerechnet. Der Steigerungssatz (S) beträgt 
maximal 50% und wird nach einer Versicherungszeit von 37,5 Jahren bzw. 150 
Versicherungstrimestern erreicht.201 Dabei werden nicht nur die im allgemeinem

197 Z ur Z eit arbeitet man an einer Verbesserung dieses Entschädigungssystem s, das vorsehen 
soll, daß „[...] auch der V erlust an der Teilhabe am  sozialen Leben entschädigt [w ird]“ 
(K e s s l e r  1994:199).

198 D ie M indestrente beträgt 2.960 FF monatlich (1992). Sie kann jedoch  nur bei vo lle r V ersi­
cherungsdauer von 150 V ersicherungstrim estern bezogen werden. D er H öchstbetrag der 
Rente entspricht 50%  der B eitragsbem essungsgrenze und lag im Jahr 1992 bei 72.900 FF. 
D ie B eitragsbem essungsgrenzen w erden jedes Jahr zw eim al neu festgesetzt.

199 In dem  neu verabschiedeten A ltersrentengesetz w ird ab dem 01.01.1994 das durchschnittli­
che Jahresentgelt au f Basis der 25 besten V erdienstjahre erm ittelt (vgl. KESSLER 1994: 
199).

V
200 D ie sog. Rentenform el stellt sich dann w ie folgt dar: Jahresrente = E * S *  .

6 150
201 Im neuen A ltersrentengesetz bleibt diese R entenform el erhalten, allerdings erhöht sich ab 

dem 01.01.1994 die Zahl der notw endigen Versicherungsquartale. D er Steigerungssatz w ird 
nun von 37,5 au f 40 Jahre heraufgesetzt. Sowohl der Steigerungssatz als auch die Regelung 
zur Berechnung des durchschnittlichen Jahresentgelts werden durch ein Obergangsrecht 
stufenw eise erhöht. Statt einem  D urchschnitt aus den besten zehn Jahren, w ird  nun jedes 
Jahr ein Jahr dazugerechnet (vgl. KESSLER 1994: 199; o.V. 1993e: 6).
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System zurückgelegten Versicherungszeiten berücksichtigt, sondern auch die in 
anderen Pflichtversicherungssystemen zurückgelegten Versicherungszeiten und 
bestimmte gleichgestellte Zeiten.202 Den vollen Steigerungssatz erhalten alle 
Versicherten, die ihre Altersrente erst ab Vollendung des 65. Lebensjahrs in An­
spruch nehmen, sowie Versicherte, die das 60. Lebensjahr vollendet haben und 
zu einem besonders schützenswerten Personenkreis gehören203 (vgl. SCHINDLER 
1989: 68).

Geht der Versicherte vor Vollendung des 65. Lebensjahres in Rente, muß er eine 
Reduktion des Steigerungssatzes in Kauf nehmen, die sich entweder an der Diffe­
renz zwischen dem Alter und dem 65. Lebensjahr und oder an der zurückgelegten 
Versicherungsdauer orientiert, je nachdem, was günstiger für den Versicherten 
ist. Für jedes fehlende Versicherungstrimester von den notwendigen 150 wird der 
Steigerungssatz um 1,25% gesenkt. Die Kürzung beträgt pro Jahr maximal 5% 
und der Steigerungssatz kann nicht unter 25% sinken, da nach Erreichen des 60. 
Lebensjahres höchstens 5 Jahre abschlagswirksam werden können (vgl. 
Sc h ind ler  1989: 68f.).204 Die Versicherungsdauer geht zusätzlich noch in den 
dritten Term (V) der Rentenformel ein, wobei hier jedoch nur die Versicherungs­
trimester und gleichgestellte Zeiten, die im Allgemeinen System zurückgelegt 
wurden, sowie Erhöhungen der Versicherungsdauer wegen Rentenaufschubs 
berücksichtigt werden. Bei der höchstberücksichtigungsfähigen Versicherungs­
dauer von 150 Trimestern beträgt der selbständige Berechnungsfaktor Versiche­
rungsdauer 150/150= 1. Bei geringerer Versicherungsdauer verringert sich die 
volle Rente dementsprechend um 1/150 = 0,67 pro fehlendem Trimester (pro Jahr 
2,67%) auf eine Teilrente pro-rata-temporis.

Zu der Altersrente können noch verschiedene Zuschläge hinzukommen. So wird 
ein Kinderzuschuß von 10% gewährt, wenn der Versicherte mindestens drei Kin­
der gehabt oder sie während neun Jahre vor deren 16. Lebensjahr auf seine eige-

202 D azu zählen auch Kindererziehungszeiten, w as insbesondere für die R entenberechnung von 
Frauen eine große R olle spielt (vgl. CREUTZ 1992: 613). A uch folgende Zeiten w erden an­
gerechnet: A rbeitsunfähigkeit, Arbeitslosigkeit, Schwangerschaft, A rbeitsunfall, Invalid i­
tätsrentenbezug, W ehr- oder Kriegsdienst, Deportation, Internierung, K riegsgefangen­
schaft.

203 D ieser um faßt z.B . Erw erbsunfähige, Deportierte, Internierte, K riegsteilnehm er, K riegsge­
fangene, Fam ilienm ütter m it 30 Versicherungsjahren, die m indestens drei K inder aufgezo­
gen haben und innerhalb der letzten 15 Jahre fü n f Jahre eine Tätigkeit ausgeübt haben, so­
fern sie ihre Beschäftigung aufgeben.

204 A rbeitet der V ersicherte über das 65. Lebensjahr hinaus (m axim al bis 70) und hat d ie 150 
V ersicherungstrim ester noch nicht erreicht, kann er dennoch einen Steigerungssatz von 
50%  erreichen, da d ie Versicherungsjahre nach dem 65. Lebensjahr höher bew ertet werden. 
Für jed e s  A ufschubtrim ester w ird  eine Erhöhung von 2,5% , also 10% pro Jahr, gew ährt. So 
erreicht e in  66jähriger die 50% nach 140 Trim estern und ein 70jähriger nach 100 T ri­
m estern (vgl. WEBER/LEIENBACH/DOHLE 1994: 67).
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nen Kosten oder auf die seines Ehegatten aufgezogen hat. Bei Bedürftigkeit kann 
man auch noch einen Ehegattenzuschuß von maximal 4.020 FF pro Jahr (1992) 
erhalten. Dies setzt aber voraus, daß der Ehegatte des Versicherten das 65. Le­
bensjahr vollendet hat oder zwischen 60 und 65 Jahre alt und erwerbsunfähig ist. 
Der Versicherte selbst darf weder eine eigene Rente aus der Sozialversicherung 
beziehen noch über persönliche Einkünfte verfügen, die eine gesetzliche Höchst­
grenze überschreiten (1987: 28.800 FF).205 Schließlich hat ein erwerbsunfähiger 
Rentenbezieher unter bestimmten Umständen auch noch Anspruch auf einen 
Pflegezuschuß (vgl. SCHINDLER 1989:71 f.).

Hinterbliebenenversorgung

Einen Rentenanspruch können Witwen/Witwer im Falle einer vor dem Tod des 
Partners bestehenden Invalidität gegenüber der Invaliden-/Krankenversicherung 
geltend machen, ansonsten gegenüber der Rentenversicherung. Der Bezug einer 
solchen Rentenzahlung ist an die Bedingung geknüpft, daß der Verstorbene die 
Voraussetzungen für eine Invaliden- oder Altersrente erfüllt hat bzw. Rentner war 
und der hinterbliebene Ehegatte mindestens zwei Jahre mit dem Verstorbenen 
verheiratet war, es sein denn, ein Kind ist aus der Ehe hervorgegangen. Des wei­
teren muß er mindestens 55 Jahre alt sein206 und seine persönlichen Einkünfte 
dürfen den gesetzlichen Mindestlohn nicht übersteigen.

Die Hinterbliebenenrente beträgt 52% der Alters- oder Invalidenrente des Versi­
cherten und kann sich um den bereits erwähnten Kinderzuschuß erhöhen; bei 
Wiederheirat fallen die Rentenzahlungen weg, wenn der Hinterbliebene zum 
Zeitpunkt der Wiederheirat schon im Ruhestand war.

Eine direkte Waisenrente, wie z.B. in Deutschland, sieht das französische Recht 
nicht vor. Die Waisenbeihilfe für Halb- oder Vollwaisen wird nicht an die Wai­
sen bezahlt, sondern ein die Person, die sie unterhält. Träger ist das System der 
Familienbeihilfe.

205 W enn der Ehegatte eine Rente erhält, die unter dem Betrag des Ehegattenzuschusses liegt, 
w ird sie bis zur H öhe des gewährten Zuschusses aufgefüllt. W enn der Versicherte kein In­
validenruhegeld bezieht und auch keine 150 V ersicherungstrim ester nachw eisen kann, w ird 
der Ehegattenzuschuß nur anteilig  gew ährt (1/150 pro Versicherungstrim ester).

206 Jüngere H interbliebene können eine sog. W itw enschaftsbeihilfe für die ersten drei Jahre 
nach dem Tod des Partners beanspruchen, die eine A rt O bergangszahlung darstellen soll. 
V oraussetzung ist allerdings, daß der V ersicherte m indestens drei M onate vor seinem  Tod 
M itglied in der besonderen W itw enschaftsversicherung war, der H interbliebene nicht w ie­
der heiratet, ein Kind unterhält oder dieses während neun Jahre vor Erreichen des 16. Le­
bensjahres aufgezogen hat, in Frankreich lebt und ein V ierteljahreseinkom m en bezieht, das 
unter dem 3,75-fachen des H öchstbetrags der m onatlichen W itw enschaftsbeihilfe (10.331 
FF 1991) liegt. Die Beihilfe beläuft sich a u f  2.775 FF pro M onat (1991) im ersten Jahr, 
1.810 FF pro M onat im zw eiten Jahr und 1.378 FF pro M onat im dritten Jahr. (vgl. 
DUPEYROUX 1991: 76).
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(3) Leistungen der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung

Voraussetzung für den Bezug von Arbeitslosengeld in Frankreich ist, daß eine 
unfreiwillige Arbeitslosigkeit (bei Kündigung muß der Arbeitslose überzeugende 
Gründe angeben) sowie eine grundsätzliche Arbeitsfähigkeit vorliegen müssen. 
Außerdem hat sich der Betroffene registrieren zu lassen und aktiv nach einer 
neuen Stelle zu suchen. Schließlich können nur Personen unter 60 Jahren oder im 
Alter zwischen 60 und 65 Jahren, wenn -weniger als 150 Vierteljahre Beitragszei­
ten in der Sozialversicherung vorliegen, Arbeitslosengeld beanspruchen, sofern 
eine Vorversicherungszeit von drei Monaten in einer Rahmenfrist von zwölf 
Monaten vor dem Eintritt der Arbeitslosigkeit gegeben ist.

Die Bezugsdauer für Arbeitslosengeld liegt zwischen drei und 60 Monaten, je 
nach Versicherungszeit und Alter des Arbeitslosen.207 Bemessungsgrundlage ist 
das beitragspflichtige Einkommen während der letzten zwölf Monate bis zur 
Beitragsbemessungsgrenze von 44.160 FF (1990). Bei einer versicherungspflich­
tigen Tätigkeit von drei bis sechs Monaten erhält der Arbeitslose 30,3% seiner 
letzten Tageseinkünfte zusätzlich einer Tagespauschale von 40,62 FF, mindestens 
jedoch 93,13 FF (1992). Bei sechs und mehr Monaten Beitragszahlung erhält er 
40,4% der letzten Tageseinkünfte zusätzlich einer Tagespauschale von 54,15 FF, 
mindestens jedoch 131,01 FF. Maximal beträgt die Höhe des Arbeitslosengeldes 
56,25% bei drei bis sechsmonatiger Versicherungszeit bzw. 75% bei mindestens 
sechsmonatiger Versicherungszeit der letzen Tageseinkünfte (vgl. W e b e r / L e i e n - 

b a c h / D o h l e  1994: 63; S a l o w s k y /S e f f e n  1987: 19).208

Im Anschluß an das Arbeitslosengeld wird Arbeitslosenhilfe gezahlt. Die Dauer 
richtet sich wiederum nach der Dauer der Beitragszahlung und dem Alter des 
Versicherten und liegt zwischen neun und 30 Monaten, für Jugendliche ist sie 
unbegrenzt. Der Arbeitslosensatz beträgt für Langzeitsarbeitslose bis 54 Jahre 72 
FF täglich (1992), ab 55 Jahren 103,40 FF. Für Frauen gibt es eine Eingliede­
rungszulage von 43,70 FF täglich. Die Höchstgrenze liegt bei 75% der letzten 
Tageseinkünfte. Bei Teilzeitarbeitslosigkeit, unter der in Frankreich die 
“Verkürzung der normalen Arbeitszeit aus wirtschaftlichen oder technischen 
Gründen” verstanden wird, zahlt der Arbeitgeber 50% des ausgefallenen Brutto-

207 Es gib t K arenztage in der D auer des ausstehenden bezahlten U rlaubs (vgl. BUNDESMINI- 
s t e r iu m  f ü r  A r b e it  u n d  So z ia l o r d n u n g  1993: 53).

208 B estim m te G ruppen, d ie noch kein Anrecht auf Arbeitslosengeld erw orben haben, w erden 
durch eine vom  Staat finanzierte Arbeitslosenunterstützung (allocation d 'insertion) unter­
stützt. D arunter fallen z.B. jugendliche Arbeitslose oder alleinerziehende M ütter, die fü r die 
D auer e ines Jahres 43,70 FF täglich (1992) erhalten. A lleinstehende Frauen erhalten 87,40 
FF täglich. Personen, die keinen A nspruch mehr haben a u f  A rbeitslosengeld- bzw. hilfe be­
kom m en täglich  68,29 FF für sechs M onate. Über 55jährige m it einer bestim m ten B eitrags­
dauer e rhalten  einen höheren B etrag. M it Erreichen des Rentenalters von 65 Jahren oder der 
V ollendung von 150 V ierteljahren der Beitragszahlung endet die Unterstützung.
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Verdienstes, mindestens jedoch 27 FF pro Stunde. Der Staat erstattet dem Arbeit­
geber 18 FF pro Stunde (vgl. Bundesm inisterium  für A rbeit  und  So ­
zialordnung  1993: 57; Com m unautés E uropéennes 1985:26).209

(4) Kindergeld und sonstige Familienleistungen

Die im Gegensatz zu Deutschland nur von den Arbeitgebern finanzierten Fami­
lienleistungen werden für eheliche und alle sonstigen Kinder, die der Berechtigte 
unterhält, gezahlt. Kindergeld wird ab dem zweiten Kind und für jedes weitere 
Kind gewährt jeweils bis zu einem Alter von 18 Jahren, bei einer Berufsausbil­
dung oder Studium erhöht sich die Grenze au f 20 Jahre. 1992 wurde für das 
zweite Kind 190 DM,210 für das dritte und jedes weitere Kind 240 DM  gezahlt. 
Zusätzlich erhält man ab dem zweiten Kind eine Sonderzulage für Kinder über 
zehn Jahre in Höhe von 53 DM, für Kinder über 15 Jahre in Höhe von 95 DM. 
Für Alleinerziehende gibt es einen Zuschlag zum Mindesteinkommen von 885 
DM plus 290 DM je  Kind (1992) (vgl. B undesm inisterium  für  A rbeit  und  
Sozialordnung  1993: 25). Des weiteren gibt es eine Geburtsbeihilfe vom vier­
ten Schwangerschaftsmonat bis zum dritten Lebensmonat von 270 DM  monatlich 
je  Kind (1992), die nach Bedürftigkeitsprüfung auch bis zum dritten Lebensjahr 
gezahlt wird. Bedingung ist, daß sich die Schwangere drei Pflichtvorsorgeunter­
suchungen unterzieht. Als weitere Leistungen gibt es für Familien ab drei Kin­
dern einen Familienzuschlag, der sich jedoch nach einer Einkommensgrenze 
richtet, sowie Erziehungsgeld, wenn die Berufstätigkeit unterbrochen wird. Bei 
Bedürftigkeit gibt es Schulanfangsbeihilfe pro schulpflichtigem Kind; zusätzliche 
Zulagen erhält man für behinderte Kinder (vgl. BUNDESMINISTERIUM FÜR 
A rbeit  und  Sozialordnung  1993: 25).

Das System der Familienbeihilfe sieht schließlich noch eine Waisenbeihilfe für 
Halbwaisen in Höhe von 440,60 FF pro Kind und Monat (1992), für Vollwaisen 
575 FF (1992) pro Kind und Monat vor. Die Halbwaisenbeihilfe entfallt, wenn 
der beihilfeberechtigte überlebende Eltemteil wiederverheiratet ist oder in einer 
eheähnlichen Gemeinschaft lebt (vgl. SCHINDLER 1989: 79).

3.1.5 Dokumentationsvorschriften

Mit dem „Loi n° 77-769“ vom 12.07.1977 wurde in Frankreich eine Sozialbi­
lanzpflicht gesetzlich festgeschrieben. Unternehmen, die einen Betriebsrat zu bil­
den haben und mehr als 300 Mitarbeiter beschäftigen, müssen demnach jährlich

209 Das französische A rbeitslosensystem  ist z.Z. aufgrund der dauerhaft hohen A rbeitslosigkeit 
nahezu zahlungsunfähig und w ird nur noch durch staatliche Zuschüsse und A nleihen auf­
rechterhalten, w as eine heftige D iskussion über eine Reform der A rbeitslosenversicherung 
in Frankreich ausgelöst hat (vgl. KESSLER 1994: 200).

210 Die verfügbaren Angaben zum K indergeld und zu den Fam ilienleistungen wurden nicht in 
FF, sondern nur in DM ausgewiesen.
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eine Sozialbilanz („bilan social“) erstellen. Unternehmen mit mehreren Betriebs­
einheiten (über 300 Beschäftigte) müssen für jeden Betrieb gesonderte Betriebs­
sozialbilanzen erstellen, die zu einer Sozialbilanz des gesamtem Unternehmens 
(„bilan d‘entreprise“) zusammengefaßt werden. Die Sozialbilanz muß sieben 
Kapitel zum Berichtsfeld Unternehmen-Mitarbeiter enthalten, die die Bereiche 
Beschäftigung (Emploi), Arbeitsentgelte und Zusatzaufwendungen (Rémunera- 
tions et Charges), Gesundheit und Arbeitssicherheit (Conditions d’Hygiéne et de 
Sécurité), sonstige Arbeitsbedingungen (Autres Conditions de Travail), Ausbil­
dung (Formation), Arbeitnehmerbeziehungen (Relations Professionnelles) und 
sonstige untemehmensbezogene Lebensbedingungen (Autres Conditions de la 
Vie des Salariés et leurs Familles Relevant de la Responsabilité de l’Entreprise) 
umfassen.211 Der genaue Inhalt und die Differenziertheit der Angaben hängt von 
der Untemehmensebene und der Größe der Betriebe sowie deren Betätigungsfeld 
(Industrie und Landwirtschaft, Handel und Dienstleistungen, Baugewerbe und 
öffentliche Arbeiten, Transportwesen) ab. Es gibt einen umfassenden Indika- 
toren-/Fragekatalog und je  nach Unternehmenscharakteristik sind unterschiedlich 
viele und detaillierte Angaben zu machen.212

Vor Veröffentlichung der Sozialbilanz sind die Unternehmen dazu verpflichtet, 
dem Betriebsrat und den gewerkschaftlichen Vertrauensleuten einen Entwurf zu 
übermitteln und mit diesen zu besprechen. Dieser Entwurf muß mindestens 15 
Tage vor dem Besprechungstermin übermittelt werden, der spätestens vier Mona­
te nach Ende des Berichtsjahres einberufen werden muß. Der Betriebsrat kann 
dann eine Stellungnahme zur Sozialbilanz abgeben und so möglicherweise einen 
Einfluß auf die endgültige Fassung der Sozialbilanz ausüben. Diese muß jedem 
Mitarbeiter des Betriebes auf Verlangen ausgehändigt werden; Aktiengesellschaf­

211 U nter P unkt 1 w erden beispielsw eise Angaben gem acht zu der Zahl der A rbeiter, deren A l­
tersstruktur, der A rbeitszeit, den Entlassungen, B eförderungen usw. U nter II fallen A nga­
ben z.B . zu den D urchschnittslöhnen gegliedert nach Berufsgruppen, G eschlecht etc. sowie 
den G esam tpersonalkosten. Punkt III umfaßt z.B. Angaben zur Zahl der ärztlichen U ntersu­
chungen der N eueingestellten, der Kontrolluntersuchungen, Gesundheitsausgaben, Zahl der 
A rbeitsunfälle, A usgaben für die Betriebssicherheit. U nter Sonstigen A rbeitsbedingungen 
finden sich A ngaben zu bezahlten und unbezahlten Urlaubstagen, A usfalltage aufgrund von 
M utterschaft oder K rankheit sowie Angaben zu der Zahl der Ü berstunden. D er Punkt 
A usbildung enthält Angaben zu den Ausgaben für A usbildung aller Art, Praktikanten, 
Fortbildung, Prüfungsergebnisse etc. Unter den Arbeitsbeziehungen findet m an A ngaben 
zur H äufigkeit der Betriebsratssitzungen und anderer betrieblicher Räte, Zahl der A usfall­
stunden aufgrund betrieblicher Mitbestimmung, Streiktage, Beteiligung an den B etriebs­
ratsw ahlen etc. U nter Punkt VII „Sonstige untem ehm ensbezogene Lebensbedingungen“ 
w erden z.B. A ngaben gem acht zu den an den Betriebsrat gezahlten Beträgen und zu A us­
gaben und B eiträge für sozialen Einrichtungen des U nternehm ens (K antine, Fahrtkostenzu­
schuß, betriebliche A ltersversorgung, Vorsorge etc.).

212 D er Indikatorenum fang für „Industrie und Landwirtschaft“ kann zw ischen m inim al 50 und 
m axim al 109 Fragen variieren.
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ten werden sogar dazu angehalten, jedem Aktionär ein Exemplar der Sozialbilanz 
einschließlich der Stellungnahme des Betriebsrates zu übergeben. Beide Doku­
mente müssen auch dem staatlichen Arbeitsbeauftragten zugesandt werden. Er 
überwacht, als Vertreter des Arbeitsministeriums, die Einhaltung der arbeits­
rechtlichen Bestimmungen in den Unternehmen (vgl. Schredelseker /  
KOPETSCH/MAYBÜCHEN 1986: 260ff.).

3.2 Merkmale und institutionelle Rahmenbedingungen ergänzender 
Sicherungssysteme

3.2.1 Ergänzende Alterssicherungssysteme

Auch die französische Altersversicherung sieht in ihrer gesetzlichen Grundsiche­
rung keine zum Erhalt des Lebensstandards ausreichenden Leistungen vor. Infol­
gedessen sind gesetzlich vorgeschriebene Zusatzversicherungen in der Altersver­
sicherung obligatorisch, was die Möglichkeit einer zusätzlichen privaten Absi­
cherung auf dritter Ebene nicht ausschließt. Es ist, wie es auch schon für 
Deutschland prognostiziert wurde, anzunehmen, daß in Zukunft die individuelle 
Sicherung immer mehr an Bedeutung gewinnen wird. „Im Bereich der Altersver­
sorgung wird das in erster Linie durch individuell oder durch freiwillige betrieb­
liche Alterssicherung, auf den mehrschichtigen obligatorischen Versicherungen 
aufbauend, geschehen“ (Ka u f m a n n  1991: 83).

Die Zusatzsysteme wurden auf Initiative der Sozialpartner eingerichtet und 
schließlich von der Regierung für alle Arbeitgeber als verpflichtend erklärt. Die 
zahlreichen Einrichtungen, die Altersversorgungssysteme verwalten, sind in zwei 
großen Vereinigungen auf überbetrieblicher Ebene zusammengefaßt: Die obliga­
torische Zusatzversicherung für leitende Angestellte (cadres) untersteht dem 
Dachverband der AGIRC (Association pour la gestion des institutions de retraites 
de cadres), die der anderen Arbeitnehmer (non-cadres) dem Verband der ARRCO 
(Association des régimes de retraites complémentaires).213 Alle Arbeitnehmer ei­
nes Betriebes gehören einer dieser zusätzlichen Alterskassen an, die ihrerseits 
gemäß Art. L 731-1 des „Codes de la Sécurité“ strukturiert sein müssen.

Die Bedingungen für den Erwerb von Leistungen (Beitragssätze und Anerken­
nungsbedingungen) sind in beiden Vereinigungen gleich und die Finanzierung 
erfolgt in jedem Fall nach Umlageverfahren. Es werden je  nach System unter­
schiedliche Beiträge erhoben: Die Pflichtbeiträge der in der AGIRC versicherten 
leitenden Angestellten werden nur ab der Tranche B erhoben. Sie betragen 2,34- 
4,68% für Arbeitnehmer und 7,02-9,36% für die Arbeitgeber. In Tranche C be­
tragen die Sätze 2,34-7,02% für die Arbeitnehmer und 7,02-11,70% für die Ar­
beitgeber. Keine Beitragspflicht besteht für Beiträge, die unter der Bemessungs­

213 W eitere Inform ationen zu der M itgliederstruktur vgl. INCOME D a t a  SERVICE (1992: 66).
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grenze liegen, und für Beträge, die über die dreifache Bemessunggrenze hinaus­
gehen. Die Beiträge zur obligatorischen Zusatzversicherung ARRCO werden für 
Einkommen der Tranche A und Tranche B geleistet und so aufgeteilt, daß die 
Arbeitnehmer 1,92% und die Arbeitgeber 2,88% zu tragen haben (vgl. Kauf- 
MANN/Kessler  1989b: 236f.; K essler  1990: 220).

Die Unverfallbarkeit tritt sofort ein und die Anwartschaften sind inflationsge­
schützt, da die Mitglieder „Rentenpunkte“214 erwerben, die mit einem Wert, der 
von dem jeweiligen Dachverband jährlich neu festgelegt wird, multipliziert wer­
den. Hervorzuheben ist schließlich noch, daß Arbeitsplatz- oder Betriebsinha­
berwechsel den Rentenanspruch nicht beeinflussen (vgl. Bun z  1990: 16; Birk 
1987: 48ff.). Die obligatorischen Zusatzsysteme gewährleisten zusammen mit 
den gesetzlichen Versorgungssystemen die Alterssicherung und lassen nicht mehr 
viel finanziellen Spielraum für zusätzliche firmenbezogene Betriebsrenten. Den­
noch gibt es - meist jedoch nur für bestimmte Arbeitnehmergruppen, wie z.B. den 
cadres215 - vereinzelt Fonds (vgl. B echer  1991: 159), aber v.a. unterschiedliche 
Formen der Gruppenversicherungen mit einem Privatversicherungsuntemehmen 
(vgl. K aufm ann /Kessler  1989a: 331; Ran ke /Ro esler  1994:208f.).216

3.2.2 Ergänzende Sicherung bei Krankheit, Unfall, Invalidität

Auf verschiedenen betrieblichen und überbetrieblichen Ebenen findet man sog. 
„mutuelles“, d.h., Hilfskassen auf Gegenseitigkeit (vgl. SCHINDLER 1989: 63; 
Kau fm an n /Kessler  1989a: 331 ff.), die durch Tarifvertrag obligatorisch sind. 
Ihre Errichtung ist gesetzlich durch den „Code de la Mutalité“ (Gesetz 85-773 
vom 25.07.1985) vorgeschrieben. Die vielfältigen Organisationen sind unter zwei 
Dachorganisationen, der FNMF (Fédération nationale de la mutalité française) 
und der FMF (Fédération de la mutalité française), zusammengeschlossen.

214 Punkte gib t es in A bhängigkeit von der V erdiensthöhe, der A nzahl der D ienstjahre und dem 
jew eiligen  B eitragssatz des U nternehm ens; Sonderpunkte gib t es für Zeiten der Krankheit 
und der A rbeitslosigkeit.

215 „Zur G ruppe der „Cadres“ gehören alle jen e  A ngestellten, welche nicht reine Ausführungs­
arbeiten leisten, sondern die ein gewisses M aß an E igeninitiative entfalten müssen. Hierun­
ter fä llt auch ein Großteil der Sachbearbeiter“ (RANKE/ROESLER 1994: 207).

216 „Das ganze System  der freiw illigen R entenzusatzversicherung der „dritten Ebene“ wurde 
jedoch  für diese A rbeitnehm er grundlegend verändert. Um die Rechte der höchstverdienen­
den leitenden A ngestellten a u f  zusätzliche A ltersleistungen a u f  D auer zu gewährleisten, 
schlossen die zuständigen Sozialpartner am  24.03.1988 e in Ü bereinkom m en, das anschlie­
ßend allgem eingültig  erklärt wurde. D ieses Ü bereinkom m en erstreckt seinen Geltungsbe­
reich a u f  a lle  bestehenden freiw illigen A lterszusatzversorgungssystem e für leitende Ange­
stellte und sieht die organisatorische Einbeziehung [...] in [...] A GIRC vor“ 
(IGL/KAUFMANN 1991: 250f.). Bis zum 01.01.1991 hatten die betroffenen A rbeitgeber Zeit, 
diesem  System  beizutreten.
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Die Hilfskassen bieten Schutz gegen die Risiken Krankheit, Unfall und Invalidi­
tät. Ihre Hauptaufgabe liegt in der (teilweisen) Übernahme der Selbstbeteiligun­
gen sowie einer Kontrollfiinktion gegenüber den medizinischen Leistungserbrin­
gern (Ärzte etc.). Darüber hinaus schließen sie z.T. Verträge mit Ärzten und 
Apotheken ab, die das Kostenerstattungsprinzip durch ein Sachleistungsprinzip 
ersetzen. Auch präventive Maßnahmen zur Vermeidung von Gesundheitsschäden 
(z.B. Informationsveranstaltungen) gehören zu ihrem Aufgabenbereich. Manche 
mutuelles sind auch Betreiber von Kur- und Heileinrichtungen.

„In m anchen Bereichen, hauptsächlich im öffentlichen D ienst, treten einige H ilfs­
kassen a u f  G egenseitigkeit sogar an die Stelle gesetzlicher K rankenkassen, bieten 
aber dieselben G rundleistungen w ie die Krankenkassen des „régim e générale“ 
(KAUFMANN/KESSLER 1989a: 334)

und sind insofern ein funktionales Äquivalent zu den Betriebskrankenkassen in 
Deutschland.

3.3 Lohnrigidität durch gesetzliche Mindestlöhne

Der französische gesetzliche Mindestlohn SMIC (salaire minimum interprofes- 
sionel de croissance),217 soll Arbeitnehmern mit geringem Einkommen garantie­
ren, daß sie über ausreichende Kaufkraft verfugen und am Wachstum der Nation 
teilhaben können.218 Die gesetzlichen Mindestlöhne werden immer dann neu 
festgesetzt, wenn der durch das INSEE (das französische statistische National­
institut) bestimmte Preisindex um 2% steigt, außerdem erfolgt unabhängig davon 
am 1. Juli eines jeden Jahres eine Anpassung an die Lebenshaltungskosten. Am 
01.07.1992 betrug der Mindestlohn 34 FF pro Stunde, das entspricht ca. 60% des 
durchschnittlichen Bruttoentgelts. Berechtigte sind alle Arbeitnehmer ab 18 Jah­
ren, Lehrlinge und Behinderte, wobei es Abschläge bis zu 40% für Lehrlinge und 
einen Abschlag von 10% für Behinderte gab. Neben den gesetzlichen Regelungen 
gibt es tarifvertragliche Regelungen für die Zahlung von Mindestlöhnen für Ar­
beitnehmer bestimmter Branchen (vgl. SALOW SKY 1992: 468f.; STATISTISCHES 

BUNDESAM T 1992: 140f.).

217 D er SM IC ist definiert als m inm aler Stundenlohn in V erbindung m it der effektiven A rbeits­
zeit. B eträgt die wöchentliche A rbeitszeit 39 Stunden, hat der A rbeitnehm er A nrecht au f 
m indestens das 169fache des SM IC pro M onat (vgl. FORCE O u v r iere  1989: 59).

218 In Frankreich erhielten am 01.07.1989 9,7%  der A rbeitnehm er den gesetzlichen M indest­
lohn, in K leinbetrieben (m axim al 10 A rbeitnehm er) lag der Anteil bei 17% (vgl. LANGER- 
S t e in  1991:66).
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4. Soziale Sicherheit in Luxemburg

4.1 Charakterisierung des geltenden Sozialversicherungsrechts

4.1.1 Historische Entwicklung der luxemburgischen Sozialversicherung

Die Anfänge der luxemburgischen Sozialversicherung sind eng verbunden mit 
den Anfängen der deutschen Sozialversicherung. Zu der Zeit, als Bismarck die 
erste umfassende Sozialgesetzgebung der Welt in Deutschland einfuhrte (1883 
bis 1889), war Luxemburg nämlich durch den Zollverein an Deutschland gebun­
den und übernahm die deutsche Gesetzgebung. Die weitere Entwicklung der lu­
xemburgischen Sozialversicherung vollzog sich dann in Etappen. Zum einen gab 
es eine Entwicklung nach sozio-professionellen Gruppen und zum anderen eine 
Entwicklung nach Risikozweigen. Auffallend ist, daß die Sozialversicherung erst 
relativ spät auf die Selbständigen ausgeweitet wurde. Vor dem ersten Weltkrieg 
erstreckten sich die Leistungen der Sozialversicherung nur auf Arbeitnehmer, mit 
Ausnahme der Unfallversicherung, die auch für Landwirte galt. Die Gesetze vom 
31.07.1901, vom 05.04.1902 und vom 06.05.1911 führten nach und nach ein ob­
ligatorisches System für Arbeiter und Angestellte in Privatuntemehmen mit ei­
nem bestimmten Höchsteinkommen ein, das die Bereiche Krankheit, Unfall und 
Altersversorgung abdeckte.

Nach dem zweiten Weltkrieg wurde zunächst durch ein Gesetz vom 29.08.1951 
die allgemeine obligatorische Krankenversicherung für Beamte und Angestellte 
eingeführt. Im selben Jahr öffnete sich die Sozialversicherung auch für Selbstän­
dige, da für Künstler eine Altersversicherung in Kraft trat. Seit dem 29.07.1957 
gibt es eine Krankenversicherung für Künstler sowie Handels- und Gewerbetrei­
bende, seit 1960 eine Altersversorgungskasse für diese Gruppen. Für die in der 
Landwirtschaft Selbständigen wurden 1956 und 1962 eine eigene Altersversor­
gung bzw. eine Krankenkasse eingerichtet. 1964 wurden die selbständigen 
„Geistesarbeiter“ in das System der Angestellten in Privatuntemehmen aufge­
nommen. Beamte und Angestellte im öffentlichen Sektor haben, ähnlich wie in 
Deutschland, ein eigenes, beitragsfreies Altersversorgungssystem. 1947 wurden 
erstmals Familienleistungen gesetzlich festgeschrieben, obwohl es auch schon 
vor dem ersten Weltkrieg öffentliche und einzelbetriebliche Leistungen gab. Zu­
nächst waren die Familienleistungen nur auf abhängige Arbeitnehmer beschränkt, 
wurden dann aber auch ausgeweitet auf Selbständige, wenn auch die Leistungen 
für diese Gruppen zunächst niedriger waren. 1964 wurde dann ein gleiches Kin­
dergeld für alle luxemburgischen Kinder eingeführt und damit, wie in den beiden 
anderen Ländern auch, die Zahlung von Kindergeld und die Beschäftigung eines 
Eltemteils entkoppelt. 1985 wurden schließlich mehrere bis dahin bestehende 
Kassen zu einer Kasse für Familienleistungen zusammengefaßt.
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Im Bereich der Arbeitslosenversicherung ist besonders das Gesetz vom 
30.06.1976 zu nennen, das die Gründung eines Arbeitsfonds vorsah und ver­
schiedene Regelungen zur Bewilligung der vollen Arbeitslosenunterstützung 
umfaßte. 1990 wurde durch ein Gesetz der Vorruhestand in das System der sozia­
len Sicherung in Luxemburg eingefugt.

Zu bemerken ist noch, daß das „Gesetz betreffend die Reform der gesetzlichen 
Krankenversicherung und des Gesundheitssektors“ vom 27.07.1992 wesentliche 
Veränderungen für diese Bereiche ab dem 01.01.1994 mit sich gebracht hat. Da 
es sich im Prinzip um eine Neufassung des Buches I der luxemburgischen Sozial­
versicherung handelt, strahlen die Änderungen auch auf andere Sozialversiche­
rungsbereiche aus (vgl. OECD 1990a: 136).219

4.1.2 Organisation der Sozialversicherung: Das Grundsystem und seine 
Geltungsbereiche

Die Organisation der luxemburgischen Sozialversicherung ist durch zwei Merk­
male gekennzeichnet: die verwaltungstechnische und finanzielle Autonomie und 
die gemeinsame Führung durch die Sozialpartner. Die verschiedenen Institutio­
nen haben den Charakter einer eigenständigen öffentlich-rechtlichen Anstalt und 
sie stehen unter der Aufsicht der Regierung (Ministerium für soziale Sicherheit). 
Die Organe der Institutionen, das sind die Kommission oder die Hauptversamm­
lung und der Verwaltungsrat oder der leitende Ausschuß (comité-directeur) wer­
den durch die Vertreter der Arbeitgeber und der Versicherten gewählt.

Die Versicherten werden nach sozialen und berufsständischen Kriterien auf eine 
Reihe von autonomen öffentlich-rechtlichen Anstalten unterteilt, weshalb man 
mit Ausnahme der Familienleistungen220 eher von einer Nebeneinanderstellung 
verschiedener Systeme als von einem allgemeinem System reden kann. Dabei gilt 
prinzipiell, daß jede Berufstätigkeit sozialversicherungspflichtig ist und alle Be­
rufstätigen gemäß ihrer Tätigkeit in der jeweiligen Kasse versichert sein müssen. 
Daneben sind auch alle die Personen pflichtversichert, die ein Ersatzeinkommen 
beziehen (vgl. M i n i s t è r e  d e  l a  s é c u t i t é  s o c i a l e / I n s p e c t i o n  g é n é r a l e  d e  

l a  S é c u r i t é  s o c i a l e  1992:17).221

219 Exem plarisch seien genannt Erhöhungen der Fam ilienleistungen und eine V erlängerung der 
G ew ährungszeiten, eine m axim ale Kostenübernahm e bestim m ter therapeutisch vergleich­
barer A rzneim ittel sowie einige einschneidende verw altungstechnische Ä nderungen für 
Krankenhäuser. Des w eiteren w ird festgelegt, daß bei Unterschreiten e iner zu bildenden 
Reservekasse unter 10% der A usgaben die Beitragssätze der K rankenkasse angehoben w er­
den.

220 Bei den Fam ilienleistungen besteht jedoch keine Einordnung in verschiedene System e (je 
nach B erufsgruppe), sondern ein allgem eines System.

221 Ersatzeinkom m en beziehen z.B. Rentner, A rbeitslose, E m pfänger des gesetzlichen M in­
desteinkom m ens. A uch A usstrahlungen bei zeitlich befristeter A rbeitnehm erentsendung



135

„Eine gew isse Verw altungskonzentration wurde zw ischen den verschiedenen K as­
sen verw irklicht. So haben d ie Krankenkassen der selbständigen B erufe und die 
Pensionskassen der H andwerker, Geschäftsleute und Industriellen ihre O rganisa­
tion durch d ie G ründung einer gem einsam en V erw altung zusam m engeschlossen“ 
(H a n d e l s k a m m e r  d es  G r o b herzog tum s Lu x e m b u r g  1992: 86).

Außerdem unterstehen alle Versicherungszweige dem Sozialversicherungsamt 
(Office des Assurances Sociales).

Die soziale Grundsicherung gewährt das „allgemeine System“, worunter die Lei­
stungen bei Mutterschaft, Krankengeld, Berufs- und Erwerbsunfähigkeitsrenten, 
Altersruhegelder, Hinterbliebenenrenten, Renten bei Arbeitsunfall und Berufs­
krankheiten, Arbeitslosengeld und Familienbeihilfen fallen (vgl. W e b e r / L e ie n - 

b a c h /D o h l e  1994: 114). Darüber hinaus können im Bereich der Krankenversor­
gung noch Zusatzleistungen durch „mutuelles“, ähnlich wie in Frankreich, bezo­
gen werden.

(1) Versicherte und Träger der gesetzlichen Krankenversicherung

Der Versicherungszweig Krankheit, Mutterschaft wird durch die „Union des 
caisses de maladie“ und neun nach berufsständischen Kriterien gegliederten 
Krankenkassen gemeinsam getragen. Die Union der Krankenkassen hat eine Art 
Generalkompetenz und trifft Grundsatzentscheidungen, während die einzelnen 
Aufgaben, insbesondere die Leistungsgewährung, den jeweiligen Kassen oblie­
gen. Diese unterscheiden sich nach dem Gesetz erstens in Kassen, die durch den 
„code des assurances sociales“ geregelt sind, und zweitens in Kassen, die dem 
Gesetz vom 29.08.1951 unterstehen. Zu der ersten Gruppe gehört die „caisse na­
tionale d'assurance maladie des ouvriers (CNAMO)“, die die Nationalkranken­
kasse für alle Arbeiter ist, die nicht bei ARBED oder bei Métallurgique et Mi­
nière de Rodange-Athus arbeiten. Zu der zweiten Kategorie gehören die „caisse 
de maladie des fonctionnaires et employés publics“, die zuständig ist fur Beamte 
und Angestellte im öffentlichen Dienst, die „caisse de maladie des fonctionnaires 
et employés communaux", der die Betreuung der Angehörigen der Vorsorgekasse 
der Beamten und kommunalen Angestellten sowie aller anderen Gemeindeange­
stellten obliegt, und die „caisse de maladie des employés privés in der alle An­
gestellte der Privatuntemehmen versichert sind, sofern sie nicht bei ARBED oder 
Minière de Rodange-Athus arbeiten.222 Zu erwähnen sind auch noch eigene Kas­
sen für Selbständige: die „caisse de maladie des professions indépendantes ", die 
allgemeine Kasse für Selbständige, und die „caisse de maladie agricole", die

gibt es. B efreit bzw. ausgeschlossen von der Sozialversicherungspflicht sind z.B. bei inter­
nationalen O rganisationen beschäftigte Personen, Schüler oder Studenten während der Fe­
rienzeit oder Personen, die nur unregelm äßig berufstätig sind (vgl. REYNDERS 1992: 401 f.).

222 A rbeiter der A R BED  bzw. der M étallurgique e t M inière de Rodange-A thus sind, ebenso 
w ie A ngestellte  der luxem burgischen Eisenbahn, in unternehm enseigenen Krankenkassen 
versichert, a u f  die später noch eingegangen wird.
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Kasse für die in der Landwirtschaft Selbständigen. Insgesamt wird in der Kran­
kenversicherung also unterschieden in Beamten- und Angestelltenkrankenkasse, 
Nationalkrankenkasse für Arbeiter und Betriebskrankenkassen.223

(2) Versicherte und Träger der gesetzlichen Rentenversicherung

Die für die Altersversorgung relevanten gesetzlichen Institutionen sind die

• l ’établissement d ’assurance contre la vieillesse et l ’invalidité (AVI), die für 
alle Arbeiter224 zuständige Alters- und Invalidenversicherungsanstalt, die auch 
deren Familienbeihilfen verwaltet;

• caisse de pension des employés privés (CPEP) (Altersversicherungskasse für 
Angestellte in Privatunternehmer]), die verantwortlich ist für die Invaliditäts­
renten, Altersruhegelder und Sterbegelder der Angestellten und auch deren 
Familienbeihilfen verwaltet;

• caisse de pension des artisans, commerçants et industriels (CPAC1), die 
zuständig ist für alle Selbständigen, die einer Tätigkeit nachgehen, die der 
Handwerks- oder Handelskammer untersteht, und die

• caisse de pension agricole (CPA), zuständig für alle der Landwirtschafts­
kammer zugehörigen Selbständigen.

Die CPACI und die CPA sind somit die Kassen der Selbständigen, die AVI und 
die CPEP die Kassen der Angestellten.225

(3) Versicherte und Träger der übrigen Sozialversicherungszweige

Für die übrigen Sozialversicherungszweige gibt es jeweils nur einen Träger. So 
ist die „caisse nationale des prestations familiales“, die verwaltungstechnisch der 
CPEP und der AVI untersteht, die anzusprechende Institution für Familienlei­
stungen (vgl. W e b e r /L e i e n b a c h /D o h l e  1994: 114). Die Versicherung für Ar­
beitsunfälle untersteht unabhängig vom jeweiligen Arbeitnehmerstatus der 
„association d ’assurance contre les accidents" (AAA). Die für den Arbeitslosen­
zweig zuständige Einrichtung ist das Landesarbeitsamt („l'Administration de 
l ’Emploi“).

223 Eine A ufteilung der V ersicherten a u f  die einzelnen Krankenkassen kann MINISTÈRE DE LA 
SÉCURITÉ SOCIALE/INSPECTION GÉNÉRALE DE LA SÉCURITÉ SOCIALE (1993: 86) entnom m en 
werden. D ie CN AM O  trägt m it 38,3%  im Jahresdurchschnitt 1992 den größten Anteil.

224 D efiniert sind diese als Beschäftigte, die einer hauptsächlich m anuellen A rbeit nachgehen 
(vgl. M YSTÈRE DE LA SÉCURITÉ SOCIALE/INSPECTION GÉNÉRALE DE LA SÉCURITÉ SOCIALE 
1993: I57ff.).

225 Von den V ersichertenanteilen her liegt die AVI an erster Stelle m it ca. 51%  in 1992, ge­
fo lg t von CPEP und CPACI und dem Schlußlicht CPA (knapp 3% ) (vgl. MINISTÈRE DE LA 
SÉCURITÉ SOCIALE/ INSPECTION GÉNÉRALE DE LA SÉCURITÉ SOCIALE ( 1993: 135).



137

4.1.3 Beitragsfinanziertes Umlageverfahren als Finanzierungsinstrument

Die Sozialversicherung ist, wie auch in Frankreich und Deutschland, beitrags­
finanziert nach einem Umlageverfahren. Eine weitere Finanzierungsquelle stellt 
die öffentliche Hand dar, die für verschiedene Bereiche Zuschüsse bereitstellt. 
Auch in Luxemburg werden die Beiträge durch den Arbeitgeber im Lohnabzugs­
verfahren abgeführt (vgl. W e b e r / L e i n b a c h /D o h l e  1994: 115).

(1) Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung

Zum 01.08.1992 betrugen die Beitragssätze des Versicherungszweigs Krankheit 
und Mutterschaft für Arbeiter insgesamt 9% (je 4,5% für Arbeitnehmer und Ar­
beitgeber), für Angestellte nur 5,15%, Selbständige müssen 5,2% abführen. Der 
Staat leistet finanzielle Unterstützung in einzelnen Bereichen und trägt 50% der 
Verwaltungs- und Personalkosten der Krankenkasse (außer Betriebskrankenkas­
sen). Er übernimmt z.B. auch die Kosten für bestimmte gesetzlich vorgesehene 
Leistungen bei Mutterschaft, bestimmten Unfälle, Geisteskrankheiten und ange­
borenen Krankheiten, Krebs, Tuberkulose und Kinderlähmung (vgl. NAUJOKS/ 
W e r r e s  1990: C-19).

(2) Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung

Im Bereich der Rentenversicherung lagen die Beiträge 1992 für alle Personen­
gruppen bei 16%, wobei bei abhängig Beschäftigten wiederum eine paritätische 
Aufteilung zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern vorgesehen ist. Der Staat 
schießt nochmals 8% hinzu.

(3) Finanzierung der gesetzlichen Unfallversicherung

Die Unfallversicherung wird nur durch die Abgaben der Arbeitgeber finanziert. 
Die Beitragssätze werden je  nach berufsspezifischem Risiko in den verschiede­
nen Sektoren jährlich festgesetzt. 1992 schwankte der Beitrag zwischen 0,5% und 
6,0% der Arbeitnehmerlöhne bzw. der beruflichen Einkommen wie auch der Ein­
kommen aus selbständiger Tätigkeit (vgl. HANDELSKAM M ER DES GROßHERZOG­
TUMS LUXEM BURG 1992: 91).

(4) Finanzierung der Arbeitslosenversicherung

Das Arbeitslosengeld wird aus einem Solidaritätsfond (Arbeitsfond) bezahlt. Die­
ser erhält seine Mittel v.a. aus Steuern zu Lasten der natürlichen Personen und 
der Körperschaften wie auch durch Zuschüsse der Gemeinden und einen Vor­
schuß des Staates. Ein Gesetz vom 12.05.1987 sieht außerdem durch großher­
zogliches Reglement festzusetzende Aufschläge vor, die bei der Einkommens­
steuer der natürlichen Personen im Jahre 1992 2,5% und bei der Einkommens­
steuer der Gesellschaften 1% betrugen (vgl. H a n d e l s k a m m e r  d e s  GROß­

HERZOGTUM S L u x e m b u r g  1992:90).
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(5) Finanzierung der Familienleistungen

Zur Finanzierung der Familienleistungen werden nur die Arbeitgeber zu einer 
Abgabe von 1,8% des Bruttoverdienstes jedes Arbeitnehmers veranlaßt. Selb­
ständige werden mit 0,62% zur Kasse gebeten. Der Staat selbst finanziert die 
Mutterschaftsbeihilfe sowie die Hälfte der Kosten aller Leistungen; außerdem 
übernimmt er die Verwaltungskosten dieses sozialen Sicherungsbereiches (vgl. 
B undesm inisterium  für A rbeit und  Sozialordnung  1993:22).226

Für die einzelnen Beitragszahlungen gelten bestimmte Beitragsbemessungsgren­
zen. Der untere gesetzliche Bezugslohn ist der Mindestlohn, der am 01.08.1992 
36.337 Flux nach Index 497.09 betrug.227 Dieser untere Bezugslohn gilt für alle 
Versicherungszweige mit Ausnahme der Rentenversicherung und für alle Er­
werbstätigen. Der untere Bezugslohn in der Rentenversicherung liegt um 30% 
höher, nämlich bei 47.238 Flux, der obere Bezugslohn liegt demgegenüber i.d.R. 
beim fünffachen des unteren Bezugslohns, also bei 181.686 Flux. In den anderen 
Versicherungszweigen beträgt er das vierfache des unteren Bezugslohns, nämlich 
145.348 Flux (vgl. M inistère d e  la  sécurité sociale/ Inspection  générale 
DE LA SÉCURITÉ SOCIALE 1992: 125ff.).

4.1.4 Sach- und Geldleistungen der Sozialversicherung

(1) Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung

Neben der obligatorischen Versicherung in einer Krankenkasse gibt es in Luxem­
burg die Möglichkeit, sich in einer Zusatzversicherung bei einer der Versicherun­
gen auf Gegenseitigkeit (mutuelles) zu versichern (vgl. Abschnitt 4.2.2).

Krankheit und Mutterschaft

Der Geltungsbereich für Sachleistungen erstreckt sich auf alle gegen Entgelt be­
schäftigten Arbeitnehmer ebenso wie Lehrlinge, Rentner, Arbeitslose und unter­
haltsberechtigte Familienangehörige. Rentner müssen jedoch mindestens drei 
Jahre nach dem 60. Lebensjahr Pflichtbeiträge leisten. Es gibt weder eine Warte­
zeit (Karenztage) für den Erhalt der Leistungen noch sind die Leistungen zeitlich 
begrenzt. Nach dem gesetzlichen Leistungskatalog werden als Sachleistungen 
Heilbehandlung, Krankenhausaufenthalt, Arzneimittel, Zahnbehandlung, Kör­
perersatzstücke, Kuren und Sanatoriumsaufenthalte gewährt. Die ärztliche Be­
handlung der Sozialversicherten erfolgt wie in Frankreich nach dem Kostenerstat­

226 Seit Juli 1994 entfällt der Beitrag der U nternehm en zur Finanzierung der Fam ilienleistun­
gen. Statt dessen w ird eine Solidaritätssteuer für gew innausschüttende U nternehm en erho­
ben.

227 D as G esetz vom  24.12.1984 hat die Indexierung der G ehälter w ieder eingeführt, wodurch 
eine A npassung an die Lebenshaltungskosten erfolgt. D ie Jahresverdienste w erden a u f  den 
Indexstand 100 gebracht und an das B asisjahr 1984 angepaßt.
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tungsprinzip auf Basis einer verbindlichen Tarif- und Gebührenordnung (vgl. 
M i n i s t è r e  d e  l a  s é c u r i t é  s o c i a l e / In s p e c t i o n  g é n é r a l e  d e  l a  Sé c u r i t é  

SOCIALE 1992: 29f.), d.h., die Versicherten bezahlen grundsätzlich die Arzt- 
bzw. Zahnarztrechnungen selbst, die sie dann nachträglich abzüglich einer Selbst­
beteiligung von der Kasse erstattet bekommen. Die Selbstbeteiligung für den 
ersten Arztbesuch228 innerhalb eines Vier-Wochen-Zeitraums beträgt 20%, für 
weitere Besuche 5%. Die Selbstbeteiligung für Zahnarztbesuche beträgt 5%. Die 
Beihilfe zu den Kosten für Zahnersatz darf 20% der Kosten nicht überschreiten. 
Bei der Selbstbeteiligung bei den Arzneimitteln unterscheidet man nicht-erstat- 
tungsfähige Arzneimittel, vorrangig erstattungsfähige Arzneimittel (100%) und 
normal erstattungsfähige Arzneimittel (80%, bei Krankenhausaufenthalt 100%) 
(vgl. L a n g e r - S t e i n  et al. 1991: 101). Brillen, Hörgeräte und Prothesen werden 
nach vorheriger Genehmigung i.d.R. ohne Selbstbeteiligung zu Festbeträgen 
erstattet. Für Krankenhaus und Sanatoriumsaufenthalte gilt die zeitlich nicht 
begrenzte und kostenlose Gewährleistung;229 Kuraufenthalte müssen jedoch von 
der Kasse genehmigt werden. Als Sachleistungen bei Mutterschaft kommen noch 
Geburtshilfe- und Geburtspflegeleistungen hinzu.

Neben den Sachleistungen wird bei Krankheit auch ein Krankengeld in der Höhe 
des Bruttolohns, den der Versicherte erzielt hätte, wenn er die Arbeit fortgesetzt 
hätte, für die Dauer von maximal 52 Wochen geleistet. Während Arbeiter das 
Krankengeld sofort erhalten, steht es Angestellten erst im Anschluß an die Ge­
haltsfortzahlung durch den Arbeitgeber zu.230 Die Höhe des Krankengelds pro 
Monat darf ein Zwölftel des jährlichen Bezugslohns nicht überschreiten. Bei 
Krankenhausaufenthalt wird das Krankengeld entweder durch ein Haushaltsgeld 
ersetzt, wenn Familienangehörige zu versorgen sind, oder durch ein Ausfallgeld, 
wenn keine Familienangehörigen zu versorgen sind. Das Haushaltsgeld ist in den 
ersten zehn Tagen ebenso hoch wie das Krankengeld, ab dem elften Tag beträgt 
es aber nur noch 85%. Das Ausfallgeld beträgt ein Drittel des Krankengeldes. Im 
Fall des Todes des Versicherten oder eines Familienangehörigen wird den Ange­
hörigen ein Sterbegeld in Höhe von 33.948 Flux gezahlt. Bei Kindern beträgt das 
Sterbegeld 50%.

228 Es besteht freie A rztw ahl unter den zugelassenen Ä rzten und den sonstigen zugelassenen 
A nbietern von G esundheitsleistungen. M it Zustim m ung der K assen können sich die V ersi­
cherten auch einer Behandlung im A usland unterziehen. . -

229 D ie K osten fü r K rankenhausaufenthalte und chirurgische E ingriffe werden von der Kasse 
beglichen. D ie V ersicherten m üssen allerdings einen Tagesbeitrag in Höhe von 189 Flux  
(1992) fü r die V erpflegungskosten leisten.

230 M it dem R eform gesetz zur K rankenversicherung vom  27.07.1992 w ird das K rankengeld 
n icht m ehr d irekt v on  der K rankenkasse ausgezahlt. V ielm ehr ist den Arbeitgebern ab 1994 
die A uszahlung für einen Erkrankungszeitraum  von drei bis v ie r M onaten übertragen w or­
den. D ie K osten werden dem A rbeitgeber von der K rankenkasse erstattet (vgl. SALOWSKY/ 
SEFFEN 1993: 23).
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Die Geldleistungen bei Mutterschaft werden acht Wochen vor und acht Wochen 
nach der Geburt gewährt. Die Mutterschaftszulage wird an Arbeitnehmerinnen 
bei Einkommensverlust als Wochengeld in Höhe des Krankengeldes geleistet. 
Voraussetzung für die Leistung ist eine sechsmonatige Versicherungszeit vor der 
Geburt. Außerdem muß die Versicherte mindestens ein Jahr vor der Geburt den 
ständigen Wohnsitz in Luxemburg gehabt haben. Wenn kein Anspruch auf Wo­
chengeld besteht, wird eine Mutterschaftsbeihilfe in Höhe von 63.628 Flux 
(1992) fur 16 Wochen gewährt, wenn die Mutter mindestens seit einem Jahr den 
ständigen Wohnsitz in Luxemburg gehabt hat. Ferner wird eine Geburtszulage in 
drei Abschnitten (prenatale Beihilfe, Geburtsbeihilfe, postnatale Beihilfe) zu je 
17.835 Flux (1992) gewährleistet. Bedingung ist, daß die Mutter seit einem Jahr 
vor der Geburt den Wohnsitz in Luxemburg hat und sich fünf Schwangerschafts­
untersuchungen sowie einer zahnärztlichen Untersuchung unterzogen hat 
(prenatale Beihilfe), daß ein Eltemteil seit mindestens einem Jahr vor der Geburt 
seinen Wohnsitz in Luxemburg hat, die Mutter sich in den acht Wochen nach der 
Geburt einer postnatalen medizinischen Untersuchung unterzieht und das Kind in 
Luxemburg geboren ist (Geburtsbeihilfe). Die Bedingung fur die Gewährung der 
postnatalen Beihilfe ist, daß das Kind in Luxemburg aufgezogen und zwei Unter­
suchungen sowie vier medizinischen Folgeuntersuchungen bis zum zweiten Le­
bensjahr unterzogen wird. Die maximale Gesamtbeihilfe beträgt 53.507 Flux 
(vgl. L e  M i n i s t r e  d e  l a  F a m i l l e  e t  d e  l a  S o l i d a r i t é  1992: 3.2-3.3).

(2) Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung

Die luxemburgische Rentenversicherung gewährt ebenso wie die deutsche so­
wohl Renten aufgrund von Alter als auch im Falle von Invalidität und sichert 
auch Hinterbliebene ab.

Altersruhegeld

Durch das Sozialversicherungsgesetz vom 27.07.1987 wurde ein einheitliches 
beitragspflichtiges Pensionssystem geschaffen, das sowohl für Arbeiter und An­
gestellte als auch für Landwirte, Handwerker, Geschäftsleute und Industrielle 
(Selbständige) gilt. Die Regelalterspension in Luxemburg beginnt mit der Voll­
endung des 65. Lebensjahres, wobei der Versicherte mindestens 120 Versiche­
rungsmonate nachweisen muß. Durch ein Gesetz vom 24.04.1991 wurde jedoch 
das Prinzip der „Flexibilisierung der Lebensarbeitszeit“ in die luxemburgische 
Sozialverfassung eingeführt, weshalb es seit dem 01.05.1991 verschiedene For­
men der Alterspensionen gibt (vgl. Übersicht 7).

Die Berechnung der Alterspension erfolgt aus der Kombination einer Pauschale 
und eines Zusatzbetrages. Die Pauschale hängt in ihrer Höhe von der Versiche­
rungszeit ab (pauschaler Steigerungsbetrag), der Zusatzbetrag wird nach dem 
vorherigen Einkommen berechnet (proportionaler Steigerungsbetrag). Die Bei­
tragsbemessungsgrenze betrug 1992 181.690 Flux. Am 01.07.1991 machte der
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monatliche Pensionsbetrag an pauschalen Steigerungen 7.574 Flux für eine Ver­
sicherungszeit von 40 Jahren aus. Für jedes fehlende Versicherungsjahr an 40 
Arbeitsjahren wird 1/40 (189.35 Flux) dieses Betrags abgezogen.231 Der Zusatz­
betrag beläuft sich auf 1,78% des gesamten Lebensarbeitsentgelts.

Die Pensionen werden an die jeweiligen Indexschwankungen (Indexierung) wie 
auch an die jew eilige Lohnentwicklung (Adjustment) angepaßt (vgl. ETABLISSE­
MENT D’A ssurance  contre la V ieillesse et l ’Inv alid ité  1992a: 4ff.).

231 In allen A lterspensionen, die bis zum 31.12.2001 anfallen, w ird der nach den früher gelten­
den gesetzlichen B estim m ungen geschuldete G rundbetrag gew ährt, wenn d ieser höher ist 
und W artezeit und A nw artschaft am 31.12.1987 erfüllt w ar (Ü bergangsbestim m ung des 
G esetzes vom  27.07.1987).
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Übersicht 7: Voraussetzungen für unterschiedliche Formen der Altersrente in 
Luxemburg232

A ltersrentenart vollendete
Lebensjahre

W artezeit Sonstige Voraussetzungen

Regelaltersrente 65 120 Pflichtversicherungsmona- 
te233

Versicherte, die vor dem 
01.01.1928 geboren sind, brau­
chen nur 60 Versicherungsmo­
nate nachzuweisen

Vorzeitige Alterspension 57 480 Pflichtversicherungsmona­
te

Zuverdienst bis zu einer be­
stimmten Grenze

Vorzeitige Alterspension 60 480 Pflichtversicherungsmona­
te

Anrechnung von verschiede­
nen Ersatzzeiten234; Zuver­
dienst bis zu einer bestimmten 
Grenze

Hinausgeschobene Alters­
pension

65-68 120 Versicherungsmonate bei 
Vollendung des 65. Lebensjah­
res

Pension erhöht sich um einen 
Zusatzfaktor von 0,007 Punk­
ten je  Monat nach dem 65. Le­
bensjahr;
Bezug anderer Einkünfte nicht 
ausgeschlossen

Quelle: Eigene Erstellung

Invalidität

Die Invalidenrente wird gewährt, wenn der Versicherte vor Erreichen der norma­
len Altersgrenze seinen zuletzt ausgeübten Beruf oder eine andere Tätigkeit, die 
seinen Kräften und Fähigkeiten entspricht, aus gesundheitlichen Gründen nicht 
mehr ausüben kann. Die medizinische Entscheidung darüber trifft der „Medizini­
sche Kontrolldienst der Sozialen Sicherheit“ durch Begutachtung. Der Versicher­
te muß außerdem mindestens zwölf Monate während der letzten drei Jahre vor 
Eintritt der Invalidität versichert gewesen sein. Des weiteren muß der Antrag-

232 B is zum  31.12.1992 w urde auch noch eine A lterspension aufgrund der Sonderbestim m un­
gen der A ngestelltenversicherung und früherer Zusatzversicherungen (Busfahrer, H üttenar­
beiter, G rubenarbeiter, technische A ngestellte des U ntertagebaus) gew ährt. Arbeiter, die am 
31.12.1987 M itglied der Zusatzversicherung der G rubenarbeiter w aren, und technische A n­
gestellte des Untertagebaus, die vor diesem Datum  20 V ersicherungsjahre in einem  G ru­
benbetrieb nachw eisen können, haben auch über den 31.12.1992 hinaus schon m it 55 Jah­
ren A nrecht au f eine vorzeitige A lterspension, w enn sie d ie vorgeschriebene W artezeit von 
480 V ersicherungsm onaten erfüllen.

233 s ieh e  dazu ÉTABLISSEMENT D‘ASSURANCE CONTRE LA VIEILLESSE ET L'INVALIDITÉ 
(1992a: 17).

234 D a sind z.B. freiw illige Versicherungs- und N achkaufzeiten, Zeiten des B ezugs von Invali­
denpension, Studien- und Ausbildungszeiten zwischen dem 18. und 27. Lebensjahr, Erzie­
hungszeiten, von Beitragszahlung in der Rentenversicherung befreite Zeiten als Selbständi­
ger, Pflegezeiten.
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steiler jegliche versicherungspflichtige selbständige Tätigkeit235 aufgeben. Die In­
validenrente wird nur bis zu einem Alter von 65 Jahren gewährt, danach beginnt 
die Altersrente. Eine berufliche Umschulung ist bis zum 50. Lebensjahr möglich, 
wenn der Antragsteller gesundheitlich und altersmäßig noch in der Lage ist, eine 
andere berufliche Tätigkeit auszuüben (vgl. K a u f m a n n / K ö h l e r  1993:110).

Die Berechnung der Invalidenrente und ihre Anpassung erfolgt w ie bei der A l­
tersrente. Die Antragstellung hängt von der persönlichen Lage des Antragstellers 
ab. W ar der Antragsteller erwerbstätig, muß der Antrag bei der Krankenkasse 
gestellt werden, handelt es sich um einen Arbeitsunfall, ist die Unfallversiche­
rung zuständig (vgl. E tablissem ent D’A ssurance  contre  la  V ieillesse e t  

l ’Inv alid ité  1992c: 4ff.).236

Hinterbliebenenversorgung

Schließlich erhalten in Luxemburg auch hinterbliebene Familienangehörige im 
Falle des Todes eines Rentenbeziehers eine Hinterbliebenenpension. Ein Anrecht 
darauf hat aber nur, wer überlebender oder geschiedener Ehegatte ist oder aber 
ein Verwandter oder Verschwägerter in direkter Linie oder in einer Seitenlinie bis 
zum zweiten Grade, wenn der Versicherte stirbt ohne einen Ehegatten zu hinter­
lassen. Des weiteren sind leibliche Kinder des Versicherten und, unter bestimm­
ten Bedingungen, alle Kinder, welche zu Lasten des Versicherten waren, an­
spruchsberechtigt.

Allgemeine Voraussetzung ist, daß der Versicherte zum Zeitpunkt seines Todes 
eine Invaliden- oder Alterspension bezogen hat oder Anrecht auf eine solche 
hatte oder wenn der noch nicht pensionierte Versicherte innerhalb der drei letzten 
Jahre vor seinem Tod eine Wartezeit von wenigstens zwölf Versicherungsmona­
ten nachweisen kann. Ausnahmen sind Unfall- oder Berufskrankheitstod. 
Darüber hinaus müssen noch spezifische Zuerkennungsbedinungen erfüllt sein. 
So muß der überlebende Ehepartner zum Zeitpunkt des Todes bzw. Beginn der 
Alters- oder Invalidenpension des Versicherten mindestens ein Jahr mit diesem 
verheiratet gewesen sein und zum Zeitpunkt der Eheschließung darf der Versi­
cherte noch nicht Empfänger einer Alters- oder Invalidenpension gewesen sein. 
Ausnahmen von dieser Regel sind möglich, wenn der Tod des Versicherten bzw. 
die Pensionierung direkte Folge eines nach der Eheschließung eingetretenen Un­
falls waren oder zum Zeitpunkt des Todes ein während der Ehe geborenes oder

235 Eine selbständige Tätigkeit ist versicherungspflichtig , w enn der V erdienst höher als ein 
D rittel des M indestlohns ist.

236 Zu bem erken ist, daß eine Sonderregelung für G renzgänger aus Frankreich, Belgien und 
D eutschland besteht. D er Invaliditätsrentenantrag w ird norm alerw eise in dem Land gestellt, 
in dem der A ntragsteller seinen W ohnsitz hat. B eziehen d ie oben angeführten Personen je ­
doch K rankengeld von einer luxem burgischen K rankenkasse, so haben sie die M öglichkeit, 
an d ie zuständige luxem burgische Pensionskasse einen A ntrag zu  stellen.
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gezeugtes oder durch die Ehe legitimiertes Kind am Leben ist. Ferner besteht 
trotz der Grundsatzregelung ebenfalls ein Anspruch auf Hinterbliebenenrente, 
wenn der verstorbene Pensionsempfänger nicht mehr als 15 Jahre älter als der 
hinterbliebene Ehepartner war und die Ehe zum Zeitpunkt des Todes mindestens 
ein Jahr bestanden hat, oder aber die Ehe zum Zeitpunkt des Todes des Pensions­
empfängers mindestens schon zehn Jahre gedauert hat.

Geschiedene Ehegatten können dann einen Anspruch geltend machen, sofern sie 
vor dem Tod des ehemaligen Partners nicht wieder geheiratet haben.

Stirbt der Versicherte, ohne einen Ehegatten zu hinterlassen, so besteht ein An­
spruch auf Hinterbliebenenrente zugunsten von Verwandten und Verschwägerten 
in direkter Linie (Sohn oder Tochter, Enkel, Eltern sowie die Ehepartner dieser 
Personen), oder von Verwandten einer Seitenlinie bis zum zweiten Grad 
(Geschwister) unter der Voraussetzung, daß sie verwitwet, geschieden, gesetzlich 
von Tisch und Bett getrennt oder ledig sind, sie wenigstens fünf Jahre vor dem 
Tod des Versicherten mit diesem in häuslicher Gemeinschaft lebten und der 
Versicherte oder Rentenempfänger während dieses Zeitraumes überwiegend für 
ihren Lebensunterhalt aufgekommen ist. Außerdem müssen sie zum Zeitpunkt 
des Todes des Versicherten älter als 40 Jahre sein.

Anrecht auf eine Waisenpension haben eheliche Kinder, für ehelich erklärte Kin­
der, Adoptivkinder und uneheliche Kinder. Darüber hinaus können auch andere 
(nicht leibliche) Kinder Anspruch auf Waisenrente haben, wenn sie Vollwaisen 
sind, kein Anrecht auf Waisenpension aus der Versicherung des Vaters oder der 
Mutter haben und der Versicherte während der letzten zehn Monate vor seinem 
Tod für ihren Lebensunterhalt und ihre Erziehung aufgekommen ist.

Basis der Berechnung der Hinterbliebenenpension ist stets die Pension, die an 
den Versicherten selbst in Abhängigkeit seiner pauschalen und proportionalen 
Steigerungssätze geschuldet gewesen wäre. Der überlebende Ehegatte hat An­
spruch auf 100% der pauschalen und 75% der proportionalen Steigerungen. Der 
geschiedene Ehegatte kann einen Anteil der Hinterbliebenenrente erhalten, der 
sich aus den vom Ehegatten während der Ehezeit zurückgelegten Versicherungs­
zeiten im Verhältnis zu der Gesamtdauer der Versicherungszeiten ergibt. Die 
Halbwaise hat Anrecht auf ein Drittel der pauschalen Steigerungen und auf ein 
Viertel der proportionalen Steigerungen. Für die Vollwaise wird die Pension ver­
doppelt (vgl. Eta blissem ent  d ’a s s u r a n c e  contre  la  V ieillesse  et 
l ’In v a lid ité  1992b: 4ff.).

(3) Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung

Versichert sind Arbeitnehmer, Lehrlinge, Handwerker, Schüler, Studenten und 
Hausangestellte gegen Arbeits- und Wegeunfälle. Außerdem gibt es eine Liste 
von 55 Berufskrankheiten, für die Leistungsanspruch besteht. Während die 
Sachleistungen zeitlich unbegrenzt und kostenfrei gewährt werden, erhält man
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Geldleistungen ohne Wartezeit nur für die maximale Dauer von 13 Wochen. Die 
Höhe des Verletztengelds entspricht 100% des Bruttoverdiensts, den der Versi­
cherte ohne unfallbedingten Ausfall erzielt hätte.

Nach Ablauf der 13 Wochen wird eine Rente nach Feststellung der Minderung 
der Erwerbstätigkeit durch ein fachärztliches Gutachten gewährt. Eine Revision 
der Feststellung kann in den ersten beiden Jahren jederzeit, danach einmal jähr­
lich vorgenommen werden. Bemessungsgrundlage für die Unfallrente ist der tat­
sächliche Bruttoverdienst im Jahr oder, wenn günstiger, im Monat vor dem Un­
fall, mindestens jedoch der gesetzliche Mindestlohn, höchstens 177.260 Flux 
monatlich (1992). Für Personen unter 18 Jahren gibt es Sonderregelungen. Bei 
Pflegebedürftigkeit werden je nach Bedürfnisgrad noch monatliche Zuschläge 
gewährt. Eine Abfindung ist bei Minderung der Erwerbsfähigkeit unter 30% 
möglich. Im Todesfall liegt der Höchstbetrag der Hinterbliebenenversorgung für 
alle Anspruchsberechtigten bei 80% der Bemessungsgrundlage (vgl. B u n d e s m i ­

n i s t e r i u m  f ü r  A r b e i t  u n d  S o z i a l o r d n u n g  1993: 64fF.).

(4) Leistungen der Arbeitslosenversicherung

Jugendliche, die nach der Berufsausbildung keine Stelle gefunden haben, und alle 
Arbeitnehmer, sofern sie während des letzten Jahres mindestens 26 Wochen in 
einem Beschäftigungsverhältnis standen, sowie Selbständige, die eine Arbeit­
nehmertätigkeit suchen, haben Anspruch auf Arbeitslosengeld.237 Das Arbeitslo­
sengeld wird ohne Karenzzeit für die Dauer von 365 Tagen in einem Zeitraum 
von 24 Monaten geleistet und weitere 182 Tage bei nur schwer zu vermittelnden 
Personen. Es beträgt 80% des Bruttolohns der letzten drei Monate, jedoch höch­
stens das zweieinhalbfache des Mindestlohns. Falls der Ehepartner des Empfän­
gers mehr als das zweieinhalbfache des Mindestlohns verdient, beträgt das Ar­
beitslosengeld jedoch nur 60% des Bruttolohns der letzten drei Monate (vgl. 
B undesm inisterium  f ü r  A rb e it u n d  S o z ia lo rd n u n g  1993: 58ff). Wenn die 
Arbeitslosigkeit länger als zwölf Monate dauert, reduziert sich die Höchstgrenze 
auf das zweifache des Mindestlohns (vgl. W eber/Leienbach/D ohle 1994: 
118). Bei Teilarbeitslosigkeit, unter der man in Luxemburg die Verkürzung der 
normalen Arbeitszeit anstelle einer Entlassung versteht, liegt der Leistungssatz 
bei 80% des Bruttoverdiensts, höchstens aber beim zweieinhalbfachen des Min­
destlohns. Hier gibt es allerdings einen Karenztag pro Monat.

Eine Arbeitslosenhilfe im Anschluß an das Arbeitlosengeld gibt es in Luxemburg 
nicht.

237 W eitere V oraussetzungen sind, daß sie unfreiw illig arbeitslos und arbeitsfähig sind, sich ar­
beitlos gem eldet haben und zw ischen 16 und 64 Jahren alt sind (vgl. W e b e R/Leien ba c h /  
D o h l e  1994: 118; WERNER 1987: 91).
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(5) Kindergeld und sonstige Familienleistungen

Anspruch auf Familienbeihilfen besteht für alle unterhaltsberechtigten, in Lu­
xemburg lebenden Kinder. Kindergeld wird bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 
bezahlt, bei Studium bis zum vollendeten 27. Lebensjahr, bei Gebrechen ohne 
Altersgrenze. Das Kindergeld ist für die ersten drei Kinder gestaffelt und betrug 
1992 für das erste Kind 2.038 Flux (1993: 3.057), bei zwei Kindern 4.175 FIux 
(1993: 8.251), bei drei Kindern 7.456 Flux (1993: 16.727) bei vier und mehr 
Kindern 6.114 Flux.238 Für körperlich oder geistig behinderte Kinder mit einem 
Behindertengrad von mindestens 50% gegenüber einem gesunden Kind gleichen 
Alters wird eine zusätzliche Leistung in Höhe des Kindergelds für das erste Kind 
gewährt. Für Kinder über sechs Jahre bzw. über zwölf Jahre werden darüber 
hinaus in 1992 monatliche Zuschläge in Höhe von 461 Flux (1993: 497 Flux) 
bzw. 1.384 Flux (1993: 1.491 Flux) gezahlt. Des weiteren gibt es jeden August 
zum Schulanfang eine Schulanfangszulage, die sich in Abhängigkeit vom Alter 
der Kinder und der Kinderzahl der Familie staffelt (vgl. LE M IN ISTRE DE LA 
F a m ille  e t  de l a  S o lid a r i té  1992: 3.4-3.8).239

Darüber hinaus gibt es noch verschiedene andere Leistungen, von denen insbe­
sondere noch das Erziehungsgeld genannt werden soll.240 Je nach Anzahl und 
Alter der Kinder wird ein bestimmter Betrag gewährt, wenn der Erziehende kei­
ner Beschäftigung nachgeht und er und sein Partner ein bestimmtes Einkommen 
nicht überschreiten.

4.1.5 Dokuinentationsvorschrifteii

Es konnte bei den Recherchen kein Hinweis auf besondere Vorschriften, insbe­
sondere nicht auf die Pflicht einer Sozialbilanzierung gefunden werden. Aller­
dings wurde beobachtet, daß eine Vielzahl von Unternehmen Sozialberichte er­
stellen, die sich in groben Zügen an den französischen Sozialbilanzvorschriften 
orientieren.

238 D ie A ngaben in K lam m ern für das Jahr 1993 präsentieren eindrucksvoll d ie A usw irkungen 
der Reform  in der K rankenversicherung au f die Fam ilienleistungen. D ie Staffelung hört 
nach den neuen Regelungen jedoch  noch nicht nach dem vierten K ind auf, sondern geht 
w eiter bis zum zehnten Kind, bei dem m an K indergeld in H öhe von 76.054 Flux  zu erw ar­
ten hat.

239 Für ein K ind erhält man 3.479 Flux, w enn es zw ischen sechs und zw ö lf Jahre alt ist, 4.970 
Flux  wenn es älter ist. Für zwei K inder beträgt die entsprechende Zulage 5.965 Flux  bzw. 
7.456 Flux fü r jedes  Kind und für drei oder m ehr K inder 8.450 Flux bzw. 9.941 Flux

240 W ährend der U nterbrechung der E rw erbstätigkeit zur Erziehung eines K indes w erden vom  
Staat fü r bis zu zwei Jahre die Beitragszahlungen zur R entenversicherung übernom m en 
(vgl. CREUTZ 1992: 614).
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4.2 Merkmale und institutionelle Rahmenbedingungen ergänzender Si­
cherungssysteme

4.2.1 Ergänzende Alterssicherungssysteme

Wie in Deutschland und Frankreich reicht auch hier die verdienstabhängige Al­
terspension im Rentenalter nicht aus, um den Lebensstandard zu sichern. Deshalb 
haben zahlreiche, v.a. größere Unternehmen ergänzende Altersversorgungssyste­
me eingerichtet, damit insbesondere Beschäftigte höherer Vergütungsgruppen zu­
sätzliche Leistungen auch in späteren Jahren erhalten und so ihren Lebensstan­
dard halten können. Diese ergänzenden Altersversorgungssysteme werden i.d.R. 
durch Rückstellung von Ruhegeldverpflichtungen finanziert (Direktzusagen, vgl. 
o.V. 1992a: 7). Außerdem soll es Beispiele für autonome Pensionskassen mit 
Rückversicherung geben (vgl. H O RLICK  1988: 103).241 Der Abschluß einer Versi­
cherung gegen Zahlungsunfähigkeit, die eine ähnliche Funktion hat wie der Pen- 
sions-Sicherungs-Verein in Deutschland, ist nicht verpflichtend. Ebensowenig 
gesetzlich vorgeschrieben ist die Unverfallbarkeit eines Anspruches, jedoch wer­
den aus steuerlichen Gründen Anwartschaften bei einer Mitgliedschaft im System 
von mehr als fünf Jahren oft freiwillig als unverfallbar erklärt (vgl. B u n z  1990: 
19).

4.2.2 Ergänzende Sicherung bei Krankheit, Unfall, Invalidität

In Luxemburg können wie in Deutschland auch betriebliche Krankenkassen ein­
gerichtet werden. Sie übernehmen auch hier die gleichen Aufgaben und gewähren 
dieselben Leistungen wie die gesetzlichen Krankenkassen und haben entspre­
chend dem „code des assurances sociales“ auch dieselben Leistungen zu erbrin­
gen. Allerdings ist die Einrichtung einer Betriebskrankenkasse kaum verbreitet. 
Zu nennen sind die „caisse de maladie des ouvriers de l ’A rbed‘ (Arbeiterkran­
kenkasse von ARBED) und die „caisse de maladie des employés de l ’A rbedi 
(Angestelltenkrankenkasse).

„[...] C M O -A rbed qui est com pétente pour les ouvriers occupés dans les entre­
prises de la société anonym e Arbed et de la société anonym e M étallurgique e t 
M inière de Rodange-A thus“ (MINISTRE DE LA SÉCURITÉ SOCIALE/INSPECTION 
GÉNÉRALE DE LA SÉCURITÉ SOCIALE 1992: 158).

Darüber hinaus gibt es noch den „entraide médicale des chemins de fer luxem­
b o u r g e o is der fur alle Angestellten der Bahn zuständig ist.

Ähnlich wie in Frankreich besteht auch in Luxemburg die (freiwillige) Möglich­
keit einer Zusatzversicherung auf Gegenseitigkeit (mutuelles), die v.a. Geldlei­

241 N ach Einschätzung eines Sozialversicherungsexperten des O G BL finden sich Form en be­
trieblicher A ltersversorgung v.a. bei staatlichen Institutionen, in der Großindustrie und im 
Bankensektor.
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stungen im Fall von Krankheit und Mutterschaft, Invalidität und u.U. auch Tod 
gewährt. Etwa 65% der Bevölkerung hat eine solche Zusatzversicherung.

4.3 Lohnrigidität diurch gesetzliche Mindestlöhne

Die Gesetzesgrundlage für die sozialen Mindestlöhne in Luxemburg bildet das 
Gesetz vom 12.03.1973. Dadurch ist jedem Arbeitnehmer in Luxemburg242 ein 
festgelegter Mindestlohn garantiert. Der Gesetzgeber ist dazu verpflichtet, das 
Niveau des sozialen Mindestlohns der wirtschaftlichen Entwicklung anzupassen. 
Dazu wird der soziale Mindestlohn alle zwei Jahre oder, wenn die allgemeine 
wirtschaftliche Entwicklung und die Entwicklung der Löhne es rechtfertigen, an­
gehoben (vgl. S c h i n t g e n  1990: 140ff.). Dabei wird zwischen einem Mindest­
lohn für Arbeitnehmer ohne Familienlasten, für Arbeitnehmer mit Familienlasten 
und einem Mindestlohn für qualifizierte Arbeitnehmer243 unterschieden. Der so­
ziale Mindestlohn für Arbeitnehmer ohne Familienlasten betrug am 01.08.1992 
37.739 Flux (Index 497,09), der Mindestlohn für Arbeitnehmer mit Familienla­
sten 38.882 Flux. Gemäß dem Gesetz vom 24.04.1991 beträgt der Mindestlohn 
bei 17jährigen nur 80%, für 16jährige 70% und für 15jährige 60% des vollen 
Betrags.

5. Soziale Sicherung in der Grenzregion: Vergleichbarkeit in Ka­
tegorien, aber Divergenzen im Detail

5.1 Parallelen historischer Entwicklung und institutioneller Grundkate­
gorien

Nach der ausführlichen empirischen Institutionenanalyse der sozialen Siche­
rungssysteme Deutschlands, Frankreichs und Luxemburgs zeigt sich sehr deut­
lich, daß die Systeme an sich sowohl in ihrer historischen Entwicklung als auch 
in ihrer Gestalt zu Beginn der 90er Jahre viele gemeinsame Charakteristika auf­
weisen.

242 V oraussetzung ist, daß er seit m indestens zehn Jahren seinen W ohnsitz in Luxem burg hat 
und m indestens 30 Jahre alt ist.

243 Q ualifiziert ist ein Arbeitnehm er, der einen Schulabschluß vorw eist, w elcher zum indest der 
G esellenprüfung gleichkom m t, der nebst einer Bescheinigung m anueller Befähigung 
(C .C .M .) eine praktische Erfahrung von m indestens zwei Jahren im betreffenden B eruf 
nachw eisen kann, oder der ohne Schuldiplom  eine praktische Erfahrung von zehn Jahren im 
betreffenden B eru f nachweist (vgl. HANDELSKAMMER DES GROßHERZOGTUMS LU ­
XEMBURG 1992: 74f.).
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Ausgangspunkt der drei Sicherungssysteme war die desolate Lage der Bevölke­
rung Mitte bis Ende des 19. Jahrhunderts, die dazu führte, daß soziale Grundssi­
cherungssysteme der Kranken-, Unfall- und Altersversorgung eingeführt wurden. 
Später kamen, abgetrennt von den urspünglichen Sicherungsbereichen, Arbeitslo­
senversicherung sowie der Auf- und Ausbau von Familienleistungen hinzu. Auch 
zum heutigen Zeitpunkt sind parallele Entwicklungen in Form von Reformen v.a. 
der Gesundheits- und Rentenversicherung beobachtbar, wenn auch z.T. zeitver­
setzt.

In allen drei Ländern ruht die soziale Sicherheit auf mehreren Säulen, ist also 
niemals Sache eines einzigen Schutzsystems. Neben der staatlichen Grundsiche­
rung gewähren Zusatzsysteme und Privatversicherungen einen umfassenden so­
zialen Schutz. Getragen wird das Sicherungsnetz meist von selbstverwalteten 
Trägem unter staatlicher Aufsicht. Man findet ein beitragspflichtiges, durch 
staatliche Zuschüsse unterstütztes Umlagesystem, das verschiedene Sach- und 
Geldleistungen im Falle von Krankheit, Mutterschaft, Alter, Invalidität und Ar­
beitslosigkeit bietet und Familien mit Kindern vielfältige Unterstützungen zusagt.

Solange man bei einem oberflächlichen Vergleich bleibt, kommt man zu dem 
Schluß, daß die drei Länder im Bereich der sozialen Sicherung sich sehr gleichen 
und deshalb hierin keine Ursache für das Handeln von Akteuren auf dem grenz­
überschreitenden regionalen Arbeitsmarkt zu suchen ist. Blickt man allerdings 
etwas tiefer unter die Oberfläche, stößt man sehr schnell auf den Facettenreich­
tum der einzelnen Systeme. Acker (1994: 145), die wie Mager (1991) den Ver­
such unternommen hat, nur die Rentenversicherungssysteme mehrerer Länder der 
Europäischen Union zu vergleichen, kommt zu der Erkenntnis: „In der Realität 
und Praxis erweisen sich die einzelnen Systeme als wesentlich komplexer, diffe­
renzierter und lassen sich daher auch nur sehr schwer vergleichen.“ Wenn man - 
wie in dieser Arbeit geschehen - nicht nur die Alterssicherung, sondern das ge­
samte soziale Sicherungssystem vergleichend analysiert, kann man erst recht zu 
dem Ergebnis kommen, daß die betrachteten Sicherungssysteme in den relevan­
ten Aspekten hinreichend divergent sind, um einen Einfluß auf das Arbeitsmarkt­
verhalten der grenznahen Unternehmen wie der potentiellen Grenzgänger auszu­
üben. Die für den Fortschritt der Arbeit zentralen Befunde hinsichtlich der finan­
ziellen Belastung der Arbeitgeber aus den institutioneilen Rahmenbedingungen 
werden anhand der Indikatoren Geltungsbereich, Finanzierung und Dokumen­
tationsvorschriften des Sozialversicherungsrechts, der arbeitsrechtlichen Mindest­
lohnpflichten sowie der gesetzlichen Vorschriften über die Ausgestaltung be­
trieblicher Alters- und Krankenversorgungssysteme präsentiert.
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5.2 Komparative Kostenbelastungen: Institutionenabhängige Kosten 
der Mobilitätsbeeinflussung

Kommt man jetzt wieder auf den Ausgangspunkt dieser empirischen Institutio­
nenanalyse zurück, dann kann man folgende Ergebnisse zusammenfassen: Prin­
zipiell gelten unterschiedliche gesetzliche Grundlagen für sozialversicherungs­
pflichtige Entgeltzahlungen einerseits und betriebliche Alters- und Krankenver­
sorung andererseits. Es konnte herausgearbeitet werden, daß sich unterschiedli­
che entgeltbezogene und sozialleistungsbezogene Kostenbelastungen je  Land er­
geben. Unter der Annahme, daß die Wertschöpfung je  Arbeitsplatz in allen Un­
ternehmen gleich ist und die betriebliche Kompensationsentscheidung nur von 
den verschiedenen Kosten abhängt, sollen nun vor dem Hintergrund der länder­
spezifischen Einzelinformationen die Unternehmen in eine Gruppe stark finan­
ziell belasteter Betriebe und eine Gruppe gering finanziell belasteter Firmen un­
terteilt werden. Dies ist der erste Schritt zur Konkretisierung der in Kapitel II 
entwickelten Hypothesenmatrix.

5.2.1 Kosten aus sozialversicherungsrechtlichen Regelungen und den Be­
stimmungen zum Mindestlohn

Die sozialversicherungsrechtlichen Regelungen gelten prinzipiell für alle Be­
schäftigten, in Frankreich und Luxemburg unabhängig von deren Einkommen. In 
Deutschland dagegen sind in einzelnen Versicherungszweigen Ausnahmen vor­
gesehen: Bei der gesetzlichen Krankenversicherung sind weder geringfügig Be­
schäftigte noch Personen oberhalb der Versicherungspflichtgrenze pflichtversi­
chert, in der Arbeitslosenversicherung besteht diese Ausnahme für kurzzeitige 
oder nicht ständige Beschäftigungsverhältnisse. Der sachliche Geltungsbereich 
erstreckt sich in Frankreich über alle fünf Systeme, in Luxemburg bleibt die Ar­
beitslosenversicherung, in Deutschland bleiben die Familienleistungen außen vor. 
Deutschland hat somit im Hinblick auf den Geltungsbereich einen relativen Ko- 
stenvorsprung vor den beiden anderen Ländern.

Die Gesamtbeitragsbelastung der Unternehmen an die zuständigen Sozialversi­
cherungsträger variierte in 1992 zwischen 32,6% in Luxemburg und 51,7% in 
Frankreich (Deutschland 40,4%) (vgl. Bundesm inisterium  für A rbeit  und  
Sozialordnung  1993: 13). Der jeweilige Arbeitgeberanteil differiert besonders 
stark bei den Krankenversicherungsbeiträgen (1992: D=6,7%, F=12,6%, 
L=2,575-4,5%) und bei den Familienleistungen (1992: F=5,4%, L=l,8% ). Hin­
sichtlich der Rentenversicherung und der Arbeitslosenversicherung sind die Un­
terschiede eher gering. Angaben zu Beitragssätzen der Unfallversicherungen 
fehlen regelmäßig, da diese von Gefahren-/Risikoklassen abhängen und unter­
nehmensspezifisch sind. Offensichtlich ist jedoch, daß in Frankreich Arbeitgeber 
stets einen größeren Anteil an Sozialversicherungsabgaben als die Arbeitnehmer 
zu tragen haben oder gar Alleinzahler sind, während in Deutschland und Luxem-
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bürg die paritätische Umlagenfinanzierung dominiert. Insgesamt kann man fest- 
halten, daß Luxemburg aufgrund der Finanzierungsbedingungen der Sozialversi­
cherung den größten komparativen Kostenvorteil hat, während französische Un­
ternehmen ganz klar einen Kostennachteil haben.

Als Bemessungsgrundlage für die Beitragszahlungen gilt gemeinhin das Brut­
toarbeitsentgelt. Deutsche und französische Unternehmen müssen aber darüber 
hinaus neben den laufenden Geldzahlungen auch noch den Wert von Sachbezü­
gen, wie Kost oder Wohnung, mitberücksichtigen und erleiden dadurch einen re­
lativen Kostennachteil gegenüber luxemburgischen Unternehmen. Dafür haben 
deutsche Firmen einen Kostenvorteil aufgrund der im Vergleich zu den anderen 
Regionen relativ niedrigen Beitragsbemessungsgrenzen in sämtlichen Versiche­
rungszweigen. In Luxemburg sind diese bereits deutlich höher angesetzt und in 
Frankreich liegen sie mit Ausnahme der gesetzlichen Rentenversicherung sehr 
hoch oder es gibt gar keine, mit der Folge, daß bis zum höchstmöglichen Ein­
kommen Beiträge abgeführt werden müssen. Insofern sind französische Unter­
nehmen in ihrem Gestaltungsspielraum nach oben relativ benachteiligt.

Die betrachteten arbeitsrechtlichen Regelungen zum Mindestlohn zeigen eben­
falls unterschiedliche finanzielle Belastungen der Arbeitgeber. Während es in 
Deutschland keinen durch Gesetz oder allgemeingültig erklärten Kollektivvertrag 
festgelegten Mindestlohn gibt und allenfalls bei Tarifgebundenheit branchenta­
rifliche Mindestlöhne berücksichtigt werden müssen, gibt es sowohl in Frank­
reich als auch in Luxemburg einen staatlich festgesetzten Mindestlohn. Der Un­
terschied in den beiden Regelungen liegt darin, daß in Frankreich eine jährliche 
Anpassung vorgenommen wird, der Mindestlohn aber relativ niedrig ist, während 
in Luxemburg alle zwei Jahre eine Anpassung erfolgt und der Betrag relativ hö­
her liegt. Insofern haben luxemburgische Unternehmen in diesem Punkt eher ei­
nen Kostennachteil, während deutsche Unternehmen einen deutlichen Kostenvor­
teil haben dürften.

Unternehmen in Frankreich sind per Gesetz zu der jährlichen Erstellung einer
u.U. sehr umfangreichen, Lohn- und Sozialleistungen dokumentierenden So­
zialbilanz verpflichtet, deutsche Unternehmen müssen demgegenüber Lohnunter­
lagen für alle Beschäftigten führen sowie einzelne Positionen insbesondere nach 
dem Steuerrecht ausweisen, während Firmen in Luxemburg keiner solchen Do­
kumentationspflicht unterliegen. Damit haben sie einen komparativen Kostenvor­
teil hinsichtlich der Verwaltungskosten der Erstellung einerseits, andererseits 
können sie zu relativ geringen Kosten an Informationen über ihre Arbeitsmarkt­
konkurrenten aus Frankreich und Deutschland kommen. Für deutsche Unterneh­
men entstehen bereits Informationserstellungs- und -beschaffungskosten, insbe­
sondere wenn es um Informationen über luxemburgische Betriebe geht; aller­
dings haben sie immer noch einen relativen Kostenvorteil im Vergleich zu Unter­
nehmen in Frankreich.
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5.2.2 Kosten aus Regelungen zur betrieblichen Alters- und Krankenver­
sorgung

Während in Luxemburg und Deutschland die Einrichtung ergänzender Siche­
rungssysteme der Altersversorgung, aber auch der Krankenversorgung grundsätz­
lich freiwillig ist, ist sie in Frankreich kraft Gesetz obligatorisch. Entscheiden 
sich deutsche Unternehmen jedoch dazu, eine betriebliche Altersvorsorge oder 
eine Betriebskrankenkasse einzurichten, dann müssen sie bestimmte Bedingun­
gen erfüllen. Sowohl deutsche als auch luxemburgische Unternehmen können 
selbst festlegen, wer zu den Anspruchsberechtigten für diese Zusatzleistungen 
gehören soll, in französischen Betrieben sind grundsätzlich alle Arbeitnehmer 
anspruchsberechtigt. Insofern haben französische Unternehmen einen ganz klaren 
Kostennachteil, während luxemburgische Firmen den größten Vorteil haben 
dürften.

Im Hinblick auf die Finanzierung haben Unternehmen in Frankreich nur mit ei­
nem bestimmten Arbeitgeberbeitrag die Zusatzsysteme zur Altersversorgung zu 
finanzieren, während in den beiden anderen Ländern i.d.R. die Firmen selbst die 
Gesamtkosten tragen, obwohl sie grundsätzlich die Arbeitnehmer beteiligen 
könnten. Bei der Krankenversorgung zahlen in allen drei Ländern die Unterneh­
men nur einen Beitrag, der aber in Deutschland in der Regel unter dem an die ge­
setzlichen Krankenkassen liegt, während er in Luxemburg mit diesem identisch 
ist. In diesem Punkt dürften französische Unternehmen insgesamt einen leichten 
Kostenvorteil haben. Unverfallbarkeit von Ansprüchen tritt in Frankreich sofort 
ein, in Deutschland ist gesetzlich vorgeschrieben, daß sie dann eintritt, wenn be­
stimmte Bedingungen hinsichtlich Alter des Anspruchsberechtigten und seiner 
Betriebszugehörigkeitsdauer erfüllt sind. Die luxemburgische Gesetzgebung sieht 
keine Unverfallbarkeitsregelungen vor. Insofern sind deutsche und französische 
Unternehmen hier gegenüber luxemburgischen benachteiligt. Eine Benachteili­
gung erfahren deutsche Betriebe auch, weil sie für fast alle Formen der betriebli­
chen Altersversorgung zu einer beitragspflichtigen Mitgliedschaft beim Pensions- 
Sicherungs-Verein gezwungen werden, der im Insolvenzfall eintritt. Geraten 
Betriebskrankenkassen in Zahlungsschwierigkeiten, so besteht von Gesetzes we­
gen eine betriebliche Garantieträgerschaft. In den anderen Ländern scheint es 
einen solchen Insolvenzschutz nicht zu geben. Ebenso wenig belastet werden 
luxemburgische oder französische Unternehmen bei Betriebsinhaberwechseln. 
Da in Frankreich die Zusatzversorgung sowieso obligatorisch ist, hat dies dort 
keine andere Kostenbelastung zur Folge, in Luxemburg besteht keine Pflicht zur 
Sicherung von Anwartschaften, in Deutschland dagegen bleiben die Ansprüche 
der noch beschäftigten Mitarbeiter bei Kauf eines Unternehmens bestehen. Be­
trachtet man schließlich noch die Regelungen zur Anpassung der Leistungen, 
dann gibt es in Deutschland grundsätzlich alle drei Jahre die Pflicht zur Anpas­
sung. In Luxemburg besteht keinerlei Anspassungsverpflichtung und in Frank­
reich werden Unternehmen allenfalls durch jährlich neu festgesetzte Beitrags-
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sätze höher belastet. Auch bei den sozialleistungsbezogenen Kostenkomponenten 
müssen wieder Dokumentationsverpflichtungen angeführt werden; es gelten hier 
aber wieder die gleichen Belastungen wie sie bereits bei den Entgeltkomponenten 
ausgeführt wurden.

5.2.3 Gruppierung der Unternehmen nach ihrer Kostenbelastung aus 
dem sozialen Sicherungsregime

Um die Kostenbelastungen der Unternehmen aus den länderspezifischen Rege­
lungen der sozialen Sicherungssysteme vergleichen zu können und damit eine 
Basis für die Kategorisierung der Betriebe in solche mit geringen vs. hohen An­
reizkosten vornehmen zu können, wird ein Index erstellt. Dabei wird die betrieb­
liche Kostenbelastung aus dem sozialen Sicherungssystem als zweidimensionale 
Eigenschaft, die sich aus entgeltbezogenen und sozialleistungsbezogenen Kosten 
zusammensetzt, aufgefaßt. Die Ausprägung jeder Teildimension wird an den ver­
schiedenen, zuvor beschriebenen Indikatoren festgemacht. Je Indikator wird eine 
Bewertung von 0 „gering“ bis 2 „umfangreich“ vorgenommen. Bei der Auswer­
tung werden dann zunächst die Bewertungspunkte der Indikatoren einer Teildi­
mension addiert und anschließend die Partialbewertungen zusammengefaßt.244 
A uf jeder dieser Stufen ist eine Gewichtung einzelner Indikatoren bzw. Teildi­
mensionen möglich (vgl. zu diesem Verfahren Mayntz /H olm /HObner  1972: 
44-47).245

Überträgt man diese Vorgehensweise nun auf das vorliegende Problem, dann 
kann man aufgrund der zuvor zusammengestellten Detailinformationen über die 
sozialen Sicherungssysteme Deutschlands, Frankreichs und Luxemburgs nun die 
in Übersicht 8 dargelegte Zuordnung der Zahlenwerte vornehmen, wobei bei der 
Bewertung das jeweils zu beurteilende Land in Relation zu den beiden anderen 
gesetzt wurde.

244 Ein Einw and gegen das V erfahren der Indexbildung ist, „[...] daß häufig nur ordinal inter­
pretierbare Zahlen w erte fiir die M erkm alsausprägungen a u f  verschiedenen Teildim ensionen 
anschließend addiert, d.h. so behandelt werden, als handele es sich um kardinale Zahlen, 
die außerdem  durch A nlegen eines einheitlichen M aßstabes an alle Teildim ensionen zu­
stande gekom m en sind“ (M a y n t z /H o l m /H O b n e r  1972: 46). A uch w enn die Indexkon­
struktion diesen statistischen M angel aufw eist, so ist sie dennoch ein nützliches, w enn auch 
grobes V ergleichsm aß für das A usm aß bestim m ter M erkm ale in verschiedenen Gruppen 
und als solches hilfreich für die h ier angestrebte K lassifizierung der U nternehm en in insti­
tu tionenbedingt finanziell stark vs. gering belastete U nternehm en.

245 H ier w ird  jedoch  keine G ewichtung der einzelnen Indikatoren vorgenom m en, da ihre B e­
deutung in A bhängigkeit z.B. von der B eschäftigtenstruktur oder von den für das U nter­
nehm en geltenden handels- und steuerrechtlichen R egelungen unterschiedlich sein dürfte. 
D a d ie em pirische Institutionenanalyse w eniger einer exakten K ostenkalkulation als viel­
m ehr einer U ntem ehm ensklassifikation dienen soll, w ird au f Gewichtungen, die nur speku­
lativ sein könnten, verzichtet.
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Auffälliges Ergebnis dieser Zusammenfassung ist, daß sich die länderspezifi­
schen Kostenbelastungen unterscheiden, je nachdem, ob man die entgelt- oder die 
sozialleistungsbezogenen Regelungen betrachtet. Es lassen sich in Abhängigkeit 
von diesen Regelungsbereichen auch unterschiedliche Gruppen von Unternehmen 
zusammenfassen: Während die entgeltbezogene Kostenbelastung von deutschen 
und luxemburgischen Unternehmen relativ nahe beieinanderliegt und französi­
sche Unternehmen einen relativen Kostennachteil aufweisen, kann man hinsicht­
lich der sozialleistungsbezogenen Kostenbelastung die deutschen und französi­
schen Unternehmen zu einer Gruppe zusammenfassen und gegen die luxemburgi­
schen Firmen abgrenzen.

Übersicht 8: Ländervergleich der entgelt- und sozialleistungsbezogenen Kosten­
belastungen

Indikator Deutschland Frankreich Luxemburg
Teildimension Entgelt
Persönlicher Geltungsbereich 1 2 2
Sachlicher Geltungsbereich 1 2 1
Gesamtbeitragsbelastung 1 2 0
Beitragsbemessungsgrenze 0 2 1
Mindestlohnverpflichtung 0 1 2
Dokumentationspflicht 1 2 0
Entgeltbezogene Kostenbelastung 4 11 6

Teildimension Sozialleistungen
Einrichtungspflicht/-bedingung 1 2 0
Kreis der Anspruchsberechtigten I 2 1
Finanzierung durch Unternehmen 2 1 2
Unverfallbarkeit 1 2 0
Insolvenzsicherung/Garantieträgerschaft 1 0 0
Übernahme bei Betriebsinhaberwechsel 2 0
Anpassungspflicht 2 1 0
Dokumentationspflicht 2 0
Sozialleistungsbezogene Kostenbelastung 11 11 3

Gesamtkostenbelastung 15 22 9

Q uelle: Eigene Erstellung

Betrachtet man dagegen die Gesamtbelastung aus den länderspezifischen Rege­
lungen zur sozialen Sicherheit, dann kann man keine Klassifikation in zwei 
Gruppen mehr vornehmen, wohl aber eine Rangfolge relativer Kostenbelastungen 
ausmachen: Insgesamt haben luxemburgische Unternehmen einen komparativen 
Kostenvorteil und französische Finnen einen relativen Kostennachteil, während 
deutsche Betriebe das Mittelfeld bilden. Logische Folge dieser aufgedeckten 
Unterschiede ist, daß die nachfolgende Analyse der Determinanten des betriebli­
chen Kompensationsniveaus in Abhängigkeit von Markt- und Institutionenfakto-
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ren sowohl anhand zweier Partialanalysen - betriebliche Entgelt- und betriebliche 
Sozialleistungsentscheidung - als auch mittels einer Totalanalyse - Gesamtkom­
pensationsentscheidung - erfolgen sollte.

Bevor dies jedoch geschehen kann, muß nach dieser ersten Einteilung der Unter­
nehmen nach ihren finanziellen Belastungen aufgrund der institutionellen Rah­
menbedingungen als nächstes eine Einteilung nach den Arbeits- und Absatz­
marktbedingungen vorgenommen werden, was am Anfang des nun folgenden 
Kapitels IV anhand der QUIPPE-Daten geschehen wird.
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IV. Strategien betrieblicher Kompensation: Empirische Be­
funde und ihre ökonomische Interpretation

Nachdem in den vorhergehenden Kapiteln ein theoretisches Modell betrieblicher 
Kompensationsentscheidungen herausgearbeitet worden ist und ausführlich auf 
nationale Systeme sozialer Sicherung als relevante Einflußgrößen des betriebli­
chen Entscheidungsparameters „Anreizkosten“ eingegangen wurde, steht in die­
sem Kapitel die empirische Überprüfung der vermuteten Zusammenhänge im 
Vordergrund.

Dazu wird zunächst die Quinter Studie zur Praxis der Personalpolitik in Europa 
(QUIPPE) als Datengrundlage vorgestellt, bevor in einem zweiten Schritt die be­
fragten Unternehmen hinsichtlich ihres Wettbewerbsdrucks am Arbeitsmarkt und 
ihrer absatzmarktpolitischen Situation charakterisiert werden. A uf Basis dieser 
Informationen können dann die Unternehmen in die bereits erarbeitete Hypothe­
senmatrix eingeordnet werden. In einem dritten Schritt wird schließlich die Be­
deutung der drei potentiellen Determinanten betrieblicher Kompensationspolitik 
ausführlich analysiert. Dabei wird zunächst deren Einfluß auf das betriebliche 
Entgelt- und Sozialleistungsniveau jeweils getrennt eingehend untersucht, bevor 
das Gesamtkompensationsniveau im Mittelpunkt der Analyse steht. Abschließend 
wird der Zusammenhang von regionenspezifischen Rahmenbedingungen, domi­
nanter Kompensationsstrategie und dem Ausmaß grenzüberschreitender Pendel­
wanderungen studiert.

1. Die Quinter Studie zur Praxis der Personalpolitik in Europa  
als Datenbasis

Daß es bislang kaum theoretisch fundierte und empirisch gesättigte Länderver­
gleiche betrieblicher Personalpolitik gibt, ist keine neue Erkenntnis dieser Arbeit. 
Wesentliches Defizit ist, daß das vorliegende Zahlenmaterial kaum die Möglich­
keit zu international vergleichenden Analysen betrieblicher Personalpolitik bietet. 
Vorhandene Daten stammen aus unterschiedlichen Berichtssystemen, deren 
Periodizität, Erhebungsmerkmale, räumliche und zeitliche Abgrenzungen z.T. 
stark divergieren, was internationale und interregionale Vergleiche nahezu un­
möglich macht. Daneben besteht das Problem eines zu hohen Aggregations­
niveaus der ausgewiesenen Informationen mit der Folge, daß zwar das Ergebnis 
wirtschaftlichen Handelns verschiedener Unternehmen einer Branche, einer Re­
gion oder der Gesamtwirtschaft dokumentiert ist, nicht jedoch ihr Zustande­
kommen auf betrieblicher Ebene.
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„D a sich hinter Aggregatanalysen betrieblich unterschiedliche, j a  gegenläufige Be­
schäftigungsentw icklungen und eine divergierende D ynam ik ihrer Determinanten 
verbergen, können die W issensdefizite nur über betriebsbezogene A nalysen abge­
baut w erden“ (Pro jek tg r u ppe  B e tr ie b spa n el  1991: 515).

Daß solche Studien im Vergleich zu haushaltsökonomischen Untersuchungen 
noch vergleichsweise selten vorliegen, liegt nicht nur an der mangelnden Verfüg­
barkeit entsprechender Daten, sondern auch daran, daß Untemehmensverhalten 
sich oft nur über diskrete oder kategoriale Daten messen läßt, deren Auswertung 
jedoch nicht die traditionellen ökonometrischen, sondern einfache statistische 
Verfahren erfordert.246 Im internationalen Vergleich kommt noch das Problem 
hinzu, daß funktionale Äquivalente fehlen mit der Folge, daß verwendete landes­
spezifische Indikatoren zur Messung desselben Phänomens nicht miteinander 
vergleichbar sind.

In Ermangelung international vergleichbarer, sich auf konkrete regionale und 
zeitliche Grenzen beziehender, funktional äquivalenter Betriebsdaten weiß man 
auch nur sehr wenig über die betriebliche Kompensationspolitik sowie über das 
Verhalten der Unternehmen auf den relevanten Arbeits- und Absatzmärkten in 
den verschiedenen Regionen Europas. Infolgedessen kann man auch keine ge­
sicherten Aussagen über den Einfluß unterschiedlicher institutioneller Rahmenbe­
dingungen, wie den Regelungen sozialer Sicherung, auf die jeweilige betriebliche 
Personalpolitik machen.

Zur Behebung dieses Defizits haben sich im Herbst 1992 vier Mitarbeiterinnen 
des Instituts für Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der Europäischen Ge­
meinschaft (IAAEG) zur „Arbeitsgruppe Untemehmensbefragungen“ (AGUB) 
zusammengefunden, um gemeinsam im Rahmen einer länderübergreifenden Stu­
die betrieblicher Personalpolitik die für verschiedene Forschungsprojekte not­
wendigen Daten zu erheben.247 Aufgrund begrenzter Ressourcen und des erklär­
ten Ziels, die zuvor beschriebenen Mängel zu vermeiden, wurde keine breite 
Repräsentativitätsbefragung, sondern wurden detaillierte Fallstudien von matched 
pairs angestrebt, die jederzeit zu einem größeren Datensatz erweitert werden

246 D iese von ZIMMERMANN (1994) vertretene These m acht e r an verschiedenen qualitativen 
D aten zum  U ntem ehm ensverhalten deutlich.

247 KRUG (1976: 12) beklagt die D iskrepanz zw ischen Ersteller und V erw ender w irtschaftswis­
senschaftlicher D aten, m it der Folge, daß die zur em prirschen Ü berprüfung einer Theorie 
notw endigen Inform ationen m eist nicht der Feinstruktur der Theorie entsprechen. „D a das 
Z usam m enspiel zw ischen Theorie, M essen und Sam m eln von quantitativen Unterlagen in 
den W irtschaftsw issenschaften nicht in ähnlicher W eise erreicht ist, w ie beispielsweise in 
der Physik, ist es  schw ierig, in den W irtschaftsw issenschaften eine a u f den Verwendungs­
zw eck ausgerichtete „Genauigkeit“ anzustreben.“ D ieses Problem  wird m it der in dieser 
A rbeit präsentierten Vorgehensw eise reduziert.
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können. Nach einer einjährigen intensiven Vorbereitung248 der Befragung fand 
diese im Herbst/Winter 1993 statt.

1.1 Auswahlentscheidungen und ihre Konsequenzen

Wesentliche Auswahlentscheidungen bezogen sich auf die Regionen- und Bran­
chenauswahl, da von ihnen das Zustandekommen der angestrebten matched pairs 
abhängig war. Die Regionen- und Branchenauswahl sollte in erster Linie unter­
schiedliche institutionelle und marktmäßige Rahmenbedingungen zur Verfügung 
stellen, mußte sich aber dabei auch an der Themenstellung der Projekte der Mit­
arbeiterinnen orientieren. Infolgedessen mußten zur Kontrolle des Einflusses von 
Grenzen grenznahe wie grenzfeme regionale Arbeitsmärkte berücksichtigt wer­
den; zur Abdeckung unterschiedlicher marktmäßiger Rahmenbedingungen muß­
ten Agglomerationsräume ebenso wie eher strukturschwache Regionen vertreten 
sein. Darüber hinaus mußte noch ein Teil der Unternehmen aus dem Finanzbe­
reich stammen. Ausgewählt wurden die Regionen Trier, Saarland, Rheinhessen- 
Pfalz und Lothringen, da es sich hier um eher strukturschwache Grenzregionen 
handelt; das Rhein-Main-Gebiet mit dem Zentrum Frankfurt und Greater London 
wurden als grenzfeme Bankenzentren und Agglomerationsräume aufgenommen. 
Luxemburg wurde zusätzlich als Grenzregion, aber auch als Bankenmetropole 
ausgewählt.249

Die auf diesen regionalen Arbeits- und Absatzmärkten auszuwählenden Unter­
nehmen sollten unterschiedliche Sektoren (Industrie und Dienstleistung) sowie 
differierende durchschnittliche Qualifikationsniveaus repräsentieren. Die genaue 
Branchenauswahl mußte die thematischen Schwerpunkte der beteiligten Arbeiten 
ebenso berücksichtigen wie gleichzeitig die sektorale Struktur in den ausgewähl­
ten Regionen. Die Wahl fiel nach Analyse wirtschaftlicher Indikatoren und quali­
tativer Daten auf die industriellen Bereiche „Elektro“ als Branche mit hohen 
Qualifikationsanforderungen, „Textil“ und „Metall“ als Branchen mit eher gerin­
gen Qualifikationsanforderungen sowie die Dienstleistungsbranche „Banken“. 
Um eine zu große Heterogenität der einzelnen Unternehmen einer Branche zu 
vermeiden, wurde nach Auswertung eigens erstellter Branchenberichte eine Ein-

248 D ie Intensität der Vorbereitung und Durchführung der Befragung bem ißt sich in ca. v ier 
„M ann-Jahren“ w issenschaftlichen Personals und zusätzlichem  A rbeitseinsatz e iner V iel­
zahl w issenschaftlicher Hilfskräfte.

249 Um eine international vergleichbare Regionenabgrenzung zu erhalten, w urde a u f  d ie bereits 
bestehenden und international anerkannten N U TS-Ebenen, d ie a u f  einer System atik der re ­
gionalen Gebietseinheiten in Europa basieren, zurückgegriffen. D ie hier ausgew ählten R e­
gionen liegen au f der N U TS-II-Ebene, die in Deutschland vergleichbar m it den R egie­
rungsbezirken, in Großbritannien m it den groups o f  counties und in Frankreich m it den 
Régions ist. Luxem burg w ird dabei nicht w eiter unterteilt (vgl. EUROSTAT 1991).
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grenzung auf bestimmte Schwerpunkte wirtschaftlicher Tätigkeit vorgenommen. 
Unter den Prämissen, daß noch eine ausreichend große Zahl an Unternehmen je 
Teilbranche und Region vorhanden ist und die Unternehmen auch tatsächlich in 
der Güterherstellung tätig sind, wurde die Stichprobe für die Metallbranche aus 
den Bereichen Hochöfen, Stahl- und Warmwalzwerke, Gießen und Walzen, Zie- 
hereien und Kaltwalzwerke, die der Elektrobranche aus dem Bereich Meß- und 
Regelungstechnik gezogen. In der Textilbranche wurden Unternehmen, die Se­
geltücher, Zelte, Jute, Gardinen und Vorhänge sowie Haushaltstextilien und 
Grobgewebtes hersteilen, berücksichtigt. Auch im Bankensektor zeigte sich bald, 
daß eine weitere Einschränkung auf eine bestimmte Geschäftstätigkeit unabding­
bar ist, um sinnvolle matched pairs zusammenzustellen. Die Wahl fiel auf den 
Universalbanktyp, weil diese Geschäftsbanken standortunabhängig ein breites 
Leistungsspektrum anbieten und deshalb eine größere internationale Vergleich­
barkeit als Spezialbanken bieten250 (vgl. ausführlich zu den Auswahlentscheidun­
gen Backes-Gellner/BÖCK/Wienecke 1994: 8ff.).

1.2 Grundgesamtheit und Stichprobe

Zur Ziehung der Stichprobe aus der so definierten Grundgesamtheit wurden Da­
tenbankrecherchen in den beiden Untemehmensdatenbanken Dun&Bradstreet 
sowie Hoppenstedt durchgeführt. Der Vorteil der Untemehmensdatenbanken 
liegt darin, daß neben Adresse und möglichen Ansprechpartnem auch Informa­
tionen zur wirtschaftlichen Tätigkeit, der Beschäftigtenzahl und dem Umsatz 
ausgewiesen werden. Zur Realisation einer ausreichend großen Stichprobe wurde 
noch ergänzendes Adressen- und Informationsmaterial über weitere Institutionen 
besorgt.251

Im Bankenbereich erwiesen sich die Datenbankrecherchen weniger zuverlässig, 
während das Material der verschiedenen kontaktierten Bankenverbände wesent­
lich umfangreichere und detailliertere Informationen lieferte.252

250 D ieser Bankentyp um faßt Großbanken, Regionalbanken sowie Privatbankhäuser und A us­
landsbanken, die zum  privaten K reditbanksektor gehören.

251 W esentliche A nlaufstellen w aren Industrie- und H andelskam m ern, Euro-Info-C entren, aber 
auch d ie G elben Seiten und die regionalen T elefonbücher sowie das A dreßbuch InterRe- 
gion von 1993. Da h ier jedoch  nur in A usnahm efällen über die A dresse h inausgehende In­
form ationen erhältlich w aren, stellen diese Inform ationsquellen nur A usnahm en dar.

252 N eben dem  M itgliederverzeichnis des Bankenverbands H essen e.V. konnte für Luxem burg 
a u f  eine A dressenliste der A ssociation des Banques et Banquiers Luxem bourg zurückge­
griffen werden. Für die R egionen Saar-Trier/W estpfalz und Lothringen ergaben sowohl die 
D atenbankrecherchen als auch die V erbändekontakte keine ausgreichende A usw ahlgrund­
lage, w eshalb sich die Stichprobenziehung überw iegend an Telefonbüchern und G elben 
Seiten orientierte.
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Auf Basis dieser Auswahlgrundlage wurde eine Stichprobe von 268 Unterneh­
men gezogen. Erstes Auswahlkriterium war die wirtschaftliche Tätigkeit, zweites 
die Untemehmensgröße. Angestrebt wurden mindestens drei Unternehmen je 
Teilbranche in den Größenklassen 1 bis 99, 100 bis 499 und 500 und mehr Be­
schäftigte.253 Ausfälle bzw. geringe Fallzahlen, wie im Textilbereich der Region 
Frankfurt oder in der Textil- und Elektroindustrie in Luxemburg, sind überwie­
gend darauf zurückzuführen, daß die Auswahlgrundlage an Unternehmen der ge­
suchten Branchen in den betreffenden Regionen entsprechend gering war. Nach 
Aussortieren von Firmen mit reinen Verwaltungssitzen oder Vertriebszentren 
blieben nur noch wenige Produktionsuntemehmen in der Grundgesamtheit übrig. 
Insofern kann davon ausgegangen werden, daß die Zahl der befragten Unterneh­
men in den betroffenen Branchen und Regionen nicht notwendigerweise die 
Folge hoher Antwortausfalle254 sind, sondern oft den dort typischen Untemch- 
mensbesatz „repräsentieren“. Ferner blieben auch die Unternehmen unberück­
sichtigt, bei denen sich herausstellte, daß sie z.B. aufgrund falscher Branchenzu­
ordnung in den Datenbanken oder wegen zwischenzeitlicher Betriebsauflösung 
fehlspezifiziert waren. Letztlich wurde ein faktischer Stichprobenumfang von 82 
Unternehmen (31%) realisiert (vgl. Tabelle 2).255

Die Tabelle macht deutlich, daß die angestrebten matched pairs sich nicht durch­
gängig realisieren ließen, in vielen Fällen jedoch ein sehr gutes matching ver­
wirklicht werden konnte.

In den die vorliegende Studie interessierenden Regionen konnten insgesamt Ver­
treter von 50 Unternehmen befragt werden (vgl. Übersicht 9). 80% davon hatten 
ihren Sitz in einer der eher strukturschwachen Grenzregionen Saar-Trier/ 
Westpfalz und Lothringen, die verbleibenden 20% entfielen auf das Wirtschafts­
zentrum Luxemburg. Der Finanzsektor ist insgesamt mit 36% am stärksten ver­
treten, dahinter folgen die Branchen Metall (26%), Textil (20%) und Elektro 
(18%). Insgesamt überwiegen Unternehmen aus Bereichen mit höheren Qualifi­
kationsanforderungen (Eiektro und Finanzen) leicht mit ca. 54%.

253 A uch h ier orientierte sich das Forscherteam  an einer bereits bew ährten G rößenklassifika- 
tion. D ie h ier verw endete stam m t aus der von der EG-KOMMISSION (1990) veröffentlichten 
Studie „Enterprises in Europe“ .

254 A nw ortausfälle gab es v.a. in der M etall- und Elektroindustrie im R hein-M ain-Gebiet. N e­
ben einem  ungünstigen Befragungszeitraum  in d ieser R egion (Jahresw echsel) wurde als 
G rund fü r eine m angelnde Interview bereitschaft auch die H äufigkeit von Anfragen anderer 
Forschergruppen genannt. D ieser G rund sowie laufende U m strukturierungsprozesse w ur­
den auch bei A bsagen in den anderen Regionen häufiger angebracht.

255 Kr u g /N o u r n ey  (1987: 98) bezeichnen die um die direkten A ntw ortverw eigerungen redu­
zierte Stichprobe als effektiven Stichprobenum fang. D er faktische S tichprobenum fang er­
gibt sich, w enn man zusätzlich U nternehm en, die sich zw ar in der A usw ahlgrundlage be­
fanden, aber zum Erhebungszeitpunkt nicht (m ehr) existierten (unechte A usfälle), unbe­
rücksichtigt läßt.
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Tabelle 2: Befragungsstruktur QUIPPE

Region/Branche Angeschrieben Zusagen Absagen
Lothringen 48 20 28
Metall 8 7 1
Textil 13 5 8
Elektro 12 3 9
Banken 15 5 10
Saar-Trier/W estpfalz 45 20 25
Metall 18 4 14
Textil 8 4 4
Elektro 7 5 2
Banken 12 7 5
Frank fu rt 77 14 63
Metall 16 2 14
Textil 6 0 6
Elektro 35 5 30
Banken 20 7 13
Luxem burg 21 10 11
Metall 6 2 4
Textil 2 1 1
Elektro 3 1 2
Banken 10 6 4
G reater London 77 18 59
Metall 13 3 10
Textil 28 4 24
Elektro 16 6 10
Banken 20 5 15
Summe insgesamt 268 82 186

Q uelle: E igene Erstellung

In der Stichprobe sind kleinere und mittlere Unternehmen bis 500 Beschäftigte 
mit 76% am häufigsten vertreten. Allerdings werden regionen- und branchen­
spezifische Unterschiede recht deutlich (vgl. Übersicht 9): Während in den Re­
gionen Saar-Trier/Westpfalz und Lothringen mittelgroße Unternehmen mit 100 
bis unter 500 Beschäftigten überwiegen (55% bzw. 45%), liegt in Luxemburg der 
Kleinbetrieb mit unter 100 Mitarbeitern (50%) leicht vorne. In den Industriesek­
toren Metall und Textil stehen mittelgroße Unternehmen, im Elektrobereich 
Kleinbetriebe im Vordergrund. Im Finanzsektor wurden überwiegend größere 
Institute befragt, im Textilsektor stellte sich kein Großunternehmen den Fragen. 
Bei Branchen mit durchschnittlich geringeren Qualifikationsanforderungen 
(Metall und Textil) herrschten Mittelbetriebe vor, in Bereichen mit höheren Qua­
lifikationsanforderungen hielten sich Klein- und Großunternehmen in etwa die 
Waage.
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Übersicht 9: Untemehmensstichprobe nach Regionen, Branchen und Beschäftig­
tenzahlen

Branche/ Elektro n=9 Metall n=13 Textil n=10 Finanzsektor n -1 8

Region Klein
n=5

Mittel
n=3

Groß
n -1

Klein
n=4

Mittel
n=6

Groß
n=3

Klein
n=3

Mittel
n=7

Groß
n=0

Klein
n=5

Mittel
n=5

Groß
n -8

Saar-
Trier/W est
pfalz
n=20

deklt
dek2t
dek3t

dem lt
dera3t

dm klt dmmlt
dmm2t

dm glt dtk lt dtm lt
dtm2t
dtm3t

dbklt
dbk4t

dbm lt
dbm2t
dbm5t
dbm6t

dbg4t

Luxem­
burg
n=10

lekl 1mm 1 1mg 1 ltkl lbkl
lbk2

lbgl
lbg2
lbg3
lbg4

Lothringen
n=20

fekl feml fegl fmk!
fmk2

fmml
fmm2
fmm3

fmgl
fmg2

ftkl ftml
ftm2
ftm3
ftm4

fbkl fbml fbgl
fbg2
fbg3

Die Zelleninhalte geben die befragten Unternehmen in anonymisierter Form an. Der erste Buchstabe steht 
flir das Land (Deutschland, iuxemburg, .Frankreich), der zweite fllr die Branche (Elektro, A/etall, 7extil, 
Banken) und der dritte für die Beschäftigtenzahl (/Hein (<100), Afittel (100-499), Groß (>499)). Es folgt 
eine fortlaufende Nummer und für Deutschland die Regionenkennung (Saar-7rier/Westpfalz).

Quelle: Eigene Erstellung

1.3 Strukturierte Interviews mittels regionen- und branchenspeziflschen 
Fragebogens

Mit Hilfe der Untemehmensbefragung sollten nicht nur die projektspezifischen 
Fragestellungen der an der Befragung beteiligten Wissenschaftlerinnen adäquat 
beantwortet, sondern auch ein breiteres Spektrum an betriebs- und personalwirt­
schaftlichen Fragen mittels geeigneter Indikatoren untersucht werden können. In 
der Folge entstand ein sehr umfangreicher Fragebogen, der einerseits aus den 
Projekten heraus entwickelte Fragen zur Entlohnung und zu Sozialleistungen, zur 
Arbeitszeit oder Aus- und Weiterbildung enthält, andererseits aber auch charak­
teristische Eigenschaften der befragten Unternehmen sowie deren wirtschaftliche 
und soziale Rahmenbedingungen erfaßt (vgl. B a c k e s -G e l l n e r /B Ö C K /W ie - 

NECKE 1994).256 Bei der Formulierung der Fragen und ihrer Gestaltung orien-

256 A uch w enn der Fragebogen m it durchschnittlich 43 Seiten U m fang recht differenziert w ar 
und dam it sicher um fangreicher als der eines einzelnen Forschers gew orden ist, so bietet 
d ieser aber die M öglichkeit einer um fangreichen Indikatorenauswahl für die zugrundelie­
genden und späteren Projekte.
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tierte sich das Forscherteam an bereits durchgeführten Betriebsbefragungen 
anderer Forschergruppen und an eigenen Erhebungen. Ziel war es nicht nur, auf 
bewährte Frageformulierungen zurückzugreifen, sondern auch die Möglichkeit 
herzustellen, eigene Ergebnisse mit denen anderer Forscher zu einem späteren 
Zeitpunkt vergleichen zu können. Mittels des sechsfachunterteilten257 und den 
branchen- und landesspezifischen Besonderheiten angepaßten Fragebogens258 
wurden dann strukturierte Interviews durchgeführt, die zwischen 45 Minuten und 
zweieinhalb Stunden dauerten. Auch wenn sich die Fragen überwiegend auf die 
betriebliche Personalpolitik bezogen, so waren nicht nur Personalleiter oder von 
ihnen beauftragte Personen Interviewpartner (ca. 80% der Interviews). Teilweise 
wurde das Gespräch auch mit mehreren Personen zur gleichen Zeit geführt oder 
aber mit verschiedenen Fachvertretem des Unternehmens zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten und z.T. in verschiedenen Betriebsteilen (ca. 20% der Interviews) 
(vgl. dazu auch B a c k e s -G e l l n e r /B ö c k / W i e n e c k e  1994).

Die Fragen waren teils standardisiert, teils offen. Zusätzliche Interviewerhinweise 
stellten eine einheitliche Erläuterung durch die Interviewer sicher. Alle Angabe 
bezogen sich auf die Situation des besuchten Betriebes im Jahr 1992 bzw. zum 
31.12.1992.259 In Ausnahmefällen konnten nur Angaben hinsichtlich des zuletzt 
abgeschlossenen Geschäftsjahres oder nur Angaben zum Unternehmen, nicht 
aber zum besuchten Betrieb gemacht werden. Um Auswertungs- und Interpreta­
tionsfehler zu vermeiden, wurde jedoch darauf geachtet, daß alle quantitativen 
Angaben sich auch immer auf die gleiche Untersuchungseinheit - Unternehmen 
oder Betrieb - bezogen.

Zur individuellen Auswertung der so erhobenen Daten wurden die Antworten 
codiert und edv-mäßig aufbereitet. Um die branchen- und regionenspezifischen 
Besonderheiten berücksichtigen zu können, wurde ein einheitliches, jedoch Dif­
ferenzierungen zulassendes Variablen- und Werteschema entwickelt, anhand des­
sen sämtliche Fragebögen und Antworten erfaßt wurden (vgl. B a c k e s -G e l l n e r /  

B Ö C K /W iE N E C K E  1994: 28ff). Erste Plausibilitätsprüfungen bestärkten das For­
scherteam in der differenzierenden Vorgehensweise bei der Befragung und der

257 D er Fragebogen besteht aus den Teilen: R echtsform  und U nternehm ensstruktur, Personal, 
A us- und W eiterbildung, Absatzm arkt, A rbeitsbeziehungen, Fragen an die Produktionslei­
tung.

258 Infolgedessen lagen neun verschiedene Fragebogenversionen vor: j e  Land eine für Industrie 
und Banken, für Deutschland auch eine für Sparkassen. Da darüber hinaus die Interviewer 
eine Fragebogenversion, die noch Interview erhinw eise zur konsistenten Befragung um ­
faßte, und die Interview ten eine um diese A nw eisungen gekürzte V ersion zum  Mitlesen und 
N otieren  erhielten, w aren die Fragebögen letztendlich 18-fach differenziert. T rotz des A uf­
w ands bew ährte sich dieses System in den Interview s sehr gut.

259 N u r w enige Fragen bezogen sich au f die letzten oder die nächsten fü n f bzw. zehn Jahre.
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Vercodung. Die Auswertung indirekter Kontrollfragen ergab, daß die quantitati­
ven Angaben in den Fragebögen generell valide sind.260

2. Unterteilung der befragten Unternehmen nach ihrer W ettbe­
werbssituation auf dem relevanten Arbeits- und Absatzm arkt

Zur Verwendung des Instrumentariums des „most different-most similar 
systems“- Ansatzes reicht es nicht aus, die Unternehmen nach ihrer unterschiedli­
chen Belastung durch das jeweilige soziale Sicherungssystem einzuteilen (vgl. 
Kapitel III). Vielmehr ist es darüber hinaus notwendig, sie entsprechend ihrer 
Situation am relevanten regionalen Arbeits- und Absatzmarkt zu klassifizieren.

Der Herstellung einer solchen Einordnung widmen sich die beiden nachfolgenden 
Abschitte, in denen die befragten Unternehmen erstens nach unterschiedlichen 
Wettbewerbsbedingungen am Arbeitsmarkt unterschieden und zweitens in be­
stimmte Kategorien der Wettbewerbsfähigkeit am Absatzmarkt einsortiert wer­
den.261

2.1 Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt: das An-/Abwerbeverhalten 
der befragten Unternehmen

Betrachtet man den regionalen Arbeitsmarktdruck der Unternehmen der Stich­
probe anhand ihres An-/Abwerbeverhaltens262 von Arbeitskräften, dann zeigen

260 Um V erzerrungen der Ergebnisse durch nicht-stichprobenbedingte F eh ler in der V orberei- 
tungs-, Erhebungs- und A ufbereitungsphase zu verm eiden (vgl. zu den m öglichen Fehler­
quellen K r i jg /N o u r n e y  1987: 158ff), wurden eine V ielzahl von V orkehrungen im H in­
blick a u f  A blaufplanung, Pretests, Fragebogengestaltung, Interview erhinw eise, V ercodung 
und Plausibilitätstests sowie N acherhebungen vorgenom m en (vgl. dazu B A C K E S -G ellner/ 
BÖCK/WlENECKE 1994).

261 K ulturelle und politische Ä hnlichkeit ist dadurch gew ährleistet, daß die h ier betrachtete 
grenzüberschreitende Großregion ehem als zusam m engehörte und gleiche kulturelle  W ur­
zeln hat. H insichtlich des Standes der Industrialisierung und der ökonom ischen Entw ick­
lung w ird davon ausgegangen, daß die U nternehm en derselben Branchen in e tw a vergleich­
bar sind. Indizien dafür lieferten über die Befragungen hinausgehende E indrücke bei B e­
triebsbesichtigungen in den besuchten U nternehm en der verschiedenen Regionen.

262 D er eigene A nw erbungsbedarf wurde in e iner Fünfer-Likert-Skala, die von (1) 
„regelm äßig“ bis (5) „nie“ reichte, in Industriebetrieben für Produktion und kaufm änni­
schen Bereich getrennt, in Banken für alle Beschäftigten zusam m en erfaßt. D ie Frage nach 
Abw erbungsversuchen anderer U nternehm en bei den eigenen M itarbeitern w ar ursprüng­
lich als offene Frage form uliert. D ie A ntworten ließen sich jedoch  einerseits zu einer 
D um m y-V ariablen „A bwerbung ja /nein“ zusam m enfassen; andererseits konnten sich die 
A ngaben zu dem Reaktionsverhalten des befragten B etriebes au f externe A bw erbungsver­
suche in drei K ategorien unterteilen lassen: (1) K eine Reaktion, w om it sowohl erfaßt ist,
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erste Häufigkeitsauszählungen, daß in den letzten zehn Jahren insgesamt eher sel­
ten Anlaß zur Anwerbung von qualifizierten Mitarbeitern konkurrierender Unter­
nehmen bestand. Für 79% der Industriebetriebe gab es im Produktionsbereich 
und für 83% im kaufmännischen Bereich nie oder selten Anwerbungsanlässe. 
Differenziert man die anwerbenden Industrieunternehmen nach Branchen, dann 
dominieren Textiluntemehmen vor Betrieben im Metallsektor und in der Elek­
troindustrie. Demgegenüber gaben 29% der befragten Finanzinstitute an, eher 
regelmäßig Personal von Konkurrenten anzuwerben.

A uf der anderen Seite waren 55% der grenznahen Unternehmen in den letzten 
zehn Jahren selbst einmal von externen A ftwer&ungsversuchen betroffen.263 Von 
den Unternehmen aus der Region Saar-Trier/Westpfalz sagten dies 52,6% aus, 
von den luxemburgischen Finnen 75% und von den lothringischen 47,1%. Maß­
nahmen zur Verhinderung der Abwerbung haben lediglich 19% der Unternehmen 
ergriffen, dazu gehörte keiner der betroffenen lothringischen Betriebe. Unter­
nehmen der Region Saar-Trier/Westpfalz haben nur spezifisch reagiert, d.h. z.B. 
konkrete Gegenangebote gesetzt, und luxemburgische Finnen haben ihre Reak­
tionen von konjunkturellen oder personenspezifischen Bedingungen abhängig 
gemacht. Sektoral liegt der Schwerpunkt der Abwerbungsversuche im Bankenbe­
reich. Von den Unternehmen dieser Branche waren 81,3% von externen Abwer­
bungsversuchen betroffen, im Textilbereich 55,6%, in der Metallindustrie 40% 
und in der Elektrobranche 22,2%.

Um eine eindeutige, der theoretischen Argumentation folgende Einteilung der 
Unternehmen in solche unter moderatem und solche unter starkem Wettbewerbs­
druck am Arbeitsmarkt vornehmen zu können, wurde die Variable „WETT“ 
kreiert.264 Dazu wurden genau alle die Unternehmen, die in den letzten zehn Jah-

daß das U nternehm en erst h interher von der A bw erbung erfuhr, also n icht reagierte, w eil es 
die S ituation nicht kannte, als auch, daß der B etrieb bew ußt n icht reagieren wollte, w eil er 
den betreffenden A rbeitnehm er sowieso nicht halten w ollte oder aber bereits über Personal­
abbau nachdachte und die A bw erbung „zur richtigen Z eit“ kam . Schließlich gehören auch 
fehlende R eaktionen aufgrund unzureichender betrieblicher Ressourcen zu dieser Katego­
rie. (2) K ontingente Reaktionen, d.h., das Ergreifen einer Gegenm aßnahm e, wurden entw e­
der von der A rbeitsm arkt- und K onjunkturlage und dam it den W iederbeschaffungschancen 
abhängig gem acht oder aber von dem  konkreten E inzelfall bzw . der abgeworbenen Person. 
(3) Spezifische R eaktionen, w as konkrete G egenangebote w ie bessere Kompensation, A uf­
stiegschancen o.a. meint.

263 D aß d ie A nw erbung von M itarbeitern scheinbar sehr selten vorkom m t, gleichzeitig die 
U nternehm en aber von A bw erbung durch A rbeitsm arktkonkurrenten relativ  häufig betrof­
fen sind, zeigt w ie sensibel eine Frage nach der A n-/A bw erbung von Fachkräften auf dem 
A rbeitsm arkt ist.

264 Eine alternative und übliche Vorgehensw eise zur Einteilung von Untemehmensgruppen an­
hand bestim m ter Indikatoren w äre eine C lusteranalyse gewesen. D iese hätte jedoch bei 
V erw endung der angesprochenen V ariablen zur A n- und A bw erbung von Fachkräften auf­
grund der sehr hohen A ntw ortausfälle in den Einzelvariablen dazu geführt, daß eine V iel-
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ren eher häufiger bis regelmäßig Anwerbungsbedarf hatten oder denen selbst 
Fachkräfte abgeworben wurden und die dann auch darauf mit Gegenmaßnahmen 
reagierten, zu den Unternehmen mit starkem Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt 
gezählt. Alle anderen Firmen, die in den letzten zehn Jahren kaum Anwerbungs­
bedarfhatten und denen entweder sehr selten in diesem Zeitraum Fachkräfte ab­
geworben wurden oder denen zwar Fachkräfte abgeworben wurden, die aber 
nicht auf die Abwerbung mit Gegenmaßnahmen zur Bindung der Mitarbeiter 
reagierten, wurden zu Unternehmen in eher moderatem Wettbewerb am Arbeits­
markt zusammengefaßt.

Übersicht lOiEinteilung der Unternehmen entsprechend ihres Wettbewerbsdrucks 
am Arbeitsmarkt265

N=47 Saar-Trier/
W estpfalz

Luxemburg Lothringen

m oderater W ettbe­
werbsdruck am regiona­

deklt,demlt,
dek2t,dem3t,dek3t

fekl,fem l

len A rbeitsm arkt
n=31 dmklt,dmmlt,

dmm2t
fmgl,fmkl,fmk2,
fmml,fmm2

dtmlt,
dtm3t,dtklt

Itkl ftml,ftm3,ftkl

dbmlt,dbklt,
dbm5t

lbg3,lbkl,
lbg4

fbkl,fbml,fbg2

starker W ettbewerbs­ lekl fegl
druck am regionalen
Arbeitsm arkt dm glt 1mg 1 fmm3
n=16

dtm2t ftm4,ftm2

dbm2 t,dbm6 t,
dbk4t,dbg4t

Ibgl,lbg2,lbk2 fbgl

Quelle: E igene Erstellung

Wie die Zuordnung der konkreten Fälle auf die beiden Gruppen aussieht, ver­
deutlicht Übersicht 10. Die Stichprobe konnte aufgrund der definierten Zuord­
nungsregel in 31 (66%) passive Unternehmen, die einem moderaten Wettbe­
werbsdruck ausgesetzt sind, und 16 (34%) aktive Unternehmen, die unter hohem 
Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt ihre personalpolitischen Entscheidungen 
treffen müssen, eingeteilt werden.

zahl von Fällen nicht hätte berücksichtigt werden können. D urch die G ruppierung m it der 
H ilfsvariablen „W ETT“ konnte dieses Problem  um gangen werden.

265 Drei Fälle  konnten so nicht zugeordnet w erden. Es lagen w eder A ngaben zu  den Fragen vor 
noch Zusatzinform ationen, die eine K ategorisierung erlaubt hätten.
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Insgesamt sind die beiden Alternativen relativ gut, wenn auch nicht immer aus­
geglichen, Uber die Regionen, Branchen und Betriebsgrößen verteilt. Vollkom­
men unbesetzte Zellen gibt es nicht. Allerdings können bei einer differenzierteren 
Betrachtung Ausfälle beobachtet werden: In Saar-Trier/Westpfalz gibt es keine 
Elektrountemehmen im Cluster der Betriebe mit starkem Arbeitsmarktdruck. In 
Luxemburg fehlen Elektro- und Metallbetriebe, die unter moderatem Wettbe­
werbsdruck am Arbeitsmarkt stehen, ebenso wie Textiluntemehmen unter star­
kem Arbeitsmarktdruck.

Auffällig ist jedoch, daß die Einteilung der Unternehmen nach ihrer Wettbe­
werbssituation am Arbeitsmarkt nicht mit einer branchen- oder betriebsgrößen­
spezifischen Einteilung übereinstimmt, was nochmal die Wichtigkeit von Unter­
nehmensdaten im Unterschied zu Aggregatdaten deutlich macht.

2.2 Wettbewerbsfähigkeit am Absatzmarkt: der wirtschaftliche 
(Miß-)Erfolg der befragten Unternehmen

Untersucht man die befragten grenznahen Unternehmen im Hinblick auf ihren 
wirtschaftlichen Erfolg, dann zeigt sich, daß von den Unternehmen, die ihr Be­
triebsergebnis von 1992 genau beziffern konnten,266 27% angaben, ein negatives 
Betriebsergebnis oder eines, das „Null auf Null“ aufging, erwirtschaftet zu haben; 
73% hatten in 1992 ein positives Betriebsergebnis.267 Hinsichtlich der Entwick­
lung des Betriebsergebnisses in den letzten fünf Jahren gaben 37% an, daß ihr 
Betriebsergebnis rückläufig war, 41% sprachen von einem Anstieg, und bei 22% 
blieb es im Zeitverlauf konstant.268 Die Befragten bezeichneten darüber hinaus 
den Konkurrenzdruck, dem sie ausgesetzt sind, zu 67% als stark oder ruinös. Die 
übrigen Firmen stuften ihre Wettbewerbssituation am Absatzmarkt allenfalls als 
durchschnittlich ein, nur einige Ausnahmen bezeichneten sie als gut. Ob diese 
Perzeption auch die tatsächliche Situation widerspiegelt, ist offen, da es vielen 
der Befragten (Vertreter der Personalressorts) an Expertenwissen mangeln

266 D iese sowie alle  folgenden A ngaben in W ährungseinheiten wurden in der jeweiligen Lan­
desw ährung erhoben, bei der C odierung jedoch  m it dem W echselkurs vom 02.07.1992 w ie 
fo lg t um gerechnet: lO O Flux =  5 DM , 100 FF =  30,75 DM  (vgl. genauer B a c k e s -  
G e l ln e r /B ö c k /W ie n e c k e  1994: 30).

267 E in  Teil der B efragten konnte oder w ollte  zum B efragungszeitpunkt keine Aussage über 
das genaue B etriebsergebnis m achen oder gab nur an, ob es positiv oder negativ war.

268 D ieser au f e iner Fünferskala von (1) „zurückgegangen“ bis (5) „angestiegen“  gem essene 
Indikator h at w ie das B etriebsergebnis 1992 den Vorteil, daß seine A ngabe unabhängig von 
der E inschätzung der befragten Person ist und ggfs. in vorhandenen Geschäftsberichten 
nachgeschlagen werden kann. Sein entscheidender V orteil liegt aber darin, daß m an eine 
Z eitraum betrachtung erfaßt und dadurch w eniger G efahr läuft, das Ergebnis eines Extrem ­
jah res  zu erfragen.
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kann.269 Betrachtet man schließlich den durchschnittlichen Umsatz je  Beschäftig­
ten, der 1992 bei 4,2 Mio. DM lag, dann stellt man fest, daß 84% der befragten 
Unternehmen unter diesem Durchschnitt liegen und 16% einen überdurchschnitt­
lichen Umsatz angeben.

Mit Hilfe einer Clusteranalyse, die es erlaubt, verschiedene Indikatoren simultan 
zur Einteilung der Unternehmen in zwei unterschiedliche, in sich homogene 
Gruppen zu verwenden, wurde schließlich eine Einteilung der Unternehmen ent­
sprechend ihrer Wettbewerbssituation am Arbeitsmarkt vorgenommen. Stan­
dardmäßig zieht man zur Messung der Ähnlichkeit bzw. des Unterschiedes von 
Clustern die quadrierte euklidische Distanz270 heran, die auch den Vorteil mit sich 
bringt, große Unterschiede zwischen Fällen besonders gut zur Geltung zu brin­
gen, weil die Distanzen vor ihrer Summation quadriert werden. Um eine sinn­
volle Einteilung zu erzielen, sollten alle wesentlichen Merkmalskomplexe, die 
das Gruppierungsphänomen umschreiben, abgedeckt sein, die Variablen wenig 
voneinander abhängig sein und möglichst wenige Antwortausfalle aufweisen 
(vgl. S t a h l  1985: 34f.). Die vier Indikatoren wirtschaftlichen Erfolgs bieten sich 
u.a. deshalb als Gruppierungsvariablen an, weil sie unterschiedliche Aspekte des 
Erfolgs am Absatzmarkt messen: Der Umsatz je Beschäftigten 1992 gibt den Ab­
satzmarkterfolg im konkreten Jahr an, das Betriebsergebnis 1992 zeigt an, was 
davon potentiell für Investitionen zu Verfügung steht. Die Entwicklung des Be­
triebsergebnisses in den letzten fünf Jahren mißt die längerfristige Geschäftsent­
wicklung, während die Perzeption des Konkurrenzdrucks die subjektive Ein­
schätzung eines potentiellen Entscheidungsträgers widerspiegelt.

Da in das Distanzmaß die Differenzen zwischen den Variablenwerte eingehen, 
spielt die Dimension der einbezogenen Variablen eine entscheidende Rolle für 
die Validität der Clusterergebnisse, weshalb eine Standardisierung empfohlen 
wird.271 Nach Transformation der Indikatoren in Dummy-Variablen können sie 
ohne weitere Vorbereitungen zur Clusteranalyse verwendet werden.272 Um si-

269 D ie U nternehm ensvertreter wurden gebeten, den Konkurrenzdruck a u f  e iner Fünferskala 
von (1) „ruinös“ bis (5) „faktisch gar n icht vorhanden“ zu bewerten.

270 Sie w ird als „[...] Sum m e der quadrierten D ifferenzen zw ischen den V ariablenw erten 
zw eier Fälle  berechnet“ (BROSIUS 1989: 178).

271 Eine M öglichkeit zur Standardisierung besteht in der Transform ation in V ariablen, deren 
M ittelw ert gleich N ull und deren Standardabw eichung gleich Eins ist. Eine andere M ög­
lichkeit ist die B ildung von Dum m y-V ariablen, w as den V orteil hat, daß die absoluten 
Streuungen in den V ariablen nicht verloren gehen (vgl. zu der angesprochenen Problem atik 
und ihrer technischen Lösung BROSIUS 1989: 179).

272 D er U m satz je  Beschäftigten wurde transform iert in U m satz je  Beschäftigten k leiner 
1 M io. DM  bzw. gleich oder größer 1 M io. DM, das B etriebsergebnis in 1992 in negativ 
bzw. positiv, die Entw icklung des Betriebsergebnisses in den letzten fü n f Jahren in zurück­
gegangen bzw. gleich geblieben oder angestiegen und die Perzeption des K onkurrenzdrucks
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cherzustellen, daß Abhängigkeiten zwischen den Indikatoren nicht zu einer unbe­
absichtigten Höhergewichtung eines Merkmalskomplexes führen, wurden 
schließlich noch Zusammenhangsmaße273 berechnet (vgl. Tabelle 3).

Tabelle 3: Korrelationsmatrix der Indikatoren wirtschaftlichen Erfolgs

Um satz/Beschäf­
tigten

Betriebsergebnis Entwicklung des 
Betriebsergebnisses

Perzeption des 
Konkurrenzdrucks

Um satz/Beschäf­
tigten

1.000 0.329 0.480 0.295

Betriebsergebnis 0.329 1.000 0.405 0.275
Entwicklung des 
Betriebsergebnis­
ses

0.480 0.405 1.000 0.082

Perzeption des 
Konkurrenz­
drucks

0.295 0.275 0.082 1.000

Q uelle: E igene B erechnung aus QUIPPE

Es kann davon ausgegangen werden, daß alle vier Indikatoren unterschiedliche 
Merkmalskomplexe wirtschaftlichen Erfolgs abdecken und deshalb zur Cluste- 
rung herangezogen werden können. Als Agglomerationsverfahren bot sich die 
waverage-Methode deshalb an, weil sie die Distanz zwischen allen möglichen 
Paaren von Fällen berücksichtigt und so weniger ausreißerempfindlich ist als die 
häufig auch verwendete single oder complete linkage-Verfahren (vgl. 
S c h u c h a r d - F i c h e r  et al. 1985: 124ff.).274 Das Ergebnis dieser Clusteranalyse 
wird in der nachfolgenden Übersicht 11 präsentiert.

am A bsatzm arkt in ruinös bis sehr stark bzw. durchschnittlich bis faktisch gar nicht vor­
handen.

273 D a es sich um  nom inal skalierte D aten handelt, w urde als Zusam m enhangsm aß Phi ge­
w ählt, das zw ischen N ull und E ins schw ankt (vgl. BROS1US 1988: 226).

274 D iese berücksichtigen nur die D istanz der Fälle, d ie am dichtesten beieinander bzw. am 
w eitesten  entfern t voneinander Hegen. A lternativ hätte auch das w ard-V erfahren gewählt 
w erden können, das jedoch  den N achteil hat, aufgrund relativ  grober Zuteilungen zu den 
C lustern unangem essene Zuordnungen vorzunehm en (vgl. zu den verschiedenen Verfahren 
und ihrer kritischen B eurteilung STAHL 1985: 146ff.; BROSIUS 1989: 182f.). Im  Anhang III 
findet sich e in L isting der unterschiedlichen Zuordnungen und ein D endrogram m  der Zu­
ordnungen nach dem  waverage-V erfahren.
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Übersicht 11 :Clusterung der Unternehmen entsprechend ihres wirtschaftlichen 
Erfolgs275

N=49 Saar-Trier/
W estpfalz

Luxemburg Lothringen

erfolglose Unternehmen
n=24

demlt,dek3t

dmglt*,dmmlt,
dm klt

dtmlt,dtm2t,dtm3t

dbm6t*,dbm2t*,
dbk4t

lekl

Imml

feg 1,fern 1 

fmk2,fmgl*,fmkl*

ftm4*

fbml*,fbg2*

erfolgreiche Unterneh­
men
n=25

dek2t,deklt,dem3t

dmm2t

dtklt

dbg4t,dbmlt,dbklt,
dbm5t

lmgl

Itkl

Ibgl,lbg3,lbkl,lbk2,
Jbg4,lbg2

fekl

fmg2,fmm 1 ,ftnm2, 
fmm3

ftm2

fbgljfbkl

Quelle: E igene Erstellung

Die Clusteranalyse zur Differenzierung der Unternehmen nach ihrer Wettbe­
werbsstellung am Absatzmarkt teilt die Stichprobe in 24 (49%) wirtschaftlich 
eher erfolglose, d.h., weniger finanzkräftige Unternehmen und 25 (51%) erfolg­
reiche, finanziell relativ gut ausgestattete Betriebe. Auch hier sind nach der Ein­
ordnung der Unternehmen in die Cluster keine Felder unbesetzt, aber auch hier 
gibt es - wie bei der Einteilung nach dem Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt - 
spezifische Ausfälle.

Für Luxemburg hat die Zuordnung ergeben, daß in dem Cluster wirtschaftlich 
erfolgloser Unternehmen kein Unternehmen aus dem Textil- oder Bankenbereich 
stammt, während in der Gruppe wirtschaftlich erfolgreicher Betriebe Firmen der 
Elektrobranche fehlen. Insgesamt zeigt sich somit auch hier, daß eine Einordnung 
der Unternehmen anhand der Branchen- oder Betriebsgrößenzugehörigkeit zu an­
deren Ergebnissen geführt hätte, was auch hier als ein Indiz für die mangelnde 
Brauchbarkeit von aggregierten Daten gewertet werden kann.

275 In der C lusteranalyse wurden acht Fälle (*) aufgrund des listenw eisen A usschlusses von 
m issing values nicht berücksichtigt. Für jeden  einzelnen d ieser Fälle w urden deshalb 
nochm al die W erte der C lustervariablen überprüft. Stellte sich heraus, daß ein Fall in einer 
oder m ehreren der C lustervariablen eine valide A ntw ort aufw eist, dann w urde er je  nach 
der C odierung der Antw orten an entsprechender Stelle nachträglich in die M atrix  einsor­
tiert. N ur ein Fall konnte au f diese A rt nicht zugeordnet werden.
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Einen Eindruck davon, wie nach der Clusteranalyse die Unternehmen der beiden 
Gruppen gekennzeichnet sind, gibt die folgende Tabelle 4, die die Durchschnitts­
werte der relevanten Indikatoren beider Cluster dem jeweiligen Gesamtdurch­
schnitt gegenüberstellt (vgl. zu diesem Vorgehen auch S c h u c h a r d -F i c h e r  et al. 
1985: 139).

Tabelle 4: Charakterisierung der unterschiedlich wirtschaftlich erfolgreichen
Unternehmen

Indikator C lusterl:
erfolglose Unternehmen

Cluster 2:
erfolgreiche Unternehmen

Gesamtdurchschnitt

Umsatz/Beschäftigten 1.07 1.54 1.33
Betriebsergebnis 1.27 1.75 1.50
Entwicklung des Be­
triebsergebnisses

1.00 2.00 1.64

Perzeption des Konkur­
renzdrucks

1.30 1.42 1.32

Die Werte können zwischen Eins und Zwei schwanken.

Q uelle: E igene B erechnungen aus QUIPPE

Es ist augenscheinlich, daß wirtschaftlich eher erfolglose Betriebe über alle Indi­
katoren unterdurchschnittliche Werte ausweisen, während sich für wirtschaftlich 
erfolgreiche Unternehmen überdurchschnittliche Ergebnisse errechnen. Dieser 
Mittelwertvergleich zeigt, daß die Unternehmen eindeutig in zwei trennscharfe 
Gruppen geteilt werden konnten.

2.3 Konkretisierung der Hypothesenmatrizen

Nachdem nun die befragten Unternehmen entsprechend ihres An-/Abwerbever- 
haltens einerseits und ihres wirtschaftlichen Erfolgs andererseits kategorisiert 
wurden, sind in Kombination mit der Institutioneneinteilung aus dem vorherigen 
Kapitel die wesentlichen Voraussetzungen zur Analyse der Determinanten unter­
schiedlicher betrieblicher Kompensationsniveaus geschaffen. Mit diesem Werk­
zeug kann nun die theoretische Hypothesenmatrix zum Markt- vs. Institutionen­
wettbewerb empirisch konkretisiert werden. Da in der empirischen Institutionen­
analyse herausgearbeitet wurde, daß bei Betrachtung des Entgeltniveaus einer­
seits und der zusätzlichen betrieblichen Sozialleistungen andererseits sich unter­
schiedliche Gruppierungen von deutschen, französischen und luxemburgischen 
Unternehmen ergeben, macht es Sinn, auch zwei Matrizen zu erstellen.

Im Hinblick auf das betriebliche Entgeltniveau ergab sich, daß Unternehmen aus 
Deutschland und Luxemburg insgesamt ähnlich gering finanziell belastet werden 
und französische Finnen demgegenüber wesentlich höhere Anreizkosten kalku­
lieren müssen. Deshalb wurden die deutschen und luxemburgischen Betriebe als
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„gering finanziell belastet“ und die französischen als „stark finanziell belastet“ 
bezeichnet. Welche Konsequenz das für die empirische Bestückung der Hypothe­
senmatrix hat, zeigt folgende Übersicht.

Übersicht 12:Empirische Bestückung der Hypothesenmatrix - Entgeltniveau

entgeltbezogenes soziales Sicherungssystem
A rbeitsm arktbe­
dingungen

Absatzm arktbedin­
gungen

gering finanziell bela­
stend (Ka gering)

hoch finanziell belastend 
(Ka hoch)

moderater Konkur­
renzdruck

■wirtschaftlich erfolg­
los (Kß gering)

demlt,dek3t

dm klt,dm m lt

dtmlt,dtm3t

feml

fmk2,fmgl,fmkl

ftml,ftm3,ftkl

fbml,fbg2
(s gering) wirtschaftlich erfolg­

reich (Kß hoch)
deklt,dem3t,dek2t

dmm2t

dtk ltftk l

dbmlt,dbklt,dbm5t
Ibg3,lbkl,lbg4

fekl

fmml,fmm2

fbkl

hoher Konkurrenz­
druck

wirtschaftlich erfolg­
los (Kß gering)

lekl

dm glt

dtm2t

dbm6t,dbm2t.dbk4t

fegl

ftm4

(z hoch) wirtschaftlich erfolg­
reich (Kß hoch) lmgl

dbg4t,]bgl,lbk2,
lbg2

fmm3

ftm2

fbgl

Legende: KA. Anreizkosten
Kß. (Wieder-)Besetzungskosten
e: Mobilitätswahrscheinlichkeit

Quelle: E igene Erstellung

Im Gegensatz zu den entgeltbezogenen rechtlichen Regelungen zeigte sich bei 
der Analyse der institutionellen Rahmenbedingungen betrieblicher Alters- und 
Krankenversorgungssysteme eine andere Konstellation von Kostenbelastungen: 
Französische und deutsche Unternehmen waren insgesamt wesentlich stärker be­
lastet als luxemburgische, weshalb erstere in die Gruppe „hohe Anreizkosten“ 
und letztere in die Kategorie „geringe Anreizkosten“ einsortiert wurden. Konse­
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quenterweise verändert sich dadurch auch die empirische Bestückung der Hypo­
thesenmatrix (vgl. nachfolgende Übersicht).

Übersicht 13:Empirische Bestückung der Hypothesenmatrix - Sozialleistungs­
niveau

sozialleistungsbezogenes soziales Sicherungssystem
A rbeitsm arktbe­
dingungen

Absatzm arktbedin­
gungen

gering finanziell bela­
stend (K4 gering)

hoch finanziell belastend 
(K^ hoch)

moderater Konkur­
renzdruck

wirtschaftlich erfolg­
los (Kß gering)

feml,demlt,dek3t

fmk2,fmg 1 ,fink 1 ,dmk 11, 
dmmlt

ftml,ftm3,ftkl,
dtmlt,dtm3t

fbml,fbg2
(z gering) wirtschaftlich erfolg­

reich (Kß hoch)

ltkl

Ibg3,lbkl,lbg4

fekl ,dek 1 t,dem3t,dek2t 

dmm2t,fmml ,fmm2 

dtklt

dbm 1 t,dbk 1 t,dbm5t,fbk 1
hoher Konkurrenz­
druck

wirtschaftlich erfolg­
los (Kß gering)

lekl fegl

dmglt

ftm4,dtm2t

dbm2t,dbm6t,dbk4t
(z hoch) wirtschaftlich erfolg­

reich (Kß hoch) lmgl

Ibgl,lbk2,lbg2

fmm3

ftm2

fbgl,dbg4t

Legende: K ^ ; Anreizkosten
KB: (Wieder-)Besetzungskosten
e : Mobilitätswahrscheinlichkeit

Q uelle: E igene E rstellung

Insgesamt kann als erstes Zwischenergebnis der empirischen Analyse festgehal­
ten werden, daß die befragten Unternehmen sich nicht nur eindeutig nach den 
finanziellen Belastungen aus den institutionellen Regelungen zur landesspezifi­
schen sozialen Sicherung, sondern auch nach unterschiedlichen Wettbewerbssi­
tuationen auf dem Arbeits- und dem Absatzmarkt in unterschiedliche, in sich ho­
mogene Kategorien einteilen lassen. Nochmals zu betonen ist die Erkenntnis, daß
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die Clusterungen in keinem Fall entlang von Branchen- oder Betriebsgrößenklas­
sen verlaufen.276 Im Vergleich zu Studien auf Basis von Aggrgatdaten dürften die 
Ergebnisse der QUIPPE-Auswertungen deshalb ein realistischeres Abbild der 
Untemehmensentscheidungen darstellen.

Ausgehend von dieser Mehrfachkategorisierung der befragten Unternehmen kön­
nen nun die aus dem Modell abgeleiteten Hypothesen zu der Frage, ob systemati­
sche Unterschiede in betrieblichen Kompensationsniveaus eher auf institutionelle 
Rahmenbedingungen oder eher auf die Gegebenheiten am relevanten Arbeits­
und Absatzmarkt zurückzuführen sind, getestet werden. Um dem empirischen 
Forschungsdesign des „most similar-most different systems“-Ansatz zu entspre­
chen, müßten dazu die Angaben von matched pairs277 verglichen werden. Da sich 
die Fälle aber ungleichmäßig über die Felder der Hypothesenmatrizen verteilen 
und innerhalb der einzelnen Zellen die Branchen unterschiedlich stark vertreten 
sind, könnten Verzerrungen in den Ergebnissen auftreten. Einerseits können die 
Randverteilungen einseitig zugunsten stark besetzter Felder verzerrt sein, ande­
rerseits können branchenmäßige Besonderheiten der Kompensationspolitik,278 die 
hier nicht explizit berücksichtigt werden sollen, die Ergebnisse überlagern.

Eine Möglichkeit, diese Verzerrungen zu umgehen und die matched pairs quasi 
„künstlich“ zu erzeugen, ist eine Gewichtung der einzelnen Fälle. Dazu wird in 
einem ersten Schritt eine branchenrelationale Gewichtung279 vorgenommen, in­
dem alle Unternehmen eines Feldes der jeweiligen Hypothesenmatrix mit einem 
Gewichtungsfaktor gemäß der Verteilung der Branche in der Stichprobe multi­
pliziert werden. Dadurch wird vermieden, daß Angaben von Unternehmen einer 
besonders häufig in einem Feld vertretenen Branche überrepräsentiert werden. 
Eine mögliche Folge dieses Vorgehens ist, daß dadurch

„[...] Signifikanztests künstlich verfälscht [werden], w eil die G ew ichtung im  allge­
m einen zu e iner rechnerischen V ergrößerung oder V erringerung der Stichprobe 
fuhrt. [...] M an kann diesen Effekt um gehen, w enn m an die G ew ichtungsvariable 
so konstruiert, daß die Summ e ihrer W erte genau d ie Fallzahl der Stichprobe e r­
g ib t“ (BROSIUS 1988: 166).

276 V ergleiche dazu jew eils  den zw eiten und dritten Buchstaben der U nternehm enslabels 
(B ranche bzw. U nternehm ensgrößenklasse).

277 Da nicht alle U nternehm en entsprechend ihrer W ettbew erbssituation am  A rbeitsm arkt bzw. 
ihres w irtschaftlichen Erfolgs am A bsatzm arkt eingeteilt w erden konnten, w eil die entspre­
chenden Angaben fehlten, beruhen alle nachfolgenden R echnungen nur noch a u f  einer 
S tichprobengröße von 47 Betrieben in Grenzregionen.

278 Zu denken ist h ier insbesondere an unterschiedliche Regelungen zum  E ntgelt und den So­
zialleistungen in verschiedenen Branchentarifverträgen.

279 V ergleiche zu der besonderen Problem atik dieses Datensatzes und dem  verw endeten Ge­
w ichtungsverfahren auch die Ausw ertungen bei BACKES-GELLNER (1994).
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Deshalb wurde in einem zweiten Schritt eine gleichverteilende Gewichtung da­
durch vorgenommen, daß die Zahl der befragten Unternehmen durch die Feldzahl 
der Hypothesenmatrix dividiert wurde und mit diesem Faktor dann die Angaben 
zusätzlich gewichtet wurden.280

3. Praxis der betrieblichen K om pensationspolitik in der Region  
Saar-Lor-Lux-T rier/W  estpfalz

Um nun die Hypothesen zur Abhängigkeit betrieblicher Kompensationspolitik 
vom Arbeits- und Absatzmarkt sowie dem sozialen Sicherungssystem mit Hilfe 
der QUIPPE-Daten zu überprüfen, wird in mehreren Schritten vorgegangen. Zu­
nächst werden Partialanalysen281 durchgeführt, in denen Mittelwerte für die ein­
zelnen Indikatoren des betrieblichen Entgeltniveaus einerseits und des betriebli­
chen Sozialleistungsniveaus andererseits gemäß des in Kapitel II erarbeiteten 
Prüfungsschemas berechnet282 und ökonomisch interpretiert werden. Zur Signifi­
kanzprüfung werden dabei t-Tests durchgeführt, die prüfen, ob man aus der beob­
achteten Differenz in den Stichprobenmittelwerten auch mit einer ausreichenden 
Sicherheit (Irrtumswahrscheinlichkeit) auf eine ebensolche Differenz in der 
Grundgesamtheit schließen kann. Es wird aber darauf hingewiesen, daß die er-

280 N eben dem  beschriebenen V orteil einer solchen G ewichtung m uß man aber auch a u f  einen 
potentiellen N achteil hinw eisen. Je nach G ew ichtungsfaktor besteht insbesondere bei Z el­
len, die m it nur sehr w enigen Fällen besetzt sind, d ie Gefahr, daß Ausreißer übergew ichtet 
w erden und dadurch das Gesam tergebnis verzerrt w ird. D a aber Felder mit m ehreren Fällen 
dom inieren, dürfte der beschriebene V orteil d ieser Vorgehens weise überwiegen und das 
m ögliche A uftreten des genannten N achteils rechtfertigen.

281 D ies ist eine logische Folge der Ergebnisse der em pirischen Institutionenanalyse des vor­
herigen K apitels III. D ort wurde herausgearbeitet, daß es sinnvoll ist, eine jew eils  getrennte 
A nalyse fü r das betriebliche Entgelt- und Sozialleistungsniveau durchzuführen, da deutsche 
U nternehm en einm al in d ie G ruppe der finanziell belasteten Betriebe und einm al in die 
K ategorie finanziell w enig belasteter Firm en gehören. D a die unterschiedlichen Regelungen 
des sozialen Sicherungssystem s nicht nur d ie institutionell bedingte Gesamtkostenbelastung 
eines U nternehm ens determ inieren, sondern auch d ie betriebliche Entscheidung über das 
A usm aß an K om pensation durch direktes Entgelt bzw. freiw illige Sozialleistungen, sind die 
über eine Totalanalyse hinausgehenden Partialanalysen gerechtfertigt. Dies um so m ehr, als 
es im  zugrundeliegenden D atensatz keine V ariable gibt, die das Gesamtkompensations­
n iveau einfangt, w eshalb es nötig ist, selbst eine solche Größe zu kreieren. D ie Partialana­
lysen  bieten dabei eine Chance, einen geeigneten Indikator zu ermitteln.

282 D as Erhebungsdesign erlaubt gegenüber üblichen Case-Studies die Verwendung einfacher 
s tatistischer Verfahren, w ie sie in der explorativen D atenanalyse verwendet werden. Die 
V oraussetzungen fü r m ultivariate statistische Verfahren, die in au f quantitativen M assenda­
ten beruhenden Studien üblicherw eise verw endet werden, sind h ier nicht erfüllt. D aß aber 
auch eher qualitative D aten in ökonom ischen Studien interessante Ergebnisse liefern kön­
nen, zeig t Z im m erm an n  (1994).
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rechneten Signifikanzwerte aufgrund der geringen Fallzahlen nur eingeschränkte 
Aussagekraft besitzen und sehr vorsichtig zu bewerten sind.283

In einem zweiten Schritt wird dann der Versuch einer übergreifenden Analyse 
unternommen, indem ein Indikator gebildet wird, der sowohl das Entgelt- als 
auch das Sozialleistungsniveau einfängt und von dem aus auf das durchschnittli­
che Kompensationsniveau geschlossen wird. Nachdem so herausgefunden wurde, 
welche Bedeutung den regionalen Markt- und Institutionenbedingungen für die 
betriebliche Kompensationsentscheidung zukommt, wird die empirische Analyse 
abgerundet durch eine Auswertung der regionenspezifischen Anteile der Grenz­
gänger an den Vollzeitbeschäftigten in den befragten Unternehmen der Stich­
probe. Wenn nämlich tatsächlich - wie vermutet - ein Zusammenhang zwischen 
den jeweiligen Rahmenbedingungen und dem dominierenden Kompensationsni­
veau einer Region sowie zwischen diesem Kompensationsniveau und dem Grenz- 
gängertum besteht, dann müßten spezifische Konstellationen von regionalen Rah­
menbedingungen auch bestimmte Strukturen an Grenzgängeranteilen hervorru­
fen.

3.1 Betriebliche Kompensationsentscheidung in grenznahen Unter­
nehmen: markt- oder institutionenbedingt?

3.1.1 Empirische Befunde für die betriebliche Entgeltpolitik

Wie die meisten empirischen Studien, die aggregiertes Datenmaterial verwenden, 
wird auch hier das betriebliche Lohnniveau284 zunächst an dem jahresdurch­
schnittlichen Bruttoverdienst eines Beschäftigten illustriert, der sich aus der 
Bruttolohn- und -gehaltssumme und der Beschäftigtenzahl errechnet. Wie diese 
in Abhängigkeit von den Markt- und Institutionensituationen variiert, wird in Ta­
belle 5 aufgezeigt. Zum Vergleich wird der gegenüber Ausreißern robustere Mo­
dalwert eines Bruttomonatsverdienstes angegeben. Dieser hat zudem den Vorteil, 
daß er unabhängig von länder- oder branchenspezifischen Definitionen von

283 Im  SPSS-Standard-O utput findet sich der t-W ert sowie eine Irrtum sw ahrscheinlichkeit für 
einen zw eiseitigen Test. Da durch d ie A usw ertung aber nicht festgestellt w erden soll, ob 
der gefundene Stichprobenm ittelwert m it dem in der G rundgesam theit übereinstim m t, son­
dern lediglich getestet werden soll, ob der eine M ittelw ert tatsächlich größer als der andere 
ist, ist ein e inseitiger Test vorzuziehen, w as eine D ivision der Irrtum sw ahrscheinlichkeit 
durch zwei erlaubt. Es gilt folgende Faustregel: Je größer der t-W ert und je  geringer die 
Irrtum sw ahrscheinlichkeit, desto signifikanter die Ergebnisse. D abei w ird bei einer Irr­
tum sw ahrscheinlichkeit von < 0 .1 0  von schw acher Signifikanz, bei <0.05 von starker und 
bei S  0.01 von sehr starker Signifikanz gesprochen. Zur besseren V ergleichbarkeit werden 
im folgenden Angaben zur Signifikanz in diesen Kategorien angegeben.

284 D er B eg riff „Betriebliches Lohnniveau“ um faßt sowohl Löhne als auch G ehälter. Synonym 
w ird im folgenden auch der B egriff „Entgelt“ verwendet.



177

Lohngruppen ist, da er das am häufigsten gezahlte Lohnintervall und damit einen 
„typischen“ Lohn angibt.

Tabeile 5: Durchschnittlicher Bruttojahresverdienst je Beschäftigten und Mo­
dal-wert eines Bruttomonatsverdienstes in 1992 in DM285

Soziales Sicherungssy-
stem

Arbeitsmarktbe* Absatzm arkt­ D+L F
dingungen bedingungen (Ka  gering) (Ka  hoch)

geringer An-/ Ab- wirtschaftlich 45.067 52.271 48.990 50.670
werbedruck erfolglos 

(Kb  gering) 3.127 2.935 3.032 3.187

(e gering) wirtschaftlich 55.885 45.894 52.358
erfolgreich 
(K g hoch) 3.745 2.943 2.342

hoher An-/ Abwer- wirtschaftlich 69.546 46.487 61.458 64.596
bedruck erfolglos 

(Kb  gering) 3.742 2.523 3.130 3.564

(e hoch) wirtschaftlich 66.383 70.576 67.837
erfolgreich 
(Kb  hoch) 5.250 3.398 4.100

59.762 53.174

3.828 2.950

Legende: KA. Anreizkosten
Kß. (Wieder-)Besetzungskosten
e :  Mobilitätswahrscheinlichkeit

Q uelle: E igene Berechnungen aus QUIPPE

285 D ie in L andesw ährung erhobenen und in D M  um gerechneten Daten stellen den W ert der er- 
rechneten  G rößen bei kritischer B etrachtung nicht zutreffend dar, da Preisniveauunter­
schiede und dam it auch die realen N utzen der Kompensationen nicht berücksichtigt w er­
den. D ie V erw endung von K aufkraftstandards (K K S) kann dazu beitragen, Preisniveauun­
terschiede auszuschalten. D abei handelt es sich um eine „[...] theoretische R echnungsein­
heit, m it der m an in allen M itgliedstaaten die gleiche M enge von W aren und D ienstleistun­
gen kaufen kann. A ngaben in KKS eignen sich deshalb dazu, die K aufkraft der Löhne in 
den  M itgliedstaaten zu vergleichen“ (E u r o st a t  1986: 13). Deshalb w urde alternativ  zu 
den ausgew iesenen Ergebnissen auch Berechnungen der Kom pensationsunterschiede au f 
B asis von KKS durchgeführt. In  1992 entspricht ein K K S 2,24 DM, 6,92 FF und 41,92 FIux 
(vgl. STATISTISCHES B u n d e sa m t  1993: 159). Die im Anhang IV befindlichen Ergebnisse 
unterscheiden  sich zw ar absolut, aber nicht relativ oder im Hinblick a u f  d ie Irrtum sw ahr­
scheinlichkeiten. A ußerdem  ist zu berücksichtigen, daß die KKS-Umrechnung n icht au f 
regionalen, sondern a u f  nationalen Preiserhebungen beruht und som it nicht notw endiger­
w eise  d ie Preisniveaus in den betrachteten Regionen einfängt.
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Hoher Arbeitsmarktdruck bewirkt c.p. ein relativ höheres Entgeltniveau

Betrachtet man zunächst den durchschnittlichen Bruttojahresverdienst je Be­
schäftigten in Abhängigkeit von unterschiedlichen Wettbewerbssituationen auf 
dem Arbeitsmarkt, gegeben die Absatzmarkt- und Institutionenbedingungen, 
dann kann man eindeutig sagen, daß Unternehmen bei moderatem Wettbewerbs­
druck am Arbeitsmarkt tendenziell ein geringeres Entgeltniveau realisieren, also 
eher eine Stillhalte- als eine Anreizstrategie praktizieren. Verwendet man statt 
dessen den Modalwert eines Bruttomonatsverdienstes als Proxy für das betriebli­
che Entgeltniveau, dann zeigen sich die erwarteten Unterschiede ebenso deut­
lich.286 Daraus kann man schließen, daß unabhängig davon, ob es sich um wirt­
schaftlich erfolgreiche oder erfolglose Unternehmen handelt, die Betriebe, die 
unter starkem An- bzw. Abwerbedruck auf dem Arbeitsmarkt stehen, den meisten 
Arbeitnehmern ein höheres Entgelt zahlen als vergleichbare Unternehmen, die 
sich in einer moderaten Wettbewerbssituation am Arbeitsmarkt befinden. Firmen, 
die also Produktionsverfahren verwenden bzw. Dienstleistungen anbieten, die in 
anderen ansässigen Unternehmen ebenfalls zu finden sind, und die deshalb ähnli­
che Qualifikationen nachfragen wie ihre Konkurrenten, versuchen scheinbar 
stärker als Unternehmen in Marktnischen oder mit besonderen Produktionsver­
fahren das Verhalten der Arbeitskräfte durch eine überdurchschnittliche Entloh­
nung zu steuern. Insofern kann davon ausgegangen werden, daß die Mobilitäts­
wahrscheinlichkeit wesentlich mitbestimmend für die Wahl der Entgeltstrategie 
ist.

Wirtschaftlicher Erfolg geht c.p. einher mit einem relativ höheren Entgeltniveau

Ob auch der wirtschaftliche Erfolg und damit die Finanzkraft eines Unterneh­
mens die betriebliche Entscheidung, eine Stillhalte- oder Anreizstrategie zu ver­
wenden, tangiert, kann ein entsprechender Mittelwertvergleich zutage bringen. 
Die Mittelwerte der durchschnittlichen Bruttojahresverdienste deuten bei Unter­
nehmen unter moderatem wie unter starkem Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt 
(mit Einschränkungen) darauf hin, daß wirtschaftlich erfolglosere Betriebe ein 
geringeres Entgelt zahlen als wirtschaftlich erfolgreiche Unternehmen.

Untersucht man den isolierten Einfluß des Absatzmarktes auf das betriebliche 
Entgeltniveau unter Verwendung des Indikators „Modalverdienst“, zeigt sich 
auch hier eindeutig, daß zahlungsschwächere Unternehmen unabhängig von den 
jeweiligen Arbeitsmarkt- und Institutionenbedingungen i.d.R. eine Stillhaltestra- 
tegie praktizieren, während Betriebe mit ausreichender Finanzkraft eher eine 
überdurchschnittliche Entlohnung und damit eine Anreizstrategie verfolgen. Die­
ses Ergebnis kann man darauf zurückführen, daß erfolglosen Betrieben die fi­
nanziellen Möglichkeiten zu innovativen Leistungen sowie zum Einsatz neuer

286 Ein t-T est ergibt h ier eine Irrtum sw ahrscheinlichkeit von < 0.10 Bei dem  durchschnittlichen 
B ruttojahresverdienst liegt sie dem gegenüber bei < 0.05.



179

Technologien fehlen und ihr Bedarf an überdurchschnittlich qualifiziertem Per­
sonal deshalb gering ist. Sie fragen vielmehr allgemein qualifizierte Arbeitskräfte 
nach, die ohne großen Such- und Selektionsaufwand vom externen Arbeitsmarkt 
rekrutiert werden können. Wirtschaftlich erfolglose Betriebe scheinen somit tat­
sächlich geringere, unter den gegebenen Anreizkosten liegende (Wieder-)Beset- 
zungskosten zu haben, weshalb eine Stillhaltestrategie für sie effizient ist. Dem­
gegenüber ist davon auszugehen, daß wirtschaftlich starke, mit neuen Techno­
logien ausgerüstete Unternehmen bzw. spezialisierte Bankinstitute zur Rekrutie­
rung der besonderen Qualifikationen einen aufwendigeren Such- und Auswahl­
prozeß kalkulieren müssen, dessen Kosten die gegebenen Anreizkosten überstei­
gen, weshalb für sie eine Anreizstrategie kostenoptimal ist. Prinzipiell kann also 
ein Einfluß des wirtschaftlichen Erfolgs auf die (Wieder-)Besetzungskosten und 
damit auf die Wahl der Kompensationsstrategie konstatiert werden.287

Auffällig ist ferner, daß bei geringem Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt zwi­
schen dem Modalverdienst wirtschaftlich erfolgloser und erfolgreicher Unter­
nehmen eine relativ geringe Differenz besteht, die sich im Fall starken Arbeits­
marktdrucks deutlich vergrößert,288 während sich für das ausreißerempfindlichere 
durchschnittliche Bruttojahresentgelt ein entgegengesetztes Verhältnis abzeich­
net. Eine mögliche Erklärung dafür ist, daß im Sample einige wenige wirtschaft­
lich erfolgreiche Unternehmen vorhanden sind, die im Wettbewerb um Arbeits­
kräfte weniger auf finanzielle Anreize setzen und deshalb Arbeitsplatzbewerbem 
im Vergleich zu anderen Unternehmen einen etwas geringeren Bruttojahresver­
dienst anbieten. Sie signalisieren wahrscheinlich andere Vorteile, wie attraktive 
Arbeitsbedingungen aufgrund von höheren Sachkapitalinvestitionen sowie Inno­
vationspotentialen, und versuchen dadurch, die Mobilitätsentscheidung zu beein­
flussen.289 Andererseits kann man aber auch argumentieren, daß die Stichprobe 
einige wenige wirtschaftlich weniger erfolgreiche Firmen enthält, die gerade im 
Fall starken Arbeitsmarktdrucks (kurzfristig) geneigt sind, höhere (Wieder-)Be- 
setzungskosten in Kauf zu nehmen, um offene Stellen möglichst schnell zu be­
setzen und so Produktivitätseinbußen, die ihre Wettbewerbsfähigkeit am Absatz­
markt noch weiter verringern würden, zu vermeiden. Um im Wettbewerb um 
Arbeitskräfte konkurrenzfähig zu sein, ist es dann für sie (kurzfristig) effizient,

287 A llerd ings ist nur d ie D ifferenz der M odalverdienste bei starkem Arbeitsm arktdruck m it 
e iner Irrtum sw ahrscheinlichkeit von <  0.05 statistisch gesichert.

288 D ies deu tet da rau f h in, daß m it Zunahm e des Arbeitsmarktwettbewerbs U nternehm en, die 
überdurchschnittlich qualifiziertes Personal benötigen, stärkere M obilitätsanreize setzen 
(m üssen), um im W ettbew erb um ebendiese A rbeitskräfte konkurrenzfähig zu sein.

289 W ie A rbeitsplatzbew erber durch bestim m te individuelle M erkm ale, wie A usbildungsniveau 
oder A lter, eine bestim m te A rbeitsproduktivität oder einen bestimmten A rbeitseinsatz 
signalisieren (vgl. SPENCE 1973) bzw. erw arten lassen, so können auch von arbeitsplatzan- 
b ietenden U nternehm en entsprechende Signale hinsichtlich Arbeitsbedingungen oder A r­
beitsanforderungen ausgehen.
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einen höheren Bruttojahresverdienst zu realisieren und damit eine Anreizstrategie 
zu praktizieren.290

Geringere finanzielle Belastung aus Regelungen der sozialen Sicherheit hat c.p. 
ein relativ höheres Entgeltniveau zur Folge

Um sich ein Bild davon zu machen, inwieweit neben den isolierten Arbeits- und 
Absatzmarkteinflüssen auch unterschiedliche institutionelle Rahmenbedingungen 
das betriebliche Kompensationsniveau von grenznahen Unternehmen determinie­
ren, werden nun die beiden Einkommensindikatoren, gegeben die Arbeits- und 
Absatzmarktbedingungen, für die Unternehmen der einzelnen Regionen mitein­
ander verglichen. Es ist unmittelbar ersichtlich, daß die stärker institutioneil be­
lasteten französischen Betriebe im Durchschnitt sowohl den geringsten Bruttojah­
resverdienst (53.174 DM) angeben als auch den geringsten Modalwert des Brut­
tomonatsverdienstes (2.950 DM). Im Unterschied dazu liegt die Gruppe der 
luxemburgischen und deutschen Unternehmen mit 59.762 DM bzw. 3.828 DM 
darüber.291 Diese Unterschiede fallen wie erwartet aus292 und belegen, daß die 
französischen Regelungen zur sozialen Sicherung, wahrscheinlich aufgrund des 
umfangreicheren sachlichen Geltungsbereichs der Sozialbeitragspflicht und damit 
insbesondere auch der hohen Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung, relativ 
hohe Anreizkosten in den lothringischen Unternehmen im Vergleich zu den Un­
ternehmen anderer Regionen verursachen. Von Bedeutung dürften wohl auch die 
restriktiven Regelungen zur Sozialbilanzierung sein. Insgesamt kann man daraus 
folgern, daß c.p. das betriebliche Kompensationsniveau institutionenbedingt re­
duziert wird und die französischen Unternehmen unabhängig von ihrer wirt­
schaftlichen Situation und dem Arbeitsmarktdruck zu „Stillhaltem“ gemacht wer­
den. Demgegenüber scheinen die die Arbeitgeber finanziell weniger stark bela-

290 D ies m ag insbesondere fü r U nternehm en der R egion Saar-T rier/W estpfalz zutreffen, da 
dort zum  B efragungszeitpunkt fast täglich neue Pressem eldungen über drohende B etriebs­
schließungen und w irtschaftliche M iseren der ansässigen Firm en zu  lesen w aren und die 
B efragungsergebnisse z.T. genau einen solchen kurzfristigen Planungshorizont eingefangen 
haben dürften.

291 Im  V ergleich dazu w eist EUROSTAT (1992b) folgende A ngaben zum  B ruttojahresverdienst 
jew eils  für einen m ännlichen, alleinstehenden Produktionsarbeiter, der durchschnittlich ver­
dient, aus: 51.012 DM  (27.274 K KS) in D eutschland, 47.538 DM  (28.925 K K S) in Luxem ­
burg und 32.378 DM  (16991 K K S) in Frankreich (jew eils H ochrechnung der M onatsver-

. d ienste unter der Annahm e, daß 13 G ehälter gezahlt werden). D ie A ngaben beziehen sich 
erstens a u f  das Jah r 1989 und zw eitens a u f  die harm onisierte V erdienststatistik  (vgl. zur 
Entwicklung und zu den D efinitionen EUROSTAT 1992a). Abw eichungen zu den Ergebnis­
sen au f Basis von Q U IPPE sind som it u.a. au f unterschiedliche B erichtsjahre, Regionen- 
und Branchenabgrenzungen zurückzufuhren. Es zeigt sich w ieder einm al m ehr die D iver­
genz zw ischen aggregierten und disaggregierten Daten.

292 A llerdings sind nur die U nterschiede der M odalverdienste m it e iner Irrtum sw ahrscheinlich­
keit von < 0 .01  statistisch gesichert.
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Stenden luxemburgischen und deutschen Regelungen zur sozialen Sicherung mit 
dazu beizutragen, die Anreizkosten relativ gering zu halten und damit die Unter­
nehmen in die Lage zu versetzen, eine Anreizstrategie zu praktizieren.

Höchstes Entgeltniveau bei relativ höchsten (Wieder-)Besetzungs- und relativ 
geringsten Anreizkosten

Insgesamt kann im Hinblick auf das durchschnittliche Entgeltniveau von Unter­
nehmen auf dem grenzüberschreitenden regionalen Arbeitsmarkt Saar-Lor-Lux- 
Trier/Westpfalz festgestellt werden, daß ihre Entscheidung für eine Stillhalte- 
oder eine Anreizstrategie sowohl (absatz-)markt- als auch institutionendetermi­
niert ist.

Ob aber die Unternehmen bei der Entscheidung über die zu praktizierende Ent­
geltstrategie wirklich die Anreiz- mit den (Wieder-)Besetzungskosten verglei­
chen, kann eine Betrachtung der Entgelte eines wirtschaftlich schwachen franzö­
sischen Unternehmens und eines finanzkräftigen Unternehmens der Gruppe deut­
scher und luxemburgischer Unternehmen mit geringen Anreizkosten zutage brin­
gen. Es zeigt sich, daß erstgenannte Betriebe, die mit geringen CWieder-)Be- 
setzungs- bei gleichzeitig hohen Anreizkosten konfrontiert sind, bei Heranziehen 
des Indikators „Modalverdienst“ im Fall hoher Mobilitätswahrscheinlichkeit das 
geringste Entgeltniveau aufweisen. Für den umgekehrten Fall ergeben sich für 
wirtschaftlich erfolgreiche, wenig institutionell belastete deutsche bzw. luxem­
burgische Unternehmen die relativ höchsten Entgeltniveaus. Auch wenn sich 
diese Ergebnisse für den Indikator „Bruttojahresverdienst je Beschäftigten“ nicht 
durchgängig zeigen,293 sich aber bei Betrachtung des gegen Ausreißer robusteren 
Indikators „Modalverdienste“ klar präsentieren, wird im Hinblick auf das Ent­
geltniveau prinzipiell von einer transaktionskostengeleiteten Kompensations­
entscheidung ausgegangen. Daß sich die Ergebnisse deutlicher bei starkem Ar­
beitsmarktdruck als bei moderatem Wettbewerb am Arbeitsmarkt zeigen, deutet 
darauf hin, daß Unternehmen insbesondere bei hoher Mobilitätswahrscheinlich­
keit der Arbeitskräfte die unterstellte Kostenabwägung vornehmen.

Neben dem durchschnittlichen Entgeltniveau, das an den beiden, gerade analy­
sierten Indikatoren festgemacht wurde, vermittelt auch die Streuung der Löhne 
und Gehälter einen Eindruck von der betrieblichen Kompensationsstrategie, da 
diese Abweichungen die Differenziertheit der Anreizgestaltung widerspiegeln. 
Um diese Streuung einzufangen, wurde ein 25%-Intervall um den Lohnmodus 
gelegt und der Anteil der Beschäftigten, die über und unter diesem „typischen“ 
Entgelt verdienen, ermittelt. Je größer dieser Beschäftigtenanteil ist, desto stärker

2 9 3  D ies kann m öglicherw eise auch a u f  eine stichprobenbedingten V erzerrung zurückgeführt 
w erden, w eil m anche W erte nur a u f  sehr w enigen validen Fällen beruhen. An dieser Stelle 
ist nochm als a u f  m ögliche V erzerrungen aufgrund der vorgenom m enen Gewichtung hin­
zuw eisen, die sich dadurch ergeben können, daß A usreißer übergew ichtet werden.
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streuen die betrieblichen Entgelte und von einer umso größeren Differenziertheit 
der Löhne und Gehälter ist auszugehen.

Tabelle 6: Anteil an Beschäftigten in %, die 1992 mindestens 25% über und 
unter dem Modalverdienst lagen

Soziales Sicherungssy­
stem

A rbeitsm arktbe­
dingungen

A bsatzm arkt­
bedingungen

D+L

(Ka  gering)

F

(KA hoch)

geringer An-/ Ab- 
werbedruck

wirtschaftlich 
erfolglos 
(KB gering)

30,20 24,62 27,43 28,47

(e gering) wirtschaftlich 
erfolgreich 
(Kb  hoch)

29,57 29,62 29,59

hoher An-/ Abwer- 
bedruck

wirtschaftlich 
erfolglos 
(Kg gering)

41,96 15,94 28,89 31,61

( e  h o c h ) wirtschaftlich 
erfolgreich 
(Kg hoch)

39,75 32,06 34,97

34,89 25,41

Legende: K^. Anreizkosten
Kß: (Wieder-)Besetzungskosten
e: Mobilitätswahrscheinlichkeit

Q uelle: Eigene Berechnungen aus QUIPPE

C.p. relativ größere Differenziertheit der Entgeltgestaltung bei starkem Wettbe­
werbsdruck am Arbeitsmarkt

Prüft man zunächst wieder den isolierten Arbeitsmarkteinfluß auf Basis der Er­
gebnisse der Tabelle 6, so wird deutlich, daß Unternehmen, die in starkem Ar­
beitsmarktwettbewerb stehen, ihre Entgelte stärker differenzieren und damit ihre 
Mitarbeiter eher individuell, z.B. ensprechend ihrer Qualifikation, eingruppieren 
können oder müssen, als solche in moderatem Arbeitsmarktwettbewerb. Dies 
deutet an, daß Unternehmen unter starkem An-/Abwerbedruck sich bewußt einen 
Spielraum für gezielte Mobilitätsanreize offen lassen. Unternehmen, die nur 
geringer Mobilitätsneigung gegenüberstehen bzw. nur einen geringen externen 
Rekrutierungsbedarf haben, brauchen nicht notwendigerweise eine solche Lohn- 
flexibilität; hier wirkt sich vielleicht sogar die Tatsache, daß ein Großteil der 
Belegschaft innerhalb eines bestimmten Verdienstintervalls liegt, beschäftigungs­
stabilisierend aus. Dadurch, daß die Spannweite der möglichen Entlohnung rela-
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tiv eng gefaßt ist, kann möglicherweise der „Beförderungswettbewerb“ ausge­
schaltet und insgesamt ein verbessertes Arbeitsklima erzeugt werden.294 Insge­
samt hat also die Wettbewerbssituation am Arbeitsmarkt auch einen Einfluß auf 
die Spannweite der betrieblichen Entgelte.

Wirtschaftlicher Erfolg bewirkt c.p. einen relativ höheren Differenziertheitsgrad

Unabhängig vom Arbeitsmarktwettbewerb zeigt sich, daß wirtschaftlich erfolg­
reiche Unternehmen ihre Entgelte stärker differenzieren als weniger erfolgreiche 
Firmen. Möglicherweise ist das damit zu begründen, daß wirtschaftlich erfolgrei­
che Unternehmen, bei denen unterstellt wird, daß sie tendenziell mehr überdurch­
schnittlich qualifiziertes Personal nachfragen, also nicht den „repräsentativen“ 
Arbeitnehmer rekrutieren, auch eher eine den Qualifikationsanforderungen ge­
recht werdende Entgeltdifferenzierung vornehmen müssen. Je differenzierter aber 
die betriebliche Lohnpolitik gestaltet ist, desto sorgfältiger muß die Eingruppie­
rung erfolgen, was einen höheren Einstellungsaufwand erzeugt und insgesamt die 
(Wieder-)Besetzungskosten steigen läßt und eine Anreizstrategie effizient macht. 
Wenn allerdings, wie für die wirtschaftlich weniger erfolgreichen Unternehmen 
angenommen wird, ein „typischer“ Arbeitnehmer in eine „typische“ betriebliche 
Emkommensklasse eingestuft werden kann, reduzieren sich die Einstellungs- und 
damit die Rekrutierungskosten, weshalb, gegeben die Anreizkosten, eine Stillhal- 
testrategie effizient wird.

Regelungen sozialer Sicherungssysteme schränken Differenzierung der betriebli­
chen Entgelte ein

Eine Analyse des isolierten Institutioneneinflusses liefert das auffällige Ergebnis, 
daß französische Unternehmen signifikant295 mehr Beschäftigte in der Modal­
klasse konzentrieren als deutsche und luxemburgische Betriebe, die etwas mehr 
als ein Drittel ihrer Beschäftigten mindestens 25% ober- oder unterhalb des 
durchschnittlichen Verdienstintervalls entlohnen. Dies läßt darauf schließen, daß 
das System sozialer Sicherheit in Frankreich den Unternehmen weniger Kompen­
sationsspielraum bietet als die entsprechenden Systeme in Deutschland und Lu­
xemburg. Die ungewöhnlich hohen Beitragsbemessungsgrenzen, die ein höheres 
Entgelt auch mit höheren Beiträgen zur Sozialversicherung verbinden, machen 
größere Abweichungen nach oben relativ teurer als in Unternehmen in Deutsch­
land oder Luxemburg, wo die entsprechenden Grenzen niedriger angesetzt sind. 
Auch die Mindestlohnbestimmungen stellen französische Unternehmen zumin­
dest im Vergleich zu deutschen schlechter, weil letztere nur bei Tarifgebunden­

294 Selbstverständlich m uß dies nicht notw endigerw eise so sein; denkbar ist auch, daß durch 
die eingeschränkte M öglichkeit einer z.B. leistungsdifferenzierenden Entlohnung M otiva- 
tionsproblem e entstehen.

295 D ie Irrtum sw ahrscheinlichkeit liegt bei < 0.05.
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heit branchentarifliche Regelungen einhalten müssen,296 ansonsten aber an keinen 
bestimmten Einstiegslohn gebunden sind, was prinzipiell einen Spielraum nach 
unten eröffnet.

Kostenabwägung nur eingeschränkt beobachtbar

Widmet man sich auch hier der Frage, ob Unternehmen ihre Entgeltpolitik, und 
hier insbesondere die Streuung ihrer Löhne und Gehälter, an einem Vergleich der 
(Wieder-)Besetzungs- mit den institutionell bedingten Anreizkosten ausrichten, 
dann ergibt sich folgende Antwort: Zwar haben durch das soziale Sicherungssy­
stem vergleichsweise stark finanziell belastete französische Unternehmen, die 
wirtschaftlich erfolglos sind und damit geringe (Wieder-)Besetzungskosten ha­
ben, unabhängig von der Wettbewerbssituation am Arbeitsmarkt stets die gering­
ste Streuung der Löhne und Gehälter. Allerdings zeigt sich für wirtschaftlich er­
folgreiche Unternehmen aus Deutschland und Luxemburg, die einer umgekehrten 
Kostenrelation gegenüberstehen, nicht der größte Differenziertheitsgrad. Insofern 
kann man nicht generell von der unterstellten Transaktionskostenüberlegung bei 
der betrieblichen Entscheidung über die Streuung der Entgelte ausgehen. Dies 
mag daran liegen, daß Unternehmen sich bei ihren Entscheidungen stärker von 
einzelnen Faktoren leiten lassen statt sämtliche Kosten zu berücksichtigen und 
gegeneinander abzuwiegen. Ein möglicher Grund kann darin liegen, daß die 
Ermittlung unterschiedlicher Kosten zum Zwecke der Gegenüberstellung für 
manche Unternehmen mit nicht unerheblichen Problemen und Ungenauigkeiten 
verbunden ist und deshalb vielleicht unterbleibt.297

Insgesamt bleibt also als Zwischenergebnis der ersten Partialanalyse festzuhalten, 
daß das betriebliche Entgeltniveau prinzipiell sowohl hinsichtlich der durch­
schnittlichen Verdienste als auch der Streuung der Löhne und Gehälter bei Be­
trachtung der isolierten Einflüsse durch die Wettbewerbssituation am Arbeits­
markt wie auch durch den wirtschaftlichen Erfolg am Absatzmarkt sowie die in­
stitutionellen Rahmenbedingungen bestimmt wird. Der kombinierte Einfluß der

296 Im m erhin 15% aller befragten U nternehm en der Stichprobe w aren n icht tarifgebunden, sie 
gehörten w eder einem  Arbeitgeberverband an noch hatten sie einen H austarifvertrag abge­
schlossen. Von diesen U nternehm en können tarifliche M indestlöhne prinzipiell unterschrit­
ten werden. V ergleicht man die Leichtlohngruppen der h ier relevanten deutschen B ranchen­
tarifverträge m it dem gesetzlichen M indestlohn in Frankreich, so stellt m an fest, daß tarif­
gebundene deutsche U nternehm en gegenüber französischen B etrieben sogar einen höheren 
M indestlohn zahlen müssen. M an m uß allerding dabei bedenken, daß auch für 78%  der be­
fragten französischen U nternehm en zusätzlich noch tarifliche Regelungen verbindlich sind 
und für ein w eiteres Prozent ein Haustarifvertrag gültig ist.

297 D iese V erm utung unterstreichen auch B eobachtungen bei den Interview s. W ährend einige 
U nternehm en a u f  genaue und überblicksartig zusam m engestellte A ufstellungen Uber die 
unterschiedlichsten K ostenkom plexe zurückgreifen konnten, m ußten andere in Erm ange­
lung solcher A uflistungen teilw eise eher spekulative A ussagen machen.
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Anreiz- und der (Wieder-)Besetzungskosten läßt sich jedoch nicht durchgängig 
nachweisen. Da aber die Ergebnisse aufgrund geringer Fallzahlen in einigen Fel­
dern verzerrt sein können, kann nicht mit Sicherheit gesagt werden, ob tatsächlich 
keine Kostenabwägung vorgenommen wird.

Welche Tendenzen sich nach der Untersuchung des Zusammenhangs der deter­
minierenden Faktoren mit dem betrieblichen Sozialleistungsniveau abzeichnen, 
wird in einer zweiten Partialanalyse im nächsten Abschnitt beleuchtet. Dies ist 
umso interessanter, als auf die Gestaltung der betrieblichen Sozialleistungen an­
dere gesetzliche Grundlagen einwirken als bei der Entgeltzahlung.

3.1.2 Ergebnisse für die betriebliche Sozialleistungspolitik

Da freiwillige betriebliche Sozialleistungen im Rahmen dieser Arbeit als Lohn- 
und Gehaltssubstitute verstanden werden, ist auch die Untersuchung der Abhän­
gigkeit des betrieblichen Sozialleistungsniveaus von den Markt- und Institutio­
nenbedingungen notwendig, um eine sinnvolle Aussage zu den Einflußfaktoren 
betrieblicher Kompensationsstrategien auf grenznahen regionalen Arbeitsmärkten 
machen zu können.

Die in der Tabelle 7 dargestellten Durchschnittswerte geben Auskunft über die 
empirische Relevanz der vermuteten Zusammenhänge, wenn man das betriebli­
che Sozialleistungsniveau mit der Zahl unterschiedlicher betrieblicher Soziallei­
stungsangebote einerseits und den Ausgaben für freiwillig gewährte Soziallei­
stungen je  Mitarbeiter298 andererseits mißt.

Bei starkem Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt c.p. zahlreichere Einzelleistun­
gen und relativ höhere Sozialleistungsausgaben je  Beschäftigten

Die Ergebnisse zeigen deutlich, daß Unternehmen, die kaum mit An-/ 
Abwerbedruck am Arbeitsmarkt konfrontiert sind, im Durchschnitt nicht nur 
weniger freiwillige betriebliche Sozialleistungen anbieten, sondern auch signifi­
kant299 niedrigere Sozialleistungsausgaben je  Beschäftigten angeben, als solche,

298 A lternativ  w urde auch der Anteil der Sozialleistungsausgaben an den Arbeitskosten als In­
d ikator herangezogen und die entsprechenden T ests durchgeführt. D ie Ergebnisse haben 
aber nur stark eingeschränkte A ussagekraft, w eil trotz aller Bem ühungen des Interviewer­
team s nur w enige U nternehm en die betrieblichen A rbeitskosten entsprechend der vorgege­
benen D efinition quantifizieren konnten oder w ollten. W enn Angaben zu Arbeitskosten 
gem acht wurden, dann stam m en sie m eist aus Publikationen des Unternehmens oder um ­
fassen nu r einzelne K om ponenten der Definition. V erzerrungen der Aussagen sind som it 
sehr w ahrscheinlich, w eshalb von der V erw endung dieses Indikators Abstand genommen 
w urde. W ie kom plex der A rbeitskostenbegriff sein kann, zeigt ausführlich NAARMANN 
(1991). W ie Arbeitskosten für internationale Vergleiche üblicherw eise definiert werden, 
beschreib t SCHRÖDER (1994).

299 D ie Irrtum sw ahrscheinlichkeit beträgt < 0 .10 .
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denen Mitarbeiter abgeworben wurden bzw. die selbst Anwerbungsversuche bei 
Konkurrenten unternahmen. Während einerseits erstere durchschnittlich zwei 
Leistungen gewähren, sind es bei letzteren im Schnitt vier verschiedene Angebo­
te. Ein einseitiger t-Test auf Signifikanz dieser Mittelwertunterschiede zeigt, daß 
unabhängig von der Zahlungsfähigkeit des Unternehmens signifikante Differen­
zen in der Zahl der freiwillig angebotenen Sozialleistungen unterstellt werden 
dürfen.300 Andererseits weisen Unternehmen unter starkem Arbeitsmarktdruck ei­
nen um ca. 2.900 DM höheren durchschnittlichen Sozialleistungsaufwand je Be­
schäftigten aus. Unternehmen, die ähnliche Produktionsverfahren verwenden 
bzw. Dienstleistungen anbieten wie konkurrierende Firmen und deshalb mit die­
sen um die gleichen Arbeitskräfte kämpfen müssen, setzen also in stärkerem 
Maße freiwillige betriebliche Sozialleistungen als gezielte Mobilitätsanreize ein 
als Unternehmen, die sich entweder in Marktnischen befinden oder Produktions­
verfahren anwenden, mit denen andere Unternehmen nicht produzieren, weshalb 
sie kaum ernsthafte Konkurrenz um ihre Arbeitskräfte zu befürchten haben. Man 
kann also unterstellen, daß bei höherer Mobilitätswahrscheinlichkeit freiwilligen 
betrieblichen Sozialleistungen neben dem direkten Entgelt durchaus eine verhal­
tensbeeinflussende Kraft im Arbeitsmarktwettbewerb beigemessen wird. Im 
Rahmen der Betriebsbefragung wurden die Unternehmen auch nach den drei 
wichtigsten Zielen, die sie bewußt mit der Bereitstellung der von ihnen freiwillig 
angebotenen Sozialleistungen verfolgt haben, gefragt. Vorgegeben wurden die 
Antworten: Personalwerbung, Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit am Arbeits­
markt, Bindung der Mitarbeiter, Verringerung von Fehlzeiten, Steigerung von 
Leistung, Verbesserung des Betriebsklimas, Sonstiges (z.B. Tradition, Fürsorge­
gedanke). Wertet man die Antworten dahingehend aus, daß man die Häufigkeit 
ermittelt, mit denen eines der ersten drei Motive als wichtigstes Ziel angegeben 
worden ist, dann unterstreicht das Ergebnis die gerade aufgestellte Behauptung. 
74,4% der deutschen und luxemburgischen Betriebe nannten eines der drei erst­
genannten Motive als bewußtes Ziel, warum sie betriebliche Altersversorgung 
gewähren, 49,3% warum sie eine Betriebskrankenkasse eingerichtet haben. Bei 
den französischen Betrieben gaben diese Ziele 61,5% für die Einrichtung einer 
mutuelle, 48,4% für den Abschluß einer Assurance vieillesse privée complémen­
taire und 53,0% für den Abschluß einer Assurance maladie privée complémen­
taire an.

300 D ie Irrtum sw ahrscheinlichkeit liegt bei < 0.05.
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Tabelle 7: Durchschnittliche Zahl der freiwillig gewährten Sozialleistungen in
19923°i und Ausgaben fü r  Sozialleistungen je  Beschäftigten in DM in 
1992so2

Soziales Sicherungs­
system

A rbeitsm arktbe- Absatzmarkt* L F+D
dingungen bedingungen

(Ka  gering) (KA hoch)

geringer An-/ Ab- wirtschaftlich -a 1,97 1,97 2,47
werbedruck erfolglos 

(Kb  gering) -a 2.087 2.087 3.621

(e gering) wirtschaftlich 3,01 2,53 2,61
erfolgreich 
(Kb  hoch) 5.848 3.110 3.725

hoher An-/ Abwer- wirtschaftlich 3,0 3,91 3,46 3,84
bedruck erfolglos 

(Kb  gering) -a 2.728 2.728 6.518

(s hoch) wirtschaftlich 4,79 3,42 4,18
erfolgreich 
(K g hoch) 9.912 5.831 8.036

3,7 2,95

7.995 3.396

Legende: KA: Anreizkosten
KB; (Wieder-)Besetzungskosten
e : Mobilitätswahrscheinlichkeit
a Kein valider Fall

Q uelle: Eigene B erechnungen aus QUIPPE

Wirtschaftlicher Erfolg bewirkt c.p. relativ mehr Sozialleistungsangebote und 
relativ höhere Sozialleistungsausgaben je  Beschäftigten

Hält man den Arbeitsmarktwettbewerb konstant und analysiert die Unterschiede 
im Sozialleistungsangebot wirtschaftlich unterschiedlich erfolgreicher Unterneh­
men, dann stellt man fest, daß die Zahl der Angebote in wirtschaftlich eher er-

301 An dieser Stelle soll nochm als die Berechnung der Zahl der freiw illigen Sozialleistungen in 
Erinnerung gerufen werden. Die U nternehm en wurden direkt nach bestim m ten Soziallei­
stungen, darunter auch verschiedenen Form en der betrieblichen A lters- und Krankenver­
sorgung gefragt, und es w urde ihnen die M öglichkeit gegeben, noch w eitere zu ergänzen. 
Insgesam t konnten sieben Leistungen angegeben werden.

302 A uch h ier w urde alternativ  eine Berechnung a u f  Basis von KKS vorgenom m en (vgl. An­
hang IV ). W iederum  zeigten sich keine V eränderungen h insichtlich Relation und Signifi­
kanz der Ergebnisse, w eshalb auch h ier die V erw endung der DM -Beträge gerechtfertigt 
bleibt.
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folglosen Firmen unter der wirtschaftlich erfolgreicher Unternehmen liegt. Wäh­
rend einerseits die erfolglosen Unternehmen knapp zwei bzw. drei Sozialleistun­
gen anbieten, sind es bei wirtschaftlich starken Betrieben fast drei bzw. vier.303 
Auch die Ausgaben für freiwillige Sozialleistungen je  Beschäftigten sind unab­
hängig von der Situation am Arbeitsmarkt in wirtschaftlich erfolgreicheren Un­
ternehmen höher.304 Weniger erfolgreiche Unternehmen, von denen angenommen 
wird, daß sie typische, d.h., durchschnittlich qualifizierte Arbeitnehmer rekrutie­
ren und aufgrund der Standardisierungsmöglichkeiten bei der Suche und Auswahl 
der Bewerber mit geringeren (Wieder-)Besetzungskosten rechnen müssen, inve­
stieren weniger in freiwillige Sozialleistungen als Unternehmen, die sich eine 
hochtechnisierte Produktion leisten (können) und deshalb überdurchschnittlich 
qualifizierte Arbeitskräfte nachfragen. Insgesamt kann man die Aussage wagen, 
daß wirtschaftlich erfolgreiche Unternehmen neben dem direkten Entgelt auch 
verstärkt Kompensation über freiwillige betriebliche Sozialleistungen betreiben 
und deshalb im Hinblick auf die Sozialleistungsentscheidung eher eine Anreiz­
strategie wählen, während für weniger erfolgreiche Betriebe eine Stillhaltestrate- 
gie effizient ist.

Institutionelle Rahmenbedingungen beeinflussen sowohl die Zahl der freiwilligen 
Sozialleistungen als auch die Sozialleistungsausgaben je  Beschäftigten

Luxemburgische Unternehmen haben im Vergleich zu der Gruppe deutscher und 
französischer Firmen im Durchschnitt etwa eine Sozialleistung mehr aufzuwei­
sen. Dies spricht dafür, daß die die freiwilligen Sozialleistungen betreffenden 
institutionellen Rahmenbedingungen das betriebliche Sozialleistungsniveau der­
gestalt beeinflussen, daß geringere finanzielle Belastungen aufgrund gesetzlicher 
Regelungen zu mehr freiwilligen Sozialleistungen führen. Da die französischen 
Regelungen zur Einrichtung einer Zusatzaltersversicherung bzw. einer mutuelle 
ebenso wie die deutschen Regelungen zur Einrichtung eines betrieblichen Alters­
versorgungssystems bzw. einer Betriebskrankenkasse die betrieblichen Anreiz­
kosten stärker erhöhen als die nahezu fehlenden Regelungen in Luxemburg, 
wundert es nicht, daß in Lothringen und in der Region Saar-Trier/Westpfalz nur

303 D er A bbau von freiw illigen Sozialleistungen in den vergangenen Jahren hat gezeigt, daß 
selbst w irtschaftlich erfolgreiche U nternehm en versuchen, a u f  d ie K ostenbrem se zu treten; 
o ft w ird  in der Reduktion der Personalkosten die letzte M öglichkeit gesehen, w ettbew erbs­
fähig zu bleiben oder w ieder zu werden. Von den in QUIPPE befragten U nternehm ensver­
tretern gaben 10% an, die Zahl ihrer angebotenen freiw illigen Sozialleistungen hätte sich in 
den vergangenen fü n f  Jahren verringert, w eitere 70%  sagten aus, sie hätten die Zahl der 
Sozialleistungen nicht w eiter ausgebaut. D ifferenziert m an nach dem  w irtschaftlich Erfolg 
dieser U nternehm en, dann machten 12% bzw. 70% der R epräsentanten erfo lg loser und 9%  
bzw. 69%  der V ertreter erfolgreicher U nternehm en diese Aussage.

304 D ie D ifferenzen sind im Fall hoher M obilitätsw ahrscheinlichkeit m it < 0.05 statistisch gesi­
chert, im Fall niedriger M obilitätsw ahrscheinlichkeit liegt die Irrtum sw ahrscheinlichkeit 
hingegen a u f  einem  N iveau von > 0 .10 .
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noch wenige zusätzliche Sozialleistungen angeboten werden. Für deutsche und 
französische Unternehmen sind somit die Kosten, das Mobilitätsverhalten von 
Arbeitnehmern über die Bereitstellung von freiwilligen Sozialleistungen zu steu­
ern und konkurrierende Angebote zu übertreffen, höher als bei luxemburgischen 
Firmen.

Verwendet man die Ausgaben für freiwillige Sozialleistungen je Beschäftigten 
als Indikator, dann stellt man fest, daß diese in Luxemburg mit 7.995 DM über 
denen in Deutschland und Frankreich mit 3.396 DM liegen.305 Da in der Befra­
gung deutlich wurde, daß die Ausgaben für die Zusatzsysteme Alters- und Kran­
kenversorgung durchweg den größten Kostenanteil an den Sozialleistungsaus­
gaben ausmachen,306 kann man auch anhand dieses Indikators schlußfolgern, daß 
die gesetzlichen Regelungen zu den Zusatzaltersversicherungssystemen und 
mutuelles in Frankreich sowie zur betrieblichen Altersversorgung und Betriebs­
krankenkasse in Deutschland relativ höhere Anreizkosten verursachen. Von be­
sonderer Bedeutung dürften die Unverfallbarkeitsregelungen und die Pflichten 
zur Sicherung der Leistungen bei Betriebsinhaberwechsel sowie gegen Kauf­
kraftverlust sein, also Punkte, in denen sich die deutschen und französischen 
Institutionen besonders von den luxemburgischen abheben. Dazu zählen natürlich 
auch die restriktiveren Dokumentationspflichten. Insofern kann festgehalten 
werden, daß es, gegeben die (Wieder-)Besetzungskosten, für Unternehmen in 
Deutschland und Frankreich effizient ist, im Hinblick auf die Kompensation 
durch freiwillige betriebliche Sozialleistungen eher eine Stillhaltestrategie zu 
wählen, und es für luxemburgische Betriebe kostenoptimaler ist, sich aufgrund 
der geringer finanziell belastenden institutionellen Regelungen für eine Anreiz­
strategie zu entscheiden.

Kostenabwägung weniger bei der Zahl der freiwillig angebotenen Sozialleistun­
gen als vielmehr bei den Sozialleistungsausgaben je  Beschäftigten

Die isolierten Analysen legen einen Einfluß institutioneller, die freiwilligen So­
zialleistungen betreffenden Rahmenbedingungen sowie marktmäßiger Determi­
nanten sowohl auf die Zahl der freiwillig angebotenen Sozialleistungen als auch 
auf die durchschnittlichen Sozialleistungsausgaben nahe. D.h., unterschiedliche 
Sozialleistungsniveaus sind sowohl mit länderspezifischen Unterschieden im so­
zialen Sicherungssystem als auch mit der Konkurrenz am Arbeitsmarkt und der 
Stellung am Absatzmarkt erklärbar.

305 D ie D ifferenz der Zahl der freiw illigen Sozialleistungen ist ebenso w ie der U nterschied der 
Sozialleistungsausgaben m it einer Irrtum sw ahrscheinlichkeit von < 0 .1 0  signifikant.

306 3 0%  der B efragten, die eine betriebliche A ltersversorgung gew ähren, sagten aus, daß die 
A usgaben für diese 50-75%  der Gesam tausgaben für freiw illige Sozialleistungen ausm a­
chen, w eitere 22%  gaben einen Anteil von 76-99%  an und für 30%  w ar die betriebliche 
A ltersversorgung sogar die einzige Sozialleistungsausgabe.
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Wenn man nun der Frage nachgeht, ob Unternehmen diese Faktoren nicht nur 
isoliert berücksichtigen, sondern die Kosten auch gegeneinander abwiegen, dann 
muß man differenziert antworten. Beurteilt man anhand der Sozialleistungsaus­
gaben je Beschäftigten, ob Unternehmen bei der Entscheidung über ihre Kom­
pensationsstrategie tatsächlich eine Abwägung von (Wieder-)Besetzungs- und 
Anreizkosten vornehmen, zeigt sich, daß in durch institutioneile Rahmenbedin­
gungen gering finanziell belasteten luxemburgischen Unternehmen mit wirt­
schaftlichem Erfolg die höchsten Sozialleistungsausgaben je Mitarbeiter getätigt 
werden und dies unabhängig von der Mobilitätswahrscheinlichkeit. Umgekehrt 
haben durch institutionelle Regelungen stärker belastete Unternehmen aus 
Deutschland und Frankreich, die wirtschaftlich erfolglos sind, die geringsten So­
zialleistungsausgaben je Beschäftigten. Für den Fall geringen Arbeitsmarktdrucks 
läßt sich das gleiche Ergebnis auch für die Zahl der angebotenen Sozialleistungen 
feststellen; bei starkem Arbeitsmarktdruck gilt die Aussage nur eingeschränkt.

Ein weiteres Zwischenergebnis ist also, daß nicht nur das betriebliche Entgeltni­
veau, sondern auch das betriebliche Sozialleistungsniveau sowohl durch den Ar- 
beits- und Absatzmarktwettbewerb als auch durch die institutionellen Rahmen­
bedingungen determiniert wird. Dies belegen sowohl die isolierten als auch die 
kombinierten Einflußanalysen in bezug auf die Zahl der freiwilligen Soziallei­
stungen wie auch auf die Sozialleistungsausgaben je  Beschäftigten. Insofern kann 
nicht nur den entgeltbezogenen institutioneilen Regelungen, sondern auch den 
sozialleistungsbezogenen gesetzlichen Rahmenbedingungen ergänzender sozialer 
Sicherungssysteme eine Bedeutung bei der betrieblichen Kompensationsent­
scheidung zugesprochen werden.

Nachdem nun der isolierte und kombinierte Einfluß unterschiedlicher Markt- und 
Institutionengegebenheiten auf die verschiedenen Einzelindikatoren betrieblichen 
Kompensationsniveaus differenziert betrachtet worden ist, soll im folgenden Ab­
schnitt eine Aussage für das betriebliche Kompensationsniveau insgesamt ge­
macht werden, da nicht Einzelaspekte, sondern die jeweilige Gesamtkompensa­
tion in der Herkunfts- und der Zielregion entscheidungsrelevant für grenzüber­
schreitende Pendelwanderungen sein dürfte.

3.2 Betriebsoptimale Kompensationsstrategie: markt- und 
institutionenbedingt

Um nun nicht nur für die einzelnen Kompensationsbestandteile Entgelt und 
freiwillige betriebliche Sozialleistungen Aussagen über ihre Beeinflussung durch 
Markt- und Institutionenbedingungen zu machen und von diesen auf das gesamte 
Kompensationsniveau schließen zu müssen, wurde abschließend und zum Zweck 
einer übergreifenden Analyse eine neue Variable „KOMPEN“ gebildet und dem
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bekannten Prüfungsschema307 unterworfen. Dazu wurden zunächst die durch­
schnittlichen jährlichen Sozialleistungsausgaben je Mitarbeiter durch zwölf divi­
diert und anschließend zu dem gegen Ausreißer relativ robusten monatlichen 
Modalverdienst hinzuaddiert. Die Ergebnisse sind in Tabelle 8 dokumentiert.

Tabelle 8: Durchschnittliches monatliches Gesamtkompensationsniveau in DM308

Soziales Sicherungssystem

A rbeitsm arktbe­
dingungen

Absatzm arkt­
bedingungen

L

(Ka  gering)

D

(Ka  mittel)

F

(KA hoch)

geringer An-/ Ab- 
werbedruck

wirtschaftlich 
erfolglos 
(Kb  gering)

-a 2.961 3.114 3.048 3.585

(e gering) wirtschaftlich 
erfolgreich 
(Kg hoch)

4.280 3.796 3.389 3.842

hoher An-/ Abwer- 
bedruck

wirtschaftlich 
erfolglos 
(Kb  gering)

-a 4.056 2.831 3.593 4.490

(s hoch) wirtschaftlich
erfolgreich
(Kg hoch)

6.233 4.516 4.529 . 4.966

5.140 3.869 3.513

Legende: KA: Anreizkosten
Kg. (Wieder-)Besetzungskosten
e : Mobilitätswahrscheinlichkeit
a Kein valider Fall

Q uelle: E igene B erechnungen aus QUIPPE

Starker Arbeitsmarktdruck hat c.p. ein relativ höheres Kompensationsniveau zur 
Folge

Für die Gesamtkompensation zeigt sich ein mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit 
von < 0.05 statistisch gesicherter Mittelwertunterschied in Abhängigkeit von dem 
Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt, der daraufhindeutet, daß Unternehmen, die 
stärker unter An-/Abwerbedruck stehen und deshalb mit einer, höheren Mobili-

307 W aren bereits für das betriebliche Entgelt- und Sozialleistungsniveau unterschiedliche G e­
w ichtungen aufgrund der verschiedenen Zusam m ensetzungen der Hypothesenmatrizen not­
w endig, so m uß h ier eine w eitere G ew ichtung vorgenom m en werden, weil nun jede  R egion 
fü r sich betrachtet wird.

308 A uch h ier rechtfertigt sich nach Vergleich m it den Ergebnissen der KKS-Berechnungen die 
V erw endung der DM -Beträge.
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tätswahrscheinlichkeit konfrontiert sind, im Durchschnitt ein höheres Kompensa­
tionsniveau realisieren. Es bestätigt sich somit das Ergebnis der Partialanalysen, 
daß die Wettbewerbssituation am Arbeitsmarkt eine wesentliche Determinante 
der Wahl der betrieblichen Kompensationsstrategie ist. Unternehmen, die ähnli­
che Qualifikationen nachfragen wie andere Unternehmen des regionalen Ar­
beitsmarktes auch, weisen ein höheres Kompensationsniveau auf als Unterneh­
men, die sich in einer Marktnische befinden oder ein besonderes Produktionsver­
fahren anwenden.

Damit kann die erste Hypothese, daß Unternehmen unter moderatem Arbeits­
marktdruck sich eher für eine Stillhaltestrategie und Unternehmen unter starkem 
Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt sich für eine Anreizstrategie entscheiden, als 
(vorläufig) bestätigt angesehen werden.

Wirtschaftlicher Erfolg bewirkt c.p. ein relativ höheres Kompensationsniveau

Gegeben den Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt, zeigen sich deutliche Unter­
schiede im Kompensationsniveau in Abhängigkeit davon, ob es sich um wirt­
schaftlich erfolgreiche Unternehmen handelt oder nicht. Wirtschaftlich schwä­
chere Betriebe haben ein geringeres Kompensationsniveau, was darauf zurückge­
führt werden kann, daß für sie die (Wieder-)Besetzungskosten aufgrund ihres ge­
ringeren technologischen Standards und Innovationspotentials und den damit ge­
ringeren Qualifikationsanforderungen wesentlich niedriger ausfallen als die An­
reizkosten, weshalb für sie eine Stillhaltestrategie effizient ist. War bei den Par­
tialanalysen das Resultat nicht immer statistisch gesichert, so sind die Ergebnisse 
der übergreifenden Analyse signifikant mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 
< 0.05 sowohl bei moderatem als auch bei starkem Arbeitsmarktdruck. Damit 

entspricht die Empirie auch der zweiten Hypothese, nach der wirtschaftlich er­
folgreiche Unternehmen tendenziell eine Anreizstrategie verfolgen, während eher 
erfolglose Betriebe eine Stillhaltestrategie praktizieren.

Geringere finanzielle Belastung des sozialen Sicherungsregimes führt c.p. zu 
einem höheren Kompensationsniveau

Betrachtet man die länderspezifischen Unterschiede, dann stellt man fest, daß 
deutsche und französische Unternehmen nicht so weit voneinander entfernt lie­
gen,309 luxemburgische Firmen sich aber deutlich nach oben abheben. Dies 
spricht für eine stärkere Belastung der Betriebe in Deutschland und Frankreich 
durch entsprechende institutionelle Rahmenbedingungen, die dazu führt, daß die 
Anreizkosten bei konstanten (Wieder-)Besetzungskosten in diesen Unternehmen 
höher sind, weshalb insgesamt eine Stillhaltestrategie und damit ein niedriges 
Kompensationsniveau effizient ist. Daß deutsche Unternehmen dennoch im 
Schnitt etwas besser darstehen, liegt nach den Ergebnissen der empirischen Insti­

309 D ieses Ergebnis ist allerdings au f einem N iveau von > 0 .1 0  nicht m ehr signifikant.
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tutionenanalyse v.a. an den gesetzlichen Rahmenbedingungen zum Entgelt, da 
die institutioneilen Regelungen zu den Sozialleistungen für französische und 
deutsche Unternehmen in etwa gleich belastend sind. Insbesondere dürften die 
geringeren Gesamtbeitragsbelastungen, die günstigeren Beitragsbemessungsgren­
zen und Mindestlohnregelungen, aber auch die weniger aufwendigen Dokumen­
tationspflichten eine Rolle spielen. Daß Luxemburg so gut abschneidet, wundert 
vor dem Hintergrund der komparativen Kostenvorteile sowohl im Bereich Entgelt 
als auch im Bereich Sozialleistungen kaum. Die jeweiligen Mittelwertdifferenzen 
zwischen dem durchschnittlichen luxemburgischen Kompensationsniveau und 
dem der beiden anderen Länder sind signifikant.310 Es bestätigt sich somit auch 
Hypothese 3, daß mit der finanziellen Belastung aufgrund der institutionellen Re­
gelungen des jeweiligen sozialen Sicherungssystems eine Stillhaltestrategie wahr­
scheinlicher wird. Daß die absoluten Unterschiede der Kompensationsniveaus im 
Regionenvergleich ähnlich ausfallen wie die Unterschiede bei unterschiedlichen 
Marktkonstellationen und die Differenzen ebenso signifikant sind, deutet darauf 
hin, daß institutioneilen Rahmenbedingungen bei der Kompensationsentschei­
dung eine ebenso große Rolle zukommt wie den Marktfaktoren.

Höchstes Kompensationsniveau bei relativ geringsten Anreiz- und relativ höch­
sten (Wieder-)Besetzungskosten und umgekehrt

Prüft man schließlich noch, ob Unternehmen mit hohen (Wieder-)Besetzungs- 
kosten und geringen Anreizkosten dem theoretischen Modell entsprechend sich 
tatsächlich eher für eine Anreizstrategie entscheiden und Unternehmen mit einer 
umgekehrten Kostenrelation eine Stillhaltestrategie bevorzugen, so ist diese 
These anhand der vorliegenden Ergebnisse zu bejahen. Bei hoher Mobilitäts­
wahrscheinlichkeit zahlen wirtschaftlich erfolglose lothringische Unternehmen 
die niedrigsten Kompensationen, während wirtschaftlich erfolgreiche luxembur­
gische Unternehmen eindeutig Spitzenreiter sind. Bei moderatem Arbeitsmarkt­
druck liegt - entgegen der Erwartung - der Wert der deutschen Unternehmen noch 
geringfügig unter dem der lothringischen. Da dieser Unterschied aber sehr gering 
ist, wird davon ausgegangen, daß Unternehmen bei der Wahl ihrer Kompensa­
tionsstrategie prinzipiell die Anreiz- und die (Wieder-)Besetzungskosten gegen­
einander abwägen und sich dann für eine Anreizstrategie entscheiden, wenn die 
(Wieder-)Besetzungskosten über den Anreizkosten liegen; anderenfalls wird eine 
Stillhaltestrategie gewählt.

310 D er U nterschied zw ischen dem  M ittelw ert der luxem burgischen und deutschen U nterneh­
m en ist m it einer Irrtum sw ahrscheinlichkeit von < 0 .1 0  ebenso signifikant wie die D iffe­
renz der luxem burgischen und französischen M ittelw erte m it e iner Irrtum swahrscheinlich­
k e it von  < 0 .0 5 .
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4. Regionenspezifische Rahmenbedingungen, dom inante Kom- 
pensationsstrategie und Ausmaß grenzüberschreitender Pen­
delwanderungen: eine Kausalkette?

Nachdem nun herausgearbeitet worden ist, daß einerseits Kompensationsunter­
schiede die individuelle Mobilitätsentscheidung beeinflussen und andererseits die 
betriebliche Kompensationspolitik sowohl markt- als auch institutionendetermi­
niert ist, müßte auch ein Zusammenhang zwischen den jeweiligen regionenspezi­
fischen Markt- und Institutionenbedingungen und dem regionalen Ausmaß grenz­
überschreitender Pendelwanderungen beobachtbar sein.

Betrachtet man zunächst die Verteilung der Unternehmen nach ihrem Wettbe­
werbsdruck am Arbeitsmarkt getrennt für Industriebetriebe und Finanzinstitu­
tionen, dann ergibt sich folgendes Bild (vgl. Tabelle 9).

Tabelle 9: Anteil der befragten Unternehmen mit starkem Wettbewerbsdruck 
am Arbeitsmarkt nach Regionen und Branchen in %311

Region Industrie Banken Gesamt
Saar-T rier/
Westpfalz

15,4 57,1 30,0

Luxemburg 66,7 50,0 55,6
Lothringen 28,6 25,0 27,8

Quelle: Eigene Berechnung aus QUIPPE

Während in den Regionen Saar-Trier/Westpfalz und Lothringen insgesamt ein 
hoher Anteil an Unternehmen unter moderatem Arbeitsmarktwettbewerb ausge­
wiesen ist, findet man in Luxemburg mehr Finnen unter starkem Wettbewerbs­
druck am Arbeitsmarkt. Auffällig ist, daß deutsche und luxemburgische Banken 
einem stärkeren Arbeitsmarktdruck ausgesetzt sind als lothringische. Im Indu­
striebereich dominieren demgegenüber sowohl in der Region Saar-Trier/West­
pfalz als auch in Lothringen Firmen unter eher geringem Wettbewerbsdruck am 
Arbeitsmarkt, während luxemburgische Industriebetriebe eher einem starken 
Arbeitsmarktdruck ausgesetzt sind.

Ein etwas anderes Bild ergibt die Betrachtung, wie sich die befragten Unterneh­
men nach ihrem wirtschaftlichen (Miß-)Erfolg auf Regionen und Branchen ver­
teilen (vgl. Tabelle 10).

Der größte Anteil wirtschaftlich erfolgreicher Unternehmen findet sich in Lu­
xemburg (88,9%) gefolgt von Deutschland (45,0%) und Lothringen (38,9%).

311 D ie D ifferenz zu 100% gibt jew eils den Anteil der befragten U nternehm en unter m odera­
tem A rbeitsm arktdruck an.
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Auffällig ist, daß in allen drei Regionen der Anteil der erfolgreichen Banken 
größer ist als der Anteil der erfolgreichen Industrieunternehmen und die regionale 
Reihenfolge sich durchgängig zeigt.

Tabelle 10: Anteil der befragten Unternehmen mit wirtschaftlichem Erfolg nach 
Regionen und Branchen in %312

Region Industrie Banken Gesamt
Saar-T rier/
W estpfalz

38,5 57,1 45,0

Luxem burg 66,7 100,0 88,9
Lothringen 35,7 50,0 38,9

Q uelle: E igene B erechnung aus QUIPPE

Bislang wurde unterstellt, daß eine positive Korrelation zwischen dem Ausmaß 
grenzüberschreitender Pendelwanderungen und dem betrieblichen Kompensa­
tionsniveau der Unternehmen einer Region besteht. Ferner wurde festgestellt, daß 
das betriebliche Kompensationsniveau in Unternehmen unter starkem Arbeits­
marktdruck, mit wirtschaftlichem Erfolg und geringen finanziellen Belastungen 
aus dem sozialen Sicherungssystem deutlich höher ist. Ob man nun auch den 
Schluß vom regionenspezifischen Ausmaß der einzelnen Determinanten betrieb­
licher Kompensationsentscheidungen auf den Umfang grenzüberschreitender 
Mobilität ziehen kann, bleibt jetzt noch zu prüfen.

Zur Messung des Ausmasses grenzüberschreitender Pendelwanderungen wurde 
der Anteil der beschäftigten Grenzgänger gemessen an der Zahl der Vollzeitbe­
schäftigten in den befragten Unternehmen nach Regionen und Branchen herange­
zogen (vgl. Tabelle 11).

312 D ie  D ifferenz zu 100% gib t jew eils den Anteil der befragten U nternehm en m it geringem 
w irtschaftlichen Erfolg an.
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Tabelle 11: Anteil beschäftigter Grenzgänger an den Vollzeitbeschäftigten in den 
befragten Unternehmen nach Regionen und Branchen in %

Branche/Region Industrie Banken Gesamt
Saar-Trier/
Westpfalz

5,0 0,9 3,0

Luxemburg 33,0 23,0 26,0
Lothringen 0,06 0,5 0,2

Q uelle: Eigene Berechnung aus QUIPPE

Der größte Grenzgängeranteil findet sich unabhängig von der Branche in luxem­
burgischen Unternehmen mit einem Anteil von 26% an den Vollzeitbeschäftig- 
ten. Dabei liegt der Anteil im Industriebereich mit 33% noch über dem im Ban­
kenbereich mit 23%. In Firmen der Region Saar-Trier/Westpfalz beträgt der 
durchschnittliche Grenzgängeranteil nur 3%. Auch hier ist der Anteil in Indu­
strieunternehmen größer als der Anteil im Bankensektor. Der geringste Anteil 
Grenzgänger an den Vollzeitbeschäftigten errechnet sich in lothringischen Fir­
men mit 0,2%. Auffällig ist, daß in dieser Region der Grenzgängeranteil im Ban­
kenbereich über dem im Industriebereich liegt.

Faßt man nun die regionenspezifischen Beobachtungen zusammen, dann lassen 
sich bestimmte Konstellationen an Rahmenbedingungen mit einem bestimmten 
Ausmaß an grenzüberschreitender Pendelwanderungen in Verbindung bringen.

Luxemburg: Gezielte Anreize zur grenzüberschreitenden Mobilität

Insgesamt kann festgehalten werden, daß luxemburgische Unternehmen in der 
Mehrzahl unter einem starken Arbeitsmarktdruck stehen und den höchsten Anteil 
an wirtschaftlich erfolgreichen Firmen aufweisen. Kombiniert man diese Be­
obachtungen mit den Ergebnissen der empirischen Institutionenanalyse, dann 
sind in der Region Luxemburg tendenziell die Bedingungen für ein hohes be­
triebliches Kompensationsniveau und damit für Anreize zur grenzüberschreiten­
den Mobilität gegeben, was sich auch in dem relativ größten Anteil an Grenzgän­
gern bezogen auf die Zahl der Vollzeitbeschäftigten widerspiegelt. Diese Ein­
pendlerregion grenzüberschreitender Pendelwanderungen ist somit nicht nur 
durch An-/Abwerbedruck auf dem Arbeitsmarkt charakterisiert, sondern auch 
durch auf dem Absatzmarkt wettbewerbsfähige Unternehmen und ein die Arbeit­
geber finanziell geringer belastendes soziales Sicherungssystem.

Lothringen: Wenig attraktive Rahmenbedingungen fü r  grenzüberschreitende 
Mobilität

Lothringische Firmen befinden sich eher in einem schwachen Arbeitsmarktwett­
bewerb und sind im Regionenvergleich mehr zu den wirtschaftlich erfolglosen 
Unternehmen zu zählen. Angesichts der starken Arbeitgeberbelastungen aus dem
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sozialen Sicherungssystem sind in Lothringen somit die Bedingungen hoher An­
reizkosten und geringer (Wieder-)Besetzungskosten bei gleichzeitig geringem 
Arbeitsmarktwettbewerb gegeben. Das daraus resultierende geringe Kompensa­
tionsniveau erklärt auch die geringe Relation Grenzgänger zu Vollzeitbeschäftig- 
ten in den befragten Unternehmen dieser Region. Diese für Grenzgänger wenig 
attraktive Region ist also durch geringen Arbeitsmarktdruck, wenig wirtschaftlich 
erfolgreiche Unternehmen und den Arbeitgeber stark belastendende Regelungen 
des sozialen Sicherungssystems gekennzeichnet.

Saar und Trier/Westpfalz: Zwischen Mobilitätsförderung und Wanderungs­
hemmnis

Auch in der Region Saar-TrierAVestpfalz findet man insgesamt einen relativ ho­
hen Anteil wirtschaftlich erfolgloser Unternehmen. Allerdings liegt der Anteil 
unter dem in Lothringen und über dem von Luxemburg. Im Hinblick auf den Ar­
beitsmarktwettbewerb gilt diese Region als fast ausgeglichen. Gegeben die Bela­
stungen aus dem sozialen Sicherungssystem, liegen deshalb die Voraussetzungen 
mittlerer (Wieder-)Besetzungs- wie Anreizkosten bei schwankender Mobilitäts­
wahrscheinlichkeit vor, was im Schnitt auch ein mittleres Kompensationsniveau 
und ein im Mittelfeld zwischen Luxemburg und Lothringen liegender Grenzgän­
geranteil bewirkt. Zieht man nun die vorherigen Aussagen heran, dann scheint die 
Region Saar-Trier/Westpfalz im Hinblick auf Grenzgänger aus Frankreich eine 
typische Einpendlerregion zu sein und im Hinblick auf Grenzgänger aus Luxem­
burg nur wenige Anreize zur grenzüberschreitenden Mobilität zu setzen.

Da sich die Kausalkette von marktmäßigen und institutioneilen Rahmenbedin­
gungen, Kompensationsniveau und grenzüberschreitenden Pendelwanderungen 
bestätigt, bieten die berücksichtigten regionenspezifischen Markt- und Institutio­
nenbedingungen c.p. gute Ansatzpunkte zur Beeinflussung grenzüberschreitender 
(Pendel-)Wanderungen, da sie die Kompensationsstrategien der grenznahen Un­
ternehmen determinieren, die ihrerseits wiederum die individuelle Mobilitätsent­
scheidung beeinflussen.313

313 O b und inw iew eit auch an m öglichen anderen D eterm inanten, z.B. dem Einkom m ens­
steuersystem , angeknüpft werden kann, darüber kann in d ieser Untersuchung keine A us­
sage erfolgen.
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V. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen

Eine zunehmende Zahl an Presseberichten über die Entwicklung grenzüberschrei­
tender Pendelwanderungn sowie die Forderung der EG-Kommission nach mehr 
Information über die Ursachen grenzüberschreitender Pendelwanderungen zur 
Beseitigung möglicher Mobilitätshemmnisse in Europa waren Ausgangspunkte 
der vorliegenden Arbeit. Schnell wurde deutlich, daß die Diskussion vor dem 
Hintergrund fehlender Informationen über die genaue Anzahl und noch mehr 
über die tatsächlichen Motive der Grenzgänger geführt wird. Regelmäßig wird 
zwar auf Einkommensunterschiede verwiesen (vgl. o.V. 1992d; o.V. 1993g.), 
kaum jemand verläßt aber die oberflächliche Argumentation und fragt, was denn 
die Determinanten dieser unterschiedlichen Verdienstmuster sind. Genau hier 
setzt die vorliegende Studie an, die nach einer betriebswirtschaftlichen Erklärung 
für die divergierenden Einkommensmöglichkeiten sucht. Diese theoretisch fun­
dierte und empirisch prüfende Untersuchung hebt sich von anderen dieses The­
mengebietes dadurch ab, daß sie über die bloße Dokumentation des Ausmaßes 
und der Strukturmerkmale grenzüberschreitender Pendelwanderungen hinaus­
geht. Sie fußt vielmehr auf einem mikroökonomischen Erklärungsansatz und 
vereinigt eine empirische Institutionenanalyse mit eigens erhobenen Betriebsda­
ten. Dadurch werden qualifiziertere Aussagen über das Verhalten der Akteure auf 
grenznahen regionalen Arbeitsmärkten möglich, womit auch gute Voraussetzun­
gen für politische Schlußfolgerungen zur Beeinflussung grenzüberschreitender 
Pendelwanderungen und damit auch zur Förderung der Mobilität in Europa gege­
ben sind.

1. Institutionelle und m arktmäßige Bedingtheit betrieblicher 
Kompensationspolitik: Von der Idee zu den Ergebnissen

Unter der grundlegenden Annahme, daß grenzüberschreitende Pendelwanderun­
gen kompensationsdeterminiert sind und Unternehmen in Grenzregionen die Ent­
scheidung über das jeweilige Kompensationsniveau, das sich aus direktem Ent­
gelt und freiwilligen betrieblichen Sozialleistungen ergibt, treffen, wurde zu­
nächst ein mikroökonomisches Entscheidungsmodell erarbeitet. Demnach wählen 
Unternehmen zwischen einer Stillhalte- und einer Anreizstrategie. Erstere ist ge­
kennzeichnet durch eine relativ geringe Mindestkompensation, letztere durch eine 
überdurchschnittliche Kompensation. In einem zweiten Schritt wurden dann die 
wesentlichen Determinanten dieser Entscheidung herausgearbeitet: die Mobili­
tätswahrscheinlichkeit, die Kosten einer externen Personalrekrutierung zur (Wie- 
der-)Besetzung einer offenen Stelle sowie die Anreizkosten einer gezielten Mobi­
litätsbeeinflussung. Ausgehend von diesem allgemeinen Entscheidungsmodell
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wurde in einem nächsten Schritt gefragt, von welchen Faktoren die drei poten­
tiellen Determinanten ihrerseits abhängen. Es wurde einerseits ein Zusammen­
hang zwischen Mobilitätswahrscheinlichkeit und dem Wettbewerbsdruck am Ar­
beitsmarkt, andererseits eine Korrelation zwischen (Wieder-)Besetzungskosten 
und wirtschaftlichem Erfolg auf dem Absatzmarkt und schließlich eine Verbin­
dung zwischen Anreizkosten und dem sozialen Sicherungssystem hergestellt.

Zur empirischen Überprüfung dieser theoretischen Modellierung war es notwen­
dig, die Unternehmen in den betreffenden Regionen hinsichtlich dieser drei Ein­
flußfaktoren in Gruppen einzuteilen, um eine Analyse der einzelnen und kombi­
nierten Einflüsse zu ermöglichen. Die Kategorisierung der Firmen nach ihren 
institutionell bedingten Belastungen wurde in einem ersten empirischen Kapitel 
durch eine Institutionenanalyse vorgenommen, die das interessante Ergebnis zu­
tage brachte, daß Unternehmen aus Deutschland und Luxemburg hinsichtlich 
entgeltbezogener institutioneller Regelungen relativ ähnlich belastet sind, wäh­
rend französische Betriebe wesentlich höhere Anreizkosten zu tragen haben. Bei 
Betrachtung der sozialleistungsbezogenen gesetzlichen Grundlagen kam es zu 
einer neuen Kombination von Unternehmen: Deutsche und französische Betriebe 
gehören in das Cluster stark belasteter Firmen und luxemburgische in die Gruppe 
der eher gering belasteten Unternehmen.

Die weitere Kategorisierung der Betriebe nach ihren Arbeits- und Absatzmarkt­
bedingungen basierte auf der Betriebsbefragung QUIPPE. Die Unterscheidung in 
Unternehmen unter moderatem vs. Firmen unter starkem Arbeitsmarktdruck er­
folgte anhand der An-/Abwerbungsversuche von bzw. gegenüber Arbeitsmarkt­
konkurrenten. Zur Differenzierung des wirtschaftlichen Erfolgs eines Unterneh­
men erwiesen sich der Umsatz je Beschäftigten, das Betriebsergebnis, die Ent­
wicklung des Betriebsergebnisses in den letzten fünf Jahren sowie die Perzeption 
des Konkurrenzdrucks als trennscharfe Indikatoren. Wesentliche Erkenntnis die­
ser Untemehmenseinteilungen war es, daß die Gruppierungen weder entlang von 
Regionen- noch von Branchen- oder Größengrenzen verliefen.

A uf Basis der so erfolgten Mehrfachkategorisierung konnte dann der isolierte und 
kombinierte Einfluß unterschiedlicher Konstellationen der potentiellen Determi­
nanten zunächst in Partialanalysen auf das betriebliche Entgelt- sowie Soziallei­
stungsniveau ermittelt und schließlich auch durch eine übergreifende Analyse ihr 
Einfluß auf das gesamte Kompensationsniveau untersucht werden.

Unabhängig davon, ob man zur Messung des betrieblichen Entgeltniveaus das 
jahresdurchschnittliche Bruttoentgelt oder den monatlichen Modalverdienst her­
anzog, stellten sich signifikante Unterschiede in Abhängigkeit von der Wettbe­
werbssituation am Arbeitsmarkt heraus. Gegeben den Absatzmarkterfolg und die 
institutionellen Rahmenbedingungen, zeigte sich, daß Unternehmen bei einer hö­
heren Mobilitätswahrscheinlichkeit auch ein höheres Entgelt zahlen. Untersucht 
man den isolierten Einfluß der Absatzmarktsituation auf diese beiden Entgeltin-
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dikatoren, dann wird insbesondere für den Modalverdienst deutlich, daß Unter­
nehmen, die wirtschaftlich erfolgreicher sind, höhere Löhne und Gehälter gewäh­
ren. Schließlich tritt auch deutlich ein Institutioneneinfluß unabhängig von den 
verschiedenen Marktbedingungen hervor, der belegt, daß stärker durch das sozia­
le Sicherungssystem belastete französische Unternehmen im Durchschnitt ein 
geringeres Entgeltniveau realisieren als deutsche und luxemburgische Betriebe 
mit geringeren Anreizkosten. Betrachtet man abschließend den kombinierten 
Einfluß der die (Wieder-)Besetzungskosten beeinflussenden Absatzmarktsitua­
tion und des die Anreizkosten bestimmenden sozialen Sicherungssystems, gege­
ben die Mobilitätswahrscheinlichkeit, dann kann für den weniger ausreißerem­
pfindlichen Modalverdienst herausgearbeitet werden, daß Unternehmen mit ho­
hen (Wieder-)Besetzungs- und gleichzeitig geringen Anreizkosten tendenziell das 
höchste Entgeltniveau aufweisen und Unternehmen mit umgekehrter Kostenkon­
stellation die absolut niedrigsten Löhne und Gehälter zahlen. Die gleichen Zu­
sammenhänge wurden dann auch für die Streuung betrieblicher Entgelte unter­
sucht. Insbesondere die isolierten Betrachtungen, aber auch eingeschränkt die Er­
gebnisse der kombinierten Analyse sprechen für den Einfluß aller drei Faktoren 
auf die betriebliche Entgeltgestaltung. Als Zwischenergebnis der ersten Par­
tialanalyse konnte deshalb festgehalten werden, daß sowohl Markt- als auch Insti­
tutionenunterschiede die betriebliche Entgeltpolitik determinieren, wobei der 
Einfluß der Wettbewerbssituation am Arbeitsmarkt besonders deutlich hervortritt.

Die Untersuchung der Bestimmungsfaktoren des betrieblichen Sozialleistungsni­
veaus erfolgte zunächst anhand der absoluten Zahl der freiwillig angebotenen 
Sozialleistungen, darunter auch verschiedener Formen betrieblicher Alters- und 
Krankenversorgung bzw. ihrer funktionalen Äquivalente. Die errechneten Mit­
telwertunterschiede wiesen mehr Sozialleistungsofferten einerseits in Unterneh­
men auf, die unter starkem An-/Abwerbedruck am Arbeitsmarkt stehen, und an­
dererseits in Firmen, die am Absatzmarkt relativ erfolgreich sind. Wie auch beim 
betrieblichen Entgeltniveau kommt zudem den unterschiedlichen, die betriebli­
chen Sozialleistungen betreffenden Regelungen der sozialen Sicherungssysteme 
eine Bedeutung zu. Es lassen sich eindeutige und signifikante Unterschiede zwi­
schen eher gering institutioneil belasteten luxemburgischen und eher stark bela­
steten deutschen und französischen Betrieben feststellen. Ein ähnliches Muster 
ergab sich, wenn man anstelle der absoluten Zahl an Sozialleistungen den Anteil 
der Sozialleistungsausgaben je  Mitarbeiter überprüft, weshalb insgesamt von 
einem Einfluß des sozialen Sicherungssystems auf die betriebliche Soziallei­
stungsentscheidung gesprochen werden konnte. Somit konnte als Zwischener­
gebnis der zweiten Partialanalyse festgehalten werden, daß auch die betriebliche 
Sozialleistungsentscheidung sowohl markt- als auch institutionendeterminiert ist.

Da im Rahmen dieser Arbeit davon ausgegangen wurde, daß die Kompensation 
von Arbeitsleistung grundsätzlich sowohl durch Entgelt als auch durch freiwillige 
betriebliche Sozialleistungen vollzogen wird, wurde abschließend noch eine
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übergreifende Untersuchung durchgeführt. Dazu wurde zunächst mit Hilfe einer 
neu kreierten Variablen eine durchschnittliche Monatskompensation aus direktem 
Entgelt und Sozialleistungsausgaben ermittelt und diese dann dem bekannten 
Prüfungsschema unterzogen. Auf Basis dieses Indikators konnte gezeigt werden, 
daß jedem einzelnen der möglichen Determinanten - Arbeitsmarkt- und Absatz­
marktsituation sowie soziales Sicherungsregime - ein signifikanter Einfluß auf 
die betriebliche Kompensationsentscheidung zukommt. Es bestätigte sich ein­
deutig, daß c.p. Unternehmen unter starkem Arbeitsmarktdruck ebenso wie wirt­
schaftlich erfolgreiche Betriebe und institutioneil finanziell weniger belastete 
Firmen eher eine Anreizstrategie praktizieren und sich Unternehmen unter mode­
ratem Wettbewerbsdruck am Arbeitsmarkt, wirtschaftlich erfolglose Betriebe und 
Firmen mit hoher institutioneller Belastung eher für eine Stillhaltestrategie ent­
scheiden. Dies führte zu der Schlußfolgerung, daß die betriebliche Kompensa­
tionspolitik sowohl markt- als auch institutionendeterminiert ist. Außerdem 
konnte aufgrund der Ergebnisse der kombinierten Einflußanalyse davon ausge­
gangen werden, daß Unternehmen ihre Kompensationsentscheidung durch Ab­
wägen der (Wieder-)Besetzungs- und der Anreizkosten, gegeben die Mobilitäts­
wahrscheinlichkeit, fällen.

Nachdem diese Einzelergebnisse und damit die Determinanten einzelbetrieblicher 
Kompensationsentscheidungen bekannt waren, war die Voraussetzung geschaf­
fen, um abschließend zu überprüfen, ob bestimmte Konstellationen dieser Ein­
flußfaktoren mit einem regionenspezifischen Ausmaß an Grenzgängertum einher­
gehen. Es konnte gezeigt werden, daß die Region Luxemburg durch einen großen 
Arbeitsmarktdruck einerseits und den im Regionenvergleich größten Anteil an 
wirtschaftlich erfolgreichen Unternehmen andererseits charakterisiert ist. Kom­
biniert mit der geringen institutioneilen Belastung durch das soziale Sicherungs­
system sind alle Voraussetzungen für eine Anreizstrategie und damit ein relativ 
hohes Kompensationsniveau gegeben. Entsprechend hoch ist auch der Anteil der 
Grenzgänger an den Vollzeitbeschäftigten der Unternehmen dieser Region. Um­
gekehrt zeichnet sich Lothringen durch eine Vielzahl an Unternehmen unter mo­
deratem Arbeitsmarktwettbewerb und einen hohen Anteil an wirtschaflich weni­
ger erfolgreichen Betrieben aus, was gepaart mit den hohen institutionellen Be­
lastungen eine Basis für eine Stillhaltestrategie und damit für ein besonders nied­
riges Kompensationsniveau bildet. Deshalb wunderte es auch nicht, daß lothrin­
gische Firmen die im Regionenvergleich geringsten Grenzgängeranteile zu ver­
zeichnen haben. Für die Region Saar-Trier/Westpfalz ergibt sich bei allen drei 
Indikatoren ein Mittelfeldplatz, was auch eine gemischte Kompensationsstrategie 
anstelle einer dominanten zufolge hat. Diese Konstellation an Rahmenbedingun­
gen geht dann auch einher mit einem Anteil an Grenzgängern, der zwischen dem 
luxemburgischer und lothringischer Unternehmen liegt.

Es stellte sich also tatsächlich heraus, daß in Regionen, in denen die Vorausset­
zungen für eine Dominanz an Anreizstrategien gegeben sind, ein besonders hoher
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Anteil an Grenzgänger zu finden ist und umgekehrt, was als ein Indiz für die 
Richtigkeit der Wirkungskette regionale Markt- und Institutionenbedingungen - 
Kompensationsniveau - grenzüberschreitende (Pendel-)Wanderungen gewertet 
wurde.

2. Ansatzpunkte für eine m obilitätsfordernde europäische Sozial­
politik

Die Ergebnisse dieser theoretisch fundierten und empirisch gestützten Analyse 
möglicher Determinanten des „kleinen Grenzverkehrs“ können nun als Ansatz­
punkte zur Verringerung von Mobilitätshemmnissen und damit zur Realisierung 
eines „grenzenlosen Arbeitsmarktes“ (R Ü T H -M a i l ä NDER 1992:494) in Europa 
fruchtbar gemacht werden.314 Es ist sehr deutlich geworden, daß weniger die In­
dividuen als vielmehr die in den Regionen ansässigen Betriebe Dreh- und Angel­
punkt grenzüberschreitender Mobilität sind und institutioneilen wie marktmäßi­
gen Faktoren eine entscheidungsbeeinflussende Funktion zukommt.

Die empirische Analyse hat ergeben, daß eine geringere finanzielle Belastung 
durch das entgelt- wie sozialleistungsbezogene soziale Sicherungssystem c.p. mit 
einem höheren Kompensationsniveau einhergeht. Unter der Annahme, daß Mo­
bilitätsentscheidungen kompensationsdeterminiert sind, d.h., daß Individuen aus 
Regionen mit geringem Kompensationsniveau in Regionen mit entsprechend hö­
herem Kompensationsniveau wandern, ist an dieser Stelle nach Möglichkeiten zu 
suchen, wie man Unternehmen in benachteiligten Regionen möglicherweise von 
institutioneil bedingten Kosten entlasten kann.

Da lothringische Unternehmen die bei weitem höchsten entgeltbezogenen An­
reizkosten zu tragen haben, ist zu überlegen, was am System der sozialen Sicher­
heit in Frankreich, das sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt auch weitaus stärker in 
Reformüberlegungen befindet als die deutschen oder gar luxemburgischen Regi­
mes, verändert werden müßte, damit sich die komparativen Kostennachteile ge­
genüber den direkten Nachbarn reduzieren. Denn nur wenn sich ein höheres 
Kompensationsniveau realisieren ließe, wäre Lothringen auch für Arbeitnehmer

314 Inw iew eit es überhaupt w ünschesw ert ist, grenzüberschreitende Pendelw anderungen im 
speziellen und internationale W anderungen im allgem einen zu  fordern, soll h ier nur am 
R ande angesprochen sein. Solange sich keine ausgeglichene W anderungsbilanz zw ischen 
benachbarten Ländern ergibt, besteht die in der E inleitung bereits angeklungene Gefahr, 
daß A uspendelregionen im m er m ehr zu „Schlafzentren“ verkom m en, w eil auch K onsum - 
und Freizeitaktivitäten aufgrund zeitlicher R estriktionen m ehr und m ehr in d ie E inpendel­
regionen verlagert werden. Der Einnahm everlust trifft nicht nur in den A uspendelregionen 
ansässige (H andels-) U nternehm en, sondern auch die öffentlichen H aushalte, die tro tz  ge­
ringeren Steuereinnahm en die benötigten Infrastruktureinrichtungen in den A uspendelre­
gionen bereitstellen müssen.
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aus anderen europäischen Regionen attraktiv. Ein wesentlicher Punkt ist sicher­
lich die relativ hohe Gesamtbeitragsbelastung der Arbeitgeber. Ein kritischer 
Blick über die Grenze zeigt sehr schnell, wie man diese hohen Abgaben etwas 
reduzieren könnte, ohne das Gesamtsystem zu gefährden. Einerseits teilen sich 
deutsche wie luxemburgische Unternehmen die Beitragszahlungen paritätisch mit 
den Arbeitnehmern, von einer Mehrbelastung der Arbeitgeber wie in Frankreich 
wird hier abgesehen. Andererseits müssen deutsche wie luxemburgische Unter­
nehmen nicht für alle Sozialversicherungszweige einen Finanzierungsbeitrag lei­
sten. In Deutschland obliegt die Finanzierung der Familienleistungen vollkom­
men dem Staat, in Luxemburg wird der Arbeitslosenfond staatlich gespeist. Eine 
gleichmäßigere Verteilung der Lasten auf sämtliche Arbeitsmarktakteure könnte 
also zu einer relativen finanziellen Entlastung der französischen Arbeitgeber 
führen. Die Analyse hat aber auch illustriert, daß es sicherlich falsch ist, die Dis­
kussion nur auf die Sozialversicherungsbeiträge zu stützen. Vielmehr ist das Ge­
samtpaket der Arbeitgeberbelastungen aus der sozialen Sicherung entscheidungs­
relevant. Dazu gehören insbesondere auch die Mindestlohn- und Dokumenta­
tionspflichten. Eine Relativierung der hohen Beitragsbelastungen aus der Sozial­
versicherung könnte also auch durch Erleichterungen in anderen Bereichen des 
sozialen Sicherungssystems erzielt werden. Ein Beispiel dafür mag die deutsche 
Lösung sein, die neu geschaffene Pflegeversicherung, die ebenfalls beitrags­
pflichtig von den Arbeitgebern mitfinanziert werden muß und eine wesentliche 
Erhöhung der Gesamtbeitragsbelastung deutscher Unternehmen zufolge haben 
wird, durch die Streichung eines Feiertags und damit die Verringerung der Ent­
geltfortzahlungspflicht der Betriebe zu kompensieren. Da französische Arbeitge­
ber aber auch in den angesprochenen anderen Bereichen der sozialen Sicherung 
relativ benachteiligt sind, empfiehlt sich auch hier eine zumindest teilweise 
Lockerung. Mindestlöhne könnten ebenso wie in Deutschland auf die Ebene der 
Sozialpartner verlagert werden, womit die Chance für einen der wirtschaftlichen 
Lage der jeweiligen Branche entsprechenden anstelle eines einheitlichen, für alle 
Unternehmen verbindlichen Mindestlohns gegeben wäre. Eine Vereinfachung der 
Dokumentationspflicht durch Reduktion der Indikatorenzahl könnte ebenfalls 
wertvolle Dienste leisten.

Neben der Erkenntnis, daß auf der Ebene der entgeltbezogenen Regelungen des 
sozialen Sicherungssystems einige Möglichkeiten zur Veränderung gegeben sind, 
die sich auf das jeweilige betriebliche Kompensationsniveau und damit auf die 
grenzüberschreitende Mobilität auswirken könnten, scheinen auch Modifikatio­
nen im Bereich der sozialleistungsbezogenen Institutionen vielversprechend. Da 
deutsche wie französische Unternehmen hier gegenüber luxemburgischen be­
nachteiligt sind, die Benachteiligungen aber auf jeweils andere Aspekte zurück­
geführt werden können, sind unterschiedliche Veränderungen denkbar. Ein mög­
licher Ansatzpunkt ist die Vereinheitlichung von Wartezeiten und Unverfallbar­
keitsregelungen der betrieblichen Altersversorgungssysteme. Gegenwärtig steht
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allerdings mehr die Übertragbarkeit von Anwartschaften auf andere Arbeitgeber 
im Mittelpunkt der europapolitischen Diskussion um betriebliche Altersversor­
gungssysteme. Eine andere Überlegung sollte insbesondere in Frankreich dahin 
gehen, inwieweit die obligatorische und gesetzlich verpflichtende Mitgliedschaft 
in Zusatzaltersversicherungssystemen und „mutuells“ durch private Vorsorge ab­
gelöst werden kann. Sinnvoll scheint es aber auch, stärker über Regelungen der 
das verfügbare Entgelt indirekt erhöhenden und ebenfalls mobilitätsbeeinflussen­
den Sozialleistungen (Firmenwagen, Kantine, Werkswohnung etc.) nachzuden­
ken. Denn auch hier bestehen internationale Unterschiede, z.B. über den Umfang, 
in dem solche Sachwerte in die Berechnung des sozialversicherungspflichtigen 
Arbeitsentgelts eingehen.

Zusammenfassend bedarf es also vor allem, aber nicht nur in Frankreich Verän­
derungen der institutionellen Rahmenbedingungen. Eine finanzielle Entlastung 
der dortigen Arbeitgeber könnte eine Erhöhung des Kompensationsniveaus be­
wirken und damit grenzüberschreitende Mobilität beeinflussen helfen. Die in 
Frankreich in 1993 vorgenommene Umstellung der Finanzierung der Familien­
leistungen durch eine steuerähnliche Abgabe auf alle Einkommen und die Nut­
zung der staatlich eingesparten Ausgaben zur Unterstützung der Alterssicherung 
und zur Vermeidung zusätzlicher Beitragserhöhungen sind sicherlich ein erster 
Schritt, wie französische Arbeitgeber durch eine Umgestaltung des sozialen Si­
cherungssystems zu mehr Wettbewerbsfähigkeit am Arbeitsmarkt gelangen kön­
nen, dem allerdings noch weitere Schritte folgen müssen. Die vorliegende Studie 
liefert Hinweise dafür, daß diese nicht nur im entgeltbezogenen, sondern auch im 
sozialleistungsbezogenen Bereich sozialer Sicherungssysteme liegen sollten.

3. M öglichkeiten regionaler Arbeitsm arkt- und W irtschafts­
politik

Deutlich hervorgetreten ist außerdem, daß in Regionen, in denen überwiegend 
moderater Wettbewerb am Arbeitsmarkt herrscht, auch nur verhaltene Wande­
rungsbewegungen zu beobachten sind. Auf der anderen Seite hat sich bei starkem 
Arbeitsmarktwettbewerb, der tendenziell verbunden ist mit einer überdurch­
schnittlichen Kompensation als Mobilitätsanreiz, die grenzüberschreitende Mo­
bilität positiv entwickelt. Es hat sich außerdem gezeigt, daß dies insbesondere 
auch für wirtschaftlich erfolgreiche Unternehmen gilt, die über ausreichend 
Finanzkraft verfugen, um Produkt- und insbesondere auch Prozeßinnovationen zu 
realisieren und deshalb eine große Nachfrage nach besonders qualifizierten Ar­
beitskräften haben.

Wenn die Bedeutung nationaler Grenzen in grenznahen Regionen aufgehoben 
und die Freizügigkeit von Arbeitnehmern in andere Regionen gefordert werden
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soll,315 dann sollte es Aufgabe der Regionalpolitik sein, die entsprechenden wirt­
schaftlichen und arbeitsmarktlichen Voraussetzungen zu schaffen, um einerseits 
den Wettbewerb am Arbeitsmarkt zu fordern und andererseits den wirtschaftlich 
Erfolg der vorhandenen und anzusiedelnden Unternehmen zu unterstützen. Ein 
möglicher Ansatzpunkt mag die Idee von sog. „new industrial districts“ sein (vgl. 
K i l p e r / R e h f e l d  1991), d.h., die Entwicklung von flexibel spezialisierten Re­
gionen mit hochmodern ausgestatteten und selbständigen Klein- und Mittelunter­
nehmen, die einen hohen Bedarf an qualifizierten Arbeitkräften haben und auch 
an einem Arbeitskräfteaustausch zur Vermeidung von „Betriebsblindheit“ in­
teressiert sind (vgl. K lL PE R  1991: 21 ff.). Dies wäre vielversprechender als die 
Ansiedlung sog. „verlängerter Werkbänke“, also regionenextem kontrollierter, 
meist konzemabhängiger Betriebe wie auch monostruktureller, meist (quasi-) 
monopolistisch ausgerichteter Großbetriebe. Diese sind im allgemeinen einerseits 
nicht besonders innovationsfreudig, sondern durch Massenproduktion mit ge­
ringen Qualifikationsanforderungen gekennzeichnet, und bauen andererseits 
außerdem sehr stark auf interne Arbeitsmärkte und dauerhafte Arbeitsbeziehun­
gen ihrer Stammbelegschaft. Regionalpolitische Instrumente sind v.a. die Bereit­
stellung von Fördermitteln, die neben finanziellen Investitionsanreizen316 auch 
verstärkt für den Aufbau sog. „produktionsnaher Dienstleistungen“317 eingesetzt 
werden sollten, die Informationsdefizite hinsichtlich regionaler Standortbedin­
gungen und Wirtschaftsförderung abbauen helfen. Dazu zählen Existenzgrün­
dungsberatung ebenso wie Technologieberatung; Hilfestellungen können aber 
auch aus wirtschaftsnaher Forschung, die sich mit regionalen Fragestellungen be­
schäftigt, sowie grenzüberschreitenden Informationsnetzwerken ergeben. Innova­
tionen sind aber nur zu erwarten, wenn entsprechend qualifiziertes Personal vor­
handen ist (vgl. C u n y / S t a u d e r  1993), das die Innovationen initiiert und um­
setzt. Deshalb muß es ein weiteres Ziel regionaler Politik, die einen grenzüber-

315 D rei Strukturfonds der Europäischen Union bieten dazu finanzielle U nterstützung an: der 
Europäische Fond für regionale Entw icklung (EFRE), der Europäische Sozialfond (ESF) 
und der Europäische A usrichtungs- und G arantiefond für Landw irtschaft, Abteilung A us­
richtung (EA GFL) (vgl. Ca r l  1992).

316 D as kennzeichnet v.a. die V orgehensw eise der traditionellen R egionalpolitik  (Politik von 
oben), d ie über d irekte Investitionszulagen und -Zuschüsse sowie durch den Ausbau der 
V erkehrsinfrastruktur versucht, die U nternehm ensansiedlung zu beeinflussen (vgl. E w e r s /  

W e t t m a n n  1978:467 ; vgl. H a h n e  1985: I7ff.).

317 E w e rs /W E T T M A N N  (1978: 479) deklarieren „[...] die U nternehm ensnähe zum entscheiden­
den K riterium  einer innovationsorientierten Regionalpolitik, die nicht nur das Angebot an 
anpassungs- und innovationsrelevanten M arkt- und /oder Technologieinform ationen [...] 
regionsspezifisch erhöhen, sondern auch die N achfrage- und Um setzungsfähigkeit der U n­
ternehm en und B etriebe in entw icklungsschwachen Gebieten system atisch verbessern 
w ill“ . Und W IN DELBERG (1984: 66) w eist d a ra u fh in , daß eine um fassende Regionalförde­
rung sich nicht nur a u f  die U nternehm en selbst konzentrieren darf, sondern auch die Unter­
nehm ensum w elt m iteinbeziehen sollte.
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schreitenden Wirtschafts- und Arbeitsraum fördern möchte, sein, ein entspre­
chendes Qualifikationspotential bereitzuhalten. Dies setzt ein entsprechendes lo­
kales Aus- und Weiterbildungsangebot voraus (vgl. DERENBACH 1982, 1984), 
aber auch eine wesentlich höhere Transparenz am Arbeitsmarkt. Nur wenn An­
bieter und Nachfrager die Arbeitsmarktbedingungen kennen, können sie ihre Ak­
tivitäten entsprechend ausrichten. Deshalb sind Informationssysteme, wie z.B. 
SEDOC,318 das grenzüberschreitend Arbeitsangebote und offene Stellen ausweist, 
ebenso unerläßlich wie die Kooperation der Arbeitsverwaltungen zwischen den 
verschiedenen aneinandergrenzenden Regionen.

Für die Region Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz sind viele dieser Ansatzpunkte 
bereits aufgegriffen worden. Luxemburg zeichnet sich durch besonders günstige 
Untemehmenssteuersätze sowie Subventionen für Untemehmensansiedelungen 
aus (vgl. Etüde Wildgen, Ravarani & Ries Avocats 1993), die Region Saar 
befindet sich in einem Umstrukturierungsprozeß, und in Lothringen ist u.a. die 
Entwicklung von high-tech-Unternehmen und Industrieparks zu beobachten (vgl. 
Lerch 1994; Ribon 1992a; Ribon 1992b). Man trennt sich also insbesondere 
von den ehemals monostrukturierten und durch Großbetriebe charakterisierten 
Kohle- und Stahlrevieren, muß jedoch darauf achten, daß man nicht Gefahr läuft, 
zwar alte Strukturen zu verlassen, sich aber in neue Abhängigkeiten hineinzuma­
növrieren.319 Neben diesen Maßnahmen zur direkten Wirschaftsförderung ist 
auch eine mehr oder weniger komplexe Beratungsinfrastruktur gewachsen: Die 
Handelskammern arbeiten eng zusammen und haben EG-Beratungsstellen einge­
richtet,320 und es sind Euro-Info-Centren ebenso wie Technologiezentren, v.a. in 
den deutschen Regionen, entstanden (vgl. ausführlich Promotech 1991; Lerch 
1994). Außerdem wurden überregionale Organisationen gegründet, wie das in­
nergemeinschaftliche Regionalinstitut, die Arbeitsgemeinschaft Europäischer 
Grenzregionen oder das Europäische Zentrum für regionale Entwicklung (vgl. 
Staatskanzlei Rheinland-Pfalz 1992).

Auch hinsichtlich des Qualifikationsaufbaus ist es um die Region relativ gut be­
stellt, da verschiedene grenzüberschreitende Kooperationen bestehen und auch 
Universitäten und Fachhochschulen hochqualifizierte Arbeitskräfte bereitstellen

318 Die KO M M ISSIO N d e r  EG (1992: 26ff.) inform iert über den bisherigen Erfolg von SEDOC, 
die Problem en und Ä nderungsm öglichkeiten.

319 REMUS (1992) w eist w ie LERCH (1994) au f diese m ögliche B edrohung für das Saarland 
aufgrund der hohen Beschäftigtenanteile in der A utom obilw irtschaft hin. In  Expertenge­
sprächen ist auch die hohe A bhängigkeit Luxem burgs von den F inanzdienstleistem  ange­
sprochen worden.

320 In der sog. „Charta von Luxem burg“ haben die Industrie- und H andelskam m ern Luxem ­
burg, M etz, Saarland und Trier im Juli 1990 vereinbart, daß sie in allen von ihnen betreuten 
D ienstleistungsbereichen eine Intensivierung der Zusam m enarbeit anstreben. D azu zählt 
v.a. auch ein grenzüberschreitendes Standortm arketing für die G roßregion (vgl. o.V. 1990: 
408; o.V. 1992b: 104).
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(vgl. CEDEFOP 1988: 58; P r o m o t e c h  1991: 9). Damit diese auch Chancen auf 
dem grenzüberschreitenden Arbeitsmarkt haben, wurde im Landesarbeitsamt 
Saarbrücken und jüngst auch im Arbeitsamt Trier die Stelle eines Euro-Arbeits- 
beraters eingerichtet, der bei der grenzüberschreitenden Arbeitsvermittlung in der 
Euregio ebenso behilflich sein soll wie EURES (European Employment Service), 
ein grenzüberschreitender Verbund zwischen verschiedenen Partnern auf staatli­
cher, verbandlicher und betrieblicher Ebene (vgl. H u t h  1993; POIRIER 1993). 
Aber auch die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der lokalen Arbeitsämter in 
Rheinland-Pfalz und dem Saarland sowie den lothringischen CIO (Centres 
d‘Information et d‘Orientation) und der Administration de 1‘Emploi in Luxem­
burg dienen dem Informationsaustausch über Voraussetzungen und Möglichkei­
ten der Arbeitsaufnahme im benachbarten Ausland. Schließlich ist auch die 
Grenzgängerberatung der Arbeitskammer des Saarlandes, die sich der individuel­
len Grenzgängerberatung schon seit nahezu 25 Jahren widmet, aber sich auch um 
eine Interessenvertretung der Grenzgänger gegenüber den Behörden und ver­
schiedenen Organisationen bemüht (vgl. R ü t h - M a il ä n d e r  1993), hervorzuhe­
ben.

So wichtig und erfolgreich die an gesprochenen Initiativen auch sind, so notwen­
dig ist es, diese ersten Schritte zu intensivieren, denn im Detail sind noch viele 
Mängel zu beseitigen und Schwierigkeiten aus dem Weg zu räumen, für die die 
nachfolgende Beschwerde nur ein Beispiel ist:

„D er A rbeitsverw altung T rier würden [...] w eder genaue Informationen über die 
N achfragestruktur der luxem burgischen W irtschaft an die Hand gegeben, noch 
stünden präzise Inform ationen über die berufliche Qualifikation der [...] Pendler 
zu r V erfügung [...]. N iem and w isse genau, w ieviele Personen aus dem Raum  Trier 
in welchen luxem burgischen W irtschaftsbranchen m it welchen Berufsqualifikatio­
nen beschäftigt seien. D ieser M angel habe zur Folge, daß weder V erm ittlung noch 
gezielte  B eratung und Förderung m it B lick a u f  den luxemburgischen A rbeitsm arkt 
m öglich seien“  (o.V. 1994b: 3).

Nur wenn man diese Informationen hat und sie auch arbeitsmarkttheoretisch in­
terpretiert, kann man qualifiziert beraten und einen Beitrag zur Steuerung grenz­
überschreitender Mobilität leisten. Nachdem also die ersten Kontakte geknüpft 
und unterschiedliche Beratungsinstitutionen entstanden sind, muß nun dem In­
formationsaustausch und der Interpretation dieser Informationen vorrangige 
Aufmerksamkeit geschenkt werden, damit die verschiedenen Einrichtungen auch 
eine sinnvolle Basis für die Durchführung ihres Beratungsauftrages haben. Gera­
de in der Schaffung dieser Grundlage scheint aber noch erheblicher Forschungs­
bedarf zu bestehen.

Ob nun eine Veränderung einzelner Punkte der sozialen Sicherungssysteme oder 
aber eine Förderung der regionalen Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik erfolg­
versprechender ist, kann hier nicht entschieden werden. Eine teilweise Umorien­
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tierung in den Regimes sozialer Sicherheit gepaart mit gezielten Maßnahmen ei­
ner innovationsorientierten und den Wettbewerb am Arbeitsmarkt fordernden 
Regionalpolitik scheint jedoch ein vielversprechender Ansatzpunkt einer Förde­
rung der grenzüberschreitenden Mobilität darzustellen. Fest steht jedenfalls, daß 
ein grenzenloser Arbeitsmarkt sich nicht alleine durch europäische Richtlinien 
zur Freizügigkeit und zur sozialen Sicherheit der Wanderarbeitnehmer herstellen 
läßt, vielmehr müssen auch die Unternehmen in den Grenzregionen und ihre Per­
sonalpolitiken berücksichtigt werden. Dies setzt aber voraus, daß man nicht nur 
einen oberflächlichen Blick über die Grenze wagt, sondern versucht, sowohl 
durch empirische Institutionenvergleiche als auch durch empirische Analysen 
betrieblicher Personalentscheidungen die Transparenz zu erhöhen, um bestehende 
Mobilitätshemmnisse gezielt angehen zu können. Hier wie dort sollte dies insbe­
sondere auch Aufgabe zukünftiger regionenbezogener empirischer Forschungsar­
beiten der Personalwirtschaftslehre sein.
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Tabelle 1.1: Grenzgänger zwischen Deutschland, Frankreich und Luxemburg in 
1992

Herkunftsland/
Zielland

Deutschland Frankreich Luxemburg

Deutschland - 39.078 k.A.
Frankreich 4.000 - k.A.
Luxem burg 4.784 12.146 -

k. A. Keine Angabe in der Quelle

Q uelle: ECOTEC 1992: 3

Tabelle 1.2: Entwicklung der Zahl der französischen Grenzgänger im Saarland 
absolut und anteilig nach Sektoren

Jahr
Französische Grenzgänger im Saarland

Absolut Bergbau,
Energie

Verarbeit.
Gewerbe

Bau Handel Dienstlei­
stung

Sonstige*

1982 9.160 1,7 76,1 5,5 4,5 10,9 1,3
1983 8.727 1,7 74,0 5,9 4,1 11,9 2,4
1984 8.374 1,8 75,7 5,5 4,3 10,5 2,2
1985 8.214 2,0 75,7 4,9 4,1 11,1 2,2
1986 8.247 2,1 76,3 4,2 3,6 11,7 2,1
1987 8.662 2,0 75,1 5,4 3,7 11,6 2,2
1988 9.191 2,0 74,5 5,3 4,1 11,8 2,3
1989 9.793 1,9 75,6 5,9 3,9 10,6 2,1
1990 10.544 1,8 74,6 5,4 3,7 12,3 2,2
1991 11.059 1,5 73,7 5,0 3,6 13,7 2,5

1 Dazu zählen: Verkehr und Nachrichtenübermittlung, Kreditinstitute, Organisationen ohne Erwerbs­
charakter, Gebietskörperschaften und Sozialversicherung, Gewerbliche Teile der Landwirtschaft.

Q uelle: B erechnungen aus Daten STATISTISCHES LANDESAMT SAARLAND 1992: 95
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Tabelle 1.3: Entwicklung der Grenzgängerzahl nach Luxemburg und Anteile 
deutscher und französischer Grenzgänger (jeweils März)

Jahr G renzgänger absolut Anteil deutscher Grenz­
gänger

Anteil französischer G renz­
gänger

1985 17.407 16,47 42,26
1986 19.201 17,41 42,23
1987 21.555 17,56 42,76
1988 24.567 17,77 44,03
1989 28.379 17,80 45,38
1990 32.973 18,15 46,64
1991 36.974 17,87 47,68
1992 41.920 17,67 49,59
1993 49.234 17,85 50,75

Q uelle: B erechnung aus D aten der INSPECTION GÉNÉRALE DE LA SÉCURITÉ SOCIALE

Tabelle 1.4: Anteil Grenzgänger an den neueingestellten Ausländem in luxem­
burgischen Unternehmen im Zeitverlauf

Jahr Grenzgängeranteil an neueingestellten Ausländern
1981 24,1
1988 57,8
1989 59,5
1990 59,2

Quelle: STATEC 1992: B.24

Tabelle 1.5: Sektorale Verteilung der Grenzgänger nach Luxemburg - Anteile 
Deutsche und Franzosen im März 1993

Branche Deutsche G renzgänger Französische Grenzgänger
Bergbau 3,72 14,96
M etallverarbeitung 7,43 7,63
Verarbeitendes G ewerbe 7,17 4,32
Bau 19,09 16,08
Handel 15,76 24,41
Transport/ Kom m unikation 14,86 3,19
Banken/V ersicherungen 20,18 15,95
Sonstige 11,79 13,46
G renzgänger insgesam t 100,0 100,0

Quelle: B erechnung aus Daten der INSPECTION GÉNÉRALE DE LA SÉCURITÉ SOCIALE
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Anhang II

Fragebogen der Quinter Studie zur Praxis der Personalpolitik in Europa 
- Beispielbogen Industrie-Deutschland

Quinter Studie zur 
Praxis der Personalpolitik in Europa 

(QUIPPE)

Eine empirische Analyse ausgewählter Sektoren 
in Deutschland, Großbritannien, Frankreich und Luxemburg 

durchgeführt vom Institut für Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen 
in der Europäischen Gemeinschaft 

Schloß Quint, Postfach 18 12 30, 54263 Trier

Allgemeine Hinweise

Worum es geht:

Die zunehm ende internationale Konkurrenz ist gerade in Europa in den letzten  Jahren fü r die U n ter­
nehm en zur Realität gew orden. Fragen der Personalpoütik erlangen dabei insbesondere fü r Deutsch­
land eine w achsende Bedeutung. Ist die Q ualifikation der deutschen A rbeitskräfte  ein w ichtiger  
S tandortfak to r, und w ird  das auch in Zukunft so bleiben? W ie  w ettbew erbsgerech t sind deutsche  
Löhne und Sozialleistungen? W elche Rolle spielen unterschiedliche Arbeitszeitregelungen? G ibt es in­
ternationale Angleichungstendenzen? Das sind die Fragen, auf die die Q uinter S tudie zur Praxis der 
Personalpolitik in Europa" eine A n tw o rt geben will.

Voraussetzung fü r eine vorte ilhafte  Entw icklung der deutschen W irtschaft sind Kenntnisse über 
funktionierende und em pfeh lensw erte  betriebliche Praktiken in anderen Ländern. Nur in Zusam m enar­
beit m it den betro ffenen  Unternehm en der jew eiligen  Länder lassen sich die notw endigen  In form atio ­
nen gew innen . Daher b itten w ir Sie als einen deutschen Repräsentanten um  Ihre M ita rb e it. Nur dann  
w ird es m öglich sein, w ettbew erbs fäh ig e  Personalpraktiken zu dokum entieren, daraus Schlußfo lge­
rungen zu ziehen und Em pfehlungen abzuleiten.

W orum  w ir Sie b itten :

Der Fragebogen besteht aus sechs Teilen. Erstens benötigen w ir Inform ationen über Rechtsform , 
Organisationsstruktur und Produkttonsbereiche Ihres Betriebes. Zw eitens  m öchten  w ir A ngaben zum  
Personalw esen inklusive der betrieblichen Sozialleistungen und Arbeitszeitregelungen erfragen. Ein 
dritte r Fragenkom plex gilt der betrieblichen Aus- und W eiterbildung. V iertens benötigen w ir Angaben  
zur Charakterisierung der w irtschaftlichen  und fün ftens  der sozialen Rahm enbedingungen Ihres  
Betriebes. Schließlich m öchten w ir noch einige Fragen zur Produktion stellen. Falls n icht ausdrücklich  
anders e rw äh n t, beziehen sich die Fragen auf Ihren - d .h . den angeschriebenen -  Betrieb.
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Anhang III

Tabelle III. 1: Listing der Werte der Clustervariablen und alternativer Clusterzu­
ordnungen des wirtschaftlichen (Miß-)Erfolgs der befragten Unter­
nehmen

Label T4F5B FHU2 T4F11 T4P5A 2A iBSWT92 ABSKETI2

deklt 2.0 1.00 1.0 2.00
daglt 1.0 1.00 1.0 -9999999
dtalt 1.0 1.00 1.0 1.00
dbilt 2.0 2.00 2.0 2.00
dsiXt 1.0 1.00 1.0 1.00
du2t 2.0 1.00 2.0 2.00
Mit 1.0 1.00 1.0 .. i.oo
deilt 1.0 1.00 2.0 1.00
dta2t 1.0 1.00 1.0 1.00
dt*3t 1.0 1.00 1.0 1.00
<fek2t 2.0 1.00 1.0 1.00
dei3t 2.0 1.00 1.0 2.00
dek3t 1.0 1.00 2.0 2.00
db>2t 2.0 1.0 1.00
db*6t 2.0 1.0 1.00
dbklt 2.0 2.00 2.0 2.00
ltXl 2.0 1.00 1.0 2.00
lekl 1.0 1.00 1.0 1.00
ligl 2.0 1.00 2.0 1.00
lnl 1.0 1.00 2.0 1.00
Ibgl 2.0 2.00 1.0 2.00
lbg2 2.0 2.00 2.0 2.00
dtklt 2.0 1.00 2.0 2.00
lbg3 2.0 2.00 2.0 2.00

1.0 2.00 2.0 1.00
db>5t 2.0 2.00 1.0 2.00
Ibkl 2.0 2.00 2.0 2.00
Uk2 2.0 2.00 2.0 2.00
lbg4 2.0 2.00 1.0 2.00
dbgtt 2.0 2.00 1.0 2.00
fekl 2.0 1.00 1.0 2.00
fegl 1.0 1.00 1.0 1.00
feil 1.0 1.00 2.0 2.00
ftil 1.0 1.00 1.0 1.00
fttl 1.0 1.00 2.0 2.00
£ta2 2.0 1.00 1.0 2.00
fta3 1.0 1.00 1.0 1.00
fts4 -99.0 1.00 1.0 2.00
fagl -99.0 1.00 1.0 1.00
fikl 2.0 1.0 1.00
fifc2 1.0 1.00 1.0 2.00
fig2 2.0 1.00 1.0 2.00
fnl 2.0 1.00 1.0 1.00
fn2 2.0 1.00 1.0 1.00
£u3 2.0 2.00 1.0 1.00
fbgl 2.0 2.00 1.0 2.00
fbkl 2.0 2.00 2.0 1.00
fbtl 2.0 , 1.0 1.00
fbg2 -99.0 1.0 1.00
fbg3 -99.0 -99.0 -9999999
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Ibbiktimq III.l: Dendrograu der Clustering des «irtsdaftlichen (Hifr-)Erfolqs der befragtea Gnteiselaei 

Hethode: Average linkage (Within Group)

Rescaled Distance Cluster Coibine
CASE
Label Seg

dbg4t 27
fbgl to
lbgl 18
dbiSt 23
lig4 26
fu3 39
rfaaTt 5
dtXlt 20
fta2 33
fig2 36
dekit 1
ltkl 14
fekl 28
dei3t 11
likl 24
11*2 25
dbilt 3
lbg2 19
lbg3 21
dbklt 13
fbkl 41
dbklt 22
feu 30
£tkl 32
dek3t 12
deilt 7
lull 17
ftll 31
ftl3 34
dtilt 2
lekl 15
fegl 29
dti2t 8
dtut 9
duit 4
diklt 6
fik2 35
fnl 37
fs>2 38
dek2t 10
ltgl 16

J-
T

101p
15 20 25
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A nhang  IV

Tabelle IV. 1: Durchschnittlicher Bruttojahresverdienst je  Beschäftigten und 
Modalwert eines Bruttomonatsverdienstes in 1992 in KKS

Soziales Sicherungssy­
stem

A rbeitsm arktbe­ A bsatzm arkt­ D+L F
dingungen bedingungen (Ka  gering) (Ka  hoch)

geringer An-/ Ab- wirtschaftlich 20.119 24.565 22.540 23.340
werbedruck erfolglos 

(KB gering)
1.396 1.379 1.388 1.466

(e gering) wirtschaftlich 25.550 21.568 24.144
erfolgreich 
(Kg hoch)

1.707 1.383 1.544

hoher An-/ Abwer- wirtschaftlich 31.568 21.847 28.158 30.045
bedruck erfolglos 

(Kb  gering) 1.694 1.186 1.43! 1.658

(6 hoch) wirtschaftlich 31.371 33.167 31.991
erfolgreich 
(Kß hoch) 2.470 1.597 1.921

27.419 24.989

1.747 1.386

Legende: K^. Anreizkosten
K.ß; (Wieder-)Besetzungskosten
s: Mobilitätswahrscheinlichkeit
a Kein valider Fall

Q uelle: E igene B erechnungen aus Q U IPPE
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Tabelle IV.2: Ausgaben für freiwillige Sozialleistungen je  Beschäftigten in KKS 
in 1992

Soziales Sicherungs- 
system

A rbeitsm arktbe­
dingungen

Absatzm arkt­
bedingungen

L

(Ka  gering)

F+D

(Ka  hoch)

geringer An-/ Ab- 
werbedruck

wirtschaftlich
erfolglos
(Kb  gering)

-a 978 978 1.702

(s gering) wirtschaftlich 
erfolgreich 
(Kb  hoch)

2.790 1.420 2.146

hoher An-/ Abwer- 
bedruck.

wirtschaftlich 
erfolglos 
(Kb  gering)

-a 1.223 1.223 3.073

(e hoch) wirtschaftlich 
erfolgreich 
(Kg hoch)

4.729 2.739 3.814

3.815 1.572

Legende: K ^ : Anreizkosten
KB: (Wieder-)Besetzungskosten
e: Mobilitätswahrscheinlichkeit
a Kein valider Fall

Quelle: Eigene Berechnungen aus QUIPPE
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Tabelle IV.3: Durchschnittliches monatliche Gesamtkompensationsniveau in 
KKS

Soziale Sicherungssystem

A rbeitsm arktbe­
dingungen

Absatzmarkt-
bedingungen

L

(Ka  gering)

D

K(a  mittel)

F

hoch)

geringer An-/ Ab- 
werbedruck

wirtschaftlich 
erfolglos 
(Kb  gering)

-a 1.322 1.464 1.402 1.643

(e gering) wirtschaftlich 
erfolgreich 
(Kg hoch)

2.042 1.695 1.593 1.758

hoher An-/ Abwer- 
bedruck

wirtschaftlich 
erfolglos 
(Kb  gering)

-a 1.811 1.330 1.629 2.068

(e hoch) wirtschaftlich 
erfolgreich 
(Kß hoch)

2.974 2.016 2.128 2.300

2.452 1.727 1.650

Legende: KA: Anreizkosten
Kß. (Wieder-)Besetzungskosten
e: Mobilitätswahrscheinlichkeit
a Kein valider Fall

Quelle: Eigene Berechnungen aus QUIPPE



Organisationsökonomie humaner Dienstleistungen
Band 1 herausgegeben von D ieter Sadowski

Hans Helmut Kehr

Leistungsorientierter Krankenhaus-Betriebsvergleich 
Entwicklung eines Informations- und Kontrollsystems zur Vergleich­
barkeit der Krankenhäuser hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit
ISBN 3-87988-129-4, Rainer Hampp Verlag, München u. Mering 1995, 198 S., DM 39.80,
SFr 39.80, ÖS 310.-

Durch die Neuordnung der Krankenhausfinanzierung in den letzten Jahren gewinnen 
Fragen der Wirtschaftlichkeit und Vergleichbarkeit von Krankenhäusern an Aktuali­
tät und Wichtigkeit. Der Gesetz- und Verordnungsgeber hat erkannt, daß ein höheres 
Maß an Vergütungsgerechtigkeit und -Objektivität wünschenswert ist, und hat festge­
legt, daß bei der Ermittlung der Pflegesätze für ein Krankenhaus auch ein Vergleich 
mit anderen Krankenhäusern zu erfolgen hat.
Durch den Wegfall der garantierten Selbstkostendeckung sind die Krankenhäuser zu 
einer wirtschaftlichen Betriebsfuhrung gezwungen. Notwendig ist deshalb ein Con­
trolling im Krankenhaus, das leistungsbezogene Vergleiche mit anderen Kranken­
häusern ermöglicht und Verlustrisiken vermeiden hilft.
Die vorliegende Veröffentlichung setzt bei der Entwicklung eines Informations- und 
Kontrollsystems direkt bei den Leistungen an und liefert —  im Gegensatz zu allen 
bisherigen Verfahren —  eine maßgebliche Erweiterung und Verbesserung der Ver­
gleichbarkeit von Krankenhäusern. Ein Output-nahes Verfahren der Leistungsmes­
sung, welches das Spektrum der behandelten Krankheiten berücksichtigt, wird ent­
wickelt. Tabellen und Grafiken verdeutlichen konkrete Einsatz- und Anwendungs­
möglichkeiten des Verfahrens.

Prof. Dr. Hans Helmut Kehr, Jg. 1956, hat 8 Jahre lang den Bereich Krankenhäuser und Re­
habilitationseinrichtungen beim AOK-Bundesverband, Bonn geleitet. Nach vierjähriger lei­
tender Verwaltungstätigkeit im Gesundheitsbereich ist er derzeit als Professor für wirt­
schaftliches Gesundheitswesen an der Fachhochschule in Gießen tätig.
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Betriebliche Kompensationspolit ik im Wettbewerb  
nationaler sozialer Sieherungssysteme

Trotz allgemein beklagter räumlicher Immobilität der Arbeitnehmer neh­
men grenzüberschreitende Pendelwanderungen zu und lassen Grenzgänger- 
tum zu einem immer stärker diskutierten Thema politischer und wirtschaft­
licher Akteure in Grenzregionen und auch auf europäischer Ebene werden. 
Kann man vom Grenzgängertum etwas für die Förderung der internationa­
len Arbeitskräftemobilität lernen? Das ist eine der offenen Fragen, die sich 
nur beantworten lassen, wenn man mehr über die Determinanten grenz­
überschreitender Pendelwanderungen weiß. Dazu stellt die Autorin die 
betriebliche Kompensationsstrategie der Unternehmen in den regionalen 
Arbeitsmärkten der Grenzregionen in den Mittelpunkt ihres transaktions­
kostenorientierten Erklärungsansatzes und analysiert, inwieweit markt­
mäßige und institutionelle Rahmenbedingungen die betriebliche Entgelt- 
und Sozialleistungspolitik und damit die Motivation zur grenzüberschrei­
tenden Arbeitnehmermobilität beeinflussen. Die Ergebnisse auf Basis eines 
eigens erhobenen, international vergleichenden Betriebsdatensatzes 
(QUIPPE) zeigen nicht nur, wie man dem bestehenden eklatanten Daten­
mangel begegnen kann, sondern heben auch die Bedeutung disaggregierter 
Daten im Rahmen international vergleichender Personalökonomie hervor.

Dr. Ruth Bäck. Jg. 1966. Diplom-Kauffrau, 1995 Promotion zum Dr. rer. pol. an 
der Universität Trier. 1992-1995 Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für 
Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehungen in der Europäischen Gemeinschaft (IAAEG).


